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Donaulauf bei Untermerchtal. Die Führung des Flusses fo lgt der Talsohle, die Uferbereiche sind noch naturnah, die Talniederung wird als Grün­
land genutzt und der Terrassenrand ist durchgehend bewaldet. Beispiel einer geordneten Tallandschaft. Foto: G. Olschowy 
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Deutscher Rat für Landespflege 

Landespflege und landwirtschaftlich intensiv genutzte Gebiete 

1 Einleitung 

Die zunehmende Intensivierung der Landwirtschaft in den 
vergangenen Jahrzehnten, gefördert durch die Aktivitäten 
der Europäischen Gemeinschaft, konnte nicht ohne Auswir­
kungen auf Natur und Landschaft bleiben. Der Deutsche Rat 
für Landespflege hat auf die Probleme mehrfach hingewie­
sen (vgl. die Stellungnahmen in den Heften Nr. 31 nZur Öko­
logie des Landbauesu, Nr. 33 nlandschaft und Fließgewäs­
ser«, Nr. 34 „20 Jahre 'Grüne Charta von der Mainau'«, Nr. 36 
nNeues Naturschutzrecht«, Nr. 39 „ Naturpark Südeifel«, 
oder Nr. 41 »Integriertes Schutzgebietssystem« seiner 
Schriftenreihe.) In dieser Stel lungnahme befaßt sich der Rat 
daher speziell mit dem Bereich nLandespflege und landwirt· 
schaftlich intensiv genutzte Gebiete«, um Aufschluß über 
die Entwicklung und ihre Folgen zu erhalten. 

Mit Unterstützung des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten hat der Rat zunächst im Mai 
1982 in Erlangen ein internes Kolloquium abgehalten, bei 
dem folgende Sachverständige berichtet haben: 

Professor Dr. H. PRIESE: 
uDie Bedeutung landwirtschaftlicher Vorranggebiete« 

Staatsminister a. D. G. NIERMANN: 
»landwirtschaftliche Vorranggebiete aus der Sicht der 
Landwirtschaft« 

Dipl.-Landwirt R. LATTEN: 
nlntensive Landbewirtschaftung und ihre Begründung« 

Graf G. FINCKENSTEIN: 
»Alternative Landbaumethoden in landwirtschaftlichen ln­
tensivgebieten aus der Sicht der Praxis« 

Professor Dr. G. OLSCHOWY: 
»Landespf lege und landwirtschaftliche Reku ltivierung im 
Rheinischen Braunkohlengebiet« 

Präsident J. F. LI LLOTTE: 
uDie Flurbereinigung in landwirtschaftlichen lntensivgebie­
ten unter Berücksichtigung der Landespflege« 

Professor Dr. D. BOEMINGHAUS: 
»Zur Erhaltung und Gestaltung des Landschaftsbildes in 
landwirtschaftlichen lntensivgebieten« 

Professor Dr. H. BICK: 
»Konventioneller Landbau und Alternativer Landbau aus der 
Sicht der Ökologie« 

Professor Dr. K. MEISEL: »Veränderung der Ackerunkraut­
und Grünlandvegetation in landwirtschaftlichen lntensivge­
bieten« 

Professor Dr. B. HEYDEMANN: 
»langfristige Auswirkungen landwirtschaftl icher Maßnah­
men auf die Agrarökosysteme« 
Dr. H.-J . MADER: 

»Biotop- und Artenschutz in landwirtschaftlichen Intensiv­
gebieten« 

Professor Dr. W. Haber: 
»Maßnahmen der Landespflege in landwirtschaftlichen ln­
tensivgebieten und ihre Auswirkungen auf den Naturhaus­
halt«. 

Die Aussprachen verliefen sehr lebhaft und erbrachten zu­
sätzliche Erkenntnisse. Ein Arbeitsausschuß des Rates wur· 
de beauftragt, die Ergebnisse des Kol loquiums auszuwerten 
und den Entwurf einer Stellungnahme zu erarbeiten. 

Dem Ausschuß gehörten von seilen des Rates an: 

Professor Dr. U. AMMER 
Professor Dr.-lng. K. BORCHARD 
Professor Dr. W. HABER 

Staatsminister a. D. G. NIERMANN 

Professor Dr. G. OLSCHOWY (als Vorsitzender) 
Professor W. PFLUG 

Professor Dr. H. STEIGER 

und von sei l en der Geschäftsstelle des Rates 
Dipl.-Ing. Angelika WURZEL. 

Dem Ausschuß wurden von den Herren Professor Dr. H. 
PRIESE und Dr. 0. SEIBERT dankenswerterweise Berichte 
zur Verfügung gestellt, die in die Stellungnahme eingearbei­
tet wurden. Der Entwurf wurde anläßlich der Ratsversamm­
lung am 2. Dezember 1983 in Bonn diskutiert und als Stel· 
lungnahme des Rates beschlossen. 

Das Hauptanliegen der Stellungnahme ist , die bestehenden 
Konflikte zwischen Landwirtschaft und Landespflege abzu­
bauen, zu einem sachlichen Gespräch beider Seiten beizu­
tragen und Lösu ngen vorzuschlagen, die sowohl die Ernäh· 
rung als auch die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes 
und die Nutzungsfähigkeit der Naturgüter als Lebensgrund· 
lage heutiger und künftiger Generationen nachhalt ig sicher­
stellen. 

Die Entwicklung der Landwirtschaft in Richtung intensiver 
Bewirtschaftungsmethoden vollzog sich räumlich nicht 
gleichmäßig, sondern konzentrierte sich auf Flächen, die 
vom Standort her einen relativ hohen Ertrag erwarten las­
sen. 

Wesentliche Impulse zur Intensivierung sind von der Aus­
nutzung neuer biologischer und technischer Möglichkeiten 
der Landnutzung ausgegangen. Sie erfordern einen erhöh· 
ten Einsatz von Maschinen, Düngemitteln, Pestiziden und 
Herbiziden. Die Flurbereinigung schuf oder verbesserte die 
räumlichen und besitzmäßigen Voraussetzungen. 

Diese Entwicklung wurde von selten des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege von Anfang an kritisch verfolgt. Ins­
besondere wurde der Flurbereinigung die Ausräumung vie­
ler landwirtschaftl ich genutzter Fluren von naturnahen Bio­
topen und die Gefährdung wildwachsender Pflanzen und 
wild lebender Tierarten zur Last gelegt. 

Es war Zweck des Kolloquiums festzustellen, 

- in welchen Gebieten die landwirtschaftliche Nutzung be· 
sonders intensiviert worden ist, 

- welche Gründe diese Entwicklung veranlaßten, 

- ob und wieweit der erhöhte Einsatz von ertragssteigern-
den Mitteln gerechtfertigt und aus ökolog ischer Sicht 
vertretbar ist, 

- welche Auswirkungen die Intensivierung auf Natur und 
Landschaft hat, 

- wie sich die rechtlichen Gegebenheiten auf die Entwick­
lung und ihre Folgen ausgewirkt haben, 
welche weiteren Entwicklungen für die Zukunft zu erwar­
ten si nd und 
inwieweit Vorrang- oder Sonderstellungen zu begründen 
sind. 

133 



Bis vor einiger Zeit wurden unter landwirtschaftlichen »In· 
tensivgebietencc solche Bereiche verstanden, in denen die 
Landwirtschaft großflächig, mit modernen technischen Ge­
räten, verstärktem Einsatz von Dünge- und Pflanzenbehand­
lungsmitteln, zum Teil auch mit zusätzlicher künstlicher Be­
regnung betrieben wurde. In besonderem Maße traf dies für 
größere Betriebe auf guten Böden, wie Löß·, Braunerde- und 
Schwemmlandböden zu, so z. B. in den sogenannten Acker­
börden. 

Wenn sich die Stellungnahme des Rates auf »landwirt­
schaftlich intensiv genutzte Gebietecc beschränkt, so sollen 
damit jene landwirtschaftlich genutzten Flächen unberück­
sichtigt bleiben, die in sogenannten landwirtschaft lichen 
Problemgebieten der Mittel· und Hochgebirge liegen und an· 
dere landespflegerische Probleme aufweisen. 

In neuerer Zeit haben sich auch landwirtschaftliche Mittel­
und sogar Kleinbetriebe auf intensiv Bewirtschaftungsme­
thoden umgestellt und den Einsatz von ertragsteigernden 
und arbeitskräftesparenden Mitteln erheblich vergrößert. 

Wenn im Kolloquium häufig auch von »landwirtschaftlichen 
Vorranggebieten« gesprochen wurde, wie sie das Bundes­
raumordnungsprogramm1> im Rahmen einer »räumli ch-funk­
tionalen Aufgabenteilungcc für die land- und forstwirtschaft­
liche Produktion konkret anspricht, so sind diese nicht 
deckungsgleich mit den vorstehend beschriebenen intensiv 
genutzten Gebieten. In einigen Bundesländern wird Inzwi­
schen die Ausweisung von Vorranggebieten durch Landes­
gesetze und -verordnungen oder Erlassen vorgeschlagen. 
»landwirtschaftliche Vorranggebieten bedeutet, daß die 
landwirtschaftliche Nutzung Vorrang haben soll. Einer sol­
chen Einrichtung liegt der gleiche Gedanke zugrunde, der im 
Land Nordrhein-Westfalen zur Festlegung siedlungsräumli­
cher Grundstrukturen (u. a. Zentrale Orte, Entwickl ungs­
schwerpunkte, Verdichtungsgebiete und ländliche Zonen) 
und zu Gebieten mit besonderer Bedeutung für Freiraum­
funktionen (Wasserwirtschaft und Erholung) geführt hat.2> 
Vorrang ist demnach im Sinne einer Einschränkung für an­
dere Nutzungen zu verstehen. Die Vorrangfläche erstreckt 
sich zumeist auf größere geschlossene Flächen. Wenn von 
den Landesplanungsbehörden mancher Länder der Begriff 
nVorranggebietecc nur mit Zurückhaltung benutzt wird, so 
wohl deshalb, weil eine Beschränkung der Nutzung in der 
Regel auch eine Beschränkung der Planungsmöglichkeiten 
zur Folge hat. 

Der Rat ist sich bewußt, daß auch die Landwirtschaft einem 
ständigen Wandel unterliegt und diese Stellungnahme da­
her nur von der derzeitigen Situation ausgehen kann. 

2 Agrarpolitische Ziele und recht liche Vorgaben 

2.1 Ziele der Agrarpolitik 

Unmittelbar nach dem Krieg war es vordringlichstes Ziel der 
Landwirtschaftspolitik, die Produktion zu steigern und die 
Ernährung zu sichern . Dieses Ziel war um 1953 weitgehend 
erreicht. Als problematisch erwies sich zu diesem Zeitpunkt 
die Agrarstruktur, deren Verbesserung in Ang riff genommen 
werden mußte. Weiterhin galt es, die Landwirtschaft auf d ie 
Integration in einen gemeinsamen europäischen Markt vor­
zubereiten. Hierzu war staatliche Hilfe erforderlich. Diese 
für die Agrarpolitik bedeutsamen Ziele sind im Landwirt­
schaftsgesetz von 1955, im EWG-Vert rag von 1957 und in 
den Agrarberichten der Bundesregierung festgelegt: 

Landwirtschaftsgesetz 

a) Teilnahme der Landwirtschaft an der fortschreitenden 
Entwicklung der Volkswirtschaft 

b) Sicherung einer bestmög lichen Versorung der Bevölke­
rung mit Nahrungsgütern 
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c) Ausgleich der für die Landwirtschaft bestehenden natur­
bedingten und wirtschaftl ichen Nachteile gegenüber an­
deren Wirtschaftsbereichen 

d) Steigerung der landwirtschaft lichen Produktivität 

e) Angleichung der sozialen Lage der in der Landwirtschaft 
tätigen Menschen an die vergleichbarer Berufsgruppen 

EWG-Vertrag 

f) Produktivitätssteigerung der Landwirtschaft durch För­
derung des technischen Fortschritts und durch wir· 
kungsvolle Produktionsmittel 

g) Erhöhung des landwirtschaftlichen Pro-Kopf-Einkom­
mens und dadurch Gewährleistung einer angemessenen 
Lebenshalt ung 

h) Stabilsierung der Märkte 
i) Sicherstellung der Versorgung 

j) Versorgung der Verbraucher zu angemessenen Preisen 

Agrarbericht 1974, Agrarbericht 1982 

k) Verbesserung der Lebensverhältnisse im ländlichen 
Raum sowie gleichrangige Tei lnahme der in der Land­
und Forstwirtschaft und Fischerei Tätigen an der allge­
meinen Einkommens- und Wohlstandsentwicklung 

1) Versorgung der Bevölkerung mit qualitativ hochwertigen 
Produkten der Agrarwirtschaft zu angemessenen Prei­
sen 

m) Beitrag zur Lösung der Weltagrar- und -ernährungspro­
bleme und Verbesserung der agrarischen Außenwirt­
schaft sbeziehungen 

n) Erhaltung, Wiederherstellung und Entwicklung der 
Leistungs- und Nutzungsfähigkeit von Natur und Land­
schaft, Verbesserung des Tierschutzes. 

Diesen Hauptzielen im Agrarbericht 1974 werden Unter­
ziele und Teilziele zugeordnet, deren Nennung im Rah· 
men dieser Stellungnahme zu weit führen würde.Die Tei l­
und Unterziele sind variabler, wie ein Verg leich der ver­
schiedenen Agrarberichte zeigt, und spiegeln den Wan­
del in der Agrarpolit ik wider. 

Der Agrarbericht 1982 geht im wesentlichen immer noch 
von den vier im Agrarbericht 1974 genannten Hauptzielen 
aus. 

Die im Landwirtschaftsgesetz, im EWG-Vertrag und im 
Agrarbericht ausgeführten Ziele können durch Agrarschutz­
maßnahmen oder Agraranpassungsmaßnahmen verwirk­
licht werden. 

Anpassungsmaßnahmen sind Interventionen (Eingriffe des 
Staates), die eine Anpassung der Landwirtschaft an sich än­
dernde Marktdaten fördern und Fehlentwicklungen der land­
wirtschaftlichen Produkt ion verhindern sollen. Anpassungs­
politik überläßt den Strukturwandel und die Anpassung an 
veränderte Marktbedingungen grundsätzlich der eigenen 
Verantwortung des landwi rtschaftl ichen Unternehmens und 
greift erst dann ein, wenn dieses nicht in der Lage ist, die 
Strukturanpassung aus eigener Kraft vorzunehmen. Anpas­
sungsmaßnahmen bedingen in der Regel eine höhere Pro­
duktivität. Sie s ind z. B. zur Verwirklichung der Ziele d, f, g, h 
und k erforderlich. 

1) Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen u. Städtebau (1975) 
Bundesraumordnungsprogramm, Bonn, S. 4 

2) Der Ministerpräsident des Landes Nordrhein-Westfalen (1977): Lan­
desentwicklungsplan 1/11: »Raum- und Siedlungsstrukturcc Entwurf. 
Der Ministerpräsident des Landes Nordrhein-Westfalen - Landes­
planungsbehörde - (1976): Landesentwicklungsplan III. Gebiete mit 
besonderer Bedeutung für Freiraumfunktionen - Wasserwirtschaft 
und Erholung - . MBL Nordrhein-Westfalen. 29. Jg. Nr. 67 vom 8. 7. 
1976. 



Schutzmaßnahmen sind demgegenüber gegen die Marktent­
wicklung gerichtet und zielen darauf ab, durch direkt 
rentabilitäts- und einkommenswirksame Maßnahmen, wie 
Produktpreiserhöhungen und Subventionen, Einfluß auf die 
Landwirtschaft zu nehmen. Durch unmittelbare Erhöhung 
der Rentabilität der landwirtschaftlichen Betriebe, d. h. 
durch die künstliche Verbesserung der Ertragslage, wird die 
Notwendigkeit zur Anpassung an veränderte Marktbedin­
gungen weniger dringend. Schutzmaßnahmen lassen durch 
die künstliche Preis-Kosten-Relation eine Agrarproduktion 
auch dort noch als lohnend erscheinen, wo eine Rentabilität 
ohne diese Maßnahmen nicht gewährleistet ist. Schutzmaß­
nahmen führen im allgemeinen nicht zu höherer Produktivi­
tät. Schutzmaßnahmen sind z. B. zur Verwirklichung der Zie­
le c, e und n erforderlich. 

Agraranpassungsmaßnahmen zielen darauf ab, eine opti­
male Faktorenkombination von Boden, Kapital und Arbeit 
durch staatliche Regulationsmaßnahmen zu erreichen, wäh­
rend Agrarschutzmaßnahmen eine bestimmte aktuelle, 
meist durch ungünstige Faktorenkombination gekennzeich­
nete Agrarstruktur erhalten wollen. 

2.2 Preispolitik und Marktpolitik 

Im Rückblick auf die ersten Schritte zur gemeinsamen 
Agrarpolitik, die Konferenz von Stresa 1958 und die Vor­
schläge der EWG-Kommission von 1960, möchte man heute 
fast von einem System von genialer Einfachheit sprechen. 
Der freie Warenverkehr und Wettbewerb auf der Basis eines 
einheitlichen Agrarpreisniveaus sollte im Gemeinsamen 
Markt bei Abschaffung aller direkten Subventionen, Men­
genregulierungen, bilateralen Sonderabkommen und sonsti­
ger Handelshemmnisse möglich werden, wie sie in der Bun­
desrepublik vorher die Hauptinstrumente der Agrarpolitik 
gebildet hatten. Auch alle monopolistischen Regelungen 
sollten wegfallen, wie in Holland im Absatzsektor, in 
Deutschland in der Molkereiwirtschaft, desgleichen die 
Quantenregelungen für Getreide in Frankreich . 

Die ökonomische Funktion des Regulators zwischen Ange­
bot und Nachfrage war also dem Preis zugedacht, mit der 
Einschränkung allerdings, daß das Preisniveau nach außen 
durch Heraufschleusen der Einfuhrpreise (Abschöpfung) auf 
bestimmte Richtwerte abgesichert wird, während im Inneren 
für die Grundprodukte Getreide und Zucker sowie für Milch­
produkte Stützungskäufe (Interventionen) zu festgelegten 
Preisen erfolgen, um ihr Absinken unter das angestrebte Ni­
veau zu verhindern. Für das gemeinsame Preisniveau mußte 
dem Getreidepreis eine Schlüsselstellung zuerkannt wer­
den. Getreide ist Grundnahrungsmittel und gleichzeitig Roh­
stoff bei der tierischen Veredlung, sein Preis hat großen Ein­
fluß auf die Preisgestaltung bei seinen Folgeprodukten, z. B. 
Schweine, Geflügel, Eier, indirekt auf das Preisniveau aller 
tierischen Veredelungsprodukte. 

Das dann in den Jahren nach 1960 schrittweise entwickelte 
Marktordnungssystem der EG paßt grundsätzlich besser in 
eine Marktwirtschaft als das frühere der Bundesrepublik. Es 
hat diesem gegenüber auch den entscheidenden Vorteil, die 
Preise für Grundprodukte und Veredlungserzeugnisse im 
Schutz der Außengrenze richtig aufeinander abstimmen zu 
können. 

Jedenfalls ist das Marktordnungssystem der EG wirt­
schaftspolitisch weitgehend neutral. Seine praktische Wir­
kung ist vorwiegend von den Preisen abhängig, die mit Ab­
satzgarantien (Interventionen) verbunden sind. Die derzeit 
festzustellenden Schwierigkei ten haben im wesentl ichen 
zwei Ursachen : Die Abnahmegarantie für Marktordnungs­
produkte (Milch, Getreide, Zucker) hat die Erzeugung fühl­
bar angeregt und die Mittel für die Preisgarantien (Einlage­
rung und Überschußverwertung) stark strapaziert. Auf der 
anderen Seite hat die steigende Produktion an Nahrungs-

mitteln innerhalb der Gemeinschaft die Einfuhr dieser Pro­
dukte und damit die Abschöpfung, aus der sich die Europäi­
sche Gemeinschaft zu einem Teil finanziert, verringert. 

2.3 Gesetze und Förderungsprogramme der Bundesrepublik 
Deutschland 

Nachstehend werden die Gesetze, die für die Entwicklung 
der Landwirtschaft von Bedeutung sind, aufgeführt: 

Rau m o r d n u n g s g es et zl Landes p 1 an u n g s g es et zl 
Bundesbaugesetz 

Zu den Grundsätzen der Raumordnung nach§ 2 Abs. 1 (ins­
besondere Nr. 3, 4 und 5 ROG) zählt die Forderung, in Gebie­
ten, in denen die Lebensbedingungen in ihrer Gesamtheit im 
Verhältnis zum Bundesdurchschnitt wesentlich zurückge­
blieben sind oder ein solches Zurückbleiben zu befürchten 
ist, die al lgemeinen wirtschaft lichen und sozialen Verhält­
nisse sowie die kulturellen Einrichtungen zu verbessern. In 
den Gemeinden dieser Gebiete sollen die Lebensbedingun­
gen der Bevölkerung, insbesondere die Wohnverhältnisse 
sowie die Verkehrs- und Versorgungseinrichtungen, allge­
mein verbessert werden. Dabei sind die räumlichen Voraus­
setzungen dafür zu schaffen und so zu sichern, daß die land­
und forstwirtschaftliche Bodennutzung als wesentl icher 
Produktionszweig der Gesamtwirtschaft erhalten bleibt. 
Auch die Landeskultur soll gefördert werden. Für die land­
wirtschaftliche Nutzung gut geeignete Böden sind nur in 
dem unbedingt notwendigen Umfang für andere Nutzungs­
arten vorzusehen. Das gleiche gilt für forstwirtschaftlich ge­
nutzte Böden. Für ländliche Gebiete sind eine ausreichende 
Bevölkerungsdichte und eine angemessene wirtschaft liche 
Leistungsfähigkeit sowie ausreichende Erwerbsmöglichkei­
ten auch außerhalb der Land- und Forstwirtschaft anzustre­
ben. Diese Ziele der Raumordnung sollen mit dem System 
der zentralen Orte und ihrer Versorgungsnahbereiche er­
reicht werden. Das ursprüngliche Konzept der zentralen Orte 
ist in den einzelnen Bundesländern unterschiedlich modifi­
ziert worden. Als Alternative zur flächendeckenden Förde­
ru ng von Gemeinden mit zentralörtlicller Bedeutung in den 
ländlichen Räumen wird auch das Konzept der »ausg lei­
chenden Funktionsräume« diskutiert, das als Abkehr von 
den bisherigen (vom Zustand der Siedlungsstruktur her legi­
timierten) zentralörtlichen Gl iederungsprogrammen auf eine 
npassive Sanierung„ des ländlichen Raumes hinauslaufen 
dürfte. 

Nach§ 4 Abs. 3 ROG haben die Länder im Rahmen der Lan­
desplanung die Verwirklichung der Raumordnungsgrund­
sätze insbesondere durch die Aufstellung von Programmen 
und Plänen zu sichern. So nennt beispielsweise das im Voll­
zug der bundesrechtlichen Vorschriften nach§ 4 Abs. 3 ROG 
und nach Art. 13 BayLpLG als Rechtsverordnung erlassene 
Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) für die Dorfer­
neuerung folgende landesplanerische Ziele: 

Maßnahmen zur Dorferneuerung sollen in enger Verbin ­
dung mit den Ordnungsmaßnahmen der Flurbereinigung 
städtebauliche Mißstände in den ländlichen Gebieten 
beseitigen und eine gesunde Entwicklung der Orte för­
dern. 
Bestehende ländliche Wohn- und Wirtschaftsgebäude 
sol len den Erfordernissen zeitgemäßen Wohnens und Ar­
beitens angepaßt werden. Bei einer Erneuerung der Bau­
substanz ist auf das Orts- und Landschaftsbild Rück­
sicht zu nehmen. Aussiedlungen von Betrieben aus Orts­
lagen sollten grundsätzlich nur erfolgen, wenn sie im er­
heblichen öffentli chen Interesse liegen. 

Die charakteristische und vielfältige ländliche Sied­
lungsweise ist unter Berücksichtigung der Erfordernisse 
zeitgemäßen Wohnens und Arbeitens zu schützen und zu 
erhalten. 
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In der Begründung zu den landesplanerischen Zielen des 
LEP w ird die Dorferneuerung als die Gesamtheit der Maß­
nahmen definiert, die dazu beitragen, das Leben in den Dör­
fern durch entsprechende Gestaltung dieser Siedlungsein­
heiten in ihrer Gesamtheit lebenswert zu erhalten und einer 
Abwanderung vorzubeugen. Dazu gehören insbesondere 
Maßnahmen wie die Erschließung durch Ringwege, verbes­
serte Ortsausfahrten und Ortsstraßen, der Erwerb und Ab­
bruch von überalterten oder störenden Gebäuden, der 
Schutz des Ortsbereiches vor Hochwasser, die Grünord­
nung und Bauverschönerung sowie die Schaffung kleinerer 
Spiel· und Freizeiteinrichtungen für den örtlichen Bedarf 
und Baumaßnahmen der privaten Grundeigentümer. 

Im Landesentwicklungsplan Baden-Württemberg aus dem 
Jahr 1971, eingeführt mit Verordnung vom 11. April 1972, 
wurde bestimmt, die Landschaft so zu erhalten, zu pflegen 
und zu gestalten, daß die Leistungsfähigkeit des Naturhaus­
haltes erhalten bleibt oder verbessert wird, die Eigenart der 
Landschaft in ihrer reichen Gliederung gewahrt bleibt und 
Eingriffe in die Landschaft, die den Naturhaushalt schädi­
gen oder das Landschaftsbild verunstalten, vermieden wer­
den. Hierzu sollen insbesondere eine Zersiedlu ng der Land­
schaft und ein ungeordnetes Zusammenwachsen der Sied­
lungsgebiete vermieden, Aussiedlungshöfe und andere al­
leinstehende bauliche Anlagen in die Landschaft eingefügt 
oder eingebunden, die Bodenfruchtbarkeit nachhaltig gesi­
chert und verbessert, bei Flurbereinigungsverfahren auch 
das Landschaftsbild gestaltet und Verödungserscheinun­
gen in der Landschaft entgegengewirkt werden. 

Nach§ 17 des Gesetzes zur Landesentwicklung des Landes 
Nordrhein-Westfalen aus dem Jahr 1974 sollen landwirt­
schaftliche und forstwirtschaftliche Flächen unter Berück­
sichtigung der gesamtwirtschaftlichen und siedlungsstruk­
turellen Erfordernisse möglichst erhalten bleiben. Ihre Nut­
zung soll auch dazu beitragen, die natürlichen Lebensgrund· 
lagen zu schützen und die Kulturlandschaft zu erhalten und 
zu gestalten. Das Landesentwicklungsprogramm wird in 
Landesentwicklungsplänen »entfaltet«. Die bisher verab­
schiedeten oder als Entwurf vorliegenden Landesentwick­
lungspläne befassen sich nicht mit der Landwirtschaft. 
Auch der Landesentwicklungsplan III aus dem Jahr 1976, in 
dem die Gebiete mit besonderer Bedeutung für Freiraum­
funktionen behandelt werden, geht auf die Belange der 
Landwirtschaft und ihrer Bedeutung für Natur und Land­
schaft nicht ein. 

Der Begriff »landwirtschaftliches Vorranggebiet« kommt in 
den Raumordnungs- und Landesplanungsgesetzen nicht 
vor. Nach Beschluß der Ministerkonferenz für Raumordnung 
vom 30. Mai 1973 sind, soweit regional erforderl ich, über die 
Verdichtungsräume hinaus Gebiete festzulegen, die im Rah­
men der raumstrukturellen Aufgabenteilung entsprechend 
ihrer jeweiligen Eignung bestimmte Funktionen - gegebe· 
nenfalls auch kumulativ - bevorzugt erfüllen sollen, näm­
lich 
1. Gebiete mit besonders günstigen Voraussetzungen für· 

die Landwirtschaft oder die Forstwirtschaft; 

2. Gebiete mit besonders günstigen Voraussetzungen für 
natur- bzw. landschaftsbezogene Freizeit und Erholung; 

3. Gebiete zur langfristigen Sicherstellung der Wasserver­
sorgung; 

4. Gebiete mit weiteren ökologischen Ausgleichsfunktio­
nen. 

Durch die Festlegung solcher Gebiete,die auch in Verdich­
tungsräumen erforderlich sein kann, können s ich Beschrän­
kungen ihrer ökonomischen Entwicklung ergeben. Diese Be­
schränkungen sind so gering wie möglich zu halten und sol­
len durch Maßnahmen der Landesentwicklung ausgeglichen 
werden. Das Thema »Vorrangflächen« wird auch unter Kap. 
2.4 angesprochen. 
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Das Bundesbaugesetz macht prinzipiell keinen Unterschied 
zwischen Städten und Dörfern, zwischen Verdichtungsräu­
men und ländlichen Räumen. Die Gemeinde hat in jedem 
Fall mit der Bauleitplanung die bauliche und sonstige Nut­
zung der Grundstücke vorzubereiten und zu leiten, sobald 
und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ord­
nung erforderlich ist. Für den Städtebau im ländlichen 
Raum enthält das Bundesbaugesetz die spezielle Forde· 
rung, daß die Belange der Land- und Forstwirtschaft berück· 
sichtigt und land- und forstwirtschaftlich genutzte Flächen 
nur im notwendigen Umfang fü r andere Nutzungsarten vor­
gesehen und in Anspruch genommen werden dürfen. Die im 
Teil VII a »Städtebauliche Maßnahmen im Zusammenhang 
mit Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur« ent­
haltenen Bestimmungen haben lediglich verfahrensrechtli­
che Bedeutung bei der Koordinierung und Abstimmung der 
städtebaulichen und agrarstrukturel len Planungen. Die Vor­
schrift des§ 144 BBauG, wonach Maßnahmen zur Verbesse­
rung der Agrarstruktur, insbesondere auch die Ergebnisse 
der Vorplanung nach § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Ge­
meinschaftsaufgabe »Verbesserung der Agrarstruktur und 
des Küstenschutzes« bei der Vorbereitung und Durchfüh­
rung städtebaulicher Maßnahmen zu berücksichtigen sind, 
stellt nur eine Konkretisierung der Planungsgrundsätze und 
des Abwägungsangebots des§ 1 BBauG dar. Die Bauleitpla­
nung nach dem Bundesbaugesetz wird ausschließlich durch 
städtebauliche Gesichtspunkte bestimmt. Die Gemeinde 
kann in der Bau leitplanung also nur städtebaulich motivier­
te Darstellungen treffen, also nicht durch Bauleitplanung 
spezifisch landwirtschaftliche Regelungen zur Bodennut­
zung vornehmen oder auch nur vorbere iten. Eine Förderung 
der Landwirtschaft stützt sich vornehmlich auf das Flurbe­
reinigungsgesetz, nach dem wiederum nur ländlicher Grund· 
besitz neugeordnet werden darf. Das Flurbereinigungsge­
setz erlaubt eine solche Neuordnung nicht allein zur Verbes­
seru ng der Produktions- und Arbeitsbedingungen in der 
Land- und Forstwirtschaft sowie zur Förderung der allge­
meinen Landeskultur, sondern darüber hinaus auch zur För­
derung der Landesentwicklung, d. h. der Förderung und dau· 
erhalten Verbesserung der Lebensverhältnisse im ländli· 
chen Raum. 

Landwirtschaftsgesetz 

Das Landwirtschaftsgesetz vom 5. September 1955 mit der 
Änderung vom 17. Dezember 1976 läßt eine Beziehung zur 
Landespflege nicht erkennen. Das Gesetz ist im wesent li­
chen die Grundlage für den jährlichen »Bericht über die La­
ge der Landwirtschaft« des Bundesminsters für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. In § 5 ist festgelegt, daß sich 
die Bundesregierung im Bericht auch über ein etwaiges Miß­
verhältnis zwischen Ertrag und Aufwand zu äußern hat und 
Maßnahmen auf eine Betriebsführung abzustellen sind, die 
auf eine »nachhaltige Ertragssteigerung« ausgerichtet sind. 

FI u rbere i n ig u ngsg esetz 

Das Flurbereinigungsgesetz, insbesondere die novellierte 
Fassung vom 16. März 1976, trägt den Belangen von Natur­
schutz und Landschaftspflege weitgehend Rechnung und 
ist geeignet, den Konflikt zwischen Landwirtschaft und Lan­
despflege zu mindern. So wird in § 34 Abs. 1 und 3 festge­
legt , daß bestimmte Landschaftsbestandteile, wie Obstbäu· 
me, Beerensträcher, Rebstöcke, Hopfenstöcke, einzelne 
Bäume, Hecken, Feld· und Ufergehölze, nur in Ausnahmefäl­
len, soweit insbesondere die Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege nicht beeinträchtigt werden, we­
sentlich verändert und beseitigt werden dürfen. Sofern Ein­
griffe gegen diese Vorschriften vorgenommen werden, muß 
die Flurbereinigungsbehörde Ersatzpflanzungen anordnen. 

Im dritten Teil des Gesetzes, der die Neugestalt ung des Flur­
bereinigungsgebietes behandelt , wird in§ 37 Abs. 2 festge-



legt, daß u. a. den Erfordernissen des Umweltschutzes, des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie auch der 
Erholung Rechnung zu tragen ist. Abs. 3 des gleichen Para­
graphen besagt, daß die Veränderung natürlicher Gewässer 
nur aus wasserwirtschaftlichen und nicht aus vermessungs­
technischen Gründen vorgenommen werden darf. 

Nach § 38 stellt die Flurbereinigungsbehörde allgemeine 
Grundsätze für die zweckmäßige Neugestaltung des Flurbe­
reinigungsgebiets auf. Hierbei sind die Ergebnisse der Vor­
planung nach § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Gemein­
schaftsaufgabe »Verbesserung der Agrarstruktu r und des 
Küstenschutzes« (Agrarstrukturelle Vorplanungen), und Vor­
planungen der landwirtschaftlichen Berufsvertretung oder 
anderer landwirtschaftlicher Stellen sowie des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege zu erörtern und in dem mögli­
chen Umfang zu berücksicht igen. Allerdings findet die letzte 
dieser Forderungen in der Praxis häuf ig zu wenig Beach­
tung. 

In§ 45 Abs. 3 wird bestimmt, daß zu wesentlichen Eingri f fen 
in den Bestand von Naturdenkmalen, Naturschutzgebieten 
sowie geschützten Landschaftsteilen und geschützten 
Landschaftsbestandteilen auch die vorherige Zustimmung 
der für den Naturschutz und die Landschaftspflege zustän­
digen Behörde erforderlich ist. 

In§ 86 der Novelle des Flurbereinigungsgesetzes ist festge­
legt, daß vereinfachte Flurbereinigungsverfahren auch aus 
Gründen des Naturschutzes und der Landschaftspflege an­
geordnet werden können. 

Über die gemeinschaftlichen und öffentlichen An lagen, so 
auch die »bodenverbessernden und landschaftsgestalten­
den« Anlagen, stellt die Flurbereinigungsbehörde nach§ 41 
den Wege- und Gewässerplan mit einem landschaftspf lege­
rischen Begleitplan auf. Damit ist die Landschaftsplanung 
auch in der Agrarp lanung gesetzlich verankert. 

Die Frage, ob die Flu rberein igung als Eingriff in Natur und 
Landschaft im Sinne von § 8 BNatSchG zu erachten ist, 
kan n eindeutig mit einem »Ja« beantwortet werden, wei l al­
lein die Veränderungen der Landschaftsstruktur, des Reliefs 
sowie des Wege- und Gewässernetzes als bedeutende Ein­
griffe zu erachten sind. Das Flurbereinigungsverfahren ent­
spricht dem Planfeststellungsverfahren anderer Fachpla­
nungen, wodurch bereits die Tragweite des Eingriffs ersicht­
lich ist. 

Die im Flurbereinig ungsgesetz enthaltenen Forderungen (§ 
38 FlurbG) nach Neueintei lung der Feldflur, Zusammenle­
gung zerspl itterten und unwirtschaftlich geformten Grund­
besitzes nach neuzeitlichen und betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten, Gestaltung der Acker- und Grünlandflä­
chen (vor allem Lage, Form und Größe) nach landwirtschaft­
licher Zweckmäßigkeit, Verbesserung der Grundlagen der 
Wirtschaftsbetriebe, Verminderung des Arbeitsau fwandes 
und Erleichterung der Bewirtschaftung führen naturgemäß 
zu einer grundlegenden Wandlung von Natur und Land­
schaft eines Flurbereinigungsgebietes. Eingriffe in noch na­
türliche und naturnahe Biotope und eine Veränderung der 
natürlichen und naturnahen Vegetationsbestände in der 
Flur sind daher unvermeidl ich. Daher müssen die Auswir­
kungen eines Flurbereinigungsverfahrens auf Natur und 
Landschaft und der zu erwartende Erfolg für die Landwirt­
schaft rechtzei tig vor Einlei tung des Verfahrens gegenein­
ander abgewogen werden. 

Wenn bisher die durch das Flurbereinigungsverfahren gege­
benen Möglichkeiten fü r den Natu rschutz und die Land­
schaftspflege nicht ausreichend genutzt werden, so auch 
deshalb, weil die hierfür zuständigen Behörden infolge ihrer 
unzureichenden Ausstattung mit Sachverständigen dazu 
nicht in der Lage sind. Auch der Flurbereinigungsingenieur 
sollte in Zukunft im Rahmen seiner Ausbildung mit den Auf­
gaben und Zie len des Naturschutzes und der Landschafts-

pflege vertraut gemacht werden. Hinzu tritt die Feststellung, 
daß die Umstellung von den einseitig produkt ionsorient ier­
ten Flurbereinigungsmethoden auf eine betont umweltbezo­
gene Neuordnung des ländlichen Raumes ein Umdenken 
voraussetzt, das zumindest in vielen Ämtern noch nicht aus­
reichend vorhanden ist und weiterentwicke lt werden muß. 

Pf 1 a nze n sc h u tzgeset z 

1968 wurde das Pflanzenschutzgesetz (Pflanzenschutzge­
setz vom 10. Mai 1968, i. d. F. vom 16. Juni 1978, BGBI 1, S. 
749) verabschiedet. In § 1 ist der Zweck des Gesetzes ge­
nannt: 

»1. Pflanzen vor Schadorganismen und Krankheiten zu 
schützen (Pf lanzenschutz) 

2. Pflanzenerzeugn isse vor Schadorganismen zu schützen 
(Vorratsschutz) 

3. die Lebensvorgänge von Pflanzen durch Stoffe zu beein­
f lussen, die nicht zur Ernährung von Pflanzen bestimmt 
sind, und 

4. Schäden abzuwenden, die bei der Anwendung von 
Pflanzenbehandlungsmitteln oder von anderen Maßnah­
men des Pflanzenschutzes oder Vorratsschutzes, insbe­
sondere für die Gesundheit von Mensch und Tier, ent­
stehen können. 

(2) Zum Pflanzenschutz und zum Vorratsschutz gehören 
auch 

1. die Verwendung und der Schutz von Tieren, Pflanzen 
und Mikroorganismen, durch die Schadorganismen 
oder Krankheiten bekämpft werden können, und 

2. die Bekämpfu ng des Bisams (Bisamratte, Ondatra zibe­
thicus L). Zum Bekämpfen gehört auch das Vehüten des 
Auftretens oder der Ausbreitung von Schadorganismen 
oder Krankheiten.« 

Von besonderem Interesse sind die Regelungen, die das In­
verkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln von einer obliga­
tori schen Prü fung und Zulassung (§ 7 und 8) abhängig ma­
chen. Diese Zulassung wird erteilt , wenn 

»1. das Pflanzenbehandl ungsmittel nach dem Stand der 
w issenschaft lichen Erkenntnisse und der Technik hin­
reichend wirksam ist, 

2. d ie Erfordernisse des Schutzes der Gesundheit von 
Mensch und Tier beim Verkehr mit gefährlichen Stoffen 
nicht entgegenstehen und 

3. das Pflanzenbehandlungsmittel bei bestimmungsgemä­
ßer und sachgerechter Anwendung keine schädlichen 
Auswirkungen für die Gesundheit von Mensch und Tier 
sowie keine sonstigen schädlichen Auswirkungen hat, 
die nach dem Stand der wissenschaftlichen Erkenntn is 
nich t vertretbar sind.« 

Dabei werden die gesundheitlichen Voraussetzungen von 
der Biologischen Bundesanstalt im Einvernehmen mit dem 
Bundesgesundheitsamt entschieden. Zugleich erteilt die 
Biologische Bundesanstalt mit der Zulassung Auflagen, die 
die Fassung der Gebrauchsanweisung und die Verwendung 
sonstiger Angaben betreffen. Die Gebrauchsanweisung 
muß Angaben zum Anwendungsgebiet, zu Art und Zeit der 
Anwendung, zu aufzuwendender Menge und einen Hinweis 
au f die Gefahren enthalten, die bei der Anwendung auftre­
ten können. 

In der praktischen Anwendung der Pflanzenschutzmittel 
entzieht es sich jedoch der Kontrolle der Zulassungsbehör­
den, inwieweit sie tatsächlich sachgemäß angewendet oder 
auch inwieweit verschiedene Präparate nebeneinander vor­
beugend angewendet werden und so zu unerwünschten Ne­
benwirkungen durch die Summierung von Stoffen im Natur­
haushalt führen können. Es ist ebenfalls häufig einer Kon­
trol le entzogen, was mit Resten nicht verwendeter Pflanzen­
schutzmittel geschieht bzw. wo sie beseitig t werden. 
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Inzwischen liegt von der Bundesregierung der »Entwurf ei­
nes Gesetzes zum Schutz der Kulturpflanzen (Pflanzen­
schutzgesetz - PflSchG)« vom 26. August 1983 vor. Ziel die­
ses Entwurfes ist es, »den Schutz von Mensch und Tier zu 
verbessern und durch die Abwendung von Gefahren für den 
Naturhaushalt die ökologischen Risiken des Pflanzenschut­
zes zu vermeiden.« Die Entwurf sieht u. a. folgende Regelun­
gen vor: 

Anwendung von Pflanzenschutzmitteln nur nach guter 
fachlicher Praxis 
keine Anwendung von Pflanzenschutzmitteln in oder an 
Gewässern 
Ermächtigung des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, Anwendungsverbote und 
-beschränkungen zu erlassen 

- Zulassung eines Pflanzenschutzmittels nur im Einver-
nehmen mit dem Umweltbundesamt (Bereiche Wasser, 
Luft, Abfall) 
Meldung der produzierten Pflanzenschutzmittelwirk· 
stoffmengen durch die Herstel ler 

- Genauere Kennzeichnung der Mittel (auch für den Ex-
port). 

Der Entwurf stellt einen Schritt in die richtige Richtung dar. 
Leider sind die Beratung der Landwirte, die Förderung des 
Integrierten Pflanzenschutzes und die umweltschonende 
Beseitigung nicht verwendeter Pflanzenschutzmittel sowie 
Sachkundenachweise der Anwender noch nicht hinreichend 
geregelt. 

Düngemittelgesetz 

Die Anwendung von Düngemitteln ist durch Gesetz nicht 
starr geregelt. Das Düngemittelgesetz vom 15. November 
1977 (BGBI 1, S. 2133) enthält lediglich Anwendungsbe­
schränkungen Ober den Verkehr mit Düngemitteln, die mit 
verschiedenen Gesetzen abgestimmt sind. 

Das Wasserhaushaltsgesetz, die Landeswassergesetze und 
die darauf beruhenden Rechtsverordnungen regeln z. B. den 
Schutz des Grund· und Oberflächenwassers vor Verunreini­
gungen, so durch die Ausweisung von Wasserschutzgebie­
ten an Talsperren, Grundwassergewinnungsanlagen und 
stehenden Gewässern. Die Verordnungen enthalten Verbo­
te, Nutzungsbeschränkungen und Duldungspflichten. 

Das Abfallbeseitigungsgesetz ermächt igt die Behörden, das 
Aufbringen von Abwasser, Klärschlamm, Fäkalien und ande­
ren Stoffen auf land- und forstwirtschaftlich sowie gärtne· 
risch genutzten Böden zu regeln. Grenzwerte für das Auf· 
bringen von Jauche, Gülle und Stallmist können festgelegt 
werden. 

Die Diätverordnung legt Höchstwerte für den Nitratgehalt 
von Lebensmitteln für Säuglinge und Kleinkinder fest. Die 
Trinkwasserversorgung regelt den Gehalt an bestimmten 
chemischen Stoffen im Wasser, z. B. von Nitrat. 

Düngemitteltypen werden durch Rechtsverordnung zugelas­
sen. Die Zulassung setzt voraus, daß die Düngemittel bei 
sachgerechter Anwendung die Fruchtbarkeit des Bodens 
und die Gesundheit von Menschen und Haust ieren nicht 
schädigen und den Naturhaushalt nicht gefährden; weiter 
sollen Düngemittel geeignet sein, das Wachstum von Nutz­
pflanzen wesentlich zu verbessern3l. Der Bundesminister für 
Ernährung , Landwirtschaft und Forsten als Zulassungsbe­
hörde läßt sich von einem wissenschaftlichen Beirat für 
Düngungsfragen beraten, wobei ein Angehöriger des Bun­
desgesundheitsamtes mitwirkt. 

Das Düngemittelgesetz ermög licht also keine Kontrolle über 
die Anwendung der Düngemittel. Im Gegensatz zum Pflan· 
zenschutzgesetz ermöglicht dieses Gesetz auch keine Ein· 
flußnahme auf Gebrauchsanweisungen, wohl unter der An-
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nahme, daß die verwendeten Stoffe weniger Nebenwirkun­
gen haben. 

Wasse rh ausha lt sg ese tz 

Das Wasserhaushaltsgesetz ist ein Bundesrahmengesetz. 
Es regelt mit den Ausführungsgesetzen der Länder den 
Schutz des Oberflächenwassers und des Grundwassers und 
ist daher von besonderem Interesse für die Landespflege. 
Die Länder sind nach § 36 Wasserhaushaltsgesetz beauf­
tragt, Wasserwirtschaftliche Rahmenpläne aufzustellen. 
Leider wird von der Möglichkeit, solche Rahmenpläne aufzu­
stellen, noch zu wenig Gebrauch gemacht. Ihre Aufste llung 
ist allerdings mit ei nem hohen Arbeits- und Kostenaufwand 
verbunden. 

Die Länder können Wasserschutzgebiete ausweisen, um 
Gewässer im Interesse der ö ffentlichen Wasserversorgung 
zu schützen, Grundwasser anzureichern und schädliches 
Abfließen von Niederschlagswasser zu verh indern. 

Der Ausbau der Gewässer, der einen besonders schweren 
Eingriff in Natur und Landschaft darstellt , wi rd im Wasser· 
haushaltsgestz nicht ausreichend geregelt. So heiß es in § 
31: 
»(1 a) Beim Ausbau si nd in Linienführung und Bauweise nach 
Möglichkeit Bild und Erholungseignung der Gewässerland· 
schalt sowie die Erhaltung und Verbesserung des Selbstrei­
nigungsvermögens des Gewässers zu beachten.« 

Wenn man bedenkt, welch t iefen Eingriff der Ausbau eines 
Wasserlaufes für Natur und Landschaft bedeutet, dann 
kann man ermessen, daß diese gesetzlichen Best immungen 
nicht ausreichen, weil s ie »Bild und Erholungseignung« in 
den Vordergrund stellen und die ökologischen Belange des 
Gewässers und der ganzen Tailandschaft vernachlässigen. 
Hier erscheint es notwendig, das Wasserhaushaltsgesetz 
durch Novellierung dem Bundesnaturschutzgesetz anzupas­
sen. 

Bu ndesi mm issionssc hutzgesetz 

Das Bundesimmissionsschutzgesetz vom 15. März 1974 ist 
die gesetzliche Grund lage für die Luft reinhaltepolit ik. Für 
die Praxis sind die anlagebezogenen Vorschri ften bedeu­
tungsvol l. Nach§ 3 Abs. 5 zählen als »Anlage« alle baulichen 
und technischen Einrichtungen sowie Grundstocke, die für 
Zwecke genutzt werden, die Emissionen (Rauch, Ruß, Staub, 
Gase, Aerosole, Dämpfe oder Geruchstoffe) zur Folge haben 
können. Die Rechtsprechung Im Hinblick auf die landwirt­
schaftlichen Emissionen Ist uneinheit lich. Die »Technische 
Anleitung zur Reinhaltung der Luft« (TA Luft) bindet als All­
gemeine Verwaltungsvorschrift in erster Linie die Behörden. 
Sie wird aber von den Verwaltungsgerichten als Sachver­
ständigengutachten anerkannt. Die Verminderung der Lärm­
emissionen wird durch die »Technische Anle itung zum 
Schutz gegen den Lärm« (TA Lärm) angestrebt , wonach die 
Genehmigung zur Einrichtung neuer Anlagen grundsätzlich 
nur erteilt wird, wenn entsprechende Lärmschutzmaßnah­
men vorgesehen sind und festgesetzte Immissionsrichtwer­
te nicht überschritten werden. 

Abf al 1 beseit ig u n gsgesetz 

Das Gesetz Ober die Beseitigung von Abfällen i. d. F. der Be­
kanntmachung vom 5. Januar 1977 (zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 4. März 1982) besagt als Begriffserläuterung in§ 
1, daß Abfälle im Sinne des Gesetzes bewegliche Sachen 
sind, deren sich der Besitzer entledigen will. Das trifft auch 

3) KUNTZE, H. und VOSS, H. W. (1 980), Statusbericht Düngung, 
Schriftenreihe des Bundesministers für Ernährung , Landwirtschaft 
und Forsten, Reihe A: Landwirtschaft - Angewandte Wissenschaft, 
H. 245, MOnster-Hiltrup 



für Abfälle der Landwirtschaft zu, so vor allem als Folge der 
Massentierhaltung. 

Der in§ 2 dargestellte Grundsatz legt fest, daß das Wohl der 
Allgemeinheit nicht beeinträchtigt werden darf, so u. a. da­
durch, daß 

Nutztiere, Vögel, Wild und Fische gefährdet, 
Gewässer, Boden und Nutzpflanzen schädlich beein­
flußt, 
schädliche Umwelteinwirkungen durch Luftverunreini· 
gungen oder Lärm herbeigeführt und 
die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspfle· 
ge sowie des Städtebaues nicht gewahrt werden. 

Der§ 15 des Gesetzes geht näher auf das Aufbringen von 
Abwasser und ähnlichen Stoffen auf landwirtschaftlich ge­
nutzte Böden ein. In Abs. 5 heißt es: 

»Die zuständige Behörde kann im Einzelfall das Aufbringen 
von Abwasser, Klärschlamm, Fäkalien oder ähnlichen Stof­
fen auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtne­
risch genutzte Böden und die Abgabe zu diesem Zweck ver· 
bieten oder beschränken, soweit durch die aufzubringenden 
Stoffe oder durch Schadstoffkonzentrationen im Boden eine 
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit zu besorgen 
ist. Entsprechendes gilt für das Aufbringen von Jauche, Gül­
le oder Stallmist, wenn das übliche Maß der landwirtschaft­
lichen Düngung überschritten wird und dadurch insbeson­
dere eine schädliche Beeinflussung von Gewässern zu be­
sorgen ist.« 

Bund esn a tu rsch utzgesetz 

Das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 20. Dezem­
ber 1976 als Rahmengesetz und in seiner Folge die Ausfüh­
rungsgesetze der Länder haben den klassischen Natur­
schutz weiterentwickelt und über den erhaltenden Natur­
schutz hinaus auch die Landschaftsentwicklung einbezo­
gen. Die Ziele und die materiellen Rechtsgrundsätze zur Ver­
wirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege s ind ein wesentlicher Beitrag zur Erhaltung 
und Gestaltung von Natur und Landschaft. 

Der Gebiets- und Objektschutz ist erweitert worden. So sind 
als neue Obejekte die »geschützten Landschaftsbestandtei­
le« hinzugetreten, die sich auf den Bestand von Bäumen, 
Baum- und Gebüschgruppen, Alleen, Hecken, Schutzpflan­
zungen und andere Feldgehölze, Ufergehölze, Schilf- und 
Röhrichtbestände, Moore, Streuwiesen, kleine Wasserläufe 
und Parks erstrecken können. Wenn in den Gesetzen auch 
die »Nationalparkeu und »Naturparkeu mit aufgenommen 
worden sind, so sind damit keine zusätzlichen Schutzkate­
gorien geschaffen worden, denn sie setzen sich vor allem 
aus Naturschutz- und Landschaftsschutzgebieten zusam­
men. 

Der Artenschutz ist erweitert worden. Während sich der Tier­
artenschutz auf gefährdete Vogelarten beschränkte, so sind 
heute v iele Tiergruppen, so auch Wirbeltiere, Fische, Amphi­
bien, Schmetterlinge und auch wirbellose Tiere, geschützt. 
Auch sind die Möglichkeiten zu einem Biotopschutz verbes­
sert worden . Dieser sollte jedoch künftig noch eindeutiger 
geregelt werden, denn gefährdete Tier- und Pflanzenarten 
können nur dann wirksam geschützt werden, wenn auch ihre 
Lebensstätten ausreichend geschützt sind. 

Als ein bedeutender Fortschritt gegenüber dem alten Natur­
schutzrecht muß die Aufnahme der Landschaftsplanung (§ 
5-7 BNatSchG) erachtet werden. Hiermit sind die Voraus­
setzungen gegeben, die Belange und Ziele des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege in der Regionalplanung und 
Bauleitplanung zu verankern. Leider hat das BNatSchG die 
Rechtsverbindlichkeit der Landschaftspläne nicht eindeutig 
geregelt, so daß ihre Rechtswirksamkeit in den Ländern 

sehr unterschiedlich ist. Das gilt z. B. für die unmittelbare In­
tegration der Landschaftsplanung in den Flächennutzungs­
plan, wie dies in Rheinland-Pfalz geregelt ist. In diesem Fall 
wird kein Landschaftsplan mehr aufgestellt und es bleiben 
wesentliche Bereiche des Naturschutzes unberücksichtigt, 
da sie nicht dargestellt werden können. 

Als weiterer wesentlicher Fortschritt des Naturschutzrechts 
ist die Regelung der Eingriffe in Natur und Landschaft auf­
grund § 8 BNatSchG zu betrachten, weil hier dem Verursa­
cher des Eingriffs die Pfl icht auferlegt wird, vermeidbare 
Beeinträcht igungen von Natur und Landschaft zu unterlas­
sen sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen innerhalb ei­
ner zu bestimmenden Frist durch Maßnahmen des Natur­
schutzes und der Landschaftspflege auszugleichen, soweit 
es zur Verwirk lichung der Ziele des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege erforderlich ist. 

Mit der Aufstellung eines landschaftspflegerischen Begleit­
planes als Bestandteil des Fachplanes oder der Einarbei­
tung der Belange des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege in den Fachplan ist die Landschaftsplanung auf die 
Fachplanung ausgedehnt worden und kann hier über das 
Planfeststellungsverfahren rechtswirksam werden. Diese 
Möglichkeiten können um so besser genutzt werden, je aus­
sagekräftiger die Landschaftsrahmenpläne der Landespla­
nung und die Landschaftspläne auf Ebene der Bauleitpla­
nung sind, deren Inhalte in der Fachplanung nicht unberück· 
sichtigt bleiben dürfen. Auch werden die landschaftspflege­
rischen Begleitpläne in ihrem Inhalt um so mehr die Belange 
und Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege be­
rücksichtigen, je intensiver die zuständige Naturschutzbe­
hörde an der Aufstellung solcher Pläne beteiligt wird. 

Hervorzuheben ist auch die Änderung des Bundesnatur­
schutzgesetzes durch das »Gesetz zur Berücksichtigung 
des Denkmalschutzes im Bundesrecht« vom 1. Juni 1980. So 
wurde der § 2 Abs. 1 BNatSchG dahingehend ergänzt, daß 
historische Kulturlandschaften und Kulturlandschaftsteile 
von besonderer charakteristischer Eigenart zu erhalten sind. 
Dieses gilt auch für die Umgebung geschützter oder schüt­
zenswerter Kultur-, Bau- und Bodendenkmäler, sofern dies 
für die Erhaltung der Eigenart oder Schönheit des Denkmals 
erforderlich ist. 

Mit der im Bundes- und in den Landesgesetzen verankerten 
»Landwirtschaftsklausel« ist der Landwirtschaft gegenüber 
dem Naturschutz und der Landschaftspflege ein Vorrang 
eingeräumt worden. Der Rat verweist hier auf seine Stellung­
nahme »Analyse und Fortentwicklung des neuen Natur­
schutzrechts« in Heft 36 seiner Schriftenreihe. 

Es gibt in Wirklichkeit vier Landwirtschaftsklauseln im 
BNatSchG, die in den Landesnaturschutzgesetzen wieder­
kehren. Gemäß§ 1 Abs. 3 BNatSchG »dient« die »ordnungs­
gemäße Landwirtschaft« in der Regel den Zielen dieses Ge­
setzes. Gemäß§ 15 Abs. 3 ist die Vorschrift des§ 1 Abs. 3 
bei der Nutzung von Landschaftsschutzgebieten zu beach­
ten. Gemäß § 8 Abs. 7 werden alle Maßnahmen der nord­
nungsgemäßen landwirtschaftlichen Bodennutzung im Sin­
ne dieses Gesetzes« von den »Eingriffen in Natur und Land­
schaft« ausgenommen. Gemäß § 22 Abs. 3 gelten die Vor­
schriften des Artenschutzes nicht für die ordnungsgemäße 
Landwirtschaft. 
§ 1 Abs. 3 enthält eine widerlegbare Vermutung zugunsten 
der »ordnungsgemäßen Landwirtschaft«. Ordnungsgemäße 
Landwirtschaft in diesem Sinne ist eine Landwirtschaft, die 
»den zur betreffenden Zeit anerkannten Regeln des Betrie­
bes der Landwirtschaft« entspricht. Zu beachten und anzu­
wenden sind einerseits »die Bewirtschaftungsgrundsätze 
und Regeln, die dem Stand der wirtschaftlichen Erkenntnis­
se entsprechen und sich wenigstens schon im maßgebli­
chen Teil der Praxis als zweckmäßig durchgesetzt haben« 
und andererseits die bestehenden rechtlichen Regelungen. 
Unter den letzten werden aber nicht die Regelungen des Na-
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turschutzgesetzes selbst verstanden. (Kolodziejcok/ 
Recken, Naturschutz, Landschaftspflege, Kommentar, § 1 
Anm. 33). 

Die Ordnungsgemäßheit bedeutet also nicht etwa die her­
kömmliche Landwirtschaft, sondern sie umfaßt auch die in­
tensiven Landwirtschaftsmethoden von heute. Ordnungsge­
mäßheit wird hier im § 1 Abs. 3 und entsprechend auch im § 
15 Abs. 3 unabhängig von der Zielsetzung des Naturschut­
zes und der Landschaftspflege bestimmt. Für die hier allein 
zur Debatte stehende moderne, intensive Landwirtschaft er­
geben sich jedoch erhebliche Zweifel, ob jene Regelvermu­
tung für alle Ziele des§ 1 Abs. 1 tatsächlich zutreffend ist. 
Vor allem stehen die Ziele des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege einerseits und gerade der modernen, intensi­
ven Landwirtschaft andererseits höchstens partiell in Über­
einstimmung. Die Landwirtschaft muß notwendigerweise 
wirtschaftliche Ziele verfolgen. § 1 Abs. 1 BNatSchG hat 
aber solche - zu Recht - nicht aufgenommen. Daraus kön­
nen sich Konflikte ergeben. Die Regelvermutung ist daher 
im Ansatz nur soweit begründet, als aus wirtschaftlichen 
Gründen gleichzeitig auch die Ziele des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege quasi nebenher mitverfolgt werden. 
Diese generelle Landwirtschaftsklausel ist gemäß§ 4 Abs. 3 
BNatSchG unmittelbar verbindlich. 

Da diese Klausel auch fü r die Maßnahmen in Landschafts­
schutzgebieten gilt, können auch hier Konfliktezwischenei­
ner ordnungsgemäßen, wirtschaft lich orientierten intensi· 
ven Landwirtschaft mit den Schutzzwecken von Land­
schaftsschutzgebieten entstehen. Die Landwirtschaftsklau­
sel verträgt sich systematisch daher nur schwer mit dem 
Landschaftsschutzgebiet. Die Unter-Schutz-Stellung geht 
über den § 1 Abs. 1 hinaus, etabliert also eindeutig für die 
Schutzzwecke in diesen Gebieten einen besonderen hervor­
gehobenen Rang gegenüber anderen Interessen. Die Regel­
vermutung ist daher hier nicht am Platz. 

Die Landwirtschaftsklausel im § 8 Abs. 7 BNatSchG erklärt 
im Ergebnis tatsächlich als Eingriffe zu qualifizierende Maß­
nahmen der Landwirtschaft rechtlich nicht als Eingriffe, 
nimmt also solche Maßnahmen vom Eingriffsbegriff aus. Al­
lerdings muß es sich um »ordnungsgemäße landwi rtschaftli­
che Bodennutzung im Sinne dieses Gesetzes« handeln. Die­
se Formel des § 8 Abs. 7 ist gegenüber der des § 1 Abs. 3 
durch die Worte »im Sinne dieses Gesetzes« grundlegend 
verändert. Denn sie verweist auf die Zielsetzung und Grund­
sätze dieses Gesetzes selbst. Auf den ersten Blick schei nt 
es daher so, als ob ökonomische und ökologische Elemente 
insoweit miteinander ausgeglichen werden müssen, um ei· 
ne Maßnahme als »Ordnungsgemäße landwirtschaftliche 
Bodennutzung im Sinne dieses Gesetzes« ansehen zu kön­
nen. Jedoch gehört die weitere generelle Landwirtschafts· 
klausel des § 1 Abs. 3 auch zum »Sinn dieses Gesetzes«. 
Hebt sie den Verweis also in seiner ökologischen Wirkung 
wieder auf? Darauf deutet Art. 6 Abs. 2 des Bayerischen Na­
turschutzgesetzes hin: »Die im Sinne dieses Gesetzes und 
des BNatSchG ordnungsgemäße land-, forst- und fischerei­
wirtschaftliche Bodennutzung ist nicht als Eingriff in Natur 
und Landschaft anzusehen. Eine landwirtschaftliche Boden­
nutzung ist ordnungsgemäß, wenn im Rahmen des 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts und der gesetzli­
chen Bestimmungen die Bodenfruchtbarkeit nachhaltig ge­
sichert und die Erzeugung hochwertier Nahrungsmittel ge­
währleistet ist.« Hier wird die ökologische Ausrichtung ein­
deutig nicht mit in die Bestimmung der »Ordnungsgemäßen 
landwirtschaftlichen Bodennutzung im Sinne dieses Geset­
zes« mit aufgenommen. Es gilt auch hier die weitere Bestim­
mung von »Ordnungsgemäß«. Trifft diese Auffassung zu, so 
bedeutet dies ein Vorrang der Landwirtschaft vor Natur­
schutz und Landschaftspflege, insoweit durch die Landwirt­
schaft Eingriffe in die Natur und Landschaft erfolgen. Aller­
dings wird das dadurch gemildert, daß best immte Arten die­
ser Eingriffe generell spezialgesetzlichen Genehmigungs-
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vorbehalten unterliegen, gleichgültig ob sie von der Land­
wirtschaft oder von anderen Nutzern der Natur und Land­
schaft vorgenommen werden. 

Wo jedoch derartige Eingriffe nur naturschutzrechtlichen 
Genehmigungen unterliegen, z. B. in Hessen gern. § 6 des 
Hessischen Landesnaturschutzgesetzes, scheiden die land­
wirtschaftlich begründeten Maßnahmen in jedem Fall aus 
diesen genehmigungspflichtigen Tatbeständen aus, wenn 
sie tatsächlich auch Eingriffe darstellen. Angesichts der un­
klaren Systematik von§ 8 Abs. 7 und§ 1 Abs. 3 ist die bayeri· 
sehe Auffassung nicht ohne wei teres abzuweisen. Hier müß­
te durch den Gesetzgeber Klarheit geschaffen werden. 

Eine ganz eindeutige Privilegierung der ordnungsgemäßen 
Landwirtschaft enthält § 22 Abs. 3 beim Artenschutz. Ge­
mäß dieser Vorschrift gelten die Verbote des Absatzes 2, die 
alle dem Schutz der Arten dienen, nicht für die Landwirt­
schaft. Dabei handelt es sich eindeutig wiederum nur um die 
ökonomisch bestimmte ordnungsgemäße Landwirtschaft. 
Der Artenschutz t ritt hinter die Landwirtschaft zurück. Ins­
besondere für die intensive Landwirtschaft hat das erhebli­
che Folgen. Denn sie greift schwerwiegend in den Artenbe­
stand von Pflanzen und Tieren ein, wie im Abschnitt 3.2.1 
dargelegt wird. Die generelle Freistellung der Landwirt­
schaft vom Artenschutz ist höchst nachteilig und gefährdet 
den Zweck des Gesetzes generell, gerade weil die Landwirt­
schaft den größen Teil der Landschaft bearbeitet. Diese 
Freistellung ist für die Landwirtschaft auch nicht notwen­
dig. Der generelle Vorrang ist zu streichen, allenfalls durch 
eine differenzierte Regelung zu ersetzen. 

Der Deutsche Rat für Landespf lege hat bereits in seiner 
Stellungnahme zur »Analayse und Fortentwicklung des neu­
en Naturschutzrechts in der Bundesrepublik Deutschland« 
(Heft 36) empfohlen, »die Reichweite der ökologisch unbe­
friedigenden Landwirtschaftsklausel wenigstens durch ei­
nen Negativkatalog von nicht mehr tragbaren Eingriffen ein­
zuschränken«. Das würde bedeuten, daß dieser Negativkata­
log die Maßnahmen enthalten müßte, die nicht als ord­
nungsgemäße Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei­
wirtschaft im Sinne des BNatSchG anzusehen sind. 

2.4 Förderungsprogramme der Bundesregierung 

Von der gesamten landwirtschaftlich genutzten Fläche der 
Bundesrepublik (1982: 12, 1 Mio ha) liegen rund 30 % in Ge­
bieten mit ungünstigen natürlichen Erzeugungsbedingun­
gen. Verschiedene Förderungsprogramme des Bundes und 
der Länder haben versucht, mit gezielten Maßnahmen so­
wohl die allgemeine wirtschaftliche Situat ion als auch dieje· 
nige der Landwirtschaft dieser Gebiete zu verbessern. 

Grundlage für die Förderungsprogramme sind die Gesetze 
über die Gemeinschaftsaufgaben von Bund und Ländern, an 
deren Verwirklichung der Bund zu mindestens 50 % finan­
ziell betei 1 i gt ist: 

Gesetz Ober die Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung 
der regionalen Wirtschaftsstruktur« vom 6. Oktober 1969, 
BGBI 1, S. 1861 , geändert durch das Gesetz zur Änderung 
der Gesetze über die Gemeinschaftsaufgaben vom 23. 
Dezember 1971, BGBI I, S. 2140; 

Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes« vom 3. Sep­
tember 1969, BGBI 1, S. 1573, geändert durch das Gesetz 
zur Änderung der Gesetze über die Gemeinschaftsaufga­
ben vom 23. Dezember 1971 , BGBI 1, S. 2140 (bei dieser ist 
der Bund mit mehr als 50 % beteiligt). 

Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung der regio­
nalen Wirtschaftsstruktur« 

Ziel der reg ionalen Wirtschaftspolitik ist die Schaffung oder 
Erneuerung von Arbeitsplätzen, die eine angemessene Erhö-



hung der Einkommen in bestimmten strukturschwachen Re­
gionen bewirken. 

Die regionale Wirtschaftsstruktur soll durch folgende Maß­
nahmen verbessert werden: 

Die gewerbliche Wirtschaft soll bei der Einrichtung, dem 
Ausbau, der Umstellung oder grundlegenden Rationalisie­
rung von Gewerbebetrieben gefördert werden. 

Die Infrastruktur soll ausgebaut werden, soweit es für die 
Entwicklung der gewerblichen Wirtschaft erforderlich ist. 
Dabei sollen 

Industriegelände erschlossen, 
Verkehrsverbindungen, Energie- und Wasserversor­
gungsanlagen, Abwasser- und Abfallbeseitigungsanla­
gen sowie öffentliche Fremdenverkehrseinrichtungen 
ausgebaut und 
Ausbildungs-, Fortbildungs- und Umschulungsstätten, 
soweit ein Bedarf besteht, errichtet werden. 

Die Förderung muß mit den Grundsätzen der allgemeinen 
Wirtschaftspolitik und mit den Zielen und Erfordernissen 
der Raumordnung und Landesplanung übereinstimmen. Auf 
gesamtdeutsche Belange und auf die Erfordernisse der Eu­
ropäischen Gemeinschaft ist Rücksicht zu nehmen. Die fi­
nanzielle Förderung kann in der Gewährung von lnvesti· 
tionszuschüssen, Darlehen, Zinszuschüssen und Bürg­
schaften bestehen. 

Von einem Planungsausschuß wird ein Rahmenplan mit den 
Zielen und ein Finanzierungsplan aufgestellt, der jährl ich zu 
überprüfen ist. Der Rahmenplan konkretisiert in den Regio­
nalen Aktionsprogrammen die Ziele und Maßnahmen zur 
Verbesserung der Wirtschaftsstruktur. 

Von besonderer Bedeutung für landwirtschaftliche Regio­
nen sind die Verbesserung der Infrastruktur, besonders im 
Hinblick auf Verkeh rsanbindung, Energie· und Wasserver­
sorg ung, Abwasser- und Abfallbeseitigung sowie der Aus­
bau der Fremdenverkehrseinrichtungen , die mittelbar der 
Landwirtschaft zugute kommen. 

Gemeinschaftsaufgabe »Verbesserung der Agrar­
s t r u kt ur und des Küstenschutze S« 

Ziel des Gesetzes ist es, eine leistungsfähige, auf künftige 
Anforderungen ausgerichtete Land· und Forstwirtschaft zu 
gewährleisten und deren Eing liederung in den Gemeinsa­
men Markt der Europäischen Gemeinschaft zu erleichtern 
\)Owie den Küstenschutz zu verbessern. Als Gemeinschafts­
aufgabe werden wahrgenommen 

Maßnahmen zur Verbesserung der Produktions- und Ar­
beitsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft, 
wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische Maß­
nahmen, 
Maßnahmen zur Verbesserung der Marktstruktur in der 
Land-, Fischerei- und Forstwirtschaft, 

Maßnahmen zur Erhaltung der Sicherheit an den Küsten 
der Nord- und Ostsee sowie an den fließenden oberirdi­
schen Gewässern im Tidegebiet gegen Sturmfluten (Kü­
s tenschutz). 

Dazu wird von Bund, Ländern und Gemeinden durch einen 
Planungsausschuß ein gemeinsamer Rahmenplan mit Zie­
len und ein Finanzierungsplan aufgestellt und beschlossen, 
der die durchzuführenden Maßnahmen und Förderungsar­
ten (Darlehen, Zuschüsse, Zinszuschüsse, Bürgschaften) 
enthält. Auch die Grundsätze für die Mittelvergabe sind ent-
halten. · 
Im einzelnen werden folgende Maßnahmen gefördert: 

Agrarstrukturelle Vorplanung, Flurbereinigung, freiwilliger 
Landtausch, langfristige Verpachtung in der Flurbereini­
gung, einzelbetriebliche Invest itionen in gemischten land-

und forstwirtschaftlichen Betrieben sowie in rei n forstwirt­
schaftlichen Betrieben, landwirtschaftl iche Betriebe in 
Berggebieten und in bestimmten benachteiligten Gebieten, 
langfristige Verpachtung durch Prämien, Beschaffung von 
Rebpflanzgut für Umstellungen im Weinbau, Marktstruktur­
verbesserung, Erzeugerorganisation für Obst und Gemüse, 
wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische Maßnah· 
men, forstwirtschaftliche Maßnahmen, Leistungsprüfungen 
in der tierischen Erzeugung, Landarbeiterwohnungen und 
Anpassungshilfe für ältere landwirtschaftliche Arbeitneh· 
mer, Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit an den Kü· 
sten der Nord- und Ostsee sowie an den fließenden oberirdi­
schen Gewässern im Tidegebiet gegen Sturmfluten (Küsten­
schutz). 

Nicht alle diese Maßnahmen haben Bedeutung für die Land­
wirtschaft in intensiv genutzten Gebieten; einige der Förde­
rungsprogramme sind besonders stark auf benachteiligte 
landwirtschaftliche Gebiete, z. B. in Hanglagen oder in Berg­
gebieten, ausgerichtet. 

Veränderungen in intensiv genutzten Gebieten können z. B. 
finanzielle Förderungen von Maßnahmen bewirken, wie 
agrarstrukturelle Vorplanungen, Flurbereinigungen, wasser­
wirtschaftliche und kulturbautechnische Maßnahmen. 

Bei der Förderung sind die Bestimmungen des Gemeinsa­
men Agrarmarktes zu berücksichtigen. Grundsätzlich kön­
nen nur Maßnahmen gefördert werden, die überwiegend der 
Agrarstrukurverbesserung dienen, jedoch sollen keine Maß­
nahmen mehr gefördert werden, von denen anzunehmen ist, 
daß ökologisch seltene oder wertvolle Biotope beeinträch­
tigt werden4l. 

2.5 Vorrangflächen der Landwirtschaft, ihr Schutz vor Nut· 
zungsansprüchen und ihre Gestaltung 

Wie einleitend ausgeführt , bedeutet die Ausweisung von 
Vorrangflächen, daß hier einer bestimmten Nutzung ein Vor­
rang eingeräumt wird. Für landwirtschaftliche Vorrangflä­
chen bedeutet dies, in ihrem Bereich Wohn· und Gewerbege­
biete nicht auszuweisen und sie auch nicht forstw irtschaft­
lich zu nutzen. Sie bedürfen eines besonderen Schutzes ge­
gen belastende Einwirkungen, so auch gegen gas· un d 
staubfö rmige Immissionen, gegen eine übermäßige Bela­
stung durch Verkehrseinrichtungen und auch durch den Er­
holungsverkehr. Soweit landwirtschaftliche Vorrangflächen 
an Wohn·, Stadt- und Verdichtungsgebiete, an Erholungs­
wälder und Wasserflächen anschließen, sollen sie so er­
schlossen und gestaltet sein, daß sie begrenzt gewisse 
Funktionen des Erholungsverkehrs übernehmen können, 
was jedoch nicht zu belastenden Entwicklungen führen darf. 

Die geordnete Gestaltung und Gliederung der Landschaft 
für den Erholungsverkehr steht bereits in Beziehung zu den 
Zielen des Naturschutzes und der Landschaftspflege. Berei­
che, die z. B. vornehmlich dem Artenschutz dienen - wie et­
wa geschützte und wertvolle Biotope - dürfen nicht isoliert 
werden und bedürfen der Verbindung untereinander durch 
ein sog. Verbundsystem, wie es der Rat in seiner Stellung­
nahme »Ein 'Integriertes Schutzgebietssystems' zur Siche­
rung von Natur und Landschaft - entwickelt am Beispiel 
des Landes Niedersachsen« dargestellt hat (Heft 41 der 
Schriftenreihe). Dies kann durchaus auch in landwirtschaft­
lichen Vorranggebieten erreicht werden, wenn diese durch 
Flurgehölze, Wegraine, Hangterassen, Quellmulden, 
Feuchtgebiete sowie Baum- und Strauchbestände an Stra­
ßen und Wegen gegliedert sind. Die günstigen Auswirkun­
gen von Flurgehölzen, Naturzellen und naturnahen Land­
schaftselementen auf die benachbarten landwirtschaftlich 

4) Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrar· 
struktur und des Küstenschutzes für den Zeitraum von 1980 bis 1983, 
BT-DS 8/3843 
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genutzten Flächen sind nachgewiesen. Die frühere bäuerli· 
ehe Kulturlandschaft , wie wir sie als vielfältig und mit Ge­
hölzen gegliederte Landschaft kennen, weist mit 500-700 
Gefäßpflanzenarten einen höheren Artenbestand auf als die 
Naturlandschaft mit 250- 450 Arten (ELLENBERG 1981)5). 
Untersuchungen der Landwirtschaftskammer Rheinland ha­
ben ergeben, daß Windschutzpflanzungen auch in Lößbö­
den beachtlich höhere Erträge von Getreide und Zuckerrü­
ben bewirken können. Dies ist eine Folge der verbesserten 
bodennahen Klimafaktoren, wie Untersuchungen des Deut­
schen Wetterdienstes nachweisen. Es soll auch nicht über­
sehen werden, daß von den Rändern der Flurgehölze eine 
ständige Erneuerung eines Teiles der durch intensive Bo· 
denbearbeitung gestörten Bodenflora und -fauna vor sich 
geht. 

3 Die Landwirtschaft in der Bundesrepublik Deutschland 

3.1 Entwicklung der Landwirtschaft 

3.1.1 Landwirtschaft in der Vergangenheit 

Landwirtschaft in ihrer für Europa typischen Kombination 
von Pflanzenbau (Ackerbau) und Nutztierhaltung wird in Mit· 
teleuropa seit 7-8000 Jahren betrieben. Sie ist ohne ständi· 
ge, nachhaltige Eingriffe in die gewachsene Naturland­
schaft nicht durchführbar, ja nicht einmal vorstellbar. Zwar 
haben sich die Landwirte von Anfang an den natürlichen Ge· 
gebenheiten der Landschaft anzupassen versucht, um er· 
folgreich wirtschaften zu können; aber aus demselben An· 
trieb haben sie sich auch bemüht, die natürlichen Standort­
bedingungen zwecks besserer Ausnutzbarkeit zu verändern. 
Das Streben nach größtmöglicher Ausschöpfung der Er· 
tragsmöglichkeiten einerseits, nach Erhaltung und Pf lege 
des Ertragspotentials, vor allem der. Bodenfruchtbarkeit an· 
dererseits stellen die bäuerli che Tätigkeit in ein vielseitiges 
Spannungsfeld. Seine Bewältigung setzt intensive Bezie· 
hungen physischer, geistiger und auch seelischer Art zwi· 
sehen Bauer und Landschaft voraus. Ihr Ergebnis ist die 
vielgestaltige mitteleuropäische Kulturlandschaft, die im 
Rufe steht, abwechslungsreicher und auch schöner als die 
ursprüngliche, fast nur aus Wäldern bestehende Naturland· 
schalt zu sein . 

Das Wort nKultur« umfaßt nach seiner lateinischen Herkunft 
die Bedeutungen »bebauen, pflegen, verehren«. Alle drei Be· 
deutungen lassen sich in der landwirtschaftlichen Tätigkeit 
nachweisen, doch keineswegs immer und überall als ein­
heitliches Grundmotiv. Denn ein Bestandteil dieser Tätigkeit 
ist nicht im Begriff »Kultur« enthalten - nämlich die Nut· 
zung, die immer zur Ausnutzung, ja Ausbeutung tendiert und 
daran gerade durch nKultur« gehindert werden soll. Unsere 
Gesellschaft verdankt also der bäuerlichen Tätigkeit zwar 
die Kulturlandschaft, doch ist diese weitgehend nicht das 
Ergebnis einer einheitlichen, bewußten Gestaltung noch gar 
einer übergeordneten Planung. Die Kulturlandschaft hat 
sich entwickelt aus zahllosen Einzelhandlungen bäuerlicher 
Individuen und Gruppen im Spannungsfeld zwischen Nut· 
zung und Kultur, die sich sowohl mit den natürlichen Gege­
benheiten als auch gegenseitig abstimmen mußten. 

Das oft als harmonisch-ausgewogen empfundene Erschei­
nungsbild alter Kulturlandschaften beruht großenteils auf 
bestimmten Flur- und Siedlungsformen, die auf besondere 
Verhaltensweisen gegenüber dem Land zurückgehen und in 
Traditionen verfestigt wurden. Form und Größe eines Feldes 
wurden durch die Lage der Pflugfurchen und die Zugkraft 
der Gespanne bestimmt. In vielen Gebieten haben Erbteilun­
gen diese Felder wieder verkleinert, Flurzwang und Gewann· 
bildung erneut zusammengefaßt. Besitzgrenzen wurden oft 
durch gepflanzte Hecken oder durch Erd- oder Lesesteinwäl­
le gekennzeichnet, auf denen sich von selbst Gehölze ansie· 
delten. Die überwiegende Versorgung des Eigen· und des 
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Gemeindebedarfs mit landwirtschaftlichen Gütern, bedingt 
durch mangelnde Gütertransportmöglichkeiten, erzwang 
den Anbau möglichst vieler Feldfrüchte und die Haltung 
möglichst vieler Nutztiere. Auch dies trug wesentlich zur 
Vielfalt alter Kulturlandschaften bei. 

Aus ökologischer Sicht kann jedoch nicht allgemein von kul· 
turlandschaftlicher Harmonie gesprochen werden. Denn 
Ackerbau und Viehhaltung wurden weitgehend auf Kosten 
des Waldes betrieben, der die Viehweide darstellte, Einstreu 
für die Viehställe (und damit Dünger für die Felder) sowie 
Bau·, Brenn· und anderes Nutzholz liefern mußte. Der Wald 
war Allgemeinbesitz der Bauern (Allmende), die trotz man­
cherlei Bemühungen aber keine pflegliche Bewirtschaftung 
des Waldes zustandebrachten, zumal Waldbau im heutigen 
Sinne - ebenso wie Grünlandwirtschaft - jahrhunderte­
lang unbekannt waren. So verfielen zahlreiche Allmendewäl· 
der durch übermäßige, ungeregelte Nutzung und gingen in 
magere Zwergstrauchheiden und Grasfluren über - die je· 
doch wegen ihrer Buntblumigkeit oder ihres Artenreichtums 
heute als wertvolle Landschaftsteile oder ·bestandteile be­
trachtet werden. Vor 200 Jahren waren sie jedoch ein Zei· 
chen kulturlandschaftlichen Niedergangs. Da das Vieh in 
den degradierten Allmenden nicht mehr genug Nahrung 
fand und der Viehdünger abnahm, sank auch die Fruch tbar· 
keit der Äcker. Verelendung der Bauern und schwere Versor· 
gungsmängel der Bevölkerung waren die Folge und zeigten, 
daß die Landwirtschaft ihren Aufgaben nicht mehr gerecht 
wurde. 

Mit großzügiger staatlicher Unterstützung setzte nunmehr 
eine Intensivierung der Landwirtschaft mittels »Landeskul­
tur« (Trockenlegungen, Meliorationen), Markenteilung, Fut­
terbau und Humuswirtschaft sowie gründlicher landwirt­
schaftlicher Beratung und Ausbildung ein. Den entscheiden­
den Anstoß erhielt die landwirtschaftliche Intensivierung 
seit der Mitte des 19. Jahrhunderts durch die Einführung der 
mineralischen Düngung und die Mechanisierung der Land­
bewirtschaftung, die es den Landwirten erlaubten, sich von 
der ausschließlichen Energie· und Stoffgrundlage des eige· 
nen Betriebes bzw. der Allemende zu lösen und in steigen­
dem Maße die zunächst unerschöpflich erscheinende fossi· 
le Energie einzusetzen. 

In dem Maße, wie die Landwirtschaft zunehmend intensi· 
viert und schließlich sogar industrialisiert wurde, nahm der 
Einfluß des Landwirts auf eine geordnete Gestaltung und 
Pflege der Landschaft zwangsläufig ab. Es konnte nach die­
ser Entwicklung nicht ausbleiben, daß Konflikte zwischen 
den Zielen der Landwirtschaft und denen des Naturschutzes 
eintreten mußten, wobei das Ausmaß in der Regel von dem 
Grad der Intensivierung bestimmt wird. 

3.1.2 Entwicklung in neuerer Zeit 

Spezial i sierung der Bodennutzung 

Bis zum Anfang des 19. Jahrhunderts bestimmten allein die 
Größe der Fläche, ihre natürliche Fruchtbarkeit und die Ei· 
gentumsverhältnisse - Eigentum oder Pacht - das wir!· 
schaftl iche Volumen der Betriebe und den Lebensstandard 
der Bauern. Seitdem hat der biologische und technische 
Fortschritt auf allen Gebieten des Landbaues die betriebs­
wirtschaftlichen Bedingungen sowie die gesamte Agrar-und 
Nahrungsgüterproduktion grundlegend verändert. Bewirt· 
schaftungsintensität und Organisationsformen s ind seit· 
dem einem ständigen und immer schnelleren Wandel unter· 
worfen. Bestandteile dieses Wandels sind die Lösungen der 
Landwirtschaft aus dem System der mehr oder wen iger ge· 
sch lossenen Hofwirtschaft und die zunehmende Integration 
in die arbeitsteilige Volkswirtschaft einerseits sowie die in· 

5) ELLEN BERG, G., 1981 : Straßenbau- und Straßenverkehr in ökolog i· 
scher Sicht. In: Verkehr - Umwelt - Zukunft. Stuttgart. 



nerlandwirtschaftliche Spezialisierung und Arbeitsteilung 
andererseits. 

Mit der Entwicklung des Gütertransportverkehrs und der 
Schaffung einer Ernährungsindustrie auf der einen, der In· 
tensivierung der Landwirtschaft auf der anderen Seite wur· 
den das alte Autarkieprinzip der Landwirtschaft und damit 
die Notwendigkeit zum Anbau möglichst vieler Feldfrüchte 
bzw. der Haltung möglichst vieler Nutztierarten nach und 
nach aufgegeben. Damit wurde eine verstärkte Spezialisie· 
rung der landwirtschaftlichen Betriebe eingeleitet. Diese 
war bisher, wenn überhaupt, nur aus ökologischen Gründen 
erfolgt. So war die Landwirtschaft im Voralpen· und Alpen· 
gebiet sowie in den Hochlagen der Mittelgebirge aus klima· 
tischen Gründen, auf den schweren Marschböden des Kü­
stenlandes aus klimatisch-bodenkundlichen Gründen ge­
zwungen, sich auf Viehhaltung zu spezialisieren, weil Pflan­
zenbau nur begrenzt oder gar nicht möglich war. Besondere 
pflanzenbauliche Standortgunst erlaubte andererseits eine 
Spezialisierung auf Wein-, Obst- oder Hopfenbau. 

Die moderne landwirtschaftliche Spezialisierung geht weit 
über diese Ansätze hinaus. Heute gibt es mehr oder weniger 
reine Ackerbaubetriebe ohne Nutzvieh, reine Futterbau­
Rindviehhaltungsbetriebe sowie neuerdings bodenunab­
hängige Tierhaltungsbetriebe mit Großbeständen von Hüh­
nern, Schweinen und Kälbern. In fast allen Produktionsbe­
reichen bilden sich zunehmend regionale Schwerpunkte her­
aus, die auch die eigentlichen landwirtschaftlichen Intensiv­
gebiete umfassen. Als solche sind insbesondere zu nennen: 

1. Schleswig-Holstein mit intensivem Ackerbau im Osten 
Holsteins, auf Fehmarn sowie in Dithmarschen und in­
tensiver Rinderhaltung im Westen und Süden des Lan­
des; 

2. Südost-Niedersachsen bzw. Harzvorland (Kreise Hildes­
heim, Peine, Goslar, Wolfenbüttel, Helmstedt sowie 
Holzminden, Northeim und Göttingen) mit intensivem 
Ackerbau; 

3. Nordwest-Niedersachsen (vor allem Kreise Vechta und 
Cloppenburg) und nördliches Westfalen mit intensiver, 
meist bodenunabhängiger Schweine- und Geflügelhal­
tung; 

4. Nördliches Rheinland (Kölner Bucht} und Nordrand des 
Ruhrgebietes mit intensivem Ackerbau; 

5. Rheinhessen, Vorderpfalz, Rhein-Main-Gebiet und Wet­
terau mit intensivem Ackerbau sowie Wein- und Feldge­
müsebau; 

6. Unterfranken ·(mit Ausnahme der Mittelgebirge) mit in­
tensivem Ackerbau ; 

7. Niederbayern (Kreise Dingolfing, Straubing, Deggendorf) 
mit intensivem Ackerbau und intensiver Rinderhaltung, 
die sich nach Südost-Oberbayern fortsetzt; 

8. Bayerisches und württembergisches Allgäu mit intensi­
ver Rinderhaltung auf Grünlandbasis. 

Zunahme der Te chnisie rung 

Der stürmische Strukturwandel wurde in der Zeit nach dem 
2. Weltkrieg durch eine rege Investitionstätigkeit gekenn­
zeichnet. Die moderne Technisierung von Arbeitsvorgängen 
und damit Produktivitätssteigerung der Arbeitskräfte liefen 
parallel zu dieser Entwicklung. Die tierische Zugkraft ist von 
den Feldern verschwunden. Die Begleitindustrie (jeder 6. Er­
werbstätige in der Bundesrepublik Deutschland steht in di­
rektem Zusammenhang mit der Landwirtschaft) sorgt für 
weitere technische Verbesserungen und arbeitsmäßige Er­
leichterungen. Maschinen sind aus dem landwirtschaftli­
chen Produktionsprozeß nicht mehr wegzudenken. Der Aus­
bau des landwirtschaftlichen Wegenetzes steht in direktem 
Zusammenhang damit. Aber nicht nur die landwirtschaftli­
che Produktionstechnik selbst, sondern insbesondere auch 

die Entwicklung zu schweren Ver- und Entsorgungsfahrzeu­
gen hat sich verstärkt. Größere Transportmengen (z. B. 
Kraftfutter, Kunstdünger}, Müllfahrzeuge (Anschlußzwang), 
Milch-Tankwagen (Veränderung der Molkereistruktur}, Kon­
zentration der Schulen (Schülertransport}, Abnahme der in 
der Landwirtschaft arbeitenden Bevölkerung unter Beibe­
haltung des Wohnstandortes (Anwachsen des Allgemeinver­
kehrs auf ländlichen Wegen) führten mit dem damit verbun­
denen Schwerlastverkehr und der starken Wegebeanspru­
chung zu technischen und insbesondere finanziellen und or­
ganisatorischen Problemen. 

Ausweisung großer Ackerschläge 

In vielen Gebieten der Bundesrepublik Deutschland waren, 
vor allem auch infolge der Realtei lung, die landwirtschaftli­
chen Nutzflächen in kleine und schmale Parzellen zersplit­
tert, die einen Einsatz von Maschinen und effektive Bearbei­
tungsmethoden nicht zuließen. Die Flurbereinigung war da­
zu berufen, die Voraussetzung für eine ökonomisch lei­
stungsfähige Landwirtschaft zu schaffen. Die Zunahme der 
Erträge ist zu einem wesentlichen Teil auf die Beseitigung 
der Gemengelagen und der Flurzersplitterung zurückzufüh­
ren. Um ausreichend große Schläge zu erhalten, sind Hinder­
nisse, wie Terrassenabsätze mit ihrer Gehölzvegetation, 
Hecken und andere flurgestaltende Gehölze beseitigt wor­
den. Das Ziel, auch möglichst rechteckig zugeschnittene 
Ackerschläge zu erhalten, führte zu Begradigung von Was­
serläufen und Wirtschaftswegen, womit auch die Ufer- und 
Wegevegetation verloren ging. Der Ausbau der Wasserläufe 
wurde überwiegend nach wasserbaulichen, hydraulischen 
und landbautechnischen Gesichtspunkten vorgenommen. 
Die Ausweisung von öffentlichen und gemeinschaftlichen 
Anlagen im Zuge des Flurbereinigungsverfahrens geht 
zwangsläufig zu Lasten von privaten Flächen. Die Folge ist, 
daß daraufhin bislang ungenutzte Flächen in Nutzflächen 
umgewandelt wurden. So gingen Feuchtgebiete, Quellmu­
den, verwilderte Entnahmestellen, Restwälder, Vogelschutz­
gehölze, Baumgruppen und andere natürliche und naturna­
he Elemente verloren (vgl. Abschnitt 5). 

E n t w i c k 1 u n g der Sied 1 u n g s- und Bau struktur 

Die Entwicklung der Siedlungs- und Baustruktur spiegelt 
den Wandel der sozio-ökonomischen und gesellschaftlichen 
Verhältnisse des ländlichen Raums wider. Dieser Wandel 
beruht größtenteils auf dem noch keineswegs abgeschlos­
senen biologisch-technischen Fortschritt in der Landwirt­
schaft, der grundlegende Veränderungen der Arbeits- und 
Lebensformen auf dem l ande zur Folge hatte und noch hat 
und dessen Auswirkungen in vie lerlei Hinsicht mit der »indu­
striellen Revolution« im vorigen Jahrhundert vergleichbar 
sind (insbesondere die Abnahme der Vollarbeitskräfte in der 
Landwirtschaft seit 1950 von 3,8 auf unter 1 Mio. bei erhebli­
chem Anstieg der Arbeitsproduktivität der verb liebenen 
landwirtschaftlichen Arbeitskräfte}. 

Der Einsatz immer höher technis ierter pflanzlicher Produk­
tionsverfahren setzt erhebliche bauliche Veänderungen vor­
aus, die insbesondere mit dem Instrumentarium der Flurbe­
reinigung erreicht werden konnten. Strukturelle Verbesse­
rungen, z. T. grundlegende Veränderungen, werden zuneh­
mend auch in der tierischen Produktion erforderlich (z. B. 
neue und größere Stallsysteme}. Da bei relativ stagnieren­
den Agrarpreisen ausreichende Einkommenszuwächse nur 
noch durch Betriebsaufstockungen bei vol ler Nutzung hoch­
produktiver Arbeitsverfahren erzielt werden können, werden 
insbesondere die Vollerwerbsbetriebe in den nächsten Jah­
ren einem weiteren ständigen lntensivierungsdruck unterlie­
gen. Derartige Betriebsaufstockungen werden aber immer 
weniger durch Landaufstockung als vielmehr durch eine In­
tensivierung der Viehhaltung erfolgen, wobei u. a. die Kon-
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flikte zwischen Landwirtschaft und Wohnbevölkerung, ins­
besondere wegen der von der »tierischen Veredelung« aus­
gehenden Emissionen, erheblich zunehmen werden . Die 
Standardisierung der Viehhaltung und die Möglichkeiten 
zum Bauen neuer und größerer Ställe und Betriebsgebäude 
sind inzwischen zu einer Überlebensfrage vieler landwirt­
schaftlicher Betriebe geworden. 

Für die Modernisierung landwirtschaftlicher Vollerwerbsbe­
triebe erwiesen sich beengte Dorflagen oft als ungeeignet. 
Vor allem bei intensiver Tierhaltung wird sich ihre Existenz 
zukünftig nur noch durch Ausiedlung sichern lassen. Entge­
gen den früheren Verfahren, nach denen Aussiedler oft a ls 
Einzelgehöfte an die Gemarkungsgrenze verlegt worden 
sind, kommen heute als Betriebsstandorte in Frage: 

eine planungsrechtlich abgesicherte nlandwirtschaftli· 
che lntenslvzone« für expandierende Vollerwerbsbetrie­
be in oder am Ort in entsprechendem Abstand von vor­
handenen oder geplanten Wohn- und Erholungsberei­
chen; 

eine planungsrechtlich abgesicherte »landwirtschaftlich 
geprägte Zone« im Ort, die möglichst viele landwirt­
schaftliche Nebenerwerbsbetriebe aufnehmen und da­
mit ein Hineinwachsen von Wohngebieten in die land­
wirtschaftliche lntensivzone verhindern soll; 
ein »landwirtschaftliches Sonderbaugebiet« am Dorf­
rand, in das sanierungsbedürftige Betriebe aus dem 
Ortskern verlagert werden können, wobei das Wohnhaus 
mitunter im Ortskern verbleiben kann. 

Die Beschränkung auf die genannten Standorte könnte Zer­
siedlungen vermeiden, zu einer Verringerung der Erschlie­
ßungsaufwendungen beitragen und Anlaß zu stärkerer 
Selbst- und Gemeinschaftshilfe sein. Bei der Ausweisung 
derartiger Standorte müssen vor allem die geländeklimati­
schen Bedingungen beachtet werden (Geruchsbelästigung). 

Der bäuerliche Hof der vorindustriellen Zeit war Mittelpunkt 
eines sich weitgehend selbstversorgenden landwirtschaftli­
chen Betriebes und als Sitz einer Mehrgenerationenfamilie 
auch Mitte des sozialen Beziehungsgefüges. Im heutigen Er­
scheinungsbild des bäuerlichen Hofs spiegelt sich die Ver­
drängung agrarisch-handwerklicher Tradition durch techni­
sierte landwirtschaftliche Produktionsverfahren ebenso wi­
der wie der soziale Wandel im ländlichen Raum. Traditions­
gemäße Bauweisen auf der Grund lage regional verfügbarer 
Baustoffe und Hausformen, die sich den Standortgegeben­
heiten anpaßten, sind vielfach durch »Städtische« und »in­
dustrielle« Bauformen ersetzt worden, die häufig erhebliche 
Verluste an gut gestalteten Orts- und Landschaftsbildern 
zur Folge hatten. Die Umwandlung vieler ländlicher Siedlun­
gen zu »Schlafstädten« der nahegelegenen Ballungszentren 
hat ebenso zum Verlust an guten baulichen Formen beige­
tragen wie die Belastung der Dörfer durch neue Bauten wie 
Supermärkte, Industrie- und Gewerbeanlagen mit ihrer 
meist nfunktionsgerechtenu Architektur oder durch Ver­
kehrsbauten und Freizeiteinrichtungen. 

Auch die modernen landwirtschaftlichen Betriebsgebäude 
verzichten weitgehend auf die traditionellen baulichen For­
men. Nahm früher der Bergeraum für die Ernte den größten 
Teil des landwirtschaftlichen Betriebsgebäudes in An­
spruch, so wird er heute kaum noch benötigt, weil das Ge­
treide bei Einsatz von Mähdreschern nicht mehr eingelagert 
und auch auf die Aufbewahrung des Strohes unter Dach ver­
zichtet wird zumal es in den Ställen nicht mehr als Einstreu 
benötigt wird. Statt dessen werden stroharme Tieraufstel­
lungsverfahren bevorzugt, die andererseits wieder besonde­
re stallhygienische Maßnahmen erforderlich machen, um 
Arbeitskosten einzusparen. Auch der Heubergeraum ist 
weitgehend durch Gärfuttersilos ersetzt worden. Immer 
mehr wird das Erscheinungsbild des Dorfes durch die tech­
nisch bestimmten Formen der ortsfesten landwirtschaftli-
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chen Einrichtungen wie Silobauten, Ställe für Massentier­
haltung und Gebäude für Produktverarbeit ung geprägt. 

Die bodenständige, landschaftsgerechte Vegetat ion bleibt 
häufig das letzte Charakteristikum für die Gestaltung des 
Dorfbildes. Seit Generationen war für den Zusammenhang 
von Siedlung und Landschaft kennzeichnend, daß das Dorf 
von Gehölzpflanzungen, oft auch von Obstbäumen durch­
setzt war und daß auch Wirtschaftswege, Hofflächen und 
Viehkoppeln mit Bäumen bestanden waren. Bäume boten 
dem Hof nicht nur Schutz vor Witterungsunbilden, sie liefer­
ten auch das unmittelbar benötigte Holz zum Bauen für den 
Bauern und seine Nachkommen. Manche Volksstämme ha­
ben sich über vie le Jahrhunderte ihre charakteristischen 
Baumarten als Hausbäume bewahrt: au f alten Warftenhö­
fen an der Küste die Ulme, in Marschgebieten die Graupap­
pel, in Niedersachsen und Westfalen die Stieieiche, im frän­
kischen Siedlungsgebiet die Linde, im Allgäu der Ahorn und 
in Tirol die Esche und die Lärche. In manchen Gebieten, so 
im Alten Land, in Baden und auch in Oberbayern übernimmt 
nicht. selten der Obstbaum, vor allem die Mostbirne, die Rol­
le des Hausbaumes. 

Zur Dorfvegetation gehören auch die an Weg- und Bachrän­
dern, auf Dorfplätzen, auf Böschungen, im Pf laster, in Hin­
terhöfen, an Zäunen und Natursteinmauern, in verwilderten 
Gärten und auf kleinen Schuttplätzen wildwachsenden Be­
stände aus Gräsern und Kräutern, Flechten und Moosen 
(Ruderalvegetation). 

Auch dieses Bild ändert sich schnel l. Die heimischen Baum­
und Straucharten verschwi nden. An ihre Stelle treten fremd­
ländische Gehölze, vor allem Nadelbäume. Auch der Rude­
ralvegetation wird mit nUnkrautbekämpfungsmittelncc zu Lei­
be gegangen oder sie wird durch gepflegte, aber steri le 
Grünan lagen ersetzt. Das Besondere und Einmalige schwin­
det , an ihre Stelle tritt ein überall anzutreffendes Ortsbild. 

Die Verkehrsplanung - jahrelang von den Kommunen mit 
höchster Priorität und fast aussch ließlich unter dem einsei­
tigen Gesichtspunkt der Verkehrssicherheit und des unbe­
hinderten Verkehrsfl usses betrieben - hat häufig zu nach­
teiligen Veränderungen für die Bewohner und das Ortsbild 
geführt - etwa zwischen dem verkehrsgerechten Ausbau 
der Dorfstraße als Durchgangsstraße und ihrer eigentlichen 
Aufgabe, Aufenthaltsraum für die Dorfbewohner zu sein. 
Häufig wurden Rathaus-, Kirch- oder Dorfplätze und bäuerli­
che Vorgärten als Parkplätze zweckentfremdet, wich die 
dörfliche Ruhe dem Verkehrslärm der zur Durchgangsstraße 
aufgewerteten Dorfstraße. Auch wasserwirtschaftliche 
Maßnahmen, insbesondere durch einen Ausbau der Ufer von 
Gewässern im Dorf, die Anlage von Stauweihern oder Dorf­
teichen und die Maßnahmen zum Schutz vor Hochwasser 
hätten wirkungsvolle Beiträge zur Gestaltung typischer 
Ortsbilder sein und die Freizeit- und Naherholungsmög lich­
keiten für die Dorfbewohner sinnvoll ergänzen können. Die 
Ziele des Natur- und Umweltschutzes sowie der Denkmal­
und Heimatpflege haben einer Verbesserung der Lebens­
und Arbeitsverhä ltnisse Im ländlichen Raum nie entgegen­
gestanden. 

Zunehmende wasserbauliche Maßnahmen 

Zur Sicherung und Verbesserung von Agrarökosystemen 
und damit zur Existenzsicherung landwirtschaftl icher Be­
triebe kann es erforderl ich sein, gewässerregulierende Maß­
nahmen durchzuführen, wie dies im ländlichen Raum bereits 
seit Jahrhunderten geschehen ist. Häufig werden Verände­
rungen an den Gewässern im Zuge von Flurbereinigungen 
vorgenommen. Sie werden im Wege- und Gewässerplan dar­
gestellt und im Flurbereinigungsverfahren ausgeführt. im 
einzelnen gehören hierzu folgende wasserwirtschaftliche 
und wasserbauliche Maßnahmen: 



- Entwässerung von Feuchtgebieten und Grünlandstand­
orten mit dem Ziel, sie in Ackerland umzuwandeln 

- Beseitigung von Quellmulden und Quellhorizonten 

- Ersetzen von kleinen Bachläufen und wasserführenden 
Gräben durch unterirdische Vorflutdräne 

- Ausbau von Wasserläufen, um schädliche Hochwässer 
zu verhindern und rechteckig geschnittene Parzellen zu 
erhalten 

- Beseitigung der anfallenden Abwässer. 

Diese Maßnahmen bedeuten häufig einen belastenden Ein­
griff in Natur und Landschaft, d. h. sie beeinträchtigen den 
Naturhaushalt und das Landschaftsbild. Diese Belastung 
besteht vor allem in einer ungünstigen Veränderung der Ab­
flußverhältnisse, einer verminderten Wasserspeicherfähig­
keit des betroffenen Landschaftsraumes, einem Rückgang 
der in einem naturnahen Gewässer anzutreffenden 
Pflanzen- und Tierarten, einer Minderung der Selbstreini­
gungskraft, einem erhöhten Unterhaltungsaufwand und ei­
nem trostlosen Anblick. 

Verstärkter Einsatz von Dünge- und 
Pf 1 a nzen sc h utzm i tt e 1 n 

Daten zum Verbrauch von Düngemitteln in der Landwirt­
schaft lassen sich nur über Handelsdüngerlieferungen ab­
leiten; der eigentliche Verbrauch wird nicht erhoben. Es 
kann aber angenommen werden, daß die gelieferten Dünge­
mittel auch alsbald verbraucht werden. Geliefert werden 
nach Angaben der Statistischen Jahrbücher Stickstoff, Pho­
sphat, Kali und Kalk. Was darüber hinaus z. B. an Jauche, 
Gülle oder Stallmist aufgebracht wird, läßt sich nicht ermit­
teln. 

Stickstoff Phosphat 

1963/64 1980/81 1963/64 

Bundesrepublik Deutschland 52,7 126,6 53,9 

Schleswig-Holstein 64,3 177,4 60,9 

Hamburg 

Niedersachsen 63,7 140,0 57,8 

Bremen 

Nordrhein-Westfalen 71,7 139,2 61,0 

Hessen 50,1 103,5 51,0 

Rheinland-Pfalz 53,0 100,7 56,5 

Baden-Württemberg 34,8 89,0 44,9 

Bayern 41 ,8 120,2 50,9 

Saarland 22,8 81 ,2 25,7 

Berlin (West) 20,8 151 ,0 21 ,6 

Die Werte der Tabelle zeigen deutlich, daß sich besonders 
auch in den Bundesländern, die überwiegend Böden guter 
bis bester Qualität für die agrarische Nutzung aufweisen, 
der Verbrauch von Stickstoff mehr als verdoppelt hat. 

Inzwischen zeigt sich zunehmend, daß in einigen Gebieten 
der Bundesrepublik Deutschland Probleme durch die Ver­
wendung von zu viel Düngemitteln auftreten, die durch Aus­
waschung in das Grundwasser gelangen und dessen Quali­
tät beeinträchtigen (vgl. Abschnitt 3.2.1). · 

Zur Zeit läßt s ich anhand des Zahlenmaterials noch kein ge-

Folgende Handelsdüngermengen sind in den letzten 20 Jah­
ren für den Verbrauch der Landwirtschaft geliefert worden: 

Gesamtlieferung Bundesrepublik Deutschland 
in 1000 t Nährstoff6l 

Stickstoff Phosphat Kali 

1960/61 619 662 1 006 
1962/63 774 719 1 100 
1966/67 889 801 1 077 
1967/68 950 806 1 119 
1968/69 933 802 1 046 
1975/76 1 228 780 1 099 
1976/77 1 323 887 1 195 
1977/78 1 325 873 1 183 
1978/79 1 354 906 1 178 
1979/80 1 477 913 1 206 
1980/81 1 551 837 1 144 

Kalk 

535 
484 
588 
572 
574 

1 080 
913 

1 002 
981 

1 417 
1138 

Besonders die Lieferungen von Stickstoff (für das Pflanzen­
wachstum) und Kalk (zur Bodenverbesserung) haben sehr 
stark zugenommen. In den letzten zwanzig Jahren wurde die 
gelieferte Stickstoffmenge um etwa das 1 %-fache gestei­
gert, die gelieferte Kalkmenge hat sich mehr als verdoppelt. 
Daß der Bedarf an Phosphat und Kali (u. a. zur Blüten- und 
Fruchtbildung erforderlich) nicht so stark gestiegen ist, ist 
darauf zurückzuführen, daß diese Stoffe zum Erzielen von 
Höchstmengen nicht dieselbe Bedeutung haben wie Stick­
stoff.?) 

Zur weiteren Information sollen die gelieferten Düngemittel­
mengen pro ha landwirtschaft lich genutzter Fläche der ein­
zelnen Bundesländer aufgezeigt werden (siehe Tabelle un­
ten). Angegeben si nd die Mengen für die Jahre 1963/64 und 
1980/81 : 

Kali Kalk 

kg Nährstoff je ha 

1980/81 1963/64 1980/81 1963/64 1980/81 

68,4 79,4 93,4 34,6 92,9 

70,2 78,7 91 ,2 31,8 122,9 

56,8 95,9 92,4 46,3 132,8 

67,0 101 ,2 101,3 52,0 161, 1 

65,3 69, 1 79,9 28,4 62,5 

65,9 74,0 91,8 28,3 37,0 

63,1 60,3 81 ,4 12,4 30,3 

79,0 71 , 1 100,8 32,5 66,9 

53,0 33,0 63,4 7,4 29,1 

60,0 39,5 144,0 95,9 

sicherter Trend zu einem künftig geringeren Verbrauch able­
sen. Die stetig steigenden Kosten für Düngemittel lassen je­
doch einen Rückgang des Düngemittelverbrauchs erwarten. 

Aufgabe des Pflanzenschutzes ist es, durch Abwehr von 
Krankheiten , Schädlingen und Unkräutern Ertragsverluste 

6) Die Zahlenangaben sind den Statistischen Jahrbüchern des Stati­
sti schen Bundesamtes von 1961-1982 entnommen. 

7)KUNTZE, H. und Voss, W. (1980), a. a. 0. 
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zu verhindern und die Qualität, Handels- und Verkehrsfähig­
keit der Ernteprodukte sicherzustellen. Dieser Aufgabe 
konnte der Pf lanzenschutz dank beachtlicher Fortsch ritte 
au f dem chemischen Sektor gerecht werden. Chemische Be-

kämpfungsmittel nehmen eine zentrale Stellung im Pflan­
zenschutz ein, ihr Verbrauch ist allein in den letzten 10 Jah­
ren um mehr als 60 % gest iegen , wie die nachstehende Ta· 
belle belegt:BJ 

Tabelle: In der Bundesrepublik Deutschland abgesetzte Wirkstoffmengen an Pflanzenbehandlungsmengen in den Jahren 
von 1971 bis 1979 * 

Herbizide Fungizide Insektizide Übrige Summe 
Jahr t rel. t rel. t rel. t rel. t 

1971 11 063 56 % 4 897 25 % 1 637 8% 2 078 11 % 19 675 
1972 12 744 61 % 4 526 21 % 1 579 6% 2 130 12 % 20 979 
1973 14 918 62 % 5 133 21 % 2 098 8% 2 266 9 % 24 415 
1974 16894 63 % 6144 23 % 1 615 6 % 2 070 8 % 26 723 
1975 15 700 63 % 5 291 22% 1 648 6 % 2 342 9 % 24 981 
1976 14 906 60 % 5 400 22 % 2 073 8 % 2 597 10 % 24 976 
1977 16876 61 % 5 706 21 % 2143 8 % 2 839 10 % 27 564 
1978 18 234 60 % 6 918 23 % 2 175 7 % 3 056 10 % 30 383 
1979 19 100 60 % 7 200 23 % 2 200 7 % 3 300 10 % 31 800 

Relat ive 
Zunahme 
1971 bis 
1979: 73 % 47 % 34 % 59 % 62 % 

• Quelle: Jahresberichte 1976/77 und 1979/80 des Industrieverbandes Pflanzenschutz· und Schädlingsbekämpfungsmittel e. V. (IPS) 

Der Vorteil chemischer Pflanzenschutzmittel ist darin zu se· 
hen, daß sie schneller, nachhaltiger und im allgemeinen 
auch sicherer wirken als die früher vorherrschenden nicht· 
chemischen, vorwiegend pflanzenhygienischen Verfahren 
und daß sie sich unter ger ingstem Arbeitsaufwand einset­
zen lassen. Ihr Nachteil liegt darin, daß sie besonders bei 
unsachgemäßer Anwendung die Gefahr direkter toxischer 
Wirkungen auf Mensch, Tier, Pflanze und Biosphäre in sich 
bergen. Unkenntnis und Fahrlässigkeit bei der Anwendung 
sind häufig die Gründe, wenn es zu Belastungen von Le· 
bensgemeinschaften von agrarischen Ökosystemen kommt. 
Ein weiterer Grund für Belastu ngen kann der Einsatz der 
Pflanzenschutzmittel auf der Grundlage starrer Spritzpläne 
sein, die sich nicht am tatsächlichen, sondern nu r am mögl i· 
chen Auftreten gefürchteter Schadorganismen orientieren. 

Besonders bei Sonderkulturen läßt sich beobachten, daß als 
negative Folgewirkung häufiger Spritzungen eine Resistenz 
der Schädlinge und Krankheitserreger auftreten kann. Die 
übertriebene Anwendung von Pflanzenschutzmitteln wird 
häufig gefördert durch einseitige Beratung, besonders auch 
von seilen der chemischen Industrie. 

Auskunft über gestiegene Kosten der Pflanzenschutz- und 
Schädlingsbekämpfungsmittel gibt die folgende Tabelle. 
Während die Gesamtprodukt ion von Pflanzenschutz- und 
Schädlingsbekämpfungsmitteln (auch für den Export) in den 
letzten 20 Jahren um etwas mehr als 100 % stieg, hat sich 
der Wert dieser Mittel versechsfacht (nebenstehende Tabel· 
le). 

Zwan g zur Er tragss t eigerung 

Die Landwirtschaft hat in drei Jahrzehnten alles unternom­
men, um zu rationalisieren, zu modernisieren, sich an die all· 
gemeine wirtschaftliche Entwicklung anzupassen. 

Das wirtschaftliche Ergebnis ist jedoch unbefriedigend, weil 
seit Jahren vor allem 

- die Preise, die die Bauern für die Erzeugnisse ihrer Be­
triebe bekommen (Erzeugerpreise), unzureichend sind, 
zeitweise sogar sinken 

die Kosten, die die Bauern für den Ankauf landwirt­
schaftlicher Betriebsmittel tragen müssen (Betriebsmit· 
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Produkt ion von Pflanzenschutz· und Schädlings· 
bekämpfungsmitteln in der Bundesrepublik Deutschland 

1962* 
1963* 
1964* 

1968* 
1969* 
1970* 

1972 
1973 
1974 
1975 
1976 
1977 
1978 
1979 
1980 
1981 

1 000 t 

99 
108 
101 

142 
159 
170 

163 
203 
247 
231 
186 
205 
223 
226 
217 
218 

Wert in Mil l. DM 

362 
410 
399 

670 
799 
844 

827 
1 063 
1 378 
1 815 
1 666 
1780 
1 881 
2 041 
2 013 
2426 

• lnclusive Saatschutzmittel ; die Daten sind den Stat istischen Jahr· 
bOchern des Stat isti schen Bundesamtes entnommen 

telpreise), demgegenüber unaufhaltsam gestiegen sind 
und weiter steigen. 

Die Preis-/Kosten-Klemme ist in der Bundesrepublik 
Deutschland das Kardinalproblem der Landwirtschaft. Sie 
ist auch mit eine Ursache dafür, daß es zu Agrarüberschüs· 
sen kommt. Die Landwirte versuchen auf längere Sicht, 
durch möglichst weitgehende Steigerung der Produktmen­
gen nauf ihre Kosten« zu kommen und die Kosten zu senken, 
um so zu einem niedrigeren Herstellungspreis je Einheit der 
Produktionsmenge zu kommen. 

Eine intensive, leistungsfähige und wirtschaft lich gesunde 
Landwirtschaft , d. h. eine Landwirtschaft, die mit wenig Ar· 

8) DIERCKS, R. (1980): Statusbericht Pf lanzenschutz. In: Schriftenrei· 
he A des Bundesministers fü r Ernährung, Landwirtschaft und For· 
sten, Heft 244, Monster-Hilt rup. 



beitskräften und gezieltem Aufwand hohe Flächenerträge 
produziert, ist aus allgemeinen und privatwirtschaftlichen 
Gründen nach wie vor erforderlich. Die Gesamtsituation 
zeigt, daß die Vo lkswirtschaft schon aus Gründen der Ver­
sorgungssicherheit auf eine Landwirtschaft, die mit Hilfe 
moderner Wissenschaft und Technik hohe Ert räge erzielt, 
nicht verzichten kann, wenigstens solange nicht mit alterna­
tiven Methoden ähnliche Leistungen erbracht werden kön­
nen. Dabei verlangen die Verbraucher Nahrungsmittel zu an­
gemessenen Preisen. Die Landwirtschaft soll aber gleichzei· 
tig vergleichbare Einkommen erzielen. 

In einer Gesellschaft, die ihren Woh lstand einer hohen 
Arbeits- und Kapitalprodukt ivität verdankt, kann die Land· 
wirtschaft schon wegen ihrer Verflechtung mit den übrigen 
Wirtschaftsbereichen und den sich daraus für sie ergeben­
den Konsequenzen nicht gänzlich auf die Ausschöpfung 
möglicher Produktivitätsreserven, also auf wei tere Intensi­
vierung, verzichten. Dazu gehört z. B. auch der gezielte und 
sachgerechte Einsatz von mineralischen Düngern und Pflan· 
zenschutzmitteln. Auch künftig werden letzten Endes der 
Au fwand je Einheit der verkauften Menge und die Produkt ivi­
tät der Arbeitskraft den Betriebserfolg und damit die Erhal· 
tung einer immer noch bäuerl ich stru kturierten Landwirt· 
schaft bestimmen. 

Ein harter Wettbewerb und enge Gewinnspannen werden 
künftig einen einseitigen Ausbau von großen Mastviehbe­
trieben in Grenzen halten. Hohe Anforderungen an die unter· 
nehmerischen Fähigkeiten des Betriebshalters sind dabei 
unentbehrlich. Unter den gegebenen Umweltschutzbestim­
mungen ist ein Ausbau von großen Mastviehbetrieben nur 
noch an wenigen Standorten und in geringer Zahl mög lich 
und vertretbar. Diese Bestimmungen und Bedingungen be­
treffen insbesondere Geruchsbelästigungen, Abw_ässer, 
Gülle und Kot. Die Wirtschaftlichkeit der Investition solcher 
Anlagen wird durch Umweltschutzauflagen eingeschränkt 
und stellt damit auch ein Regulativ für den grenzen losen 
Ausbau von großen Mastviehbetrieben dar. 

Gleichermaßen ist zum Schutz der bäuerlichen Familienbe­
triebe und zur Umweltvorsorge einer zu starken gewerbli· 
chen Konzentrat ion entgegenzuwirken. 

Abwanderung der länd lichen Bevö l kerung i n d i e In ­
dus t r iegebiete 

Die Bevölkerungsentwick lung im ländlichen Raum vollzog 
sich im wesentl ichen in drei Abschnitten. Im Dezennium zwi­
schen 1950 und 1960 war die Entwicklung einerseits durch 
den Zustrom von Flüchtlingen aus den Ostgebieten, ande­
rerseits durch die Rückwanderung der vorübergehend aus 
den Städten aufs Land evakuierten Stadtbewohner gekenn­
zeichnet. Diese beiden gegenläufigen Bewegungen kamen 
etwa 1960 zum Stillstand. Im zweiten Dezennium von 1960 
bis 1970 überwog weiterhin ei ne positive Bevölkerungsent­
wicklung infolge der natürlichen Bevölkerungszunahme und 
Binnenwanderung. Seit 1960 zeigten sich jedoch erste Stag· 
nationstendenzen. Das letzte Dezennium von 1970 an ist 
durch deutlichere Bevölkerungsabnahme bei anhaltenden 
oder steigenden Arbeitslosenquoten gekennzeichnet. 
Gleichzeitig zeichnen sich Veränderungen der Bevölke­
rungsstrukt ur und der Alterspyramide ab; 80 % des Bevölke· 
rungsrückgangs bis 1990 werden auf die Altersgruppen der 
Kinder bis zu 14 Jahren entfallen, während die Gruppe der 
über 65jährigen absolut wie relativ erheblich zunehmen 
wird. Die Bevölkerung im ländlichen Raum wird zunehmend 
und stärker als im Bundesdurchschnitt Oberaltern. Hauptur· 
sache für diese Entwicklung sind die ger ingeren Geburten­
überschüsse und vor allem die Abwanderung jüngerer Jahr· 
gänge infolge des Strukturwandels der Landwirtschaft, un· 
zureichende Einkommensalternativen und traditionel l über· 
durchschnittlich hohe Arbeitslosenquoten im ländlichen 
Raum. Der Anteil der land- und forstwirtschaftl ich Erwerbs· 

tätigen ist seit 1950 von ca. 25 % auf etwa 6 % gesunken 
und wird bis 1990 zwischen 2,7 und 3,9 % der insgesamt be­
stehenden Arbeitsplätze sinken. Bei fehlenden alternativen 
Arbeitsplätzen im gewerblichen Bereich ist mit vermehrten 
Abwanderungen auch in Zukunft zu rechnen. Die Arbeits lo­
senquote, die 1974 in den Randbereichen der Großstädte 
(Peripherieräume) bei 5,7 % lag, wird bis 1990 auf 18 % an­
steigen. 

Wenn auch in den intensiv genutzten Agrargebieten die Pro­
blematik der Bevölkerungs- und Arbeitsplatzabnahme nicht 
so schwerwiegend ist wie etwa in den Peripherieräumen, so 
sind doch die Konsequenzen für die Siedlungsstruktur und 
die Versorgung der Bevölkerung mit standortgebundenen 
Dienstleistu ngen unverkennbar. Was den Aspekt der Sied­
lungsstruktur betrifft, wird im ländlichen Raum mit einem 
nGerinnungsprozeß« gerechnet werden müssen, der nicht 
nur die nichtzentralen Orte, sondern möglicherweise auch 
Klei n· und Unterzentren und viel leicht auch Mittelzentren in 
ihrer substantiellen Existenz gefährden wird. Auch in den in­
tensiv genutzten Agrargebieten ist nicht auszuschließen, 
daß es zu nsozialen Erosionen« und zu einem spürbaren Ver· 
lust von nfunktionslos« gewordenen landwirtscha ftlichen 
Gebäuden und damit von Lebensqualität und Gestaltwerten 
kommen wird. 

Was den zweiten Aspekt der lnfrastrukturversorgung im 
ländlichen Raum betrifft, muß auch hier mit wachsenden 
Disparitäten gerechnet werden. Die Aufrechterhaltung eines 
Angebots an öffentlichen Dienstle istungen, die immer weni­
ger wirtschaftlich ausgelastet sind und deren steigende De­
fizite durch öffentliche Mittel ausgeglichen werden müssen, 
erscheint wenig realistisch. Andererseits führen Reduzie· 
rungen des Angebots zu wesentlichen Beeinträcht igungen 
der Lebensqulität im ländlichen Raum und verstärken damit 
noch die Tendenz der Bevölkerungsabwanderung. In der ge· 
genwärt igen Diskussion zur Anpassung der Versorgung an 
sinkende Bevölkerungszahlen werden Reduzierungen von 
Betriebsgrößen, multi fu nkt ionale Einrichtungen oder be· 
wegliche lnfrastruktureinrichtungen - dem ambulanten Ge· 
werbe vergleichbar - vorgeschlagen. Unter dem Gesichts· 
punkt der Erreichbarkeit privater und öffentlicher Dienstlei· 
stungen kommt der Gestaltung der Verkehrssysteme im 
ländlichen Raum eine überragende Bedeutung zu. 

Seit 1981 zeigt sich vor al lem in intensiv genutzten Agrarge· 
bieten ein deutlich geringerer Abbau von Arbeitsplätzen als 
in der übrigen Wirtschaft. Insofern hat die Voll· und Neben­
erwerbslandwirtschaft gerade in solchen Räumen zur Stabi· 
lisieru ng des Arbeitsmarktes beigetragen, in denen trad itio­
nell die Arbeitslosigkeit überdurchschni ttlich hoch liegt. Da­
bei darf jedoch nicht übersehen werden, daß Landwirte häu­
fig mangels Alternati ven in anderen Wirtschaftsbereichen 
ihr Einkommen in der Landwirtschaft zu erwirtschaften ver· 
suchen. Soweit sie dafür ke ine zusätzliche Fläche aufneh­
men können, müssen sie investieren, was sich einerseits in 
einem größeren Investitionsbedarf niederschlägt, anderer­
seits aber auch mit einer Zunahme der Produktion verbun­
den ist, womit die Überschußprobleme verstärkt werden. Un­
verkennbar ist zweife llos der bei allgemeinem Beschäfti· 
gungsrückgang in der Industrie wachsende Beharrungswille 
der nachwachsenden Erwerbsgeneration der Landwirt­
schaft. Schon deshalb ist die Erhaltung und Verbesserung 
der ländlichen Lebensqualität von zentraler Bedeutung. 

3.2 Folgen intensiver Landbewirtschaftung 

3.2.1 Folgen für Natur und Landschaft 

Großflächig er Anbau vo n Reinkulturen 

Die moderne Landwirtschaft hat Naturhaushalt und Land­
schaftsbild in einem nicht unerheblichen Umfang verändert . 
Der Einsatz von Großmaschinen erfordert eine Zusammenle· 
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gung von Flurstücken, wobei in aller Regel geometrische 
Formen bevorzugt werden. Gliedernde Elemente, wie 
Hecken und Raine verschwinden, zu feuchte Flächen wer­
den drainiert und auch das früher übl iche Konturpflügen 
wird zunehmend durch eine Bearbeitung in Gefällsrichtung 
ersetzt. Die Umwandlung von Grünland zu Ackerland ist vor 
allem mit Hilfe von Entwässerungsmaßnahmen in großem 
Ausmaß vorgenommen worden. Vor allem in Gebieten mit 
hohem Dauergrünlandanteil hat die Entwicklung wider­
standsfähiger Maissorten zu einer starken Ausweitung des 
Maisanbaues geführt. So ist z. B. in Bayern9l das Grünland 
von 1976(= 1,59 Mio ha) bis 1981 (= 1,38 Mio ha) um rund 13 
% zugunsten einer wachsenden Maisanbaufläche einge­
schränkt worden. Aber auch im Futterbau wurden Runkelrü­
be, Klee, Gras und Luzerne (um Ober die Hälfte von 1967 bis 
1981) durch Silomais ersetzt. Diese Entwicklung, die mit ei­
ner Vergrößerung der Maisanbaufläche allein in Bayern von 
1950 mit 20 000 ha auf 1981 mit 336 000 ha - dies entspricht 
einer Steigerung um das 15fache - eindrucksvoll belegt 
wird, ist vor allem deswegen problematisch, weil einerseits 
bodenstabilisierende Kulturarten (Klee, Kleegras) verdrängt 
wurden und andererseits die Bodenerosion bei Mais beim 
50-60fachen von Grünland liegen und immer noch 4- 5mal 
so hoch sind wie bei Getreide. 

Bearbeitung in Gefällsrichtung, zunehmende Hanglängen 
und chemische Unkrautbekämpfung vergrößern den Boden­
abtrag zusätzlich in welligem oder hügel igem Gelände. Trotz 
intensiver Versuche konnten bislang in Süddeutschland 
noch keine erosionsmindernden Anbaumethoden gefunden 
werden (SCHÄFER 1981)10). In Gebieten mit hohen Nieder­
schlägen und schweren Böden leiden die Böden zusätzlich 
durch Pressung und Verdichtung als Folge schwerer Fahr­
zeuge und Geräte. 

Auswirkung auf Boden, Wasserhaushalt und K l ima 

Die intensive Landbewirtschaftung kann sich nachteilig auf 
den Boden auswirken. Bereits die »Europäische Bodenchar­
ta« von 1973 weist darauf hin, daß schwere Maschinen und 
moderne Anbautechnik das natürliche Gleichgewicht im Bo­
den stören, seine physikalischen, chemischen und biologi­
schen Eigenschaften verschlechtern und auch zur Senkung 
der Ernteerträge führen können. In ähnlicher Weise kann die 
Bodenstruktur von Grünland als Folge eines intensiven Be­
satzes mit Weidevieh geschädigt werden. 

Mineraldünger, Pestizide und auch Gülle können durch An­
häufung im Ackerland leicht zur Verunreinigung des Bo­
dens, des Grundwassers und der Oberflächengewässer ein­
schließlich ihrer Wirkbereiche führen. Eine enge Fruchtfolge 
wiederum führt dazu, daß dem Boden Nährstoffe entzogen 
werden. Eine intensive Bodenbearbeitung kann die Boden­
fauna und -flora stören, deren Erneuerung teilweise von den 
Rändern der Waldbestände und Flurgehölze sowie von Feld­
und Wegrainen und Brachland vor sich geht. Sind diese 
nicht mehr ausreichend vorhanden, weil die Ackerschläge 
zu groß und diese naturnahen Elemente beseitigt sind, so 
geht dies zu Lasten des Bodenlebens und der Bodenstruk­
tur. 

Alle diese Eingriffe bewirken im Boden je nach seinen Eigen­
schaften mehr oder weniger stark auch einen Schwund an 
Arten der im Boden befindlichen Lebensgemeinschaften. Ei­
ne Artenverarmung im Boden bedeutet eine Schwächung 
der Widerstandskraft des künstl ich aufrechtzuerhaltenden 
Ökosystems Acker, führt zu einer erhöhten Anfälligkeit der 
Kulturpflanzen gegen Pflanzenfresser und Erreger von 
Krankheiten und macht einen erhöhten Aufwand an Korrek­
turen (Düngung, Einsatz von Pflanzenschutzmitteln, Boden­
bearbeitung) notwendig. 

Durch Entwässerung- bzw. Dränmaßnahmen (Meliorationen) 
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werden die Voraussetzungen für Umbruch von Grünland in 
Ackerland geschaffen. Die Folgen sind: 

Feuchtgebiete, Quellmulden und Grünland gehen verlo­
ren; 

schutzwürdige natürliche Elemente als wichtige Glieder 
eines Verbundsystems von Biotopen werden unwieder­
bringlich beseitigt ; 

naturnahe Niederungen und Tallandschaften werden in 
ihrem Charakter weitgehend verändert; 

Drängsysteme münden in Vorfluter bzw. Oberflächenge­
wässer und belasten diese infolge eingespülter Dünge­
und Pf lanzenbehandlungsmittel ; 

der Wasserabfluß wird nachteilig verändert; 

die Gefahr der Bodenerosion durch Wasser wird erhöht. 

Die Landwirtschaft ist entscheidend an der Zerstörung na­
türl icher und naturnaher Fließgewässer beteiligt. Ihre bis 
heute immer wieder erhobene Forderung nach Entwässe­
rung der Talauen und Hochwasserschutz sowie die Nutzung 
der Auen bis unmittelbar an die fließende Welle haben aus 
Bächen und Flüssen, die in ihrer Führung, ihrer Uferausbil· 
dung und ihrer Ufervegetation noch einen naturnahen Cha­
rakter aufwiesen, unnatürliche und durch Verunreinigungen 
belastete Ablußrinnen entstehen lassen. Die Folgen dieser 
Maßnahmen sind rascher Wasserabfluß, fehlender Reten­
sionsraum und mangelhafter Ausg leich mit dem Wasser­
haushalt der angrenzenden Talböden. Eine ufersichernde 
Gehölzvegetation fehlt. Die Beschattung des größten Teiles 
der Wasserfläche würde in der warmen Jahreszeit zu küh le­
ren Wassertemperaturen und dadurch zu einem höheren 
Sauerstoffgehalt im Wasser führen. Der Abbau von abge­
storbener organischer Substanz im Wasser würde auf diese 
Weise gefördert. Die unbeschatteten und nährstoffreichen 
Fließgewässer weisen einen übermäßigen Wuchs an Kräu­
tern im Wasser und Gräsern und Kräutern auf den Böschun­
gen auf. Die Folge sind außerordentlich hohe Pflegekosten. 
Dadurch gehen Lebensräume für Pflanzen und Tiere verlo­
ren und die Vielfalt der Landschaft weicht einer Monotonie. 

Die lntensivlandwirtschaft auf großen Flächen kann nicht 
ohne Auswirkung auf das örtliche Klima oder Lokalklimaei­
ner Landschaft bleiben. Dieses Klima kann der Mensch weit· 
gehend beeinflussen und lenken, und zwar in günstiger wie 
auch ungünstiger Richtung. Die Verminderung des Gehölz­
bestandes in der Landschaft, die Schaffung großer, hinder· 
nisfreier Ackerschläge und die Veränderung im Wasser· 
haushalt haben zwangsläufig ihre nachteiligen Rückwirkun­
gen auf das örtliche Klima. Im einzelnen kann sich dies wie 
folgt auswirken: 
- hohe Evaporation der Kulturpflanzen, 

mechanische Windschäden an Kulturpflanzen , 
zusammenströmen großer Kaltluftmengen in Mulden, 
Rinnenlagen und vor Hindernissen wie Dämmen oder Ge­
bäuden, 
Spätfrostschäden an Kulturpflanzen, 

Auswinterungsschäden an Getreide und Hackfrüchten. 

Diese Schäden vermindern die Ernteerträge und die Ertrags­
sicherheit. Durch Maßnahmen des Wind- und Bodenschut­
zes können die bodennahen Klimafaktoren verbessert wer­
den. Der Wind wird abgeschwächt, die Bodenfeuchte, die 
Bodentemperatur, die Lufttemperatur und der Taufall wer­
den erhöht und die Verdunstung verringert. Die Summe der 
verbesserten Klimafaktoren führt zu höheren, besseren und 
gesichterten Ernteerträgen. 

9) Bayer. Agrarbericht 1982 

10) SCHÄFER, Reinhard (1981): Mögl ichkeiten der Bilanzierung und 
Minderung der Bodenerosion und der Oberflächenabflüsse von l and­
wirtschaftlichen Nutzflächen 



Schäden durch Erosion 

Der Bodenerosion durch Oberflächenwasser wurde in der 
Bundesrepublik Deutschland in der Vergangenheit wenig 
Beachtung geschenkt, weil die Abtragsvorgänge nicht im­
mer offensichtlich sind. Aus wissenschaftlichen Arbeiten 
geht jedoch eindeutig hervor, daß z. B. vor langer Zeit die 
norddeutschen Mittelgebirge mit Löß bedeckt waren, der in­
zwischen abgetragen und nur noch in Senken, Tälern und 
kleinen Lößinseln anzutreffen ist. 

An der Bodenerosion ist maßgeblich eine falsche Bearbei­
tung der ackerbaulich genutzten Flächen, vor allem eine Be­
arbeitung senkrecht zu den Höhenlinien, beteiligt. Auch die 
Entwässerung und der Umbruch von Grünland in Ackerland 
auf erosionsgefährdeten Böden haben die Erosion auf vie­
len Standorten gefördert. Die mit hohen Mutterbodenschich­
ten bedeckten Grenzsteine am Fuß von ackerbaulich bear­
beiteten Hangflächen - diese Steine müssen im Zuge der 
Flurbereinigung freigelegt werden - sind Zeugen d ieses 
Vorganges. Der Abtrag wird weiter begünstigt durch die Be­
seitigung von Hangterrassen und Schutzpflanzungen, wo­
mit eine erhebliche Abflußbeschleunigung in den Wasser­
einzugsgebieten verursacht wird. 

Der Bodenabtrag durch Oberflächenwasser steht in ursäch­
lichem Zusammenhang mit 

Art und Struktur des Bodens, 

- Art des Niederschlags, 

Hangneigung und Größe des Einzugsgebietes, 

- Schlageinteilung, 

- Bodennutzung und -bedeckung. 

Als besonders erosionsgefährdet gelten Lößlehme, verlehm­
ter Sandlöß, Flottsande, Buntsandsteinverwitterungsböden 
und schluffige Verwitterungsböden. Die mittelschweren Bo­
denarten sind der Wassererosion am meisten ausgesetzt. 
Böden, die auf Grund ihres Ton- und Humusgehaltes, einer 
guten Humusform und eines guten Basenzustandes eine 
gütstige Krümelstruktur besitzen, lassen das Wasser 
schneller eindringen und verfügen über einen guten Zusam­
menhalt der Bodenteilchen. 

Häufigkeit und Intensität von Starkregen sind für das Aus­
maß der Erosion ebenso bestimmend wie der Grad der 
Hangneigung. Im allgemeinen kann von 5 % Gefälle an mit 
Bodenerosion gerechnet werden, bei empf indlichen Böden 
auch bereits bei 3 % und weniger. Besonders gefährdet sind 
auch Hohlhänge (Hangmulden), in denen das Oberflächen­
wasser zusammenströmen kann. 

Auf erosionsgefährdeten Böden ist eine intensive Landwirt­
schaft nur bis zu einem gewissen Grad möglich. Maßnah­
men gegen Bodenerosion durch Wasser bestehen vor allem 
in 

einer Verbesserung und Pflege der Bodenstruktur durch 
eine auf die Bodenabschwemmung abgestimmte Dün­
gung und Humuswirtschaft, 
der Beachtung einer erosionsvermindernden Fruchtfolge 
und -verteilung, einer Neuordnung des Acker-/Grünland­
verhältnisses insbesondere in den Tallagen und an Hän­
gen, 
einer Vermeidung großer Ackerschläge, 

einer Verzögerung des Wasserabflusses durch entspre­
chende Bodenbearbeitung - u. a. grobe Herbstfurche, 
Konturenfurche -, durch bewachsene Horizontalgrä­
ben, Abflußgräben und kleine Rückhaltebecken, 
einer Abstimmung der Bauweise und Führung der Wirt­
schaftswege auf die Erosionsgefahr, 

der Erhaltung der Reste bewachsener Raine und Terras­
sen und der Neuanlage von Terrassen und deren Be­
pflanzung mit Baum- und Strauch sowie 

einer systematischen Anlage von Schutzpflanzungen 
und Feldgehölzen als weitere Abflußhindernisse und zur 
Verbesserung des u. a. für eine gute Bodenstruktur wich­
tigen Geländeklimas. 

· Der Bodenabtrag durch Wind nimmt ständig zu und erreicht 
in trockenen Jahren beachtliche Ausmaße. In Niedersach­
sen werden die verwehungsgeschädigten Flächen mit 
67 500 ha angegeben und die Ertragsminderung wird auf die­
sen Flächen mit etwa 10 % angenommen. In Schleswig­
Holstein wird die Ertragsminderung im Landesdurchschnitt 
auf 20 % geschätzt. 

Entstehung und Ausmaß der Bodenerosion durch Wind sind 
im wesentlichen von folgenden Faktoren abhängig: 
- Art des Windes, 

Art und Struktur des Bodens, 

Relief und Größe des Einzugsgebietes, 
Bodennutzung und -bedeckung . 

Im allgemeinen sind leichte Bodenarten, denen bindige Ton­
anteile fehlen, besonders gefährdet. Böden der mittleren 
Korngrößenfraktion von 0, 1 bis 0,5 mm sind stark von Ero­
sion betroffen. Ein großer Teil unserer nordwestdeutschen 
Sandböden besteht überwiegend aus Korngruppen unter 0,5 
mm Größe. Ausreichender Humusanteil im Boden wirkt ero­
sionshemmend. In einer ungegliederten, von Baum und 
Strauch ausgeräumten Landschaft, wie dies in vielen lnten­
sivgebieten mitunter auch als Folge der Flurbereinigung der 
Fall ist, findet der Wind freie Anlaufflächen und kann sich 
erodierend auswirken. Die Maßnahmen gegen eine Boden­
erosion durch Wind bestehen vor allem in einer Stabilisie­
rung der Bodenoberläche (z. B. durch eine geschlossene Ve­
getat ionsdecke) und einer Bremsung des Windes (z. B. 
durch Windschutzpflanzungen). 

Verstärkter Ei nsatz vo n chemischen Mitteln 

Düngemittel (und hier besonders Stickstoff und Phosphat) 
können bei bestimmten Bodenarten und bei unsachgemä­
ßer Verwendung durch vers ickerndes Wasser ausgewa­
schen oder durch oberirdisch abfließendes Wasser abge­
spült werden11) und eine Eutrophierung des Grundwassers 
(Nitratbelastung) und des Oberflächenwassers bewirken. 
Durch den Nährstoffeintrag des Oberflächenwassers kann 
die Artenzusammensetzung schützenswerter Biotope, z. B. 
nährstoffarmer Flachmoore, verändert werden. Besonders 
davon betroffen sind z. B. auch kleinere Naturschutzgebiete 
ohne ausreichende Pufferzone inmitten landwirtschaftlich 
genutzter Gebiete. Solche Schutzgebiete können auch 
durch Windverdriftung staubförmiger oder flüssiger Dünger 
beeinträchtigt werden. Dabei birgt nicht nur die Verwendung 
anorganischer Dünger das Risiko der Gewässerbelastung, 
sondern auch die Ausbringung von Gülle, vor allem, wenn 
dies im Winter auf Schnee oder gefrorenem Boden ge­
schieht und dann durch einsetzendes Tauwetter ein erhöh­
ter Oberflächenabfluß einsetzt. 

Durch den Einsatz von Pflanzenbehandlungsmitteln sollen 
in erster Linie Schädlinge ferngehalten werden. Leider läßt 
sich in der Praxis noch immer nicht ausschließen, daß bei 
unsachgemäßer Anwendung der Mittel auch Nützlinge, bei 
der Anwendung von Insektiziden z. B. Bienen, die besonders 
wichtig für die Bestäubung zahlreicher Nutzpflanzen sind, 
gefährdet werden. Im Falle der Herbizidanwendung auf 
Ackerstandorten ist die Artenzahl der Ackerwildkräuter be­
trächtlich vermindert worden. Diese Verminderung kann bei 
ungünstigen Bodenverhältnissen die Erosionsgefahr erhö-

11) siehe „statusbericht Düngung«, a. a. 0 . 
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hen; außerdem geht durch diese Minderung des Ackerwild­
krautbestandes eine Anzahl von speziell an diese Pflanzen 
gebundene Tierarten, die auch Nützlinge sein können, zu­
rück. Die Gefahr der Bioakkumulation von Stoffen in der 
Nahrungskette sind in der Bundesrepublik Deutschland 
frühzeitig erkannt und auch Anwendungsverbote für einzel­
ne Mittel (z. B. fü r DDT) ausgesprochen worden. Dennoch 
treten bei fahrlässiger Anwendung oder Lagerung immer 
noch große Gefährdungen auf (z. B. Vogelsterben am Bo-

Veränderte Grünlandnutzung 

densee 1982, verursacht durch das Pflanzenschutzmittel En­
drin). 

Hinsichtlich der Reinhaltung des Grund- und Oberflächen­
wassers liegen Anwendungsgebote best immter Mittel für 
die unterschiedlichen Wasserschutzzonen vor. Eine Kontrol­
le durch die Behörden ist hier jedoch nicht immer einfach, 
da es ausreichende Kri terien zur Erteilung oder Ablehnung 
von Ausnahmegenehmigungen noch nicht gibt. 

In der Bundesrepublik Deutschland haben sich die Grünlandfächen zwischen 1960 und 197812) wie fo lgt verändert 
(in 1000 ha): 

1960 1970 

ha in% LF ha 

Grünland 5705,3 39,99 5500,1 

1978 

in % LF ha 

40,51 5154,6 

in% LF 

39,12 

Differenz 
1960-1978 
ha 

- 550,7 

12) Die Zahlenangaben sind den statistischen Jahrbüchern des Statistischen Bundesamtes entnommen und wurden im Rahmen eines For­
schungsprojektes »Überprüfung von landschaftsbezogenen Indikatoren und Grenzwerten der räumlichen Belastung« von der Bundesfor· 
schungsanstalt für Naturschutz und Landschaftsökologie, Bonn, aufbereitet. 

Die Grünlandflächen haben im beobachteten Zeitraum um höhere Vielfalt an Tier-und Pflanzenarten unterschei-
9,65 % (550 700 ha) abgenommen. den. 

Dieser Verlust ist deswegen bedenklich, weil sich Grün- Die Entwicklung der Grünlandflächen soll auch für die Sun-
landflächen von Ackerflächen häufig durch eine wesentlich desländer aufgezeigt werden: 

Entwicklung der Grünlandflächen zwischen 1960 und 1978 (in 1000 kg) 

Land 1960 1970 

ha in% LF ha 

Schl.-H. 462,7 38,98 477,7 

Hamburg 8,9 24,18 7,5 

Nieders. 1 309 44,16 1 249 
Bremen 13,2 61,4 10,5 

NRW 748,6 36,86 758,2 

Hessen 320,8 31,62 333,9 

Rh.-Pf. 269,8 27,82 276,1 

8.-W. 823 42,69 774,5 

Bayern 1 704 42,96 1 568,6 

Saarland 45,8 34,28 43,9 

Berlin 0,4 3,15 0,2 

Die Zunahme an Grünlandflächen lediglich in den Ländern 
Schleswig-Holstein und Rheinland-Pfalz ist auf Maßnahmen 
zur Verbesserung der Agrarstruktur (Schleswig-Holstein = 
Programm Nord) bzw. auf landwirtschaftliche Extensivie­
rung (Rheinland-Pfalz mit seinen Mittelgebirgen) zurückzu­
führen. Eine Zunahme der Grünlandflächen, soweit nicht in­
tensiv gedüngt wird, ist aus der Sicht der Landespflege inso­
fern positiv zu bewerten, als Grünland ein verhältnismäßig 

1970* 

ha in% Grünl. 

Wiesen 3 157,2 57,4 

Mähweiden 892 16,2 

Weiden/Almen 1 268,2 23, 1 

Hutungen/Streuwiesen 182,7 3,3 

1978 Diff. zw. 
1960-78 

in% LF ha in% LF in% 

41,43 474,1 41,87 + 2,46 
23,58 6,6 24,18 - 25,84 

43,15 1 139,4 41 - 12,96 

64,02 9,1 61,07 - 31 ,06 
39,25 640,3 34,98 - 14,47 

35,19 312 35, 11 - 2,74 

30,27 277,5 31,69 + 2,85 

42,75 720,8 42 - 12,42 

41,8 1 458,4 39,74 - 14,41 

36,28 41,2 45,95 - 10,04 

4,76 0,2 5,71 -50 

stabiles Bodenleben aufweist und als »Düngerfal le" einer 
weiteren Eutrophieru ng der Gewässer entgegenwirkt. Dage­
gen wird die Intensivierung der Grünlandnutzung seitens 
des Naturschutzes als eine nachteilige Entwicklung be· 
trachtet, weil sie sich für den Arten- und Biotopschutz nega­
tiv auswirkt. Diese Intensivierung geht aus der folgenden Ta­
belle hervor: 

1978 Dill. zwischen 
1970 und 1980 

ha in% Grünl. ha in % 

2 717,2 52,7 - 440 000 -13,9 

1 041,6 20,2 + 149 600 + 16,8 
1 237,6 24 30 600 - 2,4 

158,2 3, 1 - 24 500 - 13,4 

• vor 1970 anderer Berichtsmodus, deshalb kein Vergleich mit früheren Jahren möglich; - • • in 1 000 ha. 
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Die Zunahme der intensiven Grünlandnutzung zeigt sich vor 
allem am Rückgang der Hutungen, Streuwiesen und Wie­
sen, mit denen u. a. die an seltenen und gefährdeten Pflan­
zenarten reichen Pflanzengesel lschaften der Trockenrasen, 
Feucht- und Frischwiesen, Kleinseggenrasen, Borstgrasra­
sen, Flut- und Kriechrasen verschwinden, und an der Zunah­
me der Mähweiden. 

Zu den Maßnahmen der Grünlandintensivierung gehören 

- Intensivierung der Düngung (Folge: Abnahme der Arten­
zahl gegenüber ungedüngten Flächen durch Förderung 
düngerdankbarer Arten, insbesondere Futtergräser; 
Rückgang konkurrenzschwacher Kräuter) 

Steigerung der Beweidungsintensität (Folge: Abnahme 
der Artenzahl durch Rückgang tritt- und verbißempfindli­
cher Arten) 

Erhöhung der Schnittzahl von Zwei- auf Mehrschnittnut­
zung (Folge: Förderung niedrigwachsender Arten, bes. 
Untergräser; Zurückdrängung von Obergräsern, spätblü­
henden und frühschnittempfindlichen Arten). 

Intensive Grünlandwirtschaft bewirkt insgesamt eine stand­
örtliche Nivellierung und Artenverarmung der bei extensiver 
Wirtschaftsweise noch vorhandenen Vielfalt der Grünland­
vegetation. Mit zunehmender Grünlandintensivierung ent­
stehen artenarme Vegetationsbestände aus leistungsfähi­
gen Futtergräsern und wenig Kräutern. Da aus ökonomi­
scher Sicht Dauergrünland nur bei hoher Bewirtschaftungs­
intensität rentabel genutzt werden kann, ist die lntensivie­
rungstendenz weiterhin steigend. 

Genaue Zahlenangaben zum Umbruch von Grünland in 
Ackerland sind weder den Statistischen Jahrbüchern des 
Statistischen Bundesamtes noch den Statistiken des Bun­
desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
zu entnehmen, da sie nicht erhoben werden.13) 

Verlust von Biotopen, Tier- und Pflanzenarten 

47 % der einheimischen Säugetierarten, 36 % der Vogelar­
ten, 58 % der Lurcharten und 29 % der Farn- und Blüten­
pflanzenarten sind heute in ihrem Bestand gefährdet. Einer 
der Hauptverursacher dieses Artenrückganges ist gegen­
wärtig die Landwirtschaft, die durch jahrtausendelange Be­
wirtschaftung die Ausprägung der mitteleuorpäischen 
Pflanzen- und Tierwelt bewirkt hat. Neben der Beseitigung 
von ökonomisch wertlos eingeschätzten Landschaftsbe­
standteilen, die häufig aus der Sicht des Naturschutzes 
wertvolle schützenswerte Biotope darstellen, trägt beson­
ders auch die Nutzungsintensivierung, z. B. ehemals exten­
siv genutzter Kalkmagerrasen oder Feuchtwiesen, zum Ar­
tenrückgang bei. Der verstärkte Einsatz chemischer Mittel 
spielt ebenfalls eine wichtige Rolle beim Artenrückgang und 
belastet den Naturhaushalt. 

landwirtschaft liche lntensivgebiete sind Teil der Agrar­
Ökosysteme. Zwischen schützenswerten Biotopen und in­
tensiv genutzten Agrarlandschaften hat die Entwicklu ng in­
zwischen zu einer weitgehenden bis vollständigen Entmi­
schung geführt, d. h. landwirtschaftliche l ntensivgebiete 
weisen kaum noch oder doch nur wenige wertvolle und er­
haltenswürdige Biotope auf. Da das Biotop die Lebensstätte 
von Pflanzen- und Tierarten ist, ist ein Biotopschutz die Vor­
aussetzung für einen wirksamen Artenschutz. Mit der Auflö­
sung des von Natur aus vorhanden gewesenen Mosaiks aus 
unterschiedlichen Standorten zugunsten gleichförmiger 
Standortbedingungen ist zwangsläufig auch ein Rückgang 
gefährdeter Tier- und Pflanzenarten verbunden. Nach den 
vorliegenden Erkenntnissen reichen Naturschutzgebiete 
und sonstige Reservate nicht aus, um den Schutz gefährde­
ter Arten sicherzustellen. Dies trifft allein für etwa 150 ge­
fährdete Pflanzenarten zu, die auf Biotope außerhalb der 
Schutzgebiete angewiesen sind, und zwar insbesondere auf 

Lebensräume in landwirtschaftlich genutzten Gebieten. Die­
se Arten sind von der zunehmenden lntensivbewirtschaf­
tung besonders betroffen. 

Die Bundesforschungsanstalt für Naturschutz und Land­
schaftsökologie hat im Zusammenhang mit der Aufstellung 
der »Roten Liste ausgestorbener und gefährdeter Arten« 
auch die Ursachen des Artenrückganges von einheimischen 
und eingebürgerten Farn- und Blütenpflanzen untersucht 
und darüber berichtet. So ist die Hauptursache für den 
~ückgang der Ackerwildkräuter die Herbizidanwendung. Die 
Anderung der landwirtschaftlichen Nutzung, so die Um­
wandlung von exentsiv genutztem Grünland in Acker- oder 
in lntensivgrünland oder die Aufforstung solcher Flächen, 
hat den Rückgang von Feuchtwiesen, Borstgrasrasen und 
Trockenrasen zur Folge. Mit wachsender Nutzungs- und 
Pflegeintensität werden häufig artenreiche Übergangsberei­
che, so z. B. zwischen Wald und Wiese, als unproduktiv be­
seitigt. Hieran ist im besonderen Maße auch die Flurbereini­
gung beteiligt. 

Doch auch ohne Flurbereinigung werden ständig Flurgehöl­
ze, Feuchtgebiete, natürliche Kleinreliefformen und Kultur­
terrassen von Landwirten selbst beseitigt. Der Landwirt be­
sitzt heute Maschinen und Geräte, die es ihm leicht machen, 
z. B. den Boden von trockenen kleinen Hügeln abzuschieben 
und mit dem abgeschobenen Material benachbarte feuchte 
und nasse, bisher nicht intensiv zu nutzende Mulden und 
Rinnen aufzufüllen oder ihm im Wege stehende Hecken und 
andere Flurgehölze zu roden. Gerade in landwirtschaftlich 
intensiv genutzten Gebieten war dieser Vorgang in den letz­
ten Jahren an der Tagesordnung und ist es auch heute noch. 
Hieran haben sich vor allem große landwirtschaftliche Be­
triebe beteiligt. Diese Eingriffe in Natur und Landschaft sind 
auch in Landschaftsschutzgebieten zu beobachten, ohne 
daß die Naturschutzbehörden in der Lage sind, dem Einhalt 
zu gebieten. 

Da nicht nur einzelne Pflanzenarten gefährdet sind, sondern 
bereits ganze Pflanzengesellschaften mit ihrem Arteninven­
tar, ist man in Niedersachsen dazu übergegangen, »Rote Li­
sten der gefährdeten Pflanzengesellschaften« aufzustellen. 
Die Bestandsaufnahme gibt Aufschluß über den Gefäh­
dungsgrad, die Schutzwürdigkeit und Sch utzbedürftigkeit, 
so daß entsprechende Schutzmaßnahmen getroffen werden 
können. Solche Maßnahmen können sein: Beibehaltung ex­
tensiver Bewirtschaftungsmethoden oder Brachfallen las­
sen nur für bestimmte Zeiträume. Der Einfluß der lntensivbe­
wirtschaftung auf die Artenzusammensetzung der Tierwelt 
und die Stabilität der Zoozönose wurde in verschiedenen 
vergleichenden Untersuchungen u. a. ebenfalls von der Bun­
desforschungsanstalt für Naturschutz und Landschaftsöko­
logie ermittelt. lntensivbewirtschaftung führt durch den pe­
riodischen Einsatz von Pestiziden zu einem beträchtlichen 
Artenrückgang, der eine Halbierung der Tierartenzahl be­
deuten kann. Dabei werden die sogenannten Nützlinge, wie 
z. B. Bienen, Schwebfliegen und Laufkäferarten ebenso be­
troffen wie die sogenannten Schädlinge. Darüber hinaus 
wirkt die lntensivbewirtschaftung auf indirekte Weise, ins­
besondere im Zuge von Strukturmaßnahmen und Biotopver­
lusten vielfä lt ig auf die Tierwelt ein: 

Die Dezimierung naturnaher Lebensräume und der Ver­
lust spezieller Biotope bedeutet den Ausfa ll bzw. das lo­
kale Aussterben der an diesen Lebensraumtyp angepaß­
ten Tierarten. 

Gleichzeit ig verschwinden die als Refugien wirkenden 
Rückzugsräume für Tierarten, die dem intensiven Einsatz 
von Chemikalien nicht w iderstehen können. 

13) Auswertung der Roten Listen der gefährdeten Farn- und Blüten­
pflanzen in der Bundesrepublik Deutschland, Schri ftenreihe für Vege­
tationskunde Heft 12, 1978 
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Die linearen extensiv genutzten oder nutzungsfreien 
Landschaftsstrukturen wie Hecken, Feldraine oder Ge­
wässeru fer dienen dem genetischen Austausch zwi­
schen einzelnen sonst isolierten Flächen. Sie fördern die 
Mobili tät und das Migrationsvermögen, auf die verschie­
dene Tierarten angewiesen sind. Ihre Beseitigung hat ge­
genteilige Effekte. 

Durch die Verarmung der Raumstrukturen findet ganz all­
gemein eine Verschiebung der mikrokl imatischen Ver­
hältnisse hin zum trocken-warmen, sonnen- und windex­
ponierten Standort statt, die ein hergeht mit einer schritt­
weisen Veränderung der Tierartenzusammensetzung 
durch Bevorzugung der thermoxerophilen Arten trocke­
ner, vegetationsarmer Standorte. Dränagemaßnahmen 
wirken synergistisch in die gleiche Richtung. 

Die Begradigung von Gewässern und deren Folgen (Ver­
änderung der Ufervegetation und -strukt ur, Vereinheitl i­
chung von Fließgeschwindigkeit und Gewässersohle) 
führen nachgewiesenermaßen zu einer Verarmung der 
Gewässerfauna. Hiervon ist auch die Fischfauna bet rof­
fen, insbesondere auch die stationäre, an natürlich und 
naturnahe Fließgewässer gebundene Arten . 

Es b leibt festzustel len, daß Biotopumwandlungen und -Ver­
luste als Konsequenz landwirtschaftlicher lntensivbewirt­
schaftung das Artenspektrum der freilebenden einheimi­
schen Tierarten wesentlich verändern und zu einer Artenver­
armung führen. Stabilitätsminderung oder -verlust für das 
gesamte Ökosystem können und werden die Folge sein. 

Landschaftsbild und Erholungswert 

Die landwirtschaftl ich intensiv genutzten Gebiete der Bun­
desrepublik Deutschland sind heute durchweg arm an räum­
lichen Strukturen, die die Äcker und Weiden räumlich und 
kleinteilig gliedern und begrenzen. Die kahlen Landschaften 
laden aber nicht zum Verweilen ein. Nicht einmal Wanderer, 
geschweige denn Erhol ungssuchende, reizen sie zum Auf­
suchen und Bleiben. 

Die weniger landschaft lich intensiv genutzte Flur trägt mit 
Wald, Gewässer und Relief in hohem Maße zur landschafts­
bezogenen Erholung bei. Für die Freizeitnutzung sind insbe­
sondere die Flächen geeignet, die ein Verlassen der Wege, 
das Lagern oder Spielen erlauben oder ermöglichen. Mehr 
oder weniger landwirtschaftlich intensiv genutzte Bereiche 
tragen zur Erholung vor allem dann bei, wenn die Flur durch 
eine Vielzahl verschiedener Kulturarten abwechslungsreich 
gestaltet ist. Hierzu gehört auch ei ne möglichst kleinteil ige 
Ausstattung mit Feldgehölzen, Hecken, Gebüsch und Streu­
obstanbau . In dem Maße, wie durch Maßnahmen der Ratio­
nalisierung, der Mel ioration oder der Agrarstrukturverbesse­
rung immer mehr Flurstücke zu größeren Bewirtschaftungs­
einheiten zusammengelegt und die Vielfalt der angebauten 
Kulturarten zugunsten von wenigen Reinkultu ren von Getrei­
de, Mais oder Zuckerrüben aufgegeben werden, verlieren die 
Agrarlandschaften an landschaftlichem Reiz. Dies kann so 
weit gehen, daß solche Gebiete als für die Erholung uninter­
essant empfunden werden. 

3.2.2 Folgen intensiver Landbewirtschaftung für die Land­
wirtschaft 

W i rtschaftliche Grenzen der Intensivierung 

Die Intensivierung der Landbewirtschaftung stößt zuneh­
mend an ökonomische Grenzen. Im Zehnjahresdurchschnitt 
von 1970/71-1980/81 lag die reale jährliche Zunahme der 
Vorleistungsmengen (Betriebsmittel) je Hektar (nach Zinses­
zins) mit 2,2 % deutlich höher a ls die der Produktionsmen­
gen mit 1,7 % . Am Beispiel der hauptberuflichen Testberich-
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te des Agrarberichts bedeutet dies eine durchschnittliche 
jährliche Zunahme der Vorleistungsmengen im Wert von 86 
DM je Hektar gegenüber einer Zunahme der Betriebserträge 
um 90, - DM je Hektar. Überdies stiegen die Vorle istung­
spreise seit 1970/71 stärker als die Erzeugerpreise. Die 
Landwirtschaft hat daher allen Anlaß, die weitere Intens ivie­
rung kritisch zu überprüfen. 

Hohe Kosten für Energi eei ns atz 

Besonders die energieabhängigen Vorleistungen sind ein 
Kostenfaktor mit zunehmendem Gewicht. wachsende Ein­
satzmengen kumulieren hier mit der drastischen Steigerung 
der Energiepreise seit 1973. Neben dem direkten Energiever­
brauch in Form von Elektrizität, Treib- und Brennstoffen 
steigt auch der indirekte Energieaufwand in den Produk­
tionsmitteln, insbesondere in den Dünge- und Pflanzen­
schutzmitteln. Dieser gesamte Energieaufwand umfaßte 
1950/51 erst 25 % der Vorleistungen, 1979/80 waren es mit 
10,8 Mrd Dm bereits 33 % der Vorleistungen und 18 % des 
gesamten Produktionswertes. Der Energieaufwand erreich­
te damit nahezu die Höhe der gesamten Futtermittelaufwen­
dungen der deutschen Landwirtschaft . 

Die höheren Energieaufwendungen konnten durch Steige­
rung der Produktionswerte nicht kompensiert werden. Über­
sätt igte Agrarmärkte engen den Spielraum für Preis- und 
Produkt ionssteigerungen ein, ohne aber den Anstieg des 
Energieverbrauchs drosseln zu können. So lag im zwanzig­
jährigen Durchschnitt von 1960/61 bis 1979/80 die reale Stei­
gerung des Handelsdüngerverbrauches bei 100 %, der Brut­
tobodenprodukt ion bei 35 %, der Bruttowertschöpfung bei 
nur 19 %. 

Die Agrarberichte zeigen die Folgen der Intensivierung deut­
lich. Im Durchschnitt der Haupterwerbstestbetriebe wurden 
1968/69 Dünge- und Pflanzenschutzmittel im Wert von 200 
DM zur Erstellung einer Wertschöpfung von 1 000 DM, 
1980/81 berei ts von 300 DM aufgewandt. Diese Durch­
schnittswerte liegen regiona l wei t höher, insbesondere in 
Marktfruchtbetrieben. Sofern die Preise der Vo rleistu ngen 
auch in Zukunft stärker steigen a ls die der Erzeugnisse, wird 
die Frage nach den ökonomischen Vortei len des steigenden 
Dünge- und Pflanzenschutzmitteleinsatzes zunehmend 
drängender. 

Er höhtes Risiko in f o l ge Ei nseitigke it in der 
Erzeugung 

Die zunehmende Intensivierung geht mit einer Spezialisie­
rung der Agrarproduktion einher, die den organischen Be­
triebskreis lau f der tradit ionellen Landwirtschaft wei tgehend 
gesprengt hat und zu fortschreitender Trennung von pflanz­
licher und tierischer Erzeugung führt. Die Folgen der zuneh­
menden Konzentration der Betriebe au f wenige Erzeugnisse 
und der Verengung der Fruchtfo lgen sind bedenklich. Ökolo­
gisch wertvolle Kulturarten wie Leguminosen werden zugun­
sten ertragreicherer Kulturen wie Futtermais verdrängt. Ein­
seitige Fruchtfolen reduzieren auch das übrige Artenspek­
trum, verringern die Widerstandskraft der Ag rarökosysteme 
und führen zu einseitigen Nährstoffansprüchen und steigen­
der Anfälligkeit gegen Schädlinge, die wiederum einen hö­
heren Düngemittel- und Pflanzenschutzmitteleinsatz erfor­
dern. 

Im tierischen Bereich stehen damit die Intensivierung der 
Milchproduktion durch Zukaufsfutter sowie d ie Konzentra­
tion der Geflügel- und Schweinehaltung auf weitgehend flä­
chen unabhängige Betriebe in Verbind ung. Die Veränderung 
der Produktionsstruktur kommt in fol genden Antei len der 
Früchte am Ackerland zum Ausdruck: 



in% Acker 1955 1979 

Getreide 59,3 71,8 

Hackfrüchte 24,4 11 ,7 

Mehrjähriges Ackerfutter 12,3 4,4 

Grünmais 0,6 8,8 

Die einseitige Wirtschaftsweise erfordert ständig steigende 
Mehraufwendungen und vergrößert die Risiken der Abhän­
gigkeit der Betriebe, sowohl von der Preis- und Absatzent­
wicklung als auch von Witterungseinflüssen. Unabsehbare 
Folgen für die Strukturentwicklung und Umwelt kommen 
hinzu: Der Wettbewerbsdruck der lntensivbetriebe trägt zur 
Aufgabe der umweltschonenden tradit ionel len Wirtschafts­
weise und Auflösung der vielfältigen bäuerlichen Strukturen 
bei. Stickstoffdüngung und konzentrierter Gülleanfall erhö­
hen die Gefahr der Umweltbelastung. 

Zunehmende Verschuldung der lntens ivbetriebe 

Die Zweifel an den wirtschaftlichen Erfolgen der Intensivie­
rung werden durch zunehmende Verschuldung bestätigt. 
Für die Vollerwerbs-Testbetriebe 1980181 des Agrarberich­
tes ist zu erkennen, daß mit zunehmenden Vorleistungen je 
Hektar 

tendenziell steigt: tendenziell fällt: 

- Fremdkapital je ha - Eigenkapital je ha 

- Netto-Verbindlichkeiten - Betriebseinkommen je ha 
in % des Betriebs­
einkommens 

- Gewinn je Familien-
arbeitskraft. 

Die für die Rentabi lität der Betriebe bedenkliche Entwick­
lung wird in folgenden Durchschnittsergebnissen aus den 
Vollerwerbs-Testbetrieben 1980181 deutlich: 

Standardbetriebseinkommen in 1000 DM 

unter 30 30-50, über 50 

Unternehmensertrag 
je ha 4 635 5 231 6104 
Betriebseinkommen % 29,6 28,8 26,1 

Gewinn% 22,7 21,6 17, 1 

Danach nimmt der Anteil des Gewinns am Unternehmenser­
trag ab, das heißt, die Rentabil ität sinkt mit zunehmender 
Betriebsgröße und Intensi tät. Die größeren Betriebe errei­
chen bei abnehmenden Gewinnanteilen ein befriedigendes 
Einkommen nur noch durch ihre größere Fläche und die mit 
ihrer höheren Produktion verbundenen höheren Subventio­
nen. Diese Entwicklu ng ist volkswirtschaftl ich äußerst be­
denklich. 

Ökologische Zwänge und Grenzen 

Von landwirtschaftlicher Seite wird darauf verwiesen , daß 
die Landwirtschaft durch die internationale und nationale 
Agrarpoli tik, die Entwicklung des Agrarmarktes und der 
Agrarpreise und die vom Verbraucher an die landwirtschaft­
l ichen Erzeugnisse gestellten Anforderungen in Zwänge ge­
raten ist, aus denen sie sich nicht lösen kann. Diese Zwänge 
machen die Spezialisierung und Intensivierung der Betriebe, 
das Anwachsen des Energieaufwandes, den hohen Maschi­
neneinsatz, die Anpasssung der Flurstücke an moderne Be­
wirtschaftungsmethoden, die Eingriffe in den Wasser-, 
Klima- und Nährstoffhaushalt und die hohe Ausn utzung al-

ler Produktionsmittel einschließl ich der Böden unvermeid­
lich. Die Auswirkung dieser Zwänge zeigt sich nun im Natur­
haushalt und im Landschaf tsbild. 

Der nur auf Produktion gerichtete Blick hat zur Folge, daß 
die landwirtschaftlich genutzte Landschaft aller Elemente 
beraubt wird, die sie widerstandsfähig gegen Gefahren und 
Belastungen macht. Ihrem Anspruch, Pf leger der Land­
schaft zu sein, w ird die Landwirtschaft nicht mehr gerecht. 
Die Grenzen, in denen Natur und Landschaft ohne nennens­
werten Schaden für sie genutzt werden könnten , sind längst 
überschritten. Die starke Zunahme von Schädlingsbefall 
und Krankhei ten an den Kulturpflanzen, verstärkte Boden­
verdichtung durch landwi rtschaftliche Geräte und den Ein­
satz von Chemikalien, Verunreinigungen von Boden, Grund­
und Oberf lächenwaser durch Pestizide, Gül le und Mineral­
dünger, Anwachsen der Bodenabschwemmung und Boden­
verwehung, Wassermangel, beschleunigte Austrocknung 
mancher Böden schon bei kurzen Trockenperioden und eine 
Verschiebung des Arteninventars in Richtung auf Verunrei­
nigung und Belastungen anzeigende Pf lanzen- und Tierarten 
sind alarmierende Zeichen. Um diese Schäden zu bekämp­
fen , ist ein hoher und längst nicht mehr tragbarer Aufwand 
erforderlich. Die zu weit getriebene Entblößung unserer 
landwirtschaftlichen Fluren von natürlichen, stabilisieren­
den Elementen hat zu Zwängen, die nun von der Natur für 
die Landwirtschaft gesetzt werden, geführt. Die nachteili­
gen Langzeitfo lgen sind heute noch nicht absehbar. Die 
ökonomischen Forderungen müssen daher dringend wieder 
au f die ökologischen Erfordernisse abgestellt werden. 

4 Berücksichtigung landschaftsökologischer und land­
schaftspflegerischer Belange 

4.1 Erhaltung und Neugestaltung des Standortmosaiks 

Die mitteleuropäische Landschaft zeichnet sich durch ein 
vielfä ltiges Standortmosaik aus, das durch frühere Landnut­
zungsweisen oft noch verfeinert wurde. Allein die Bodenkun­
de unterscheidet bereits rund 60 Bodentypen und 210 
Boden untertypen14). Diese können weiter differenziert sein, 
u. a. durch Rel ief, Exposition, Grundwasser- und Staunäs­
seeinfluß, Nährstoffversorgung und Korngrößenverteilung. 
Auch in Landschaftsräumen, in denen auf großer F läche 
gleiche Standortverhältnisse vorzuherrschen scheinen (z. B. 
in Löß-, Braunerde- oder Sandgebieten), ist von Natur aus 
meist ein kleinräumiger Wechsel der Standorteigenschaften 
anzutreffen. 

Die Standortvielfalt prägte seit altersher das Aussehen der 
landwirtschaftlich genutzten Flur.Sie war durchsetzt von 
Standorten, die landwirtschaftl ich nicht oder nur extensiv 
genutzt werden können. Deren Vegetation besteht daher 
meist aus Gehölzbeständen, Zwergstrauchheiden, Hoch­
staudenfluren, Röhrichten, Rieden und Wildrasen versch ie­
dener Ausprägung. Entsprechend vie lgestaltig war die Tier­
welt. 

Dieses Standortmosaik ist vor al lem in den vergangenen 
drei Jahrzehnten weith in mit einem ungewöhnlich hohen 
Aufwand nivelliert worden. Von der Landwirtschaft bisher 
nicht oder nur extensiv zu nutzende Standorte wurden durch 
Meliorationen aller Art (u. a. Entwässerung, Tiefenlocke­
rung, Bodenabtrag, Bodenauftrag , Mischung von Ober- und 
Unterboden, Kalkung, Überschlickung, Übersandung, Auf­
bringen von Klärschlamm und Düngung) den benachbarten, 
von Natur aus leistungsfähigeren Standorten künst lich an­
gepaßt. Auf diese Weise entstanden weithin ausgeräumte 

14) MÜCKEN HAUSEN, E. (1977): Entstehung, Eigenschaften und Sy­
stematik der Böden der Bundesrepublik Deutschland. DLG-Verlag 
Frankfurt/Main 
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Landschaften mit einer stark verarmten Flora und Fauna. 
Die so veränderten Standorte müssen oft mit hohen Aufwen­
dungen leistungsfähig gehalten werden. Sie erleiden bei ex­
tremen Witterungsbedingungen in weit größerem Umfang 
als die von Natur aus leist ungsfähigeren Sta ndorte Schäden 
durch Bodenabschwemmung, Austrocknung oder Verdich· 
tung. 

Um die durch die moderne Landwirtschaft hervorgerufenen 
Umweltschäden und -belastungen nicht noch zu erhöhen, 
darf das heute vorhandene Standortmosaik nicht weiter ver· 
einheitlicht werden. Stattdessen bedarf es sogar der Wie· 
derherste llung und Neugestaltung eines vielfält igen Stand­
ortmosaiks in einem ökonomisch und ökologisch vertretba· 
ren Rahmen. 

4.2 Naturschutz und Landschaftspflege im Rahmen der Flur· 
bereinigung 

Die Landwirtschaft und auch der Naturschutz sind in einem 
ständigen Wandel und dürfen daher nicht nur statisch, son­
dern müssen auch dynamisch betrach tet werden. Das muß 
auch für alle Folgerungen gelten, die aus den gegenwärli· 
gen Erkenntnissen und Erfahrungen gezogen werden. In der 
Beurteilung selbst stark mechan isierter und technisierter 
agrarischer Systeme sollte nicht übersehen werden, daß sie 
- im Gegensatz zu vielen urbanen Systemen - immer noch 
als die naturnäheren Ökosysteme angesehen werden. 

Ein Mittel zur Neuordnung des gesamten ländlichen Rau· 
mes ist die Landschaftsplanung, die im Bundesnaturschutz· 
gesetz und den entsprechenden Landesgesetzen eine ge­
setzliche Gerundlage erhalten hat. Eine besondere Bedeu­
tung gewinnt die Landschaftsplanung in der Flurbereini­
gung, weil sich heute ein Flurbereinigungsverfahren über 
große Flächen - häufig über mehrere Gemeinden - er­
streckt und sich die Flurbereinigung immer mehr zu einer In· 
tegralmelioration entwickelt hat. Sie ordnet nicht nur das 
Wege- und Gewässernetz neu, sondern weist Flächen für die 
Land- und Forstwirtschaft, Abgrabungen , den Gemeinbe· 
darf, Versorgungsanlagen, Bau- und Grünflächen, Erholung 
und Freizeit und nicht zuletzt auch fü r den Naturschutz aus. 
Sie kann einen wesentlichen Beitrag zu einem »Integrierten 
Schutzgebietssystemcc leisten, wie es der Deutsche Rat für 
Landespf lege in seiner Stellungnahme vom 28. September 
1982 empfohlen hat. Durch die Erhaltung und Neuschaffung 
von schutzwürdigen Biotopen aus mehr oder weniger gro­
ßen Flächen, die wiederum an linear verlaufende Flurgehöl· 
ze und Feldhecken, Schutz· und Böschungspflanzungen, 
aber auch an Waldränder angeschlossen s ind, kann ein Ver­
bundsystem geschaffen werden, das der gefährdeten Fauna 
die notwendigen Schutz-, Lebens- und Wanderungsmöglich· 
keilen gibt. 

In keiner Fachplanung sonst können sich die Inhalte von 
vorgegebenen Landschaftsprogrammen, Landschaftsrah· 
menplänen und Landschaftsplänen so niederschlagen wie 
in der Flurbereinigung, d. h. Bestandsaufnahme, Bewertung, 
Maßnahmen und Ziele können in den landschaftspflegeri· 
sehen Begleitplan integriert und für das Verfahren ausgewer­
tet werden. Der landschaftspflegerische Begleitplan hat im 
Flurbereinigungsgesetz 1. d. F. vom 16. März 1976 in§ 41 ei­
ne gesetzliche Grundlage erhalten, und zwar als Tei l des 
Wege- und Gewässerplanes, mit dem er zusammen aufge­
stellt, festgestellt und durchgeführt wird. Darüber hinaus ist 
in§ 37 des Gesetzes, der die Neugestaltung des Flurbereini· 
gungsgebietes behandelt, u. a. festgesetzt, daß die Flurbe­
reinigungsbehörde bei der Durchführung der Maßnahmen 
vor allem auch den Erfordernissen der Raumordnung und 
Landesplanung und einer geordneten städtebaulichen Ent­
wick lung, des Umweltschutzes, des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, der Erholung wie auch der Gestaltung 
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des Orts- und Landschaftsbildes Rechnung zu tragen hat 
(vg. auch Abschnitt 2.3 »Flurbereinigungsgesetz«). 

Als positive Beispi ele, wie im Flu rbereinigungsverfahren der 
landschaftspflegerische Begleitp lan eingesetzt sowie Ziele 
des Naturschutzes und der Landschaftspflege umgesetzt 
werden können, seien u. a. die Verfahren Ladbergen und 
Lengerich im Bereich des Landschaftsverbandes Westfalen 
genannt. Hier war es möglich, Wasserflächen und Feucht ge­
biete neu anzulegen, und in Gemeindeeigentum zu überfüh· 
ren, Vogelschutzgehölze auf Restflächen aufzubauen, neue 
Knicks zu pflanzen und auch alte zu verpflanzen sowie aus­
gebaute Wasserläufe beiderseits mit standortgemäßen Ge­
hölzen zu begleiten, so daß der Pflegeaufwand im Bachbett 
und an den Böschungen nahezu entfällt (vgl. Bei trag LIL· 
LOTIE). 

Dennoch ist zu bedenken, daß die Flurbereinigungsbehör­
den nach wie vor aufgrund gesetzl icher Vorschriften gehal­
ten sind, an erster Stelle die Produktions· und Arbeltsbedin· 
gungen in der Land· und Forstwirtschaft zu verbessern und 
die Existenz der landwirtschaftlichen Bet riebe zu sichern 
(vg. hierzu auch Abschni tt 2.3). 

Sie muß sich mit den Ansprüchen der sogenannten konven­
tionel len Landwirtschaft, die von den Teilnehmern, aber 
auch den landwirtschaftlichen Berufsvertretungen und den 
Landwirtschaftsbehörden an eine Flurbereinigung gestellt 
werden und sich u. a. in agrarstrukturellen Vorplanungen 
niedersch laen, auseinandersetzen. Sie hat dabei nur wenig 
Spielraum. Auch ist es ihr aus vielerlei Gründen oft nicht 
möglich, das Land für die notwendigen Maßnahmen des Na­
turschutzes und der Landschaftspflege aufzubringen. 

4.3 Berücksichtigung der natürlichen Gegebenheiten 

Die Auswirkungen der intensiven Landbewirtschaftu ng auf 
den Naturhaushalt stehen in enger Beziehung zu den natür· 
liehen Gegebenheiten der Landschaft. Die Beachtung dieser 
Gegebenheiten ist eine Voraussetzung, nachteilige Auswir· 
kungen zu mindern oder gar zu verhindern. Die Ergebnisse 
des vom Deutschen Rat für Landespflege im Jahre 1978 
durchgeführten Sem inars über »Gesunder Boden - gesun­
de Pflanze - gesunde Ernährung - Probleme der Düngung 
und Biozidanwendung in der Landwirtschaft« ließen d ies 
deutlich erkennen. So sind Art und Ausmaß der Anwendung 
von Dünger und Bioziden weitgehend abhängig vom Stand­
ort und seinen Faktoren Boden, Wasser und Klima. Die ge­
naue Kenntnis des Standortes, seiner ökologischen Eigen­
schaften ist die Voraussetzung, um in der Wahl der Frucht· 
folge und der geeigneten Mittel zur Düngung und Schäd· 
lingsbekämpfung sowie ihrer zeitlichen und mengenmäßi· 
gen Anwendung die richtige Entscheidung zu t reffen. Als 
Beispiel sei auf die Untersuchungen des Arbeitskreises Hy­
drologie des Lehrstuhls für Geologie (Geobotanik) der Un i­
vers ität Bochum hingewiesen, die erkennen lassen, daß die 
nachtei ligen Auswirkungen einer überhöhten Stickstoffdün­
gung auf mineralischen Böden weit höher sind als auf Bö­
den mit organischen Antei len, weil der St ickstoff dort bes· 
ser festgehalten und nicht im gleichen Maß dem Wasser zu­
geführt wird. 

Ein weiterer bedeutender Faktor ist das Rel ief, das bei der 
Bewirtschaftung berücksichtigt werden muß. So müssen 
Ackerschläge im Zuge der Flurbereinigung grundsätzlich so 
ausgelegt werden, daß sie in Rich tung der Höhenlinien bear· 
beitet werden können. Nur so kann eine Bodenerosion, d ie 
auf Lößböden bereits bei einem geringen Gefälle von wenig 
mehr als 1 % einsetzen kann, verhindert werden. Da frucht· 
barer Boden die Voraussetzung einer ertragreichen und ge­
sicherten Landwirtschaft ist, darf nichts unterlassen wer· 
den, um ihn vor Abtrag zu schützen. Das gil t im gleichen Ma· 
ße für leichte Böden mit geringem Anteil an bindigem Ton, 
die der Winderosion ausgesetzt sind. Hier müssen die 



Schlaggröße darauf abgestellt und Windhindernisse, wie 
Wallhecken und Schutzpflanzungen, erhalten oder aufge­
baut werden. 

Diese Forderungen stellen zugleich einen Beitrag für die 
Schaffung oder Wiederherstellung ausreichender natürli­
cher oder naturnaher Elemente auch in einer intensiv ge­
nutzten Landschaft dar. Selbst in großen Ackerschlägen, in 
denen moderne Maschinen eingesetzt werden können, müs­
sen sowohl lineare wie auch punktuelle natürl iche Gegeben­
heiten vorhanden sein, um der gefährdeten Flora und Fauna 
Lebensmöglichkeiten in geeigneten Biotopen zu gewährlei­
sten. Ein wirksames Verbundsystem mit Schutz-, Bö­
schungs- und Wegepflanzungen, mit Brachland, Feldgehöl­
zen und Feuchtstandorten, das die landwirtschaftliche Nut­
zung nicht hindert, aber die Leistungsfähigkeit des Natur­
haushaltes nachhaltig sichern hilft, setzt voraus, daß diese 
Gebiete einer Landschaftsplanung, sei es im Rahmen der 
Flurbereinigung, der Bauleitplanung oder als eigenständige 
Fachplanung wie in Nordrhein-Westfalen, unterzogen wer­
den. 

Der Anteil der Fläche in der landwirtschaftlich genutzten 
Flur, der vorzusehen ist, um Maßnahmen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege ausführen zu können, läßt sich 
nicht generell festlegen. Er wird den natürlichen Eigenschaf­
ten der verschiedenen Landschaftsräume entsprechend un­
terschiedlich groß sein müssen. 

4.4 Alternativer Landbau 

Wie gezeigt wurde, birgt die bisherige Entwicklung des kon­
ventionellen Landbaus erhebliche Risiken in biologisch-öko­
logischer, technologischer und betriebswirtschaftlicher Hin­
sicht in sich. Es ist daher zu prüfen, inwieweit Methoden des 
alternativen Landbaus übernommen werden können , um ei­
ne Entlastung der landwirtschaftlich genutzten Land­
schaftsräume von den Nachteilen des konventionellen 
Landbaus zu erreichen. Der Rat verweist in diesem Zusam­
menhang auch auf Heft 31 seiner Schriftenreihe mit dem 
Thema „zum ökologischen Landbau<<. 

Im alternativen Landbau wird nach verschiedenen Metho­
den vorgegangen, die sich zum Teil erhebl ich voneinander 
unterscheiden. Am meisten bekannt sind die »Biologisch­
dynamische Wirtschaftsweiseu und der »Organisch-Biologi­
sche Landbau«. Die Ziele dieser und anderer Verfahren des 
a lternativen Landbaues sind aber im wesentlichen gleich. 
Der Hof soll ein möglichst geschlossener Organismus und 
so unabhängig wie möglich sein. Die Landwirtschaft wird 
als ökologisch-ökonomische Einheit betrachtet und behan­
delt. Für den alternativen Landbau »Stehen Bodenfruchtbar­
kei t und Bodenpf lege als Grundlage für die Erzeugung biolo­
gisch hochwertiger Nahrungs- und Futtermittel im Vorder­
grund allen Denkens und Handelns. Der Boden gilt als le­
bender Organismus und wird auch als solcher behandelt«.15) 
Im folgenden Text wird mehrfach auf den Inhalt dieser Ar­
beit zurückgegriffen. Mit Hilfe des alternativen Landbaues 
sol len ferner die Umweltbelastungen vermindert, die Nah­
rungsqualität verbessert, schadstofffreie Nahrung produ­
ziert und der Energieverbrauch eingeschränkt werden. Um 
diese Ziele zu erreichen, werden Bodenbearbeitung, Frucht­
fo lge, Düngung, Krankheits- und Schädlingsbekämpfung 
mit natürlichen und naturnahen Praktiken und Mitteln vorge­
nommen. 

Betrachtet man die Folgen alternativen Landbaues auf Na­
tur und Landschaft im Vergleich zur konventionellen intensi­
ven Landwirtschaft, dann kann festgestellt werden: 

Ein großflächiger Anbau von Monokulturen und eine ein­
seitige Getreidefruchfolge (die fruchtfolgespezifi sche 
Krankheiten, Schädlinge und Unkräuter fördert) entfallen 
(vgl. Abschnitt 3.2.1). Die Ackerschläge können kleiner 
sein . Streuwiesen gehören zum Betrieb. Auch Höfe mit 

geringer Anbaufläche wirtschaften erfolgreich. Die 
Durchschnittsgröße der bio logisch-dynamisch wirt­
schaftenden Höfe l iegt in der Bundesrepublik Deutsch­
land bei 21 ha, in Holland bei 9 ha und in der Schweiz bei 
10 ha. Die durchschnittliche Größe der organisch­
biologisch arbeitenden Betriebe liegt in der Bundesrepu­
blik Deutschland bei 15 ha und in der Schweiz bei 12 ha. 
Die Landschaft weist ein kleinteiligeres Mosaik an land­
wirtschaftlichen Kulturen unterschiedlicher Ausprägung 
auf. Dieses kleinteilige Mosaik hat günstige Folgen u. a. 
für den Schutz der Böden vor Erosion durch Wasser und 
Wind, die Erhaltung und Neuschaffung von Flurgehölzen 
und die biologische Bekämpfung von Schädlingen. 

Nachteilige Auswirkungen auf die Böden, den Wasser­
haushalt und das Geländeklima treten nicht oder nur in 
geringem Umfang auf (vgl. Abschnitt 3.2.1 ). Bei der Bo­
denbearbeitung wird Rücksicht auf die natürliche Boden­
entwicklung genommen. Gebräuchlich ist im allgemei­
nen eine flache Lockerung der oberen Bodenschicht. Die 
Tiefenlockerung wird Bodentieren und Tiefwurzlern über­
lassen. Die Böden weisen eine hohe biologische Aktivität 
auf. Die natürliche Bodenfruchtbarkeit bleibt erhalten 
und wird auf natürliche Weise verbessert. Die Böden wei­
sen einen günstigen Wasserhaushalt und eine gute Bo­
dengare auf. Das bodennahe Klima ist wegen der vielsei­
tigen Fruchtfolge und der sich stärker kleinräumig ab­
wechselnden unterschiedlichen Kulturen für den größten 
Teil des Jahres als günstig anzusehen. 

Die Anfälligkeit erosionsgefährdeter Böden gegen Bo­
denerosion durch Wasser und Wind (vgl. Abschnitt 3.2.1) 
ist vor allem wegen der günstigeren bodenphysikali­
schen Struktur der Böden, der systematischen Pflege der 
Bodenlebewesen, der vie lseit igeren Fruchtfolgen und 
der Verwendung organischer Dünger weitaus geringer 
als im konventionellen, intensiven Landbau. 

Die Düngung erfolgt vorwiegend durch Mittel aus dem 
eigenen Wirtschaftsbereich (Wirtschaftsdünger, Kom­
post). Eine mit Mist aus solchen Betrieben gedüngte 
Wiese kann über 40 Pf lanzenarten enthalten, eine mit 
chemisch-synthet ischem, leicht löslichem M ineraldün­
ger gedüngte Wiese dagegen weniger als die Hälfte. 
Streuwiesen enthalten wieder Gräser und Kräuter, die im 
intensiv genutzten Grünland nicht mehr auftreten (vgl. 
Abschnitt 3.2.1 ). 

Der Verzicht auf chemisch-synthetische Pflanzenschutz­
mittel (vgl. Abschnitt 3.2.1) wirkt sich günstig auf Boden­
struktur, Bodenwasserhaushalt, Wasserqualität und die 
Erhaltung wildwachsender Pflanzen- und wildlebender 
Tierarten aus. Auf diese Weise bleiben zah lreiche selte­
ne und schutzwürdige Pflanzen- und Tierarten auf den 
Acker- und Grünlandflächen am Leben. Sie tragen bei 
überlegter Anwendung von Fruchtfolge und Bodenbe­
handlung dazu bei , den Schädlingsbefall gering zu hal­
ten oder gar zu vermeiden. 

Um das bio log ische Konkurrenzverhalten zwischen Kul­
turpflanzen, Kräutern, Krankheiten und Schäd lingen zu 
nutzen, werden vielseitige Fruchtfolgen unter Berück­
sichtigung von Leguminosen im Haupt- und Zwischen­
fruchtanbau zur biologischen St ickstoffbindung und zur 
Verbesserung der Bodenstruktur verwendet. Dieses Vor­
gehen trägt wiederum zum Schutz von seltenen und 
schutzwürdigen Pflanzen- und Tierarten auf den Acker­
flächen bei. 

Mit dem alternativen Landbau läßt sich ein vielseitiges 
Standortmosaik, die Erhaltung schutzwürd iger Biotope 

15) BRUGGER (1982): Landbau - alternativ und konventionel l. 
Auswertungs· und Informationsdienst für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (AID) e. V. (Hrsg.) Bonn. 
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(z. B. Bergwiesen, Feuchtgebiete, Quellmulden) und die 
Durchsetzung der landwirtschaftlich genutzten Fläche 
mit Flurgehölzen aller Art gut vereinbaren (vgl. Abschitte 
3.2.1 und 3.2.2). Der Schutz von Anbauflächen vor nach­
teiligen Auswirkungen von Wind, Frost, Kaltluft und Nie­
derschlägen und der Schutz der Kulturpflanzen vor 
pflanzlichen und tierischen Schädlingen verlangt ein gut 
ausgebildetes Netz von Feldgehölzen, Gebüschen und 
Hecken. Die von diesem Netz ausgehenden Wirkungen, 
die u. a. in einer Verbesserung des Geländeklimas, im 
Schutz der Böden vor Austrocknung und Erosion und in 
der Erhaltung und Schaffung von Regenerationszonen 
für die nützliche Pflanzen- und Tierwelt liegen, dienen 
und entsprechen den Zielen des alternat iven Landbaues. 

Der alternativ wirtschaftende Landwirt greift demnach wei t­
aus weniger in das Agrarökosystem ein als ein konventionell 
arbeitender Landwirt. Seine Wirtschaftsweise kommt daher 
den Forderungen des Naturschutzes und der Landschafts­
pflege auch mehr entgegen. 

Eine Ausweitung der alternativ wirtschaftenden Betriebe ist 
daher aus ökologischer Sicht und aus der Sicht von Natur­
schutz und Landschaftspflege zu unterstützen, scheint aber 
im Hinblick auf ökonomische Hemmnisse (Einkommenssi­
cherung für Vollerwerbsbetriebe, Preise, Absatzprobleme) in 
der Praxis noch schwer durchsetzbar zu sein. Der Umsatz 
geht zwar im Vergleich zu konventionellen Betrieben zurück, 
die Kosten werden aber gedeckt. Zur Zeit werden etwa 0,1 % 
der landwirtschaftlichen Nutzflächen durch alternative 
Landbaumethoden genutzt. 

Die Belastung des Naturhaushaltes durch die konventionel­
le Landwirtschaft könnte jedoch durch gezielte Anwendung 
einzelner aus dem alternativen Landbau kommender Metho­
den und Anwendungstechniken und durch eine Reihe von 
Bewirtschaftungsmaßnahmen, wie 

sachgerechte Bodenbearbeitung und Düngung, 
- richtige Sorten- und Fruchtfolgewahl und 
- Förderung von Nützllngspopulationen 

beachtlich vermindert werden. Im folgenden Abschnitt wird 
hierauf näher eingegangen. 

4.5 Integrierter Pflanzenschutz 

Wenn auch durch das geltende Pflanzenschutzrecht die Um­
weltbelastungen eingeschränkt und die Gefahren für die 
menschliche Gesundheit verringert werden, so verbleibt 
dennoch ein gewisses Restrisiko. Beim Integrierten Pflan­
zenschutz handelt es sich um ein Verfahren, bei dem alle 
wirtschaftlich, ökologisch und toxikologisch vertretbaren 
Methoden angewendet werden, um Schadorganismen unter 
der wirtschaft lichen Schadensschwelle zu halten, wobei die 
bewußte Ausnutzung natürlicher Begrenzungsfaktoren im 
Vordergrund steht. Bei den bisher praktizierten Formen des 
Integrierten Pflanzenschutzes gehören die genetisch veran­
kerte oder umweltbedingte Widerstandskraft der Pflanzen, 
die Förderung von Organismen, die zur biologischen Be­
kämpfung verwendet werden, und der Verzicht auf unnöti­
gen Pestizideinsatz zu den wichtigsten Maßnahmen. Neben 
einer vielgliedrigen Fruchtfolge und einer dem Pflanzen­
schutz dienenden Gestaltung der Landschaft, spielen dabei 
die bereits bestehenden gesetzlichen Zulassungs- und An­
wendungsbestimmungen für Pflanzenschutzmittel eine we­
sentliche Rolle. 

Aus Gründen der Ernährungssicherung und der preisgünsti­
gen Versorgung der Verbraucher mit Nahrungsmitteln kann 
die!° Landwirtschaft jedoch z. Z. auf den Einsatz von Pflan­
zenbehandlungsmitteln nicht tota l verzichten. 

Ziel des Integrierten Pf lanzenschutzes ist es, den mengen­
mäßigen Einsatz von Pflanzenbehandlungsmitteln auf das 
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unabdingbare Maß zu reduzieren, die Zahl der nicht sachge­
rechten Anwendungsfä lle von Agrarchem ikal ien einzu­
schränken und darüber hinaus unbedenkliche Präparate zu 
entwickeln. 

5 Empfehlungen 

Die zuvor dargestellten Probleme und Konflikte zwischen 
Landespflege und landwirtschaftlich genutzten Gebieten 
lassen sich erheblich vermindern, wenn die folgenden Emp­
fehlungen beachtet werden: 

Im Rahmen der Bestrebungen zu einem verbesserten 
Natur- und Umweltschutz und deren Auswirkungen auf 
die Landwirtschaft sollten die möglichen Konflikte durch 
eine sinnvolle und effektive Koordinierung der Agrar-, 
Sozial- und Umweltpolitik vermieden werden. Die Land­
wirtschaft als Bestandteil der Volkswirtschaft in ihren 
vielfältigen Erscheinugnsformen ist unverzichtbar. Die 
ihr von daher gebührende Sonderstellung wird auch von 
der Landespflege anerkannt. Die Landwirtschaft ist die­
ser Sonderstellung bis jetzt aber nicht gerecht gewor­
den. 

Eine Vorrangstellung vor allen anderen Nutzungen ge­
bührt der Landwirtschaft in Gebieten mit hochwertigen, 
von Natur aus fruchtbaren Böden. 

Die von Natur aus ertragreichen Böden sind vor flächen­
beanspruchenden Nutzungen (z. B. Siedlung, Verkehr, 
Rohstoffabbau) zu schützen. Eine Bodenschutzverord­
nung, wie sie z. Z. vom Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten in Zusammenarbeit mit an­
deren Bundesministerien vorbereitet wird, ist zu begrü­
ßen und sollte bald verabschiedet werden. 

Die im Bundesnaturschutzgesetz verbindlich formulierte 
Landwirtschaftsklausel ist fragwürdig. Als erster Schritt 
auf dem Weg, sie aufzu heben, sollte ein Negativkatalog 
derjenigen landwirtschaftlichen Maßnahmen aufgestellt 
werden, die nicht als »ordnungsgemäße« Land-, Forst­
und Fischereiwirtschaft bzw. Eingriffe in Natur und 
Landschaft anzusehen sind. 

Die Förderprogramme und Richtli nien für die Landwirt­
schaft sind darauf abzustellen, daß ein Zwang zur weite­
ren Intensivierung der Landwirtschaft (Förderschwellen) 
dort entfällt, wo er nicht zweckmäßig ist und Natur und 
Landschaft schadet. 

Bei der Mittelvergabe im Rahmen der Förderungspro­
gramme muß stärker als bisher berücksichtigt werden, 
daß der Einsatz dieser Mittel nicht zu Schäden in Natur 
und Landschaft führen. 

In den für Flurbereinigungsverfahren aufzustellenden 
agrarstrukturellen Vorplanungen sollte stärker als bisher 
auf ökologische Belange und die Aufgaben und Ziele des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege Rücksicht ge­
nommen werden. Landschaftsrahmenpläne und Land­
schaftspläne sollten bei der Durchführung von Flurberei­
nigungsverfahren mehr als bisher berücksicht igt wer­
den. 

Grundsätzlich sollten vor Beginn einer Flurbereinigungs­
planung ein Landschaftsplan und ein Flächennutzungs­
plan aufgestellt werden. 

Der Flurberei nigung sind Unterlagen über die 
ökologisch-biologischen Gegebenheiten und ihre Belast­
barkeit , über die geschützten Flächen und Objekte sowie 
die schützenswerten und erhaltungswürdigen Land­
schaftselemente für das gesamte Flurbereinigungsge­
biet rechtzeitig zur Verfügung zu stellen. Die Ergebnisse 
von Biotopkart ierungen sind zu berücksichtigen. 



- Für jedes Flurbereinigungsverfahren ist aufgrund des 
Flurbereinigungsgesetzes und des Naturschutzrechts 
ein landschaftspflegeris~her Begleitplan aufzustellen , 
der als Teil des Wege- und Gewässerplanes die gleiche 
Verbind l ichkeit und Rechtswi rksamkeit haben muß. 

- Die für die Flurbereinigung zuständigen Behörden sind 
zumeist mit Fachpersonal des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege nicht ausreichend ausgestattet. Hier 
muß Abhilfe geschaffen werden. 

Für die Neufassung des Pflanzenschutzgesetzes wäre es 
wünschenswert, wenn eine Beratung der Landwirte und 
die Beseitigung nicht verwendeter Pflanzenschutzmittel 
mit geregelt werden könnten. Die Beratung der landwirt­
schaftlichen Betriebe sollte grundsätzlich in den Händen 
unabhängiger Sachverständiger liegen. 

Der Einsatz von Dünge- und Pflanzenbehandlungsmitteln 
muß auf das vertretbare Maß zurückgenommen und auf 
die jeweiligen Standort eigenschaften abgestimmt wer­
den. 

- Um eine Überdüngung von Wirtschaftsflächen und Schä­
den im Grundwasser zu vermeiden, sollte im Abfallbesei­
tigungsgesetz auch das Aufbringen von Jauche, Gülle 
und Stallmist geregelt werden. 

Die Bauleitplanung sollte die Grenzen der Konzentration 
von Mastviehbetrieben berücksichtigen, um Konflikte 
mit Anwohnern und Erholungsuchenden zu vermeiden. 

An Stelle der zum großen Teil verlorengegangenen Tradl· 
tion in der länd lichen Bau- und Siedlungsstruktur muß 
wieder eine geord nete Entwicklung treten. Die Bezüge 
zwischen Haus, Siedlung und Landschaft müssen wie­
derhergestellt werden. Der Wert gewachsener Baufor­
men muß wieder stärker in das Bewußtsein der ländli· 
chen Bevölkerung gerufen werden. Möglichkeiten für die 
Nutzung alter Bausubstanz unter Wahrung ihrer histori­
schen Eigenart sollen aufgezeigt werden. Dies bedarf der 
Einschaltung erfahrener Sachverständiger besonders im 
ländlichen Raum, zumal erfahrungsgemäß in den Land­
kreisen etwa 90 % der Eingabepläne von Nichtarch itek­
ten vorgelegt werden. 

Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit, aber auch aus Grün­
den des Naturschutzes und der Landschaftspflege ver­
bietet es sich, das bereits umfassende und sehr unter­
schiedlich belastete Wirtschaftswegenetz auf Spitzenbe­
lastung auszubauen bzw. noch weiter zu verstärken. 

Intensiv genutzte landwirtschaftliche Gebiete sollen in 
bestimmten Bereichen so gestaltet werden, daß sie auch 
der Erholung dienen können. Das bedeutet, daß bei allen 
Maßnahmen im länd lichen Raum auch die Wirkung auf 
das Landschaftsbild mit berücksichtigt werden müssen. 

Eine Gliederung und Gestaltung von ausgeräumten 
Agrarlandschaften mit Hilfe von Flurgehölzen, Feuchtge­
bieten und Wegrainen ist sowohl aus Gründen des Arten­
und Bodenschutzes als auch der Erholungsnutzung not­
wendig. 

Natürliche bzw. noch naturnahe Fließgewässer soll ten 
nicht verändert werden. Ihr Ausbau darf nur nach vorheri­
ger Prüfung der Umweltverträglichkeit und unter Be­
schränkung auf d ie tatsächlich erforderlichen, unum­
gängl ichen Maßnahmen vorgenommen werden. Einseitig 
nur nach wasserbaulichen, hydraulischen und landbau­
technischen Gesichtspunkten begradigte oder regulierte 
Fließgewässer sind wieder in einen naturnahen Zustand 
zu überführen. 

Naturschutz und Landschaftspflege müssen ihre Forde­
rungen darauf konzentrieren, den Bedarf an naturnahen 
und schutzwürdigen Elementen innerhalb agrari scher 
Ökosysteme im Sinne eines »Integrierten Schutzgebiets-

systemscc zu decken. Dieses System muß Grundlage für 
die weitere Schaffung von Biotopen als Lebensraum für 
Tier- und Pflanzenarten im landwirtschaftlich intensiv ge­
nutzten Raum sein. 

Die innerhalb von Ackerf lächen gelegenen feuchten 
Grünlandbereiche und Talniederungen haben wegen ih­
rer netzartigen Verteilung besondere ökologische Aufga­
ben in einem solchen Verbundsystem zu erfüllen und 
müssen erhalten bleiben. 

Feuchtgebiete und Quellmulden sollen auch dann vor 
Drän- und Meliorationsmaßnahmen verschont bleiben, 
wenn sie nicht unter Naturschutz stehen. 

»Punktuel le« f lächenhafte Flurgehölze müssen auch in 
intensiv genutzten Gebieten in vorhandene und linienför­
mig verlaufende Baum- und Strauchbestände eingebun­
den sein (vgl. Heft 41 »Ein Integriertes Schutzgebietssy­
stem« des Rates). 

- Mit Hilfe von Maßnahmen des Wind- und Bodenschutzes 
können die bodennahen Klimafaktoren verbessert wer­
den, so der Wind abgeschwächt, Bodenleuchte, Boden­
temperatur, Lufttemperatur und Taufall erhöht und die 
Verdunstung verringert werden. Die Summe der verbes­
serten Kl imafaktoren führt zu besseren und gesicherte­
ren Ernteerträgen. 

- Zu Verwirklichung einer stärker ökologisch orientierten 
Landwirtschaft bietet s ich das Konzept der d ifferenzler. 
ten Land- und Bodennutzung an, das Reinkulturen vorzu­
ziehen ist. 

Die Rückkehr zu einem maßvollen Einsatz von Technolo­
gie im konventionellen Landbau und die Einsparung von 
Fremdenergie ist ein weiterer Schritt in Richtung ökolo­
gisch orient ierter Landwirtschaft. 

Erprobte alternative Landbaumethoden sollten auch im 
konventionellen Landbau eingesetzt werden. 

Der Integrierte Pf lanzenschutz sollte verstärkt gefördert 
werden. 

Der Verbraucher landwirtschaft licher Produkte sollte da· 
hingehend aufgeklärt werden, daß die heutigen Qual i­
tätsansprüche sich häufig nur auf das äußere Erschei­
nungsbild der Produkte und weniger auf ihren tatsächli­
chen Wert als Nahrungsmittel, z. B. auf den Geschmack, 
beziehen. 

Diese Stellungnahme des Rates, die sich mit dem Problem 
der Vereinbarkeit von Landespflege und landwirtschaftlich 
intensiv genutzten Gebieten befaßt, wird dem Herrn Bundes­
präsidenten als Schirmherrn des Rates, dem Herrn Bundes­
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten als Auf· 
traggeber und den für Naturschutz und Landschaftspflege 
sowie für Landwirtschaft zuständigen Ministerien der Län· 
der mit der Bitte zugestellt, von ihrem Inhalt Kenntnis_ ZL 

nehmen und die in der Stellungnahme enthaltenen Hinweise 
und Empfehlungen bei künftigen Entscheidungen in de 
Agrar- und Umweltpolitik zu berücksicht igen. 

Bonn-Bad Godesberg, den 2. Dezember 1983 

Der Sprecher 
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Hermann Priebe 

Die Bedeutung landwirtschaftlicher Vorranggebiete 

Die Formulierung meines Themas geht von der Unterstel­
lung aus, daß es landwirtschaftliche Vorranggebiete gibt 
oder geben sollte. Ich möchte mit meinen Überlegungen zu­
nächs t einen Schritt zurück gehen und mit der Frage begin­
nen, wovor oder vor wem die Landwirtschaft Vorrang ha­
ben sollte und welche Gründe es dafür geben könnte. 

Die Frage nach den Gründen für eine Vorrangstellung der 
Landwirtschaft auf bestimmten Flächen führt uns in den Be­
reich der agrarpolit ischen Zielsetzungen. Dabei können wir 
heute an der entscheidenden Frage nicht mehr vorüberge­
hen, um welche Art der Landwirtschaft und Bodennut­
zung es geht, die in der Verwendung von Flächen einen Vor­
rang erhalten oder beanspruchen könnte. 

Die Landwirtschaft hat schon lange eine wl rtsch a f t spo 1 i ­
t i sch e Vorrangstellung. Seit mehr als hundert Jahren 
gibt es besondere Maßnahmen zum Schutz oder zur Förde­
rung der Landwirtschaft, die dann in den agrarpolitischen 
Systemen des Reichsnährstandes oder zuletzt der EWG ihre 
besondere Perfektion gefunden haben. 

Die Legi tim ati on dieser Sonderstellung der Landwirt­
schaft muß heute neu überprüft werden. Sie wird auf die 
Dauer gewiß nicht als Priviligierung einer kleinen Bevölke­
rungsgruppe sondern nur aus öffentlichen Interessen her­
aus zu rechtfert igen sein. 

Ursprünglich war die Sicherheit der Ern ä h ru ng das 
agrarpolit ische Hauptziel und zeitweise auch ein wesentli­
ches Element in der Politik der europäischen Nationalstaa­
ten. 

Die Erhaltung der Landbevölkerung war damit verbunden, 
zeitweise mit dem besonderen Akzent der Erhaltung der 
Wehrkraft und des ländlichen Volkstums, später mehr auf 
das ökonomische Ziel der gleichrangigen Teilnahme der 
Landbevölkerung an der wi rtschaftlichen Entwicklung ge­
richtet, wie im Landwirtschaftsgesetz von 1955. Auch im 
EWG-Vert rag von 1957 standen die traditionellen Ziele Nah­
rungsversorgung, Steigerung der Produktivität und Einkom­
men der Landwirte noch im Vordergrund. 

Doch seitdem sind grundlegende Veränderungen ein­
getreten: aus Mangel wurde Überschuß. Die Landwirtschaft 
steht t rotz ihrer Abnahme auf wenige Prozent der Erwerbs­
bevölkerung an den Grenzen ihres Wachstums, die traditio­
nelle Abgabe von Menschen an andere Wirtschaftszweige 
hat ihren Sinn verloren, und mi t Umweltgefährdungen, Ener­
gieversorgung und Gesundheit der Nahrungsmittel sind 
neue Probleme aufgetreten, die ungeahnte Dimensionen er­
langt haben. 

Damit stehen wir vor der Aufgabe der Neuform u 11 er u n g 
u nserer agrarpollti schen Zielsetzungen . Das seit 
Menschengedenken vorrangige Ziel der Nah rungsversor­
gung, das der Landwirtschaft in der Ausnu tzung jeden Qua­
dratmeters des Bodens zur Produktion den Vorrang gab, 
reicht nicht mehr aus. In wirtschaftlich hochentwickelten 
Ländern sind heute die gesellschaftspolitischen Aufgaben 
der Landwirtschaft in den Vordergrund getreten, bestimmte 
Wohlfahrtswirkungen, die ihre Sonderstellung im öffentl i­
chen Interesse auch fü r die Zukunft legitimieren. 

158 

Daraus ergeben sich bestimmte Erwartungen an die Art der 
landwirtschaftlichen Nutzung. Es geht nicht mehr allein um 
die Standortorientierung im Hinblick auf höchstmögliche Er­
t räge, sondern um eine erweiterte Umweltorient ierung der 
Landwirtschaft und die Pflege der Kulturlandschaft, alles in 
allem um Erhal tung unserer natürliche n Lebens­
grundlagen. 

Hier muB die besondere Situation der Landwirtschaft im Au­
ge behalten werden. Landbewirtschaftung führt nicht nur zu 
indirekten Umweltbelastungen, wie die industrielle Produk­
tion. Jede Landbewirtschaftung ist ein unmittelba­
rer Eingriff in den Naturhaus halt und immer auch 
Landschaftsgestaltung, im Guten wie im Bösen, ob die 
Landwirte das wollen oder nicht. Dabei verfügt die Land-und 
Forstwirtschaft Ober nahezu 90 % der Gesamtfläche unse­
res Landes. Sie entscheidet mit der Art der Bewirtschaftung 
über unsere Lebensumwelt und ist mit der Qualität der Nah­
rungsmittel in hohem Maße für die Gesundheit der Gesamt­
bevölkerung verantwortlich. 

Die Frage nach umwe l tgerechten Produ ktionsfor­
men ist neueren Datums. Die Landwirtschaft war einst 
Schöpfer unserer Kulturlandschaft und hat lange Zeit zur Er­
haltung der Artenvielfalt und des ökologischen Gleichge­
wichtes beigetragen. Erste größere Eingriffe begannen vor 
reichlich hundert Jahren, als durch Ausräumung einiger grö­
ßerer Ackerebenen die sogenannten Weizen- und Zuckerrü­
benwüsten entstanden. Au fs Ganze gesehen blieb die Land­
wirtschaft aber noch bis in die jüngste Zeit den Grundsätzen 
treu, wie sie im Begri ff »organischer Betriebskreislauf« ge­
lehrt wurden vom Ziel der Bildung von Produktionsformen 
ausgehend, in denen die Bodenfruchtbarkeit auf dem orga­
nischen Ausgleich zwischen Pflanzen und Tieren und dem 
Wechsel der Früchte beruhte. Man könn te diese Entwick­
lungsphase der Landwirtschaft als biologisch-organische 
Phase bezeichnen. 

Von dieser Art der Landwirtschaft geht noch die Definition 
der Betriebe in § 4 des Landwirtschaftsgesetzes von 1955 
aus, die bei nordnungsgemäBer Führung« die Existenz 
»nachhaltig« gewährleisten. Sie dürfte auch in der Defini tion 
einer »ordnungsgemäßen landwirtschaftlichen Bodennut­
zung« im Deutschen Naturschutzgesetz gemeint sein. 

In den 50er Jahren beginnt jedoch eine völlig neue Ent­
wicklungphase, durch Spezialisierung der Betriebe, ver­
stärkten Einsatz chemischer Mittel und vollen Übergang auf 
Fremdenergie. Bei zunehmender Dominanz der Technik Ober 
biologische Vorgänge kommt es zur Auflösung des organi­
schen Betriebskreislaufes, zum Ersatz von Arbeit durch che­
mische Mittel und zu von der Fläche weitgehend unabhängi­
gen Massentierhaltungen. 

Die Triebkraft der Entwicklung geht von der Agrarökonomie 
aus. Ihre Betriebsmodelle werden auf betriebswirtschaft­
lich-technische zusammenhänge konzentriert und - nach 
einem Begriff von Max WEBER als Erwerbsmaschinen be­
handelt, hinter deren technischer Apparatu r die soziale und 
ökologische Lebenswi rklichkeit aus dem Blickfeld gerät. 

Ob durch diese Entwicklung auf längere Sic htwirtschaft­
l iche Erfolge erwartet werden dürfen, mag hier dahinge-



stellt bleiben. Bedenklich ist al lerdings, daß der Landwirt­
schaft bis zum zweiten Weltkrieg durch biologische Fort­
schritte und bei vorwiegender Eigenenergie eine Steigerung 
der Brutto-Bodenproduktion von 7 auf 28 dt Getreideeinhei­
ten je Hektar gelang, während die mehrfach erhöhten Auf­
wendungen für Energie, Handelsdünger und Pflanzenschutz 
nur eine weitere Steigerung von 75 % auf rund 49 Getreide­
einheiten brachten und wahrscheinlich mit abnehmendem 
Grenznutzen erfolgen. 

Hier geht es mehr um die sogenannten externen Effekte 
der modernen Agrarproduktion, deren Problematik für 
das Ökosystem und die Erzeugung fremdstoffarmer Nah­
rungsmittel der Rat von Sachverständ igen für Umweltfragen 
bereits im Gutachten von 1978 ausführlich behandelt hat. 
Die Landwirtschaft gerät mit den Auswirkungen auf unsere 
Lebensumwelt in Gefahr, daß die Belastungen die Wohl­
fahrtswirkungen übersteigen, daß sie dadurch sowohl ihr 
traditionelles Selbstverständnis als auch ihre posi tive Son­
derstellung im öffent lichen Urteil gefährdet. 

In der agrarpolitischen Diskussion sieht man die moderne 
lntensivlandwirtschaft weitgehend als unvermeid liche Ent­
w icklung und bemüht sich um Ausgleic h sfunktionen, 
di e in unbewirtschafteten Naturschutzflächen und vielleicht 
auch größeren Brachflächen in den benachteil igten Gebie· 
ten gesucht werden. Prakt isch würde das auf eine Trennung 
von Agrarproduktion und Landschaftspflege hinauslaufen, 
bei der eine nach überwiegend technischen Kriterien gestal­
tete Produktionslandwirtschaft in bestimmten Gebieten den 
Vorrang erhält, während die Natur auf Reservate zurückge­
drängt w ird. 

Wie der Ausgleich funktionieren sollte, ist kaum zu erken­
nen. Wahrscheinlich würden eher Schadstoffe in noch ge­
sunde Biotope als von dort die Heilmittel in eine belastete 
Umwelt getragen. Oder am Beispiel : wie sollten unbewirt­
schaftete Flächen in der Eifel die Heilkräfte für den Aus­
gleich ökolog ischer Schäden hervorbringen, die durch die 
l ntensivlandwirtschaft in der Kölner Bucht allein am Boden 
und Grundwasser entstehen? 

In der Realität ist Land b ew irtschaft un g immer a u ch 
Landschaftsgesta l tung. i nfolgedessen muß die Erhal­
tung des ökologischen Gleichgewichts, der Artenvielfalt 
und der Kultu rlandschaft überall angestrebt und nach Pro­
duktionsstrukturen gesucht werden, in denen bei maßvoller 
Technik und Intensivierung, aber weitestmöglicher Anbau­
vielfalt, eine Durchmischung intensiver Produktionsflächen 
mit Extensivkulturen und ökologischen Inseln entsteht. 

langfristig liegt es im wohlverstandenen Interesse der 
Landwirte selbst, in ihren Produktionsformen der Förde­
rung der natürlichen Fruchtbarkeit und biologischen Vielfalt 
absoluten Vorrang gegenüber dem Streben nach techni­
scher Rationalität und kurzfristiger Gewinnmaximierung zu 
geben. 

Das bedeutet nicht Rückkehr zur Sense und Kuhanspan­
nung, sondern Übergang auf eine neue Stufe der Entwick­
lung durch Anpassung modernster Technik an öko-
1 og i sc he Prinzipien. Die europäische Landwirtschaft hat 
ihre großen Erfolge in einem organischen Recycling zwi­
schen Bodenbewirtschaftung und Tierhaltung erreicht und 
keinen An laß, der techn ischen Gigantomanie einer "indu­
strialisierten Landwirtschaft« zu tolgen, die ohne Verständ­
nis für biologische zusammenhänge in der Sowjetunion 
nicht einmal die Minimalversorgung sichern kan n, in den 

Vereinigten Staaten gefährliche Erosionsvorgänge nach 
sich zieht. 

Versuchen wir nun, d ie Schlußfolgerungen im Rahmen 
unseres Themas zu 'ziehen : Eine Landwirtschaft, die nicht 
allein Nahrungsmittel produziert, sondern auch für Umwelt· 
gestaltung und Landschaftspflege verantwortlich ist, ver· 
dient überall eine Vorrangstellung. 

Eine umweltgerechte Landwirtschaft gewinnt über die 
Agrarpolitik hinaus auch für die Raumordnung und Regio· 
nalpolitik neue Bedeutung. Hier geht es nicht mehr um die 
Abgrenzung spezieller Vorranggebiete, sondern um den 
Vorrang der Landsc hafts pflege auf al len offenen Flä­
chen bis in die Verdichtungsgebiete hinein. Das ist dann 
kein Vorrang der Gewinninteressen einzelner Landw irte 
mehr, sondern ein Vorrang des Naturschutzes gegenüber 
der ausufernden Bebauung, Zersiedlung und Betonieru ng 
der Landschaft im Umland der Großstädte. 

Beispiele dafür f inden wir heute überall. So wäre im Frank­
furter Raum der zerstörerischen Industrieansiedlung und 
Hochhausbebauung zwischen dem Taunus und der Groß­
stadt Ei nhalt zu gebieten, die ihr dort die Luftzufuhr ab­
schneidet und den Wasserhaushalt gefährdet, und der Land· 
wirtschaft und Landschaftspf lege gerade dort absoluten 
Vorrang zu geben. Auf Verständnis für eine solche Forde­
rung kann natürlich nur eine Landwirtschaft hoffen, die kei­
ne öde Nutzlandschaft entstehen läßt, sondern der natürli­
chen Vielfalt Raum gibt, im Wechsel der Früchte, in naturge­
mäßer Tierhaltung und in der Schaffung von Ökozellen mit 
Feldrainen, Hecken und Gehölzen. 

Man mag einwenden, daß eine an ökologischen Grundsät­
zen orientierte Agrarproduktion höhere Kosten verursacht. 
Das mag sein, wenn auch die Schätzungen dafür weit über­
trieben sind, wei l man hier oft nur den Mehraufwand an Ar­
beit, nicht aber die Ersparnisse an Produktionsmitteln sieht. 
Auch würden Minderert räge um 10 oder 20 % nicht die Ver­
sorgung gefährden, sondern die Überschüsse abbauen und 
volkswirtschaftliche Ersparnisse bringen. Die nahezu 30 
Mrd DM, die in der EG jährlich für Überschüsse vergeudet 
werden, wären gewiß sinnvoller einzusetzen. 

Dami t sind die weiteren Konsequenzen für eine Neuorien ­
tierun g der Agrarpolitik angesprochen. In der Struktur­
politik ginge es darum, die Förderung in der ·falsc hen Rich­
tung - auf Bodenkonzentration, Vergrößerung und Speziali­
sierung der Betriebe - zu unterlassen und die Flurbereini­
gung auf die Bewahrung der ökologischen Vielfalt anstatt 
auf Schaffung technikgerechter Großflächen auszuri chten. 
Entscheidend wird sein, daß in der Agrarpolitik endlich auch 
ein Weg gefunden wird, um die Leistungen der Landwirt­
schaft in der Landschaftspf lege abzugelten. Bisher werden 
die Landwirte Ober die Preise nur für die Quantität ihrer Pro­
dukte belohnt, die wir in dieser Menge nicht einmal brau­
chen. Für die Zukunft geht es darum, die Vergütungen für ih· 
re Wohlfahrtswirkungen an der Qualität der Bewirtschaf­
tung zu orientieren. 

Die Kosten einer solchen Agrarpolitik werden langfrist ig ge­
wiß geringer sein als die Aufwendungen für Überschüsse 
und die weitreichenden Folgewirkungen der lntensivland­
wirtschaft. Aber man könnte hier auch f ragen, warum sich 
eine Wohlstandsgesellschaft nicht eine Landwirtschaft lei­
sten sollte, die zug leich Bewahrer einer gesunden Umwelt 
und Landschaft ist und hinzufügen: mit dem Zie l der Erhal­
tung unserer natürl ichen Lebensgrundlagen hat die Agrar­
politik Vorrang, auf lange Sicht ist dafür kein Preis zu hoch. 
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Gustav Niermann 

landwirtschaftliche Vorranggebiete aus der Sicht der Landwirtschaft 

Wenn ich in meinem Referat das Problem landwirtschaftli­
cher Vorranggebiete aus der Sicht der Landwirtschaft be­
handeln soll, stehe ich zunächst vor der Definition des Be­
griffes »Vorranggebiete«. Sind hier bestimmte abgegrenzte 
und landesplanerisch festgelegte Räume gemeint, in denen 
die landwirtschaftliche Produktion absoluten Vorrang vor al­
len anderen Nutzungsmöglichkeiten genießen soll mit der 
zwangsläufigen Folge, daß in den »Nicht-Vorranggebieten« 
die Landwirtschaft keine Vorzugsstellung hinsichtlich der 
Bodennutzung genießt, oder soll es sich im Sinne des Gene­
ralthemas unseres Kolloquiums darum handeln, daß die 
Landwirtschaft in allen Gebieten, in denen sie wirtschaftet, 
unter Beachtung landespflegerischer Gesichtspunkte inten­
siv betrieben und gegenüber anderen Nutzern priviligiert. 
Wer wie Ich nicht nur als praktischer Landwirt sondern als 
Landwirtschafts- und Ernährungsminister des volkreich­
sten Bundeslandes an politisch verantwortl icher Stelle tätig 
war, wird sofort die Brisanz dieser Fragestellung erkennen, 
wei l die doppelte Funktion verantwortungsbewußter Land­
bewirtschaftung, nämlich 

1. die Versorgung der Bevölkerung mit gesunden hochwer­
tigen Nahrungsmitteln in ausreichender Menge und zu 
vertretbaren Preisen und 

2. die für den in Generationen denkenden Landwirt selbst­
verständliche Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit auf al­
len der Nahrungsmittelproduktion dienenden Standorten 

sichtbar wird und sich die Frage erhebt: können wi r es uns 
leisten, Landwirtschaft nur noch in Vorranggebieten inten­
siv zu betreiben? Die in dem Begriff »Vorranggebiet« enthal­
tene Vorstellung, Landwirtschaft auf diese Gebiete zu kon­
zentrieren und damit implizit den Rückzug der Landwirt­
schaft aus nNicht-Vorranggebieten« zu postulieren, ist m. E. 
zumindest problematisch, wenn nicht sogar unverantwort­
lich. 

Ich neige daher dazu, der Landwirtschaft in Gebieten außer­
halb der Wohn- und Industrieansiedlungen generell Vorrang 
einzuräumen. 

Wie komme ich zu dieser, der eigentlichen Zie lsetzung von 
systemat isch abgegrenzten Vorranggebieten fremden Vor­
stellung, und wie kann vielleicht doch durch eine maßvolle 
Raumordnungspolitik dem Anliegen, dem das heutige Kollo­
quium gewidmet ist, Rechnung getragen werden, ohne zu­
gleich wieder in Extremlösungen zu verfallen? 

In dem Bericht vom 19. 3. 1980 des Vorsitzenden des ständi­
gen Agrarforschungsausschußes (CPRA) der Europäischen 
Gemeinschaft an die Mitglieder des Ausschußes für Wissen­
schaftl iche und Technische Forschung (CREST) heißt es 
(auszugsweise): »Die weitere Entwicklung der Landwirt­
schaft läßt sich schwer voraussagen; es ist jedoch vernünf­
tig anzunehmen, daß bestimmte Produktionsfaktoren mehr 
oder weniger langfristig Veränderungen erfahren werden. 

Die Entwicklung unserer Gesellschaft, die von energiebe­
dingten Zwängen und von dem Bewußtwerden des Faktors 
Lebensqualität abhängt, droht die derzeitige Konzeption un­
serer industrialis ierten Landwirtschaft zu beeinflussen. Es 
ist sehr wahrscheinlich, daß im Rahmen einer Neuordnung 
unseres Lebensraumes neue Gleichgewichte sowohl im 
landwirtschaftlichen Betrieb als auch in der Region gefun­
den werden müssen. 
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Die landwirtschaftliche Produktionskapazität ist einer der 
wenigen Trümpfe, mit denen Europa sich die künftige Ver­
sorgung mit »Bodenschätzenu zur Deckung seines Bedarfs 
sichern kann. Es gilt also, dieses Potential zu erhalten oder 
sogar durch Schutz der landwirtschaftlichen Nutzungsflä­
chen gegen jeden Druck und gegen alle tiefgreifenden me­
chanischen oder chemischen Beeinträcht igungen zu verbes­
sern.« 

Dieser Grundsatz wird besonders durch die Studie Global 
2000 bestärkt, die sich mit Prognosen zur Weltbevölkerung, 
zu den Ressourcen und zur Umwelt befaßt, unter der Prämis­
se, daß sich an den Grundlagen der heutigen Pol itik nichts 
ändert. 

Danach ist mit folgendem zu rechnen : 

- Wo 1975 zwei Menschen auf der Erde lebten, werden es 
im Jahr 2000 drei sein. Vier fünftel der Weltbevölkerung 
werden in unterentwickelten Regionen leben. 

- Die Ressou rcen, mit denen die Welt auskommen muß, 
werden knapper. Während 1975 im Weltmaßstab pro 
Kopf etwa vier fünftel Hektar anbaufähigen Landes zur 
Verfügung standen, wird es im Jahr 2000 nur noch etwa 
ein halber Hektar sein. 

Wer bedenkt, daß nur 4 % der Erdoberfläche oder nur 11 % 
der festen Erdoberfläche landwirtschaftlich genutzt werden 
können, dem wird klar, daß weltweit die Notwendigkeit zur 
Verstärkung der landwirtschaftlichen Produktion besteht. 
An dieser Notwendigkeit gibt es für mich überhaupt keinen 
Zweifel. Die Welternährungssituat ion ist heute kritischer als 
vor 10 Jahren. Die FAQ - die Welternährungsorganisation 
der UNO - ist der Auffassung, daß der Abstand zwischen 
Mangel und Überschuß heute bedenkl ich gering geworden 
ist. Daran ändern auch große Vorräte nichts. Die Zahl der un­
terernährten Menschen in der Welt liegt zwischen 500 Millio­
nen und 1 Milliarde. In Afrika sind 25 % und in Ostasien 
30 % der Menschen unterernährt, obwohl die Entwicklungs­
länder gegenwärtig etwa 80 Mio Tonnen Getreide pro Jahr 
importieren. Für 1985 wird ein Getreideimportbedarf der Ent­
wicklungs länder von 140 Mio t Getreide erwartet. Das ent­
spricht dem 1 1/2-fachen der gesamten Getreideproduktion 
aller EG-Länder, die schließlich von dieser Produktion zu­
nächst ihren eigenen Bedarf decken müssen. Die erwartete 
Steigerung der Nahrungsmittelproduktion in den Entwick­
lungsländern im gleichen Zeit raum dürfte nach Ansicht der 
Experten allenfalls ausreichen, die Zahl der Unterernährten 
zu senken oder zumindest nicht weiter anwachsen zu las­
sen. 

Wir haben also die Verpflichtung, nicht nur an uns, an schö­
ne Landschaftsbilder, an den Wohlstand und die Lebens­
qualität in den Industrienationen zu denken, sondern auch 
an die Bedürfnisse einer Weltbevölkerung, die vorerst und 
offenkundig durch eine weiter steigende Nahrungsmittel­
produktion in den Industrieländern bewältigt werden kön­
nen. 

Die Konsequenz aus diesen Tatsachen sollte klar sein: Es 
wäre m. E. unverantwortlich, wenn durch kurzsichtige, 
agrarpolit ische Entscheidungen oder zu starke Auflagen 
und Einengungen die Leistungskraft der europäischen 
Landwirtschaft abgebaut wird. Wer das tut , hat das Elend 
und den Hunger für die Zukunft schon vorprogrammiert. 



Es ist also keine Frage, daß die Landwirte insgesamt in der 
Welt mehr Nahrungsmittel erzeugen müssen. Damit sind 
zwangsläufig Veränderungen der Landwirtschaft und der 
Naturgüter verbunden. Ob wir das bedauern oder nicht, aber 
es wäre weder möglich noch sinnvoll, unsere Kulturland­
schaft insgesamt oder auch nur in größerem Umfang wieder 
in ihren Urzustand zurückzuversetzen. Wer das will, nimmt 
die Realitäten, denen wir uns stellen müssen, nicht zur 
Kenntnis. 

Bei dieser von mir postulierten Notwendigkeit zur Emaltung 
der landwirtschaftlichen Produktion oder sogar noch ihrer 
Steigerung sei es mir gestattet, in ~.iesem Kreis au_f zwei oft 
diskutierte Streitfragen zwischen Okologie und Okonomie 
einzugehen, nämlich auf die Düngung mit mineralischen 
Nährstoffen - ich vermeide bewußt das Wort »Kunstdün­
ger« - und auf den Einsatz von Pflanzenschutzmitteln. 

Umweltprobleme bei der mineralischen Düngung können in 
erster Linie in Form der Nährstoffauswaschung auftreten. 
Dabei kann das Oberflächenwasser in erster Linie mit Phos­
phat und das Grundwasser besonders mit Nitrat belastet 
werden. Der Anteil der Phosphate im abfließenden Wasser 
ist im allgemeinen gering, da nach den bisherigen wissen­
schaftlichen Erkenntnissen bereits eine Bodensäule von 
30-50 cm zur Phosphatfilterung ausreicht. An der insge­
samt gelösten Phosphatmenge ist die Landwirtschaft mit 
nur etwa 10 % beteiligt. 

Der weitaus größte Teil entstammt den Siedlungsabwäs­
sern, in erster Linie den Haushaltswaschmaschinen. Da die 
Grunddünger Kali und Kalk in Beziehung zum Grundwasser 
uninteressant sind, Phosphate praktisch nur ausgewaschen 
werden, verbleibt eigentlich nur die Stickstoff-Anreicherung 
des Grundwassers. Aber erst bei einem zusammentreffen 
von folgenden Voraussetzungen kann es zu einer Nitratan­
reicherung des Grundwassers kommen: 

- hohe Bodendurchlässigkei t 

- hohe Wassergaben 

- zu hohe oder zeitlich falsche Düngergaben. 

Eine Beeinträchtigung der Trinkwasserqualität des Grund­
wassers kann also nur in Einzelfällen bei unsachgerechter 
mineralischer Stickstoffdüngung entstehen. 

Als praktischer Landwirt kann ich mir die Bemerkung nicht 
verkneifen, daß die an den Agrarpreisen gemessene exorbi­
tante Steigerung der Preise für Stickstoffdüngemittel aller 
Wahrscheinlichkeit nach eine Überdüngung oder unsachge­
rechte Anwendung zukünftig verhindern wird. 

Ein weiterer m. E. sehr ernstzunehmender Bereich der Kritik 
ist die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln. Bei aller Not­
wendigkeit, gezielt und gekonnt Pflanzenschutzmittel einzu­
setzen, bleibt ein Restrisiko vorhanden, das schrittweise ab­
gebaut werden muß. Neben dem m. E. wieder stärker zu be­
achtenden integrierten Pflanzenschutz durch eine unseren 
Vätern noch voll vertraute solide Fruchtfolge und einer dem 
Pflanzenschutz dienenden Gestaltung der Landschaft spie­
len dabei die bereits bestehenden gesetzlichen Zulassungs­
und Anwendungsbestimmungen eine wesentliche Rolle. 

Die Zulassung von Pflanzenschutzmitteln nach dem Pflan­
zenschutzgesetz vom 10. Mai 1968 erfolgt durch die Biologi­
sche Bundesanstalt in Zusammenarbeit mit dem Bundesge­
sundheitsamt nur, wenn bestimmte Merkmale erfüllt sind, 
und zwar: 

1. Das Pflanzenschutzmittel muß hinreichend wirksam 
sein, 

2. der Schutz der Gesundheit von Menschen und Tier muß 
beim Verzehr von pflanzlichen Erzeugnissen gewährlei­
stet sein und 

3. das Pflanzenschutzmittel darf bei bestimmungsgemäßer 
und sachgerechter Anwendung keine schädlichen Aus­
wirkungen für die Gesundheit von Mensch und Tier zur 
Folge haben. 

Wir können also davon ausgehen, daß die zugelassenen 
Pflanzenschutzmittel bei sachgerechter Anwendung den Er­
fordernissen des Umweltschutzes entsprechen. 

Ich bin der Überzeugung, daß mit diesen gesetzlichen Be· 
stimmungen, die zum Schutz der Verbraucher erlassen sind, 
aber auch durch eine sich wieder auf eine vielgestaltige Bo­
denbewirtschaftung besinnende Betriebswirtschaft, die Mo­
nokulturen vermeidet, die gesundheitliche Unbedenklichkeit 
der Agrarerzeugnisse gewährleistet und eine sachgerechte 
und rentable Landbewirtschaftung möglich ist. 

Mit diesen Maßnahmen, nämlich einer maßvollen Anwen­
dung von mineralischen Düngemitteln , einer verminderten 
und durch natürliche Methoden ergänzten Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln wird auch die moderne Landwirt­
schaft den Boden in seiner langfristigen Funktions- und Er· 
tragsfähigkeit in der Regel nicht beeinträchtigen, während 
der Boden dort, wo er durch Industrie, Verkehr und Siedlung 
in Anspruch genommen wird, seine natürliche Funktionsfä­
higkeit fast vollständig verliert. 

Die oft beklagte Ausbeutung des Bodens durch den Land­
wirt ist eine Behauptung, für die es bei uns in der Bundesre­
publik Deutschland an überzeugenden Beweisen fehlt. 

Ich sehe also das zukünftige Problem der landwirtschaftli­
chen Produktionsräume weniger in einer unsachgemäßen 
Anwendung intensiver Landbaumethoden, als in den stän­
dig wachsenden Ansprüchen anderer an die Fläche und in 
den Schäden, die durch Immissionen der Landbewirtschaf­
tung zugefügt werden. 

Zur Absicherung aller vorgenannten Ziele: der Ernährungssi­
cherung, der Erzeugung gesunder Nahrungsmittel und der 
Erhaltung der Landschaft ist eine Sicherung der landwirt­
schaftlichen Produktionsräume zwingender denn je erfor­
derlich. 

Intensivierung und Strukturwandel der Landwirtschaft so­
wie die praktische Durchführung der Landesplanung führen 
in zunehmendem Maße zu Konflikts ituationen. Auch durch 
die Gesetzgebung und Rechtsprechung wird die Landwirt­
schaft in zunehmendem Maße in eine passive Rolle ge­
drängt. Es sollte daher ein sinnvolles Zusammenspiel der 
verschiedenen menschlichen Funktionen des Arbeitens, 
Wohnens und Erholens bei Erhaltung und Verbesserung der 
Umwelt mit geringstmöglichen Kosten angestrebt werden. 

Zur zweckmäßigen Gestaltung des ländlichen Raumes und 
zur optimalen Versorgung der Bevölkerung - auch der Men­
schen in den Problemgebieten dieser Welt - sollten daher 
für eine positive Entwicklungsmöglichkeit landwirtschaftli­
cher Betriebe mit wirkungsvollem Einsatz öffentlicher Mittel 
in erster Lin ie alle Freiräume der land- und forstwirtschaftli­
chen Nutzung vorbehalten bleiben. 

Um aber eine zukünftige mögliche Entwicklung zu testen 
und Erfahrungen mit neuen Formen der Raumordnung zu 
sammeln, habe ich keine Bedenken, wenn darüber hinaus 
hinsichtlich Boden, Kl ima, Infra- und Agrarstruktur beson­
ders geeignete Gebiete, die eine zukunftsweisende landwirt­
schaftliche bzw. gärtnerische Produktion ermöglichen, zu 
besonders auszuweisenden Vorranggebieten erklärt wer­
den. Staat und Eigentümer hätten wie bei anderen Vorrang­
gebieten grundlegende und langfristige Verpflichtungen 
und Beschränkungen einzugehen, die den Möglichkeiten ei­
ner stets zeitgerechten Bewirtschaftung und langfristigen 
Existenzsicherung Rechnung tragen könnten. Vorranggebie­
te ihre Problematik und Wirkung sind jedoch bisher wenig 
erforscht. Obwohl derzeitig noch die konkrete methodische 
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Abwicklung und raumplanerische Einbindungskonzeption 
fehlen, meine ich, daß es mittlerweile an der Zeit ist, hierzu 
die notwendigen Schritte in die Weg zu leiten. 

Nur muß hierzu erst einmal ein deutliches gesel lschaft spoli­
tisches Bekenntnis ausgesprochen werden. 

Denn wir müssen uns immer wieder auf eines besinnen : 
Landwirtschaft ist eine ökonomische Tätigkeit zur Nutzung 
des Bodens und der Natur. Naturschutz und Landschafts­
pflege richten sich hingegen an außerökonomischen Ge­
sichtspunkten aus, die sogar antiökonomisch wirken kön­
nen. Sie stellen in der Regel keine primäre Nutzung von Na­
tur und Boden dar, während der Landwirtschaft Handlungs­
ziele und Handlungsformen vorgegeben sind, die den Natur­
schutz und die Landschaftspflege im Nebeneffekt mit beein­
flussen, nicht aber primär zu ihrem Ziel haben. Landwirt­
schaft hat jedoch auch schon in der Vergangenheit zwar 
nicht unbedingt naturschützend, wohl aber landschaftspfle­
gend gewirkt und unsere heutige Landschaft ist ja auch 
weitgehend durch Land- und Forstwirtschaft geprägt. 

Es ist an der Zeit, der Landwirtschaft gesicherte Produk­
tionsräume zum Wohl auch der Gesamtgesellschaft anzu­
bieten. Ansonsten wird der Landwirt nur noch als Platzhalter 
der Fläche weiter fungieren und sich ein ständiger ungeord­
neter Landverbrauch fortsetzen. Die derzeitige Situation im 
nat ionalen Bereich sowie die Krise der europäischen Agrar­
politik sind eine Herausforderung an Wirtschaft und Gesell­
schaft, aber in besonderem Maße auch für unsere Landwirt­
schaft. Der Staat aber sollte sich darauf beschränken, die 
notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen oder dort 
wieder herzustellen, wo s ie in Überschätzung seiner Mög­
lichkeiten und Fähigkeiten beseitigt oder eingeschränkt 
wurden. 

Bei einer umfassenden Anwendung eines solchen Zielkon­
zeptes künftiger Raumnutzungen in Vorranggebieten zu­
nächst erst mal auf kleiner Fläche, ist die Erfüllung einer 
Reihe von Voraussetzungen notwendig: 

genaue Def inition, quantitative und qualitative Bewer­
tung der einzelnen Funktionen 

die Verträg lichkeit der einzelnen Funkt ionen zueinander 

Bestimmung von Kriterien für die Abgrenzung solcher 
Vorranggebiete 

Festlegung von nicht zu unterschreitenden Infrastruktu­
ren für die in diesen Vorranggebieten lebende Bevölke­
rung 

Möglichkeiten der Einwirkung der öffentlichen Hand zur 
Realisierung solcher Konzepte 

Klärung der Frage der Finanzierung, d. h., des sogenann­
ten Kosten- und Ertragsausgleiches zwisc hen Räumen 
mit unterschiedlichen Funktionen. 

Sicherlich kann das umrissene Konzept von Vorranggebie­
ten nur einen Grundstein zur Bewältigung der Probleme der 
Landwirtschaft in den verschiedenen Ausprägungen legen. 
Es kann eine Perspekt ive für die künftige Entwicklung der 
Raum- und Siedlungsstruktur bieten. Aber wenn es mit der 
Chancengleichheit der Landwirtscha ft und mit der Stabi l i­
sierung der Landwirtschaft ernst gemeint ist , dann ist es 
notwendig, die Funktionszuweisung innerhalb des gesam­
ten ländlichen Raumes zu präzisieren, zunächst planerisch, 
besser rechtlich, z. B. in einem Flächennutzungsplan festzu­
legen und damit zu sichern. 

Mit Konfuzius möchte ich sagen, der Mensch hat dreierlei 
Wege klug zu handeln : 

1. durch Nachdenken - das ist der mühevollste -

2. durch Nachahmen - das ist der leichteste und 

3. durch Erfahrung - das ist der bitterste -

und daher mein Appell: 

Helfen Sie bitte alle mit, bittere Erfahrungen für unsere Ge­
sellschaft zu vermeiden. 

Bäuerliche Kulturlandschaft im Weserbergland, die mit Waldresten, Ufer-, Wege- und Hofpflanzungen durchsetzt ist. Foto: G. Olschowy 
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Reiner Latten 

Intensive Landbewirtschaftung und ihre Begründung 

Intensivierung im Bereich der Wirtschaft bedeutet zunächst 
nichts anderes als eine Erhöhung des Faktoreinsatzes in der 
Landwirtschaft, also von Boden, Arbeit oder Kapital. Die 
Wirtschaftlichkeit ist dabei zunächst noch gar nicht ange­
sprochen. Unter betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten 
ist es Ziel der Intensivierung, den Gewinn dadurch zu erhö· 
hen, daß man die Erträge steigert und/oder die Kosten 
senkt, um so zu einem niedrigeren Herstellungspreis je 
Stück der erzeugten Einheit zu kommen. 

Wenn ich von intensiver Landwirtschaft spreche, meine ich 
eine ordnungsgemäße Landwirtschaft, also keinen Koch· 
buchpflanzenbau, der sich nach vorgegebenen Saatterrni­
nen und Spritzplänen richtet. Aber auch Betriebe, die mit ge­
zieltem Aufwand und dadurch im Verhältnis zum Ertrag rela­
tiv niedrigem Betriebsmitteleinsatz hohe Erträge erwirt­
schaften, zählen natürlich zur intensiven Landwirtschaft, 
die man heute auch als sogenannte konventionelle Land­
wirtschaft bezeichnet. Man muß sich jedoch darüber im kla­
ren sein, daß sich hinter diesen Begriffen eine außerordentli­
che Vielfalt tatsächlicher Zustände verbirgt, daß man also 
intensive oder konventionelle Landwirtschaft in einem wei­
ten Bereich nicht eindeutig vorn sogenannten alternativen 
Landbau abgrenzen kann, der in sich selbst wieder sehr dif­
ferenziert ist. 

Die Entwicklung bis zum heutigen Zustand erfolgte auf­
grund von Sachzwängen, unter Anwendung wissenschaftli· 
eher Forschungsergebnisse und mit Hilfe einer Beratung, 
die versuchte, dem allen gerecht zu werden. Die Sachzwän­
ge, die zur heutigen Situation geführt haben, bestehen nach 
wie vor. Z. T. haben sie sich sogar verschärft. Die Intensivie­
rung der Landwirtschaft nach dem letzten Kriege läßt sich 
grob in zwei Abschnitte gliedern: Zum ersten Abschnitt ge­
hört die Abgabe von Arbeitskräften mit zunehmendem Wirt­
schaftsaufschwung. Arbeit wurde durch Kapital, d. h. in die­
sem Fall durch Maschinen ersetzt. Von 1950 bis heute sind 
80 % aller damals in der Landwirtschaft vorhandenen Ar­
beitsplätze wegrationalisiert worden. In diesen Bereich ge­
hört als jüngere Entwicklung der Einsatz industrieller Hilfs­
mittel zur Arbeitskostensenkung, also vor allem der Einsatz 
von Herbiziden zur Bekämpfung von Unkräutern, um rnecha· 
nische Unkrautbekärnpfung und natürlich erst recht die 
Handarbeit zu ersetzen. 

Der zweite Prozeß, der sich vollzog, wenn er auch wie der er­
ste nicht erst nach dem letzten Krieg begann, ist die zuneh­
mende Ertragssteigerung. Ursachen waren und sind Züch· 
tung, verbesserte Bodenbearbeitung, vor allem aber der er­
höhte Einsatz von Mineraldüngern zur Ertragssteigerung 
und von Mitteln zur Bekämpfung von Schädlingen und 
Krankheiten, also zur Sicherung der Erträge. Selbstver­
ständ lich zählen auch noch eine ganze Reihe anderer Maß­
nahmen, vor allem im Bauwesen und im Rahmen der Flurbe­
reinigung zur Intensivierung. 

Diese intensive Landwirtschaft, wie sie sich aufgrund der 
Rahmenbedingungen entwickelt hat, wird heute tei lweise in 
Frage gestellt. Angesichts der Überschüsse in der EG wird 
zumindest einer der Sachzwänge, nämlich der Zwang zur Er­
tragssteigerung bestritten. Intensive Landwirtschaft , d. h. 
eine Landwirtschaft , die mit wenig Arbeitskräften und ge­
zieltem Aufwand hohe Flächenerträge produziert, ist aber 
aus allgemeinen und privatwirtschaftlichen Gründen nach 

wie vor erforderlich. Hohe Flächenerträge sind zunächst 
notwendig, um unsere Mitbürger mit Nahrung zu versorgen. 
In diesem Kreis brauchte ich das nicht festzustellen, obwohl 
man angesichts der Überschußdlskussion in der Öffentlich­
keit gelegentlich daran erinnern muß. Überschuß läßt sich 
leichter verteilen als Mangel. Ich möchte an dieser Stelle die 
DDR und den gerade stattfindenden Bauernkongreß anspre­
chen. Dort wird die Frage des Mangels zur Debatte stehen. 
Diese Überschußproblernatik bei uns wird immer an der fal­
schen Stelle mit Umweltfragen in Verbindung gebracht. Wir 
erzeugen in der Bundesrepublik Deutschland aus eigenem 
Grund und Boden nur 72 % unserer Nahrungsmittel. Tatsa­
che ist auch, daß unsere Verbraucher hochwertige Vered­
lungsprodukte verzehren wollen. Um die Gesamtproduktion 
zu erstellen, sind - das ist eine einfache Rechenaufgabe -
bstirnrnte Mengen notwendig. Das gilt auch dan n, wenn man 
die Überschußsituation auf ein igen Märkten in die Betrach­
tung einbezieht. Die EG führt derzeit Futtermittel in Mengen 
ein, die - müßten sie als Getreide bei uns erzeugt werden 
- dem Äquivalent von 15 Mio ha Acker entsprechen. Das 
ist eine Fläche, die um mehr als 20 % größer ist als d ie ge­
samte landwirtschaftl iche Nutzfläche der Bundesrepubl ik 
Deutschland. Es wäre jetzt natürlich sehr reizvoll, hier eine 
ganze Reihe agrarpolitischer, sozialpolitischer und entwick­
lungspolitischer Betrachtungen anzuhängen. Aber das wür­
de uns in dieser Betrachtung nicht viel helfen. Die Gesamtsi­
tuation zeigt, daß wir schon aus Gründen der Versorgungs­
sicherheit auf eine Landwirtschaft, die mit Hilfe moderner 
Wissenschaft und Technik hohe Erträge erzielt, nicht ver­
zichten können. Nun gibt es die Behauptung, daß der soge­
nannte alternative Landbau gleich hohe Mengen produzie­
ren könnte, ohne deswegen Mineraldünger, Pflanzenschutz­
mittel usw. einzusetzen. Ich glaube, daB das in Einzelfällen 
möglich ist. Alle bisherigen Erkenntnisse führen aber zu 
dem Schluß, daß ausschl ießlich alternative Methoden nicht 
in der Lage wären, im Durchschnitt ebenso hohe Erträge je 
Flächeneinheit der gesamten Nutzfläche zu erzielen wie der 
sogenannte konventionelle Landbau. Auch das ist ein wei­
tes Gebiet, bei dem sich die erste Frage schon dort steilt, wo 
man gezwungen wird, den Begriff alternativ eindeutig ab­
grenzbar zu definieren. Tatsache bleibt , daß Im Durchschnitt 
unserer Betriebe bei alternativer Bewirtschaftung die derzei­
tigen Produktionsergebnisse bei weitem nicht zu erreichen 
wären. 
In den Niederlanden s ind von Dr. VEREJKEN über integrier­
ten Landbau Untersuchungen durchgeführt worden. Ergeb­
nis: Wenn al le niederländischen Bauern alternativ wirtschaf· 
teten, würden die Erträge um 30-50 % zurückgehen; dies 
z. T. wegen des hohen Legurninoseneinsatzes zur N­
Düngung. 

Fest steht weiter, daß erst recht dann, wenn wir aus Grün­
den der Welternährung nicht mehr mit so hohen Futtermi ttel­
importen rechnen könnten, die Frage der Ertragssteigerung 
und Intensivierung einen noch höheren Stellenwert bekäme. 
Nahrungsmittelhilfe und Käufe der Staatshandelsländer mit 
ihren politischen Aspekten wären dann gar nicht mehr mög­
lich. 
Intensive Landwirtschaft ist weiter notwendig aus wirt­
schaftlichen Gründen. Fangen wir bei den Verbrauchern an. 
Unsere Mitbürger verlangen Nahrungsmittel zu angemesse­
nen Preisen. Man mag sich darüber st reiten, was angernes-
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sen ist. Jedenfalls sind nur relativ wenige bereit, für Nah­
rungsmittel wesentlich mehr als derzeit auszugeben. Das 
zeigt z. B. auch die Absatzsituation von Veredlungsproduk­
t en in Rezessionszeiten. Nun kann man natürlich der Mei­
nung sein, daß unsere Wohlstandsbürger ruhig etwas weni­
ger Fleisch und Fett verzehren könnten, aber diesen Erzie­
hungsprozeß müßten wir erst noch durchführen. Fest steht 
jedenfalls, daß derzeit nur relativ kleine Gruppen meist jün­
gerer Leute bereit sind, für al ternative Produkte wesent lich 
mehr Geld auszugeben. Das heißt, wenn eine größere An­
zahl von Landwirten zur Alternativbewirtschaftung ihrer Be­
triebe überginge und daneben billigere Angebote aus kon­
ventionellem Anbau der Bundesrepublik Deutschland, der 
EG oder aus den USA reichl ich zur Verfügung stünden, wür­
de sehr bald ein Punkt erreicht sein, an dem der Markt für al­
ternative Produkte gesättigt wäre. Darauf deuten auch eini­
ge, wenn auch nicht für das ganze Bundesgebiet repräsen­
tative, Umfragen und viele Erfahrungen hin. Wieweit der der­
zeit niedrige Antei l der Haushaltsausgaben für Lebensmit­
tel, (von dem die Bauern wiederum nur 42 % erhalten), ge­
steigert werden kann, ist aber nicht nur eine Frage des Mark­
tes. Selbstverständlich würden die Verbraucher bei Lebens­
mittelknappheit bereit sein, mehr als den derzeitigen Anteil 
ihrer Haushaltsausgaben für ihre Ernährung auszugeben, 
im Extremfall sogar bis zu 100%. Ob sie aber unter (ich will 
das einmal so nennen) normalen Umständen willens wären, 
ihren Lebensstandard zurückzudrehen, um so hohe Prozent­
sätze ihres Einkommens für Lebensmittel zu bezahlen, wie 
das Im Zusammenhang mit der Umweltschutzdiskussion 
schon gefordert worden Ist, muß man bezweifeln . Es war ja 
schon einmal von 80 % die Rede. Dann müßten wir aber auf 
das Einfamilienhaus, auf das Auto, den Urlaub in der Süd­
see und viele andere Hobbies verzichten. Selbst wenn man 
dies für gerechtfertigt hielte, ergäben sich daraus so viele 
wirtschaftliche und politische Konsequenzen, daß kein Poli­
tiker bereit wäre, die Probe aufs Exempel zu machen. 

Im übrigen: In einer Gesellschaft, die ihren Wohlstand einer 
hohen Arbeits- und Kapitalproduktivität verdankt , kann die 
Landwirtschaft schon wegen der Konsequenzen ihrer Ver­
flechtung mit den übrigen Wirtschaftsbereichen nicht auf 
die Ausschöpfung möglicher Produktivitätsreserven - also 
auf die Intensivierung - verzichten. Wirtschaftliche Gründe 
bedeuten im Fall der Landwirtschaft steigende Einkom­
mensansprüche der in der Landwirtschaft tätigen Men­
schen. Mehr als drei Viertel aller damals in der Landwirt­
schaft tätigen Arbeitskräfte haben seit 1950 die Betriebe 
verlassen, weil sie anderswo mehr verdienen konnten und 
sollten. Die Entwicklung der Lebenshaltungskosten wie der 
Betriebsmittelpreise hat ebenso wie die Erhöhung der Ein­
kommensansprüche erzwungen, daß die Landwirtschaft je­
des Mittel zur Produktionssteigerung einsetzen mußte, das 
geeignet war, die Relation zwischen Kosten und Erlösen zu 
verbessern. Jedes Mittel darf natürlich nicht heißen, jedes 
Mittel ohne Rücksicht auf Konsequenzen. Alle Erfahrungen 
der Beratung, die Buchführungsergebnisse wie auch die 
Agrarberichte zeigen deutlich, daß eine hohe Flächenpro­
duktivität bei niedrigem Aufwand die wichtigste Vorausset­
zung für den Betriebserfolg darstellt. Die Steigerung des Mi­
neraldüngereinsatzes hat die Erträge ebenso erhöht, wie die 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln dies durch Vermei­
dung von Verlusten getan hat. Die Arbeitskosten wurden 
und werden nicht nur durch die Anwendung von Herbiziden 
gesenkt, sondern auch durch Meliorationsmaßnahmen im 
weitesten Sinne, die ihrersei ts natürlich ebenfalls zur Stei­
gerung der Flächenerträge beitragen. Das alles hat - und 
damit hat der Umweltschutz durchaus recht - angesichts 
der geringen Zahl von Kulturpflanzen zu relativ wenigen -
ich möchte das hier einmal so nennen - Einheitsbiotopen 
geführt. Die Artenvie lfalt auf den Intensiv genutzten Flächen 
ist zurückgegangen. Das Zurückdrängen von Arten zugun­
sten der gewünschten Kulturpflanzen ist ja geradezu der 
Sinn landwirtschaftlicher Tätigkeit. Selbst im Garten wird 

Eine geordnete und gegliederte Heckenlandschaft bei Nideggen in der Eifel, in der das Ackerland vorherrscht. Die Kuppen sind bewaldet. 
Foto: G. Olschowy 

164 



Unkraut (wenn auch von Hand) gejätet. Das können wir auf 
dem Acker leider nicht mehr tun. Die Frage ist allerdings, ob 
man dieses Kernproblem durch das Zurückdrehen der lnten· 
sivierung auf landwirtschaftlich bewirtschafteten Flächen 
lösen kann. Ich halte das persönlich nicht für möglich, und 
zwar aus den von mir genannten und zusätzlichen Gründen. 
Die Sachzwänge, d. h. insbesondere der wirtschaftliche 
Druck, unter dem unsere Betriebe stehen, ist durch die Ge· 
samtentwicklung gerade in den letzten Jahren in einem Ma· 
ße verschärft worden, über das Buchführungsergebnisse 
und Agrarberichte deutliche Auskunft geben. Das Ergebnis 
wäre sicher noch trauriger, wenn die deutsche Landwirt­
schaft auf die Ausschöpfung von lntensivierungsmöglich­
keiten verzichtet hätte und verzichten würde. Doch selbst 
wenn dieser Druck auf unsere Betriebe gemildert würde, wä­
re es angesichts der betrieblichen Voraussetzungen falsch 
anzunehmen, daß dies die Abkehr vom Prinzip möglichst ho· 
her Flächenerträge bedeuten könnte. Auch künftig werden 
letzten Endes der Aufwand je Einheit der verkauften Menge 
und die Produktivität der Arbeitskraft den Betriebserfolg be­
stimmen. Dieses Prinzip gilt ja doch für den gesamten Pro­
duktionsbereich unseres Landes. Und niemand wird bereit 
sein, die Landwirtschaft davon grundsätzlich auszunehmen. 
Das Problem des Artenschutzes ist deshalb nicht durch eine 
allgemeine Extensivierung zu lösen, sondern, ich sagte es 
bereits, nur durch strukturelle Maßnahmen bei weiterer in· 
tensiver Bewirtschaftung der Nutzflächen (selbstverständ· 
lieh unter Beachtung acker- und pflanzenbaulicher Grund· 
sätze). Zur Intensivierung gehören Grünlandumbruch eben­
so wie Schlagvergrößerung auch im Einzelfall durch Beseiti­
gung von Senken, Hecken oder feuchten Stellen, Maßnah­
men, die der Naturschutz oft beanstandet. Die Wasserfüh­
rung intensiv genutzter Flächen muß sich aber soweit wie 
möglich an den Bedürfnissen der Produktion orientieren. 
Optimale Wasserführung ist eine Bewirtschaftungsmaßnah­
me natürlich unter landwirtschaftlichen Gesichtspunkten. 
Auch das Thema Feuchtbiotope ist also ein strukturell zu lö­
sendes Problem. Nicht alle feuchten Flächen sind Feucht­
biotope im Sinne des besonderen Artenschutzes, so scheint 
es mir, und so wird es mir auch von Ökologen hin und wieder 
bestätigt. Hier fehlen m. E. noch solide Aussagen der Wis­
senschaft. Dieses Problem wird - wie andere Fragen - um 
so eher lösbar werden, je mehr Flächen angesichts der Si­
tuation auf den Märkten und bei anhaltender Intensivierung, 
z. B. in landwirtschaftlichen Vorranggebieten, zu Grenzbö­
den werden und deshalb aus der intensiven Bewirtschaf· 
tung herausfallen bzw. von der Landwirtschaft aufgegeben 
werden. Bei Anhalten der derzeitigen wirtschaftlich­
politischen Voraussetzungen ist das leider eine wahrschein-

liehe Entwicklung. Wer sich dann dieser Flächen annimmt, 
wie sie ökologisch verwertet werden, wer die Kosten tragen 
soll, darüber wird es noch heftige Diskussionen geben. Auch 
wenn man meiner Meinung zustimmt, daß das Artenschutz­
problem in erster Linie strukturell gelöst werden muß, bleibt 
noch das Problem der Pflanzenschutzmittel als solches. 

Was ihre Schädlichkeit betrifft, ist diese bei den zugelasse­
nen Mitteln in erster Linie eine Frage der richtigen Anwen­
dung und Dosierung und in zweiter Linie, vor allem was Fra· 
gen der Kumulierung von Mitteln und ihrer langfristigen Fol­
gen betrifft, ein Problem der Forschung. Fest steht, daß 
dort, wo die Forschung zuwenig weiß, wir alle zuwenig wis· 
sen und bloße Behauptungen für oder wider gar nichts besa­
gen. Dort, wo die Forschung die zusammenhänge geklärt 
hat, lassen sich auftauchende Probleme auch lösen. Wer 
z. B. auf der gesamten Fläche der Bundesrepublik Deutsch­
land einen Zustand wiederherstellen möchte, der überall al­
le einmal vorhandenen Arten erhält, muß natürlich intensive 
Flächenbewirtschaftung ablehnen. Er muß allerdings auch 
gegen den natürlichen Artenwandel ankämpfen. Wir müs· 
sen darüber reden, was wir wollen, und zwischen diesem 
und dem, was wir können, den richtigen Kompromiß finden. 
Die Umwelt, wie sie sich heute darstellt, ist nun einmal das 
Ergebnis menschlicher Tätigkeit. In einer immer komplexer 
werdenden menschlichen Gesellschaft gilt dort, wo wir 
Sachzwänge ändern können, das gleiche wie in der Natur: 
Wir müssen möglichst alle Zusammenhänge und Konse­
quenzen bedenken, die unsere Entscheidungen zur Folge 
haben, auch die Konsequenzen für die Ernährungssicherung 
zu angemessenen Preisen, die den Bauern und ihren Fami­
lien ein vergleichbares Einkommen ermöglichen. Ange· 
s ichts der Gesamtsituation glaube ich deshalb, daß wir auf 
intensive Landbewirtschaftung nicht verzichten können. 

Ich bin nur nach intensiver Landwirtschaft und ihrer Begrün­
dung gefragt worden - das habe ich versucht zu beantwor· 
ten. 

Zur Kehrseite (Artenschutz - Boden/Wasser/Luft ~ Rück· 
stände in der Nahrung - Erholungswert der Landschaft) 
habe ich nichts gesagt bzw. nur andeutungsweise.etwas an­
gesprochen, dazu sind hier andere aufgerufen. 

Ich darf aber ausdrücklich feststellen, daß die Landwirt­
schaft diese andere Seite sieht und bereit ist, am Abwä­
gungsprozeß in vernünftiger Form teilzunehmen. Zu diesem 
Abwägungsprozeß gehörte die Darstellung, die mir hier er­
mög licht wurde. 

Dafür darf ich mich bedanken. 
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Gerhard Olschowy 

Landespflege und ·1andwirtschaftliche Rekultivierung 
im Rheinischen Braunkohlengebiet 

Einführung 

Wenn sich in den letzten Jahren der Ziel· und Nutzungskon· 
flikt zwischen Landespflege und Landwirtschaft verstärkt 
hat und sich auch in der landwirtschaftlichen Rekult ivierung 
von Tagebaugebieten im Rheinischen Braunkohlengebiet 
nachteilig auswirkt, so hat das seine Ursache mit in der 
Landwirtschaftsklausel im Bundesnaturschutzgesetz. Das 
Gesetz enthält zugunsten der Land· und Forstwirtschaft in 
verschiedenen Zusammenhängen Klauseln, die ihr als soge· 
nannter »Ordnungsgemäßen Landwirtschaft« gegenüber 
dem Naturschutz und der Landschaftspflege den Vorrang 
einräumen. 

Im einzelnen tritt diese Klausel in folgenden Paragraphen 
auf: 

§ 1 Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

(3) Der ordnungsgemäßen Land· und Forstwirtschaft kommt 
für die Erhaltung der Kultur· und Erholungslandschaft eine 
zentrale Bedeutung zu; sie dient in der Regel den Zielen die· 
ses Gesetzes. 

§ 8 Eingriffe in Natur und Landschaft 
(7) Die im Sinne dieses Gesetzes ordnungsgemäße land-, 
forst· und fischereiwirtschaftliche Bodennutzung ist nicht 
als Eingriff in Natur und Landschaft anzusehen. 

§ 15 Landschaftsschutzgebiete 
In einem Landschaftsschutzgebiet sind unter besonderer 
Berücksichtigung des§ 1 Abs. 3 und nach Maßgabe näherer 
Bestimmungen alle Handlungen verboten, die den Charak· 
ter des Gebietes verändern oder dem besonderen Sch utz· 
zweck zuwiderlaufen. 

§ 22 Besonders geschützte Pflanzen und Tiere 

(3) Die Vorschriften des Absatzes 2 gelten nicht für den Fall , 
daß die Handlungen bei der ordnungsgemäßen land·, forst· 
oder fischereiwirtschaftlichen Bodennutzung, bei der Ver· 
wertung der dabei gewonnenen Erzeugnisse oder bei der 
Ausführung eines nach § 8 zugelassenen Eingriffs vorge­
nommen werden. Ländervorschriften zum Schutz einzelner 
Arten und anderer Schutzvorschriften bleiben von der Rege· 
Jung unberührt. 

Der Deutsche Rat für Landespflege hat sich in seiner Stel· 
lungnahme zur »Analyse und Fortentwicklung des neuen 
Naturschutzrechts in der Bundesrepublik Deutschland« aus­
führlich mit der Landwirtschaftsklausel und der intensiven 
Landbewirtschaftung befaßt. Er stellt fest, daß Landwirt· 
schaft eine ökonomische Tätigkeit zur Nutzung des Bodens 
und der Natur ist, Naturschutz und Landschaftspf lege rich· 
ten sich hingegen nach unökonomischen Gesichtspunkten 
aus, die sogar »anti«·ökonomisch wirken können, und stel· 
len keine Nutzung von Natur und Boden dar. Landwirtschaft 
hat daher Handlungziele und Handlungsformen, die Natur­
schutz und Landschaftspflege im günstigsten Falle im Ne· 
beneffekt mitbeeinflussen, keinesfalls aber zu ihrem Ziele 
haben. Die Landwirtschaft orientiert sich in ihren Produk· 
tionsweisen in möglichst geringem Maße an den Erforder· 
nissen und Rhythmen der Natur und versucht , die Natur 
nach ökonomisch best immtem vorgehen zu unterwerfen 
und Mangelerscheinungen, die dadurch hervorgerufen wer­
den könnten, künstlich auszugleichen. Das führt in vielen 
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Bereichen zu tiefgreifenden Landschaftsveränderungen. 
Diese Umstände haben weitgehend zur biologisch·ökologi· 
sehen Verarmung und Belastung der Landschaft und zu mo· 
notonen Landschaftsbildern geführt. 

Zielkonflikte in der Rekultivierung 

Die vorliegenden Erkenntnisse über die nachhaltigen Aus· 
wirkungen einer weitgehenden Ausräumung der Feldfluren 
von natürlichen Elementen hätten eigentlich Anlaß sein 
müssen, dies bei der Neugestaltung von rekultivierten Land· 
wirtschaftsflächen im Rhein ischen Braunkohlenrevier zu be· 
rücksicht igen, zumal hier alle Voraussetzungen gegeben 
sind, Beispielslandschaften zu gestalten. Dem ist leider 
nicht so. Auch in der landwirtschaftlichen Rekultivierung 
von Tagebauf lächen treten heute zunehmend die Ziel· und 
Nutzungskonflikte des Naturschutzes und der Landschafts· 
pflege mit der Landwirtschaft auf. Wenn heute z. B. von ver­
antwortlichen Vertretern der zuständigen Landwirtschafts· 
kammer und des Landesamtes für Agrarordnung gefordert 
wird, die zu rekultivierenden Nutzflächen ausschließlich als 
landwirtschaftliche »Produktionsgebiete« zu betrachten 
und nur durch »punktuelle Flächenpflanzungen« aufzu· 
lockern, so verbirgt sich dahinter nicht nur mangelnde 
Kenntnis landschaftsökologischer Zusammenhänge, son· 
dern spiegelt die betont einseitig ökonomische und produk· 
tionsbezogene Einstel lung wider, die zur erschreckenden 
Ausräumung unserer Bördelandschaften von Baum und 
Strauch, z. B am Niederrhein, in der Hildesheimer Börde und 
in der Wetterau, in den letzten 100 Jahren geführt hat. Wenn 
das Ausmaß der ausgestorbenen, verschollenen und gefähr· 
deten Tier· und Pflanzenarten im gleichen Zeitraum auffal· 
lend angestiegen ist, so hat d ie intensive Landbewirtschaf· 
tung ihren erheblichen Anteil an dieser Entwicklung. Nach 
SUKOPP, TRAUTMANN und KORN ECK (1978) s ind Landwirt· 
schalt und Flurbereinigung mit 339 Pflanzenarten, das sind 
58,3 % aller gefährdeten Arten der Farn· und Blütenpflan· 
zen, beteiligt und damit die größten aller Verursacher des 
Artenrückganges. 

Bedeutung der Flurgehölze und Naturzellen 

Die eindeutig erkannten Beziehungen zwischen Ausräu· 
mung von Agrarlandschaft und Rückgang der Artenvielfalt 
lassen auf die ökologischen Funktionen der Flurgehölze 
und Naturzellen in der Kulturlandschaft schließen. ELLEN· 
BERG (1979) hat in seinem Beitrag über »Straßenbau und 
Straßenverkehr in ökologischer Sicht« einmal die Zahl der 
wildwachsenden Gefäßpflanzenarten in verschiedenen 
Landschaftstypen gegenübergestellt. Die Naturlandschaft, 
die sich in unserem Klimabereich als Naturwald darstellt, 
weist einen Bestand von 250-450 Arten auf, die bäuerliche 
Kulturlandschaft hingegen, wie wi r sie als geordnete und 
mit Gehölzen gegliederte Landschaft aus der Vergangenheit 
her kennen, einen weit höheren Artenbestand, nämlich 
500-700 Gefäßpflanzenarten. In der intensiv genutzten 
Ackerlandschaft jedoch kann der Bestand je nach Grad der 
Nutzungsintensivität auf 200 Arten abfallen. 

Der hohe ökologische Wert von linear angelegten Flurgehöl· 
zen darf auch deshalb nicht unbeachtet bleiben, weil nach 
Untersuchungen des Agrarökologen TISCHLER (1968), Uni· 



versität Kiel, von den Rändern dieser Gehölze eine stetige 
Erneuerung der durch intensive Bodenbearbeitung gestör­
ten Bodenflora und -fauna vor sich geht. Darüber hinaus ha­
ben solche linear verlaufende Gehölzpflanzungen auch die 
Aufgabe, natürliche Landschaftselemente und Schutzgebie­
te miteinander zu verbinden, d. h. der darauf angewiesenen 
Fauna ein Verbundsystem im Sinne einer »Vernetzung« zu 
schaffen und nachteilige lsolationseffekte abzubauen. 

Wenn man bedenkt, daß z. B. in echten Steppengebieten, so 
z. B. im Bezirk Rostow am Don, systematisch Schutzpflan­
zungen angelegt werden, um das örtliche Klima günstig zu 
beeinflussen und die Ertragsbedingungen zu verbessern, so 
sollten die Bördegebiete am Niederrhein, die von Natur aus 
keine Steppe, sondern Wald sind, ein Minimum an Naturzel­
len aufweisen und systematisch gegliedert werden. Im Na­
tionalen Bericht der Bundesrepublik Deutschland für das 
»Man and the biosphere« (MAB)-Programm der UNESCO 
werden für intensiv genutzte Landschaften mindestens 2-5 
% Fläche für natürliche Elemente gefordert, zu denen Flur­
gehölze, Schutzpflanzungen, Waldreste, Feuchtgebiete u. ä. 
gehören. »Punktuelle« Flächenpflanzungen müssen einge­
bunden sein in geschlossene Baum- und Strauchpflanzun­
gen, die entlang von Wasserläufen, Straßen, Böschungen 
und soweit erforderlich auch an Wirtschaftswegen verlau­
fen und die Landschaft gliedern uund zur »Kulturland­
schaft« werden lassen. Nach allen vorliegenden Erfahrun­
gen ist das auch mit einer großflächigen Landbewirtschaf­
tung und dem Einsatz von modernen Großmaschinen und 
auch Flugzeugen durchaus vertretbar. 

Wenn in den Auseinandersetzungen über die künftige Ge­
staltung der zu rekultivierenden Flächen in den Tagebauge­
bieten Frechen und Fortuna-Garsdorf der Widerstand gegen 
die Anlage eines Systems von Schutzpflanzungen in beson­
derem Maße von den Vertretern der Landwirtschaftskammer 
Rheinland - und nicht von der Rheinischen Braunkohlen­
werke AG - ausging, ist das allein deshalb unverständlich, 
als gerade von dieser Kammer in Zusammenarbeit mit dem 
Wetteramt Essen des Deutschen Wetterdienstes einschlägi­
ge Untersuchungen mit sehr aufschlußreichen Ergebnissen 
durchgeführt wurden. In einer Versuchsreihe auf dem Lehr­
und Versuchsgut Wahn der genannten Kammer wurden z. B. 
die Erträge von Hafer unter dem Einfluß eines künstlichen 
Windschutzstreifens ermittelt. Das sehr gut gesicherte Er­
gebnis lautet, daß das Korngewicht der Haferproben bis zu 
einer Entfernung der 30fachen Höhe der Windschutzanlage 
im Mittel um 9,2 % größer ist als neben der Anlage. Ein wei­
terer Versuch fand mit Zuckerrüben in Ollesheim bei Düren 
statt, also in einer Ackerbörde, die mit den rekultivierten 
Lößböden im Rheinischen Braunkoh lengebiet durchaus ver­
gleichbar ist. Auch diese Ergebnisse sind sehr gut gesichert 
und zeigen, daß die Rübengewichte der Proben im Bereich 
des Schutzstreifens bis zu einer Entfernung des 28fachen 
der Streifenhöhe im Mittel um 5,6 % höher liegen, der 
Zuckerertrag um 8,5 % höher, der Gehalt an schädlichem 
Stickstoff aber um 5,6 % geringer ist. Die höheren und bes­
seren Ernteerträge sind eine Folge der durch Windschutz 
verbesserten bodennahen Klimafaktoren, so Abschwä­
chung des Windes, Erhöhung der Bodenfeuchte, der Boden­
temperatur, der Lufttemperatur und des Taufalls sowie Ver­
ringerung der Verdunstung. Auch diese Ergebnisse sind 
durch Versuche des Deutschen Wetterdienstes abgesichert. 

Abschließende Bemerkungen 

Die Landwirtschaft und auch die Landespflege sind ständig 
in einem Wandel und müssen daher nicht statisch, sondern 
dynamisch betrachtet werden. Das muß auch für alle Folge­
rungen beachtet werden, die aus den gegenwärtigen Er­
kenntnissen und Erfahrungen gezogen werden. In der Beur­
teilung selbst s tark mechanisierter und technis ierter agrari­
scher Systeme sollte nicht übersehen werden, daß s ie - im 

Gegensatz zu vielen urbanen Systemen - immer noch in die 
Biosysteme eingeordnet werden können. Es ist auch nicht 
auszuschließen, daß es uns in Zunkunft gar nicht mehr mög­
lich sein wird, das ganze Land mit so hohem intensivem Auf­
wand zu bewirtschaften, wie dies z. Z. in der Intensiv­
Landwirtschaft der Fall ist. 

In einer Zeit des gehobenen Umweltbewußtseins der Bevöl­
kerung ist es eine Pflicht der L.andwirtschaft, sich den be­
rechtigten Forderungen nach einer geordneten und gepfleg­
ten Ku lturlandschaft nicht zu entziehen, sondern durch 
Maßnahmen der Landschaftspflege ihren Beitrag zu leisten. 
Dieses Kolloqu ium soll seinerseits dazu beitragen, Mittel 
und Wege des Ausgleichs und auch gemeinsame Lösungen 
der Ziel- und Nutzungskonflikte zu finden. 
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Klaus Meisel 

Veränderung der Ackerunkraut- und Grünlandvegetation 
in landwirtschaftlichen lntensivgebieten 

Einleitung 

Die Auswirkungen moderner Landbewirtschaftung ein­
schließlich der durch Meliorations- und Flurbereinigungs­
maßnahmen hierfür geschaffenen Voraussetzungen auf 
Ackerwildpflanzen- und Grünlandvegetation lassen sich mit 
folgenden Stichworten charakterisieren: 
Artenverarmung, Biotopverluste, Un iformierung der Pflan­
zendecke. 

Die Veränderungen sind in einem Ausmaß erfolgt, wie dies 
Anfang der fünfziger Jahre wohl niemand für mögl ich gehal­
ten hat. Naturschu tz und Landschaftspf lege sind infolge 
des Arten- und Biotopverlustes mit neuen Problemen und 
Aufgaben konfrontiert. Wegen ihrer möglichen ökologi­
schen Auswirkungen über die Agrarökosysteme hinaus ge­
rät die stark erhöhte Anwendung von Agrochemikalien im­
mer mehr ins Kreuzfeuer der Kritik einer ökologiebewußten 
Gesellschaft. Demgegenüber stehen ökonomische Leistun­
gen, welche die Landwirtschaft unter den gegebenen sozia­
len und agrarpolitischen Sachzwängen vollbracht hat. 

Die eingangs pauschal skizzierten Veränderungen verdeutli­
chen den Trend, welchem die Vegetation landwi rtschaftli­
cher Nutzflächen infolge Intensivierung unterliegt. 

Im einzelnen weisen die Auswirkungen natürlich sowohl zwi­
schen benachbarten Flächen als auch im regionalen Ver­
gleich eine große Brandbreite auf; denn die gegenüber der 
früheren Landbewirtschaftung allgemein erhöhte Bewirt­
schaftungsintensität umfaßt eine Vielzahl betrieblich, 
standörtlich und regional unterschiedlicher lntensitätsstu­
fen. Die Schwankungsbreite der lntensitätsstufen wird z. B. 
an dem mittleren Mineraldüngeraufwand je kg/Reinstick­
stoff (N)/ha LN deutlich, der 1979 für Schleswig-Holstein mit 
178 kg und für das Saarland dagegen mit nur 66 kg angege­
ben wird (Stat. Bundesamt 1981) 

Veränderungen der Segetalvegetation und -flora 

Auf den Äckern lassen sich folgende Veränderungen der 
Wildpflanzen (Unkräuter) nachweisen: 

Abnahme der Wildkrautbesatzdichte, 
Rückgang der Artenvielfalt , 

Umstrukturierung in den Dominanz- und Stetigkeitsver­
hältn issen der Segetalflora, 

Uniformierung der Ackerunkrautbestände infolge Stand­
ortnivellierung, 
Ablösung spezifischer, ganze Landschaften kennzeich­
nender Ackerunkrautgesellschaften durch Gesell­
schaftsfragmente aus ubiquitären Arten. 

Entstehung der und Eingriffe in Ackerunkrautgesellschaften 

Mit der Wirtschaftsform »Ackerbau« hat der Mensch Stand­
orte (Agroökosysteme) geschaffen, auf denen sich im laufe 
von Jahrtausenden einheimische Arten (Apophyten), Kultur­
pflanzenbegleiter (Archaeophyten) und Neuankömmlinge 
(Neophyten) mit den Kulturpflanzen zu neuen Pflanzenge­
sellschaften gruppiert haben, deren Artenpotential zwi­
schen 240 und 330 Arten umfaßt (240 in Bayern (NEZEDAL 
1980), 260 in Nordrhein-Westfalen (SCHUMACHER 1982), 
300 auf Äckern (ELLENBERG 1950), 319 auf Äckern und 
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Weinbergen (MEISEL 1979), 331 für Ackerunkrautfluren und 
kurzlebige Ruderalgesellschaften (SUKOPP, TRAUTMANN, 
KORNECK 1978)). 

Seit Beginn des Ackerbaus grei ft der Mensch aber auch re­
gulierend in die Wechselbeziehungen von Kultur- und kon­
kurrierenden Wildpflanzen ein, wobei in diesem Prozeß der 
Bekämpfungserfolg gegen die »Unkräuter« von den zur Ver­
fügung stehenden agrotechnischen Maßnahmen abhängt. 

In früheren Zeiten dürften sich 

der Rückgang der Brache nach Einführung einer verbes­
serten Dreifelderwirtschaft (ab Ende des 18. Jahrhun­
derts), 
die Anwendung des Mineraldüngers (2. Hälfte des 19. 
Jahrhunderts) und 

die verbesserte Saatgutreinigung (etwa ab 1920) 
stärker verändernd auf die Segetalflora ausgewirkt haben. 
Aber erst mit der modernen Landbewirtschaftung begann in 
wenigen Jahrzehnten eine Zerstörung der Ackerbiozönosen 
(TÜXEN 1962). 

Für die Ackerunkrautfluren und kurzlebige Rudera lvegeta­
tion ergibt sich in den letzten 100- 150 Jahren ein Anteil an 
verschollenen und gefährdeten Arten am Artenbestand die­
ser Formation ( = 331 Arten) von 25 % (81 Arten) (SUKOPP, 
TRAUTMANN, KORN ECK 1978). In Floren und anderen flori­
stischen Angaben wird für einen Großteil dieser Arten auf 
Rückgangstendenzen verwiesen, die vor Beginn bzw. Aus­
wirkung moderner Landbewirtschaftung einsetzten 
(BERTSCH 1948, BURCK 1941 , CHRISTIANSEN 1953, GRIM­
ME 1958, OBERDORFER 1949, PETRY 1929, PREUSS 1928, v. 
ROCHOW 1951, RUNGE 1955). Den höchsten Artenverlust 
hat dabei die Kalkackerf lora zu verzeichnen. 

Versuche, wie sie seitens der chemischen Industrie unter­
nommen werden, um anhand von Häufigkeitsangaben im 
»SCHMEIL-FITSCHEN« nachzuweisen, daß sich seit 50 Jah­
ren bezügl ich der Artengefährdung nicht vie l geändert habe, 
zeugen von wenig Sachkenntn is (BASF 1982). 

Abnahme der Unkrautbesatzdichte 

Anhand von Vegetationsaufnahmen aus der · 2. Hälfte der 
40er Jahre mit Erhebungen an den gleichen Stellen 30 Jahre 
später ergibt sich ein Rückgang in der mittleren Unkrautbe-

Tab. 1. Zusammenstellung von Literaturangaben über die mittlere Unkrautbesatzdichte in Getreideunkrauta ufnah n 
flächen als Beispiel fü r d ie Auswirkungen unterschiedlicher Bewirtschaftungsintensität auf die Unkraut· 
besatzdichte 

Gebiet 

Stolzenau LK Nienburg 

Zeit 

1945146 

1975n7 

Mehrstenen LK Reutlingen 1948/49 

Staatsgut Neuhof 
LK Donauwörth 

1975/78 

1975/78 

28,51) 

22.71) 

131 

II 

III 
IV 

Mittlere Unkrautbesatzdich te 
von Getreideunkrautaufnshmen 

~ 

35l) 

16,51) 

30,02> 

23.a2> 

30,241 

15,6 

17,8 

6.4 

22,45) 

16,2 

7.9 

12,7 

Autor 

MEISEL 1979 

MJTINACHT 1980 

18.761 BRAUN 1981 

14.0 

9.2 

10.5 

11w intergetrekte ; 21sommergetr•ida; 3>1ntensiti m1ufen: 1 • ohne. II • geringer, III • mittlerer, IV • hohe r Agrochemleaufwand; 
4)W Jnte.weizen; 5lsommergen te; 6lHafer. 



satzdichte der Getreideäcker zwischen 20 und 50 % (Tab. 1). 
Aufnahmen von lntensitätsstufenvergleichen bestätigen die 
Abnahme der Besatzdichte mit zunehmender Bewirtschaf­
tungslntensität (BRAUN 1981). 

In intensivst genutzten Gebieten kann der Anteil von Äckern 
mit einer Unkrautbesatzdichte von 1 % und weniger schät­
zungsweise bis zu 30 % der Ackerfläche betragen. Aller­
dings kann auch heute noch die Variationsbreite bezüglich 
der Besatzdichte zwischen einzelnen Parzellen wie auch Ge­
bieten beträchtlich sein. 

Abb.1 : Größere Acktrb&ugebiete 1 · 1, 

Griinla nd und Wald jp e1ls weniger 
als 15' „ Flachenanteil ·Stand 1975 

El'I url K , ~ •lot'I U l'llll t . ~•1dul'IQ l'I 

Wtllr.3iumb•ld-AU1„.~l'I (Wfn.. ~1mannl 

Abb. 1 zeigt das Vorkommen von Gebieten mit vorherrschen­
der Ackernutzung. Solche Gebiete sind vorrangig stark von 
Artenverarmung und Biotopnivellierung bedroht bzw. bereits 
davon betroffen. 

Während früher die ganze Ackerfläche eine ± gleichmäßige 
Unkrautbesatzdichte aufwies, ist heute auf vielen Getreide­
äckern (bes. bei Gerste, Hafer, Roggen) der Bestandes-· 
schluß der Getreidehalme so dicht, daß große Tei le der Flä­
chen fast unkrautfrei sind. Nur auf den 1- 2 m breiten 
Ackerrandstreifen bestehen wegen der günstigeren Licht­
verhältnisse und der meist geringeren Dünger- und Herbizid­
mengen für Ackerwildkräuter Überlebenschancen, so daß 
hier unter bestimmten Voraussetzungen Möglichkeiten zur 
Erhaltung und Förderung von gefährdeten Arten der Sege-

:c 
Cl 
N 
c: 
~ 

< 

Mehrstetten 

86 
f,948/49 n 
: 143 Aufnahmen 

40 -

30 -

20 -

-10 ,_ 

0 
..--

V IV III II 

Stolzenau 
40 -

1945/46 
72 Aufnahmen 

30 -

20 -
~ 

~ 

10 -
-

0 

1975/ 77 
135 Aufnahmen 

V IV III II 

1975/ 77 
SO Aufnahmen 

V I V II I II V IV III II 
Stetigkeitsklassen 

Abb.2: Stet igkeitsdiagramme der Getreideunkrautaufnahmen im 
Untersuchungsgebiet Mehrstetten {MITTNACHT 1980) 
und Stolzenau (MEISE L 1979). Die Stetigkeit gibt an, 
in wieviel Prozent der erhobenen Aufnahmen eine Art 
erfaßt wurde. Stetigkeitsklasse 1 = 1-20 %, V= 81-100 %. 

Tab.2. Zusammenstellung von Literaturangaben über mittlere Artenzahlen und Gesamtartenzahlen 
von Getreideunkrautaufnahmen als Beispiel für die Auswirkungen unterschiedlicher BeY.>irt· 
schaftungsin tensität auf die Artenzahl 

Gebiet Zeit Getrefdeunkrautaufnahmen Autor 

Mittlere Gesamt· 
Artenzahl artenzahl 

Stolzenau LK Nienburg 1945/46 31,5 (261 1) 91 MEISEL 1979 

1975/77 11,5 (12)1) 49 

Mehrstctten LK Reutlingen 1948/49 23,0 124 MITTNACHT 1980 

1975/78 16,2 61 

Baden·Wiirttembery 1948/49 23.02> 
16,5

3
) 

EBERHARD 1950 

Süddeutschland 1948/55 26,6 BACHTHALER 196B 

1958/65 22,3 

Staatsgut Neuhof 1975/78 32,0•> 754> BRAUN 1981 
LK Donauwörth 20,0 51 565) 

talflora gegeben sind (SCHUMACHER 1980, RAABE 1980). 11w."'""''""' >i...,,..,,, .... 3>„,,,,11„„.,,„, •1,„;"'"""" •>•o•"A"oc••m;„,1w•n•. 
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Rückgang der Artenvielfalt 

Die Vergleiche von Vegetationsaufnahmen älteren mit sol­
chen neueren Datums bestätigen, daß die intensive Acker­
bewirtschaftung sowohl bei den mittleren Artenzahlen als 
auch im Gesamtartenpotential der Vegetationsaufnahmen 
eines Gebietes einen Artenrückgang bis zu 65 % bewirkt hat 
(Tab.2). Dieser Artenrockgang kann alle Arten betreffen. Ein 
Vergleich der Stetigkei tsdiagramme des Aufnahmemate­
rials aus den Gebieten Mehrstetten und Stolzenau zeigt i n 
fast allen Stetigkeitsklassen für 1975/77 geringere Artenzah­
len als früher (Abb.2) und läßt auch zwischen beiden Gebie­
ten bestehende Unterschiede erkennen. 

Da die Segetalflora auf veränderte Standortbedingungen re­
agiert , wurden durch die erfolgte Intensivierung diejenigen 
Arten begünstigt, die ein gutes Nährstoffaneignungsvermö­
gen besitzen, von der höheren Stickstoffzufuhr profitieren 
und/oder durch Herbizide schwer bekämpfbar sind. Hierher 
gehören z. B. Stellaria media, Galium aparine und die Wild­
gräser. Empfindliche Arten mit spezif ischen Ansprüchen an 
niedrige Stickstoffversorgung, niedrige Bodensäure und 
Kalkgehalte und/oder durch Herbizide leicht bekämpfbare 
Arten wurden dagegen zurückgedrängt. 

Tab.3. Auswirkungen moderner Landbewirtschaftu119'maßnahmen auf Getreide und Ackerwildpflanzen 1 l 

Maßnahme 

Bodenbearbeitung 

mit schweren Maschinen 

hohe Arbeitsgeschwindigkeit 

Pflugfurchenvertiefung und Verwendung 
rotierender Geräte 

Saat· und Erntetechnik 

Vollmechanisierte Aussaat 

Mähdrusch 

Abblasen der Spreu 

Anbautechnik 

Verarmte eingeengte Fruchtfolgen mit hohem 
Getreideanteil 

Hoher Mineraldüngeraufwand 

Wandlung in der organischen Düngung 

Herbizidanwendung 

Anwendung von Halmverkürzungsmitteln 

Anbau hochleistungsfähiger Getreidezuchtsorten 

Perfektionierte Saatgutreinigung und konsequente 
Verwendung unkrautsamenfreien Saatgutes 

Veränderte Saattermine (vorverlegte Saatzeiten 
bei Sommergetreide, fruchtfolgebedingte spätere 
Saanermine im Herbst) 

Größere Bestandeshalmdichte (abhängig von 
Saatmethode, Saatzeit usw.) 

Unterpflügen des Strohs zu Düngungszwecken 

Strohverbrennung 

Bedeutung für Getreide bzw. Boden 

bandförmige Bodenverdichtung 

Begünstigung des Getreides durch 
besseren Bodenschluß 

Verzögerung des Erntetermins 

schafft o ptimale Bedingungen für 
Kulturpflanzen 

Schädigung des Getreides be i nicht 
sachgemäßer Anwendung möglich 

Erhöhung der Konkurrenzfähigkeit 
(raschere Bestandsentwicklung. 
üppiger Wuchs) 

heut e gegenüber früher 
wesentlich dichtere Bestände 

l) Zusammenstellung nach Literaturangaben folgender Autoren: 

Auswirkung auf Ackerwildpflanzen (Unkräuter) 

Zunahme von Bodenverdichtungszeigern 

Ausbreitung von Agropyron repens (Quecke) durch Verschleppung 
regenerationsfähiger Rhizomstücke 

Vernichtung bestimmter Arten (z.B. Zwiebelgeophyten) 

Behinderung stark lichtbedürftiger Arten 

Aussamen bestimmter Arten wird begünstig t (z.B. Wildgräser, 
Marricaria chamomilla, Polygonum avicu/are) 

leichte und flugtüchtige Unkrautsamen werden auf den Acker 
geblasen 

Begünstigt Ausbreitung der Wildgräser 

Unterdrückt Licht· und Magerkeitszeiger sowie stark lichtbedürftige 
Arten; fördert st ickstoffliebende Arten (Ste/laria mediaNogelmiere, 
Galium aparine/Kleblabkraut) 

Unkrautsamenzerstörung im Schwemm ist ist weitgehend gewähr· 
leistet. Rückgang von Arten durch fehl enden Samennachschub. 
Starke Gülleanwendung fördert stickstoffl iebende Arten 

Unkrautreduzierend (Abnahme der Unkrautbesatzdichte; entschei· 
dende Reduktion der Unkrautsamen im Boden; Mitwirkung am 
Artenrückgang) 
Empfi ndliche Arten verschwinden; Selektionsprozesse bei 
schwer bekämpfbaren Arten (z.B. Wildgräser, Kleblabkraut) 

Schafft für n iedriger bleibende Unkräuter ~ünstige Lichtbe· 
dingungen (z.B. Poa annua, Stellaria media, Veronica-Arten, 
Convolvulus arvensis, Galium aparine, Polygonum convolvulus) 

Einschränkung der Entwicklungsmöglichkeiten konkurrierender 
Unkräuter 

Stoppt Samennachschub für davon betroffene Unkräuter, 
Verringerung der Artenzahl 

Begünstigung der Wildgräser. insbesondere von Avena fatua 
(Flughafer) 

Abnahme der Unkrautbesatzdicht e 

Fördert Verunkrautung, da Samen in günstige Keimtiefe 
gelangen 

Es werden nur Teile der Unkrautsamen und ·früchte durch 
schnellaufendes Feuer vernichtet 

BACHTHALER (1968). EGGERS 119791. KOCH 119601. MITTNACHT (1960), NEZEDAL (1980). PETZOLDT (1979) u.a. 
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Für folgende Artengruppen werden Rückgangstendenzen 
genannt (MEISEL 1979, MITTNACHT 1980): 

Kalkzeiger 
Säurezeiger 

Extensivbewirtschaftungs­
zeiger 
Halbschmarotzer 
Bodenfeuchtezeiger (örtlich 
auch Zunahme infolge ver­
mehrt auftretender Struktur-
schäden (NEZEDAL 1980). 

Saatgutunkräuter 
Arten mit sehr großem 
Lichtbedürfnis 
Grünlandarten 

Secalinetea-Arten 
Chenopodietea-Arten 

Tab. 3 gibt einen Überblick über die Auswirkungen moderner 
Landbewirtschaftungsmaßnahmen auf die Ackerwildpflan-
zen. 

Zu den häufigen Unkräutern, die in mehr als 50 % der Äcker 
vorkommen, dürften heute in den meisten Acker-Gebieten 
der Bundesrepublik gehören: 

Stellaria media 

Polygonum convolvulus 

Cirsium arvense 

Ga/ium aparine 

Matricaria chamomilla 

Aphanes arvensis 

Apera spica-ventis 

Myosotis arvensis 

Agropyron repens 

Lapsana communis 
Galeopsis tetrahit 

Veronica persica 

Afopecurus myosuroides 

Avena fatua 

Poa annua, Polygonum 
aviculare 

Viola arvensis 

(mit Ausnahme von Sand­
gebieten) 

(mit Ausnahme von Sand­
gebieten) 
(mit Ausnahme von Sand­
und Kalkgebieten) 

(mit Ausnahme von Sand­
und Kalkgebieten) 
(mit Ausnahme von Kalk­
gebieten) 

(mit Ausnahme von Kalk­
gebieten) 

(nicht in allen Gebieten) 

(im Bergland) 
(im Bergland) 

(in Kalkgebieten) 

(auf basenreichen Böden, 
bes. auf Löß) 

(bes. in Süddeutschland 
auf basenreichen Böden, 
in neuerer Zeit sich auch 
auf anderen Böden aus­
breitend, PENZKOFER 
1978 nach NEZEDAL 
1980) 

Ein Teil dieser Arten zählt aus ökonomischer Sicht zu den 
sogenannten Problem-Unkräutern. 

Uniformierung der Ackerwildkrautbestände infolge 
Standortnivellierung/ Fragmentierung spezifischer 
Ackerwildkrautgesellschaften 

Zu Beginn der f ünfziger Jahre fanden sich auf fast allen 
Äckern gut entwickelte, durch Standortu nterschiede (Bo­
denart, -typ, Großklima, Bodenfeuchte, -nährstoffverhältnis­
se) und auch durch die Wirtschaftsweisen (Kulturarten, Be­
arbeitung) modifizierte Ackerwildkrautgesellschaften. Da 
feine Bodenunterschiede im Basengehalt, in der Nährstoff-, 
insbesondere Stickstoffversorgung, und auch bezüglich der 
Boden feuchte ausgeglichen wurden, wurden die früher zahl­
reichen, diese Unterschiede anzeigenden Gesellschaftsaus­
bildungen von sogenannten »typischen« Ausbildungen er­
setzt (MEISEL 1979, MITTNACHT 1980). 

Mit zunehmender Bewirtschaftungsintensität wurden auch 
die Unkrautbestände von Winter- und Sommergetreide­
äckern sowie von Halm- und Hackfruchtgesel lschaften im-

mer ähnlicher (BRAUN 1981, SCHUBERT 1975). infolge des 
Rückgangs an soziologisch-systematischen Kenn- und 
Trennarten sind zudem immer häufiger auf den Äckern nur 
noch Gesellschaftsfragmente anstelle ehemals gut ent­
wickelter Unkrautgesellschaften anzutreffen. 

Folgende Gesellschaftsverschiebungen der Ackerunkraut­
gesellschaften sind infolge erhöhter Bewirtschaftungsin­
tensität eingetreten bzw. zu erwarten: 

Teesdalio-Arnoseridetum 

Papaveretum argemonis 

Aphano-Matricarietum 
Subass.v.Euphorbia exigua 
Subass.v.Scferanthus annus 
Kickxietum 
Euphorbio-Melandrietum 

(Mefandrietum noctiflorae) 

Caucafido-Adonidetum 
Caucafido-Scandicetum 

_, Windhalm-Gesellschaft 
__, Kamillen-Gesellschaft 

(OBERDORFER 1957) 
Windhalm-Gesellschaft 
Aphanes-Gesellschaft 

typ. Subass. 
typ. Subass 
Aphano-Matricarietum 
Euphorbia exigua­
Gesellschaft 
fragmentarische Gesell­
schaftsausbildung mit 
wenigen Kennarten 
Euphorbio-Melandrietum 
(HILBIG & MAHN 1975) 

Mögliche Auswirkungen des Rückganges von Acker­
unkräutern auf Kulturpflanzen und freilebende Tiere 

Den Rückgang der Wiidkrautvegetation auf Äckern nur als 
unbedeutsame Veränderung der ökologischen Vielfalt anzu­
sehen, wird den bestehenden Wirkungszusammenhängen 
zwischen KulturpflanzefnUnkrautcc und nUnkrautccfFauna 
nicht gerecht. 

Ackerwildkräuter können Alternativnahrung für Schaderre­
ger sein, so daß bei ihrer Vernichtung die Kulturpflanzen 
stärker betroffen werden können. So ist die Erleichterung 
des Befallweges des Maisbeulenbrandes besonders nach 
Beseitigung der Unkrautdecke nachgewiesen (DFG 1979). 
Durch Abnahme der Besatzdichte und Artenrückgang von 
Unkräutern werden Nahrungsbasis und damit der Lebens­
raum von Wildtieren geschmälert, wodurch auch das Poten­
tial an natürlichen Feinden von Kulturpflanzenschäd lingen 
betroffen werden kann. Nach dem gegenwärtigen Kenntnis­
stand sind allerdings noch keine quantitativen Angaben zu 
den zwischen Ackerunkräutern und freilebenden Tieren be­
stehenden Beziehungen möglich. 

Veränderungen des Grünlandes durch Intensivierung 

Wesentliche Maßnahmen, die in den letzten 2-3 Jahrzehn­
ten zu starken Veränderungen in der Artenzusammenset­
zung und der Gesellschaftsverteilung des Grünlandes führ­
ten, waren 

steigende Bewirtschaftungintensität wie reichlichere 
Nährstoffzufuhr - insbesondere höhere Stickstoffga­
ben - , stärkerer Viehbesatz, Umstellung von Dauer- auf 
Mähweide, häufigere und wegen der Silage vorverlegte 
Schnittnutzung sowie 

Änderung der Wasserverhältnisse. 

Gegenüber der früheren Biotop-und Artenvielfalt des Grün­
landes wurden in relativ kurzer Zeit großflächig »Grünland­
Einheitsstandorte mittlerer Feuchte« geschaffen, auf denen 
düngungsintensive, artenarme Bestände aus Hochlei­
stungsgräsern und »Löwenzahn" (Taraxacum officinafe) do­
minieren. Dies Bild mag überzeichnet sein, der Trend ist je­
doch unverkennbar. Natürlich gibt es räumliche Differenzie­
rungen, wobei die Veränderungen in Norddeutschland flä­
chenwirksamer als im Mittelgebirge und in Süddeutschland 
- mit Ausnahme intensiv genutzter landwirtsc haftlicher 
Gebiete - sein dürften. 
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Artenverschiebungen in der Artenverbindung 

Für das norddeutsche Grünland nicht vernäßter Böden be­
w irkte die Nutzungsintensivierung ganz allgemein eine Mas­
senzunahme der Gräser und ein konkurrenzbedingtes stär­
keres Zurückgehen sehr vieler Grünlandkräuter (MEISEL & 
V. HÜBSCHMANN 1976). 

Am stärksten wurden gute Futtergräser (Poa pratensis, Poa 
trivialis, Lolium perenne, A lopecurus pratensis, Festuca pra­
tensis, Phleum pratense) gefördert, doch haben auch ein ige 
Gräser mittleren bis geringen Futterwertes (z. B. Agropyron 
repens) von der besseren Nährstoffversorgung profitiert. 

Bei den Kräutern hat sich vor allem der Löwenzahn (Taraxa­
cum officinale) stark ausgebreitet, so daß er heute in den 
meisten Grünlandbeständen Norddeutschlands die Haupt­
masse des Krautanteils ausmacht. 

Zu den Arten, die jetzt im Grünland häufiger als früher vor­
kommen, gehören ferner stickstoffliebende Ruderalarten 
wie Stellaria media, Rumex obtusifolius, Rumex crispus und 
Urtica dioica. Diese Grünland-»Unkräuteru werden in ihrer 
Ausbreitung auf entwässerten Moor- und Anmoorböden so­
wie in Neuansaaten besonders begünst igt. 

Der Zunahme einiger weniger, zudem weit verbreiteter Kräu­
ter steht ein Rückgang einer wesentlich größeren Zahl von 
Kräutern im Grünland des norddeutschen Flachlandes ge­
genüber (vgl. MEISEL 1977). 

Ein starker Rückgang ist infolge der reichlichen Stickstoff­
düngung bei den Leguminosen festzustellen, von denen frü­
her Trifolium repens und Trifolium pratense im Grün land 
wesentlich höhere Deckungsgrade erreichten als heute.' 

Entsprechende Artenverschiebungen dürften sich auch fü r 
vie le süddeutsche Grünlandgesellschaften ergeben haben. 
Wegen der Gülledüngung und des größeren Mähflächenan­
teils spielt allerdings hier die Verkrautung durch Umbell ife­
ren (Anthriscus sylvestris, Heracleum sphondylium) eine 
größere Ro lle. 

infolge des starken Rückgangs an Kräutern, die gegen In­
tensivierung empfindlich sind, sind viele Grünlandbestände 
heute artenärmer als bei weniger intensiver Wirtschaftswei­
se. Trockene und nährstoffarme Böden anzeigende Ausbil­
dungen der Weidelgrasweide und Glatthaferwiese ver­
schwinden. 

Auswirkungen von Meliorationen 

Zur Verbesserung der Bodennutzung erfolgten im Rahmen 
von Flurbereinigungen oder wasserwi rtschaftlicher Vorha­
ben großflächige Entwässerungen. 

Besonders starke Veränderungen erf uhr dabei das nord­
deutsche Grünland feuchter Lagen, was s ich vermutlich in 
keinem anderen Teil der Bundesrepublik so großflächig und 
landschaftsverändernd ausgewirkt hat. Dadurch wurde vor 
allem die früher weit verbreitete Feuchtwiese von 70-90 % 
ihrer ehemaligen Wuchsgebiete verdräng t und damit der Le­
bensraum von 60 bis 70 Pflanzenarten eingeschränkt, die 
na"sser oder feuchter Böden bedürfen, und nicht wie Arten 
mit einer weit en Standortamplitude auf trockenere Standor­
te ausweichen können (MEISEL & v. HÜBSCHMANN 
1975/1976). .. 

Das Landschaftsbild vieler Niederungen und Täler hat sich 
zudem insofern gewandelt, als die ehemals reinen Grünland­
gebiete mit ihren vielen absoluten Grünlandstandorten in 
Grünland-Ackergebiete oder örtlich auch reine Ackerge.biete 
umgewandelt wurden (MEISEL & v. HÜBSCHMANN 1975, 
1976). 

Als Beispiel eines solchen Wandels sei der Seckbruch ange­
führt. 1950 war der östlich von Hannover gelegene Seck­
bruch ein Grünlandgebiet mi t vorherrschenden Feuchtwie-
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sen (Abb. 3). Inzwischen wurde das Gebiet entwässert und in 
eine intensiv genutzte Ackerlandschaft umgewandelt (Abb. 
4). Es sei betont, daß es sich bei dem gezeigten Beispiel 
nicht um einen Einzelfall handelt (verg. MEISEL & v. 
HÜBSCHMANN 1975). 

3~·~ 1 ·1 m~r 10r:: :::<: 
4 TiniIT[ s~-~ ,,~~- :' 

Abb.J: Das Vegetationsgebie t des Seckbruch Ostlich Hannovcr·Misburg. Zustand 1950. Aufgenommen von K. WALTHER 

1 Großseggengesell$chaften 5 Benthalmwiese 

2 Dotterblumenwiese 6 Hochnaudenflur 

3 Kohldlstelwiese 7 Glatthaferwiese 

4 Wiesenknopfwiese 8 Flutrasen 

9 Weidetgrasweide 

10 Acker 

11 Wald- und Forstgeseltschaften. 
Aufforstungen 

Abb.4: Das Vegetationsinventar des Seckbruch Ostlich Hannover-~.1isburg 
Zustand 1975. Aufgenornmen von K. MEJSE L. Legende wie Abb.3 
IAbb.3 und 4 '"' MEISEL & • HUBSCHMANN 19761 

Folgerungen für Naturschutz und Landschaftspflege 

Die Vegetationserhebungen bestätigen, daß mit steigender 
Bewirtschaftungsintensität die Artenvielfalt auf den land­
wirtschaftlichen Nutzf lächen abnimmt. Je günstiger die Pro­
duktionsbedingungen sind, umso weniger Platz ist für öko­
logische Ausgleichflächen übrig geblieben. In intensiv ge­
nutzten Ackergebieten können ohne Schutzmaßnahmen ge­
fährdete Segetalarten und Unkrautgesellschaften kaum er­
halten wemen. Solche agrarischen Produktionsräume erfül­
len nicht die Voraussetzung für eine Regenerat ion oder gar 



Ausbreitung wildwachsender Pflanzen und freilebender Tie­
re. Maßnahmen, die einer Artenverarmung entgegenwirken 
können, sind z. B. artenreiche Fruchtfolgen, behutsame Ver­
wendung von Herbiziden (Integrierter Pflanzenschutz), Er­
halt von Strukturelementen (Hecken, Gehölze, Raine, vgl. 
SUKOPP 1980, 1981). Ob aufgrund der Artenverarmung der 
Schluß zulässig ist, daß d ie Nachhaltigkeit und Leistungsfä­
higkeit des Ökosystems Acker infolge der modernen Land­
bewirtschaftung langfristig ungünstig beeinflußt werden 
kann, läßt sich nach dem gegenwärtigen Kenntnisstand 
nicht beantworten. 
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1 Einführung 

1.1 Vorwort 

Kürzlich war im Rahmen eines Wissenschaftler­
Symposiums (BASF-Symposium) folgendes zu hören (und 
danach auch zu lesen) (K. von STETIEN, 1980): 

- »Was nun den sachgerechten Einsatz von Düngemitteln 
angeht, entsteht kein Schaden an der Umwelt, weder durch 
Einwaschung ins Grundwasser noch durch Eutrophierung 
von Gewässern«. 

- »Pflanzenschutzmittel sind - wiederum bei sachgerech­
tem Einsatz - für die Umwelt unbedenklich. Wer Vögel und 
Niederwild durch Herbizide in Gefahr sieht, löst den Zwang 
zur mechanischen Unkrautbekämfung aus«. 

- »Was Mikroflora und -fauna angeht, so muß für jedes Mit­
tel bei der Neuzulassung der Nachweis für dessen Unbe­
denklichkeit erbracht werden. Was bleibt, sind alte Urängste 
des Menschen gegen »Gift«, die nur durch sachliche, beharr­
liche Aufklärung darüber gemindert werden, welche Umwelt­
prüfungen und welche Auflagen nach der Zulassung für je­
des einzelne Mittel von den Behörden gefordert werden«. 

Das hier in Erlangen stattf indende Symposiu m des Deut­
schen Rates für Landespflege wäre zum Teil überflüssig, 
wenn die oben zitierten Aussagen innerhalb des BASF­
Symposiums richtig wären. Die Wirklichkeit in bezug auf die 
langfrist igen Veränderungen unter dem Einfluß der moder­
nen Pf lanzenbautechnik in den Agrar-Ökosystemen sieht 
anders aus. 

1.2 Al/gemeines zur Entwicklung des Konfliktes zwischen 
Landwirtschaft und Ökologie 

Es würde allen ökologischen Grundregeln zuwiderlau fen, 
wenn in ökologischen Systemen durch Veränderungen be­
stimmter abiotischer und biotischer Faktoren eine höhere 
Produktion organischer Substanz (Ernte) erreicht würde 
als dieses ohne Veränderung der Arteninven tare vor sich ge­
hen könnte. Da landwirtschaftliche Produktion in Ackerflä­
chen - und im Grünland - eine ökologische Produktion 
von Pf lanzen- und Tiersubstanz mit Hilfe jeweils nur einer 
oder weniger Arten (Kulturpflanze oder Haustiere) - dar­
stellt, muß sich dieser Typ von ökologischer Produktion 
nach den biozönotischen Grundregeln negativ auf die mei­
sten übrigen Arten (Begleitf.lora- und Begleitfauna-Arten) 
auswirken. 

Einige Arten der Begleitflora und Begleitfauna werden al­
lerdings kurz- und langfristig durch das »Mon ok u 1 tu r­
Pr i nz i p« begünstigt: das sind die an den Kulturpflanzen pa­
rasitisch lebenden Organismen-Arten (»Schädlingeu), also 
die parasitischer Bakterien, Viren, Pilze, Einzeller, Wirbello­
sen und einige Wirbeltier-Arten. 

Die Acker-Ökosysteme Mitteleuropas bauen sich aus etwa 
2.800 bis 3.000 Organismen-Arten auf (die Grünlandsysteme 
besitzen eine 2- 3fach höhere Artenzahl), davon gehören 
2.300 bis 2.500 zu den Wibel losen-Arten. Diese Ausstattung 
mit einem typischen Arteninventar hat sich etwa seit 
300- 400 Jahren in Mitteleuropa in den Agrar-Ökosystemen 
entwickelt und sich bis vor etwa 30- 50 Jahren in einer ähn­
lichen Diversität erhal ten. 



Wenn nunmehr zunehmend Beobachtungen aufkommen, 
die für Agrar-Ökosysteme, insbesondere Äcker, den auffälli­
gen Verfall dieser Acker-Ökosysteme in bezug auf Begleit­
flora und Begleitfauna aufzeigen, so sind dringend intensive 
Untersuchungen über diesen Problemkreis geboten. Die An­
sätze für Untersuchungen über ökologische Veränderungen 
in Agrarbiotopen sind in bezug auf die Fauna zunächst be­
sonders auf Ackerbio tope zu konzentrieren, da hier er­
stens die Aussagen wegen der insgesamt geringeren Kom­
pliziertheit der Acker-Ökosysteme im Hinblick auf Verände­
rungen etwas präziser zu machen sind. Zwei t e n s liegen für 
den Ackerbereich nicht nur einige genaue Untersuchungen 
über die langfristigen Veränderungen der F 1 o r a , sondern 
auch über einen Zeitraum von 30 Jahren ausgedehnte qua­
litat ive und quantitative Fau nen-Untersuch ungen 
durch unsere Kieler Forschergruppe vor (HEYDEMANN 
1953, HEYDEMANN 1964 u. a.). Und drittens kommt hinzu, 
daß die Flora und Fauna der Ackerbiotope eine besondere 
Übereinstimmung ihrer typischen Zusammensetzung über 
fast alle geographischen Regionen Mitteleuropas aufweist 
(montane Bereiche ausgenommen). Die regionale Unter­
schied lichkei t der Arteninventare - wie dies für die meisten 
natürlichen und naturnahen Biotope charakteristisch ist -
erreicht in Ackerbiotopen eine viel geringere Ausprägung. 

Was sich an negativen ökologischen Ve rä nderungen 
in d e n letzten 30 Jahren innerhalb der Agrarbiotope im 
Rahmen der Wandl ungserscheinungen der nordnungsgemä­
ßen Landwirtschaft« abgespielt hat, kann nicht mit dem 
Ausspruch konterkariert werden nDie hohe Bodenfruchtbar­
kei t unserer Felder zeigt an, wie richt ig die Landwirtschaft 
auch in ökologischer Hinsicht in den letzten Jahrzehnten ge­
wirtschaftet hatu. Der Ökologe hält solchen Schlagworten 
entgegen, daß hohe Fruchtbarkeit , also große Produk­
tionsfähigkeit eines Ökosystems - gleichzusetzen mit star­
ker Eutrophie - alles andere als ökolog isch problemlos 
oder gar positiv zu bewerten ist. Stark eutrophierte Gewäs­
ser - also sehr produktionsreiche aquatische Systeme -
sind a ls nökologisch bedenklich« bekannt, obwoh l ein eutro· 
pher Karpfenteich mit der Monokultur nKarpfen« bei beson­
ders guter Nahrungszufuhr, also unter eutrophierten Bedin· 
gungen des Gewässers, eine sehr hohe Produktion dieser 
Fischart erreichen kann. 

Ähnl i ch ve rhält es sich mit den Ack erbi o t open: für 
die Kulturpflanzen kann man sehr fruchtbare, also produk­
tionsgünstige, Bedingungen herstellen, wenn die Kultur­
pflanzen g leichzeitig gegen alle anderen dadurch ebenfalls 
geförderten Negativ-Einflüsse geschützt werden. Die Mehr­
zahl der spezialisierten Pflanzen- und Tierarten kann aber 
unter e ut rophen Bedingungen langfri s ti g nicht ex i ­
s ti eren. Die meisten Tierarten bevorzugen mittlere Nähr­
stoffgrade (Mesotrophie) oder nährstoffarme (Oligotrophie) 
Bedingu ngen. Aus diesen Gründen ist beispielsweise zu ­
nehmende Bo d enf ruchtbarkeit gar kein Maßs t ab 
für die ökologische Verträglichkeit einer landwirtschaftli­
chen Bewirtschaftungsweise. Das Gegenteil ist der Fal l. 
Hinzu kommt, daß dabei auch noch viele Nährstoffe aus der 
landwirtschaftlich genutzten Zone in Nachbarbiotope abge­
geben werden, die wegen ihrer Empfindlichkeit gegen Eutro­
phie diese nich t ohne erhebli che negative Beeinflus ­
sung ihres Organismen-Inventars oder gar nich t verarbei­
ten können. 

Als größter Flächennu tzer der Bundesrepubl ik Deutsch­
land (54 % der Gesamtfläche) muß die Landwirtschaft also 
auch in eigener Sache daran interessiert sein zu wissen, 
welche ökologischen Veränderungen in den von ihr bewirt­
schafteten Flächen in den letzten Jahren stattgefunden ha 
ben oder stattfinden. 

D ie I n t ens ivierung der landwirt sc haf tl iche n Pro ­
dukti on, die auf Kosten der Stabil ität von Agrar-Ökosyste­
men abläuft, wird häufig mit der immer noch nicht ausrei-

chenden Selbstversorgung der Bundesrepublik Deutsch land 
(BRD) oder der Länder der Europäischen Gemeinschaft (EG) 
begründet. Ein Blick auf die realen Zahlen zeigt aber das Ge­
genteil auf: der Selbstversorgungsgrad de r BRD (ge­
messen am Verhältnis der lnlanderzeug ung zum Gesamtver­
brauch) betrug im Wirtschaftsjahr 1979/80 in bezug auf Wei­
zen 104 %, in bezug auf Zucker 124 %, in bezug auf Butter 
132 %. Die lnlandproduktion von diesen Erzeugnissen lieg t 
also zwischen 4 % und 32 % über dem Gesamtverbrauch 
dieser Erzeugnisse im Inland. Nur bei Fleisch betrug der 
Mehrverbrauch in der BRD, bezogen auf die l nlandproduk­
tion, 11 %. 

Auch im Hinblick auf die 11 Lä nder der EG ergibt sich fü r 
We izen eine Überprodukt ion (im Verhältnis zum Ge­
samtverbrauch innerhalb der Länder der EG) für 1979/80 von 
11 % (1978/79 sogar von 16 %), für Zucker von 25 %, fü r 
Butter von 21 %. Nur für F l e i sch war der Gesamtverbrauch 
ebenso hoch wie die Produktion innerhalb der EG. Es kann 
a lso von Zwang zur Mehrprod uk tion aus Gründen der 
Sicherstellung der Se l bstversorgung im Bereich der 
EG oder auch der BRD nicht gesprochen werden (vgl. Stati­
stisches Jahrbuch fü r Ernährung, Landwirtschaft und For­
sten, S. 6, 1982). 

Die zunehmende In te nsit ä t landwir ts c haf tl icher 
Produktion läßt sich auch nicht in erster Linie mit der 
schwierigen Erwerbslage in der Landwirtschaft begründen. 
Immerhin war der Umsatz-Wert der landwirtschaft lichen Er­
zeugnisse insgesamt im Jahr 1981 mit 54 Milliarden zu bezif· 
fern und lag damit bei 9,2 % der Gesamt-Umsatzleistung der 
produzierenden Gewerbe in der BRD (Statist isches Jahr­
buch für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 1982, S. 
29)• . Vergleicht man dazu die lnsolvenzen (beantragte 
Konkurs- und eröffnete Vergleichsverfahren) im Wirtschafts­
jahr 1981/82 von Landwirtschaft, Forsten und Fischerei im 
Verg leich zu den Wirtschaftsbereichen insgesamt, kommt 
man in der BRD nur auf einen Prozentsatz von 1,2 % in der 
Landwirtschaft ( = 163 Betriebe der Landwirtschaft im Ver­
gleich zu 13.762 lnsolvenzen in der Wirtschaft insgesamt). 
Daraus isi erkennbar, daß nicht etwa vorwiegend die Proble­
matik von drohenden lnsolvenzen den Zwang zu der beob­
acht baren ständigen Mehr- und Überproduktion abgibt, die 
wir mit allen ihren negativen Begleiterscheinungen unter 
dem St ichwort nlntensivie r ung der Landwirtschaft« 
zusammenfassen. Vielmehr gibt es einen indirekten Zwang 
zum nFortschritt« auf der Basis von Kosten-Nutzen ­
Analysen, vor allem aber auch auf der Basis von K on ­
k ur re nz und Mitreiß-Effekte n, auch über stattfindende 
landwirtschaft liche Beratung. Es bestehen also indirekte 
ZwänQe, denen sich der einzelne Landwirt kaum entziehen 
kann. 

2 langfristige Veränderungen der landwirtschaftlichen Be­
handlungsmethodik der Agrarflächen, insbesondere der 
Äcker (ökologisch relevante Änderungen des Pflanzenbaues 
und der Betriebstechnik) 

2.1 Veränderungen von internen Faktoren der Agrarflächen 
(innerhalb der Agrarbiotope wirksam) 

2.1.1 Änderung der mechanischen Bearbeitungsintensität 

Im Zusammenhang mit der zunehmenden Intensivierung der 
Landwirtschaft steht auch die Zunahme der mechanischen 
Bearbeitungsintensität der Agrarf lächen. Diese hängt wie­
derum eng mit dem Einsatz landwirtschaft licher Großma­
schinen zusammen. Mit dem sich ständig erweiternden ma­
schinel len Einsatz für die Bodenbearbeitung steht die zeitli· 

Statistisches Jahrbuch für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
1982, Münster-Hiltrup 
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ehe Lückenlosigkeit in der Bearbeitung der einzelnen Kultur· 
flächen, insbesondere nach der Ernte, im Zusammenhang. 
Dies ist für die Regenerationsfähigkeit der Agrar·Ökosyste· 
me und deren Beeinträchtigung von Bedeutung. 

Als Beispiel für den zunehmenden G roßmaschinen· 
Einsatz hat die Zahl der betriebseigenen Schlepper 
und ihre Entwicklung in ca. 20 Jahren von 1960- 1981 Be· 
deutung. Die Zahl dieser Schlepper hat sich um 73 % von 60 
auf 104 Großmaschinen (je 1.000 ha landwirtschaft lich ge­
nutzter Fläche) erhöht. ökologisch gesehen steht damit die 
Gefahr der größe ren Verdich t ung der Böden und vor al· 
lern der Verringerung des Porenlu f tvolumens in den 
oberen Bodenschichten in Verbindung. Das bedeutet wie· 
derum eine erhebliche Gefährdung der Fauna der oberen Bo· 
denschichten (Endogaion) und der Bodenoberfläche (Epigai· 
on). 

Erschwerend zu dieser maschinellen Entwicklung kommt 
noch die Tatsache hinzu, daß die Vermehrung der 
Sc h 1 ep perzah 1 nur in den schweren Gewichts k 1 assen 
der Vierradschlepper erfolg te. Von 1971auf1975 nahm 
beispielsweise die Zahl der Schlepper in den kleinen Größen 
(unter 24 PS) sogar in der BRD ab, nämlich von 482.000 auf 
393.000, also um 18 % und die Zahl der Schlepper der mittle· 
ren Größe (25- 34 PS) blieb etwa gleich (1971 : 325.000 Stück 
und 1978 393.500 Stück) Dagegen nahm im selben Zeitraum 
die Zahl der Schlepper in der oberen Mittelgröße (zwischen 
35 und 50 PS) von 290.00 auf 376.000, also um 29 % zu und 
die schwerste Klasse der Schlepper (51 PS und mehr) sogar 
von 92.300 Stück auf 182.400 Stück, also um nahezu 100 %. 

Gerade durch diese technische En t wicklung zum land· 
wirtschaft lichen Großfahrzeug bauen sich »technisch· 
ökonomische Zwänge« für die Landbewirtschaftung auf, bei 
der sich dann für die Entwicklung neuer Maßnahmen zur 
besseren Umwel tverträglichkeit der Landwirtschaft 
immer weniger Spielraum ergibt. Die Entwicklung »innerbe­
trieblicher Zwängecc läßt die ökologischen Notwendigkeiten 
schon bei der Planung außer acht und versucht dann, an­
schließend nach Erkennung der auftretenden »Pannen« zu 
heilen, wo es in der Regel dann nicht mehr oder nur unter 
großen f inanziellen Investitionen noch geht. 

2.1.2 Maßnahmen zur Flurbereinigung 

a) Veränderung der Schlaggröße 

Die Anhebung der Schlaggröße im Bereich der landwirt· 
schaftlich genutzten Flächen ist dann als ökologisch be· 
denklich anzusehen, wenn der Mindestabstand der jeweili· 
gen Ackerschläge (Kernbereich) vom nächsten naturnahen 
oder natürlichen Saum oder Großflächen-Biotop mehr als 
150- 200 m beträgt. Die maximale Einwanderungsentfer­
nung von Nützl ingen in Äcker liegt etwa bei 75-100 m vom 
Feldrain oder der Hecke entfernt. Darüber hinaus finden Ein· 
wanderungen nützlicher Wirbellosen-Arten der Bodenober· 
fläche und der Begleitflora - und auf diese vertikalen Zo· 
nierungsbereiche konzentrieren sich d ie meisten Tierarten 
der Äcker - nur noch vereinzelt statt. Als Konsequenz da· 
von ergibt sich die Notwendigkeit der Anlage von Schlägen 
zwischen einzelnen naturnahen Saum b iot ope n in 
»Handtuchformcc bei einer Maximalbreite von 
150-200 m . Dann können diese Ackerschläge beliebig 
lang sein und sind infolgedessen für den Maschineneinsatz 
voll geeignet. 

b) Umwandlung von Grünland in Acker 

Die Maßnahmen der Trockenlegung landwirtschaftlicher 
Flächen laufen trotz der großen ökologischen Bedenken 
ständig weiter. Mit diesen Maßnahmen ist in der Regel eine 
zunehmende Intens ivierung der Grünlandwirtschaft einer· 
seits oder eine Umwandlung von Grünland in Acker und da· 
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mit eine - ökologisch gesehen - noch weitere lntensivie· 
rung in der Nutzung landwirtschaftlicher Flächen verbun­
den. Die zunehmende Nivellierung des Wasserhaushaltes 
bewirkt eine Einschränkung der ökologischen Vielfalt der in 
den Agrarbiotopen lebensfähigen Arten von Flora und Fau­
na. Das gilt nicht nur für Grünland, sondern auch für die 
Ackerbiotope. Für Entwässerung des Grünlandbereichs 
durch offene Gräben wurden allein von 1978 bis 1981 628 
DMlha in der BRD angesetzt. Für Dränung, die besonders 
in Ackerbiotopen zur Anwendung kommt, wurden in dem 
gleichen Zeitabschnitt 290 Mio DM in der BRD verwendet. 

Die Folge dieser Maßnahme besteht vor allen Dingen im 
Ausfall der feuch t ig ke i t s 1 ieben den (hyg rophi l en) 
Arten der F lora und Fauna. Die feuchtigkeitsliebenden 
Arten "stellen insbesondere bei der Fauna wegen ihrer Ober· 
wiegend~n Herkunft aus Uferrand-Biotopen (Litorea) einen 
besonders hohen Anteil, zum Teil über 75 %. Die Umwand· 
lung von Grünland in Acker bewirkt In der Fauna der Boden· 
Oberfläche quantitative Veränderungen in der Regel an über 
80 % der Art-Populationen. In noch etwas höherem Maße 
wirken sich solche Veränderungen auf die pflanzenverzeh­
rende (phytophage) Fauna der Vegetationsschicht (Begleit· 
flora) aus: es sind mehr als 85 % des Arten-Inventars des 
Grünlandes, die nach Umwandlung in Acker-Biotope nicht 
mehr im Agrarbereich existieren können - das bedeutet al­
so auf über 50 % der Fläche der BRD nicht mehr zu leben 
vermögen. 

c) Ländlicher Wegebau 

Der zune h mende Bau von ländlichen Weg·en im land­
wirtschaft lich genutzten Raum ist in der Regel biolog isch 
als negativ zu bewerten. Nur dann ist er für den gesamten 
Agrar-Raum auch ökologisch von Vorteil, wenn beim Wege· 
bau neue Saumbiotope in Gestalt von Hecken, Wall­
hecken oder Feldrainen von jeweils genügender Breite mit in 
die Wegrandgestaltung einbezogen werden. Hecken soll­
ten dabei nicht schmaler als 5-6 m sein und Fe 1 d· und 
Wiesenraine nicht schmaler als 3- 5 m, um eine ökologi· 
sehe Wirkung durch ein hinreichend stabiles Ökosystem zu 
entfalten. Aber auch als Verbreitungsnetz für durchwan· 
dernde Arten stellen 0,5 bis 1 m breite Wegraine und Wie­
senraine - zudem wenn sie noch gemäht werden, anstatt in 
ihrem Wachstum unbehindert zu bleiben - keine gee i g· 
neten Ausbreitungspfade dar. Wenn Weg· und Feldrai­
ne ebenso wie Hecken opti s che Leitlinien für die Aus­
breitung gerade auch von fliegenden Arten (Vögeln und In· 
sekten) sein sollen, müssen sie für diese Arten auch eine op· 
tisch genügende Erkennbarkeit und die genügende 
Wuchshöhe besitzen. Die Wuchshöhe ist vor allem im Sin· 
ne von Verstecken und Sitzplätzen in Ruhepausen bei der 
Ausbreitung wichtig. Außerdem muß ein genügendes 
Blüten-, Samen und Wirbellosen-Angebot zur Nahrungsauf· 
nahme während der Durchwanderung dieser Saumbiotope 
vorhanden sein. 

In der Regel vollzieht sich aber im Bereiche des ländlichen 
Wegbaus heute eine ökologisch bedenkliche Entwicklung 
im Rahmen der fortlaufenden Flurbereinigung: 

Die landwirtschaftlichen Nutzflächen werden direkt 
an die Wegränder herangezogen; es bleibt kein genü­
gender Raum für die Entwicklung der Saumbiotope, die 
dann oft eine untypische Struktur der Vegetation, einen 
zu hohen Randeinfluß, und damit eine ungewöhnlich ge­
ringe Artenzahl der Fauna aufweisen. 

Die länd l ichen Wege werden befestigt , oft mit Bi­
tumen, oder mit Beton-Spurp latten versiegelt. Jede 
Versiegelung der Bodenoberfläche auf Wegen tiewirkt ei­
nen Verlust an bewohnbarer Bodenoberläche. Jeder ver­
siegelte ländliche Weg entfaltet zusätzlich lsolations­
e igenschaften für die Ausbreitung der an der Boden­
oberfläche aktiven Fauna. 



Leider hat sich der Bau von ländlichen Wegen zu mehr als 
90 % in Richtung der b efestigten Wege entwickelt. Von 
1978 bis 1982 wurden in der BRD 2,041 Milliarden DM für den 
Bau ländlicher Wege ausgegeben und davon 1,928 Milliar­
den DM für be i es t i g te Wege. dagegen nur 0, 113 Mil l iarden 
DM für unbefes ti g te Wege: In diesen Zahlen kommt eine 
für d ie Agrarlandschaft ökologisch bedenkliche Entwick­
lung zum Ausdruck, auf die auch der Faunen-Rückgang, ins­
besondere die Arten-Vielfalt pro Flächeneinheit, antei lig mit 
zurückgeführt werden muß. 

2.1.3 Einsatz von Düngern 

Die Steigerung des Stickstoff-Aufwands im Rahmen der 
Düngungsmaßnahmen der Landwirtschaft stieg in der Bun­
desrepublik Deutschland im Wirtschaftsjahr 1970171 von 
1,130 Mio tauf 1,550 Mio tim Jahre 1980181, also um 37 % 
an. Der Stickstoff-Aufwand - bezogen ·auf die landwirt­
schaft lich genutzte Fläche - stieg von 1970171 auf das Jahr 
1980182 von 83,3 kglha auf 126,6 kgl ha an, also um 52 %. 

Der reine Mineraldünger-Aufwand hat zwar keine unmittel­
baren nachweisbaren Auswirkungen auf die Wirbellosen­
Fauna in den Agrarbiotopen selbst - wei l diese auf relat iv 
hohe Eutrophie-Grade eingestellt ist -, die Eutrophierung 
wirkt aber auf die Begleitflora und über die phytophage Fau­
na und zudem auf die angrenzenden naturnahen und natürli­
chen terrestrischen Biotope, wie Halbt rockenrasen, Trok­
kenrasen, Hochmoore, Heiden usw., ein, die alle durch nie­
d r i ge Nährstoffwerte oder niedrige Pflanzenproduktion 
(Oligotrophie) ausgezeichnet sind. Namentl ich aber d ie 
a quatischen Biotope - vor allem auch alle Graben- und 
Bachlauf-Systeme mit ihrer Uferrand-Vegetation ·und 
Uferrand-Fauna - werden durch die hohen Mineraldünger­
Gaben in bezug auf d ie Artenzusammensetzung und den un­
terschiedlichen Deckungsgrad erheblich gewandelt. Dieser 
Wandel an der Beg leitflora wirkt sich dann über d ie pflan­
zenverzehrenden Tierarten sehr erheblich auch Im Sinne von 
Faunen-Verä nd e rungen aus. 

2.1.4 Einsatz von chemischen Pflanzenbehandlungsmitteln 

Zunächst muß fü r die Einschätzung der Gesamtwirkung der 
chemischen Pflanzenbehandlungsmittel (wie man neuer­
dings vorsichtig zusammenfassend für uPestizidecc und 
Wachstumsregler zu sagen pflegt) auf d ie Agrar-Ökosyste­
me der Ge samtum fang ihres Ei nsa t zes und die dabei 
vorhandene Steigerungsrate gesehen werden. 

Um die Veränderung im Ei nsatz von Pesti z iden im ln­
landbereich richt ig einschätzen zu können, sind die Verän­
derungen der Inlandsabsatzzahlen als Maßstab dienlich. 

Die Tab. 1 zeig t, daß der lnlandabsatz der Pestizide in bezug 
auf die verkauften Wirkstoffmengen al lein in 8 Jahren 
um 53 % gestiegen ist. 

Es geht bei der Abschätzung der Au sw i rku n gen der Pe­
stizide auf die Agrar-Ökosysteme vor allen Dingen um fol­
gende Phänomene: 

a) Die jeweilige Empfindlichkeit einzelner Arten gegenüber 
bestimmten Pestiziden in bestimmten Wirkungsmengen. 

b) Die jeweilige Regenerationsfähigkeit der einzelnen 
Organismen-Populat ionen nach kurzfristiger Anwendung 
bestimmter Pestizide: 

- aufgrund von Restbeständen der Population im selben 
Biotop-Bestand, 

durch Neueinwanderung aus anderen nichtbehandelten 
Biotopen, 

durch Neueinwanderung aus umgebenden naturnahen 
Biotopen. 

Tab. 1 Maßzahlen (bezogen auf d ie Menge Wirkstoff) für den 
Inlandsabsatz von chemischen Pf lanzenbehand­
lungsmitteln (Pestiziden). Die abgesetzte Wirkstoff. 
menge ist auf 1970 bezogen und = 100 gesetzt. Die 
Tabelle gibt die Steigerungsraten des Einsatzes im 
Verhältnis zu 1970 wieder. 
(Nach Statistischem Jahrbuch über Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten 1982) 

Typ des Pestizids 1973 1981 

Insektizide und Akarizide* insgesamt 362 672 

Fungizide** 
(anorgan ische und organische Mittel) 165 226 

Herbizide*•• 140 183 

sonstige Pestizide 237 300 

Pestizide insgesamt 904 1 381 

Erläuterungen: • Milbenbekämpfungsmittel 
Pilz-Bekämpfungsmittel 

•• • Unkrautbekämpfungsmittel 

c) Die langandauernde Resistenz von Organismen-Arten in 
Agrarbiotopen gegen ständige Anwendung von Pestiziden 
- auch bei vorhandener Akkumulation von Rückständen 
dieser Pestizide. 

d) Die langandauernde Resistenz des gesamten jeweiligen 
Ökosystems oder wesentlicher Ausschnitte des Ökosy­
s tems, die zwei oder mehr Nahrungsstufen umfassen. 

Bei dem Phanomen d) geht es um vorhandene oder nicht vor­
handene Resistenz gegen den uL a ufmascheneffekt«. 
Es kann beispielsweise durchaus sein, daß eine nichtschäd­
l iche Blattkäfer-Art (Farn. Chrysomelidae), d ie am Acker­
Hellerkraut (Thlaspi arvense) lebt, selbst nicht empfindlich 
gegen bestimmte Insektizide ist, die in demselben Biotopbe­
stand gegen den schädlichen Rapserdf loh (Psylliodes chry­
socephala) angewendet werden ; trotzdem kann die Blattkä­
fer-Art infolge der Anwendung eines Herbizides in demsel­
ben Ackerbiotop aussterben, weil ihre Nahrungspflanze 
11Acker-Hellerkrautcc beseit igt wurde und über den uLaufma­
scheneffektcc einer aufgebrochenen Nahrungs-uMaschecc in 
der Nahrungskette auch d ie von ihr lebenden Tierarten mit­
reißt. 

All e einze lnen Wirkungsmöglichkeiten der jewe i li­
gen Pestizide auf die Ökosysteme sind nur in zahllosen 
einzelnen Experimentansätzen in vie ljährigen umfangrei­
chen Frei landuntersuchungen zu ermitteln. Sie ergeben 
aber auch addiert immer noch nicht den richtigen Aufschluß 
über die wirklichen Langzeitveränderungen in den Äckern in 
den letzten 3 Jahrzehnten. Ein solcher Aufschluß muß in 
ja h re 1 a ngen Frei 1 an d verg 1 eichen ermittelt werden und 
kann dann aber natürlich nicht die Analyse hergeben, wel­
che einzelnen Faktoren (insbesondere welche einzelnen 
Pestizid-Typen) fü r die ermittelten Veränderungen in den 
Agrar-Ökosystemen vornehmlich verantwortlich s ind. Sol­
che Einzelanalysen über bestimmte Pestizid-Wirkungen 
sind aber auch durch den ständig veränderten Mitteleinsatz 
in der Landwirtschaft erschwert oder gar unmöglich ge­
macht. Außerdem sind die Wirkungen vieler chemischer Mit­
te l nacheinander, .d ie Wirkungen der Ku lturfruchtfolgen und 
d ie mechanischen Effekte des neuen maschinellen Einsat­
zes im Zusammenhang von synergistischen Wirkungen zu 
sehen und sind daher auch nur in ih rer Gesamtheit er­
f aß bar. 

Die z unehmende Kompl i kation der Wi rkun gen von in 
den Agrarbio t open eingesetzten chemischen Pflanzen­
behandlungsmittel läßt sich an der Zunahme der zugelasse-
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nen Pflanzenschutzmittel ablesen . Die Zunahme der Zahl 
der zugelassenen Mittel gi lt vor allen Dingen für die Herbizi­
de. Im Jahre 1970 waren 476 Herbizide zugelassen, im Jahre 
1981 bereits 768 (Statistisches Jahrbuch für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, 1982, S. 71). Wie noch zu zeigen 
ist, spielen Herbizide weniger wohl direkt als Ursache für 
die Vernichtung von Tierarten, wohl aber besonders indirekt 
Ober die Beseitigung eines vielseitigen Wirtspflanzenange­
botes (Begleitflora) für pflanzenverzehrenden (phytophage) 
Tierarten eine große Rol le. 

2.1.5 Änderung in der Zusammensetzung der Kulturfrüchte 
und Bedeutung der Fruchtfolgen 

Die Dreifelderwirtschaft hatte a[s ursprüngli cher Fruchtfol­
ge-Typus in der mitteleuropäischen Landwirtschaft vie le 
ökologische Vorzüge. Zunächst folgten auf zwei Jahre 
Halmfrucht-Anbau ein Jahr Brache, die über ihren natürli­
chen Aufwuchs als Viehweide genutzt wurde. In einer weite­
ren Entwick lung wurde statt der Brache-Phase der Anbau 
von Fu tt erp f 1 a nze n und B 1 a tt f rü c h t e n in der Fruchtfol­
ge eingeführt. Daraus entwickelte sich die Fruchtfolge von 
Hack-(Blatt-) und Halmfrüchten mit unterschiedlich en 
Anteilen dieser Frucht folge g l iede r in einer Ge­
samtfrucht fo l ge, die vor allem historisch bedingt ist. 
Unter produktionsökologischen Gesichtspunkten 
ergaben s ich sehr differenzierte Fruchtfolgeprinzipien, die 
vor a llem auf der verschiedenartigen Vorfrucht-Eignung be­
stimmter Kulturfrüchte fü r die nachfolgenden Fruchttypen 
beruhen. 

Zum Beispiel sind folgende Fruchtfolgen produktionsökolo­
gisch günstig: 

1) Für Wintergetreide als Vorfrucht besonders geeignet: 
Winterraps. 

2) Für Winterraps als Vorfrucht besonders geeignet: Früh· 
kartoffeln, Grünfutter-Gemenge oder Erbsen; 

3) Als Vorfrucht für Kartoffeln besonders geeignet: Zucker­
rüben, Luzerne, Rotklee, Erbsen. 

4) Als Vorfrucht für Zuckerrüben besonders geeignet: Kar­
toffeln, Winterraps. 

5) Als Vorfrucht fü r Hafer besonders geeignet: Kartoffeln, 
Zuckerrüben, Runkelrüben, Rotklee, Luzerne (vgl. GEIS­
LER 1980).• 

Viele dieser Einzelfruchtfolgen spielen in der in tensiven 
Landwirtschaft von heute ·keine Rolle mehr. Die Fruchtfol­
gen sind daher einseit ig geworden. Das hat verschiedene 
ökologische Nachteile, aber meist nicht diejenigen Nachtei­
le die von vornherein angenommen werden. Darauf wi rd 
später noch eingegangen. Für die Acker-Ökosysteme erwei­
sen s ich allgemein - von den vorgenannten pflanzenbau­
lich günstigen Fruchtfolgen - auch ö k olog i sch als gün­
s t ig d e r Einbau fo lg ender Kul t u rfrüc ht e In diese 
Fruchtf o l gen: 

Erbsen, Luzerne, Rotklee, Seradella, Klee-Gras, Lupinen, 
Wicken, Ackerbohnen, Grünfuttergemenge, Mohn, Senf, 
Raps (als Winterzwischenfrucht), Lein, Winterspinat. 

Die Gründe für die ökologische Bedeutung dieser Kultur­
fruchttypen Innerhalb von Fruchtfolgen sind: 
1) Erbsen, Luzerne, Rotklee,· Seradella, Kleegras, Lupinen, 

Wicken, Ackerbohnen: Diese Kult urfrüchte haben ökolo­
gisch den Vorzug der Symbiose mit S t icKs t of f. 
bildenden Bakterien, die durch ihre Tätigkeit auch im 
konventionellen Landbau einen Teil der Mineraldüngung 
ersetzen können. 

Ein zweiter Vorzug dieser Kulturfrüchte liegt für die 
Fauna in ihren nektarh a lt igen Blüten, die für die 
Fauna der Agrar-Ökosysteme selbst wie auch für die an­
grenzenden Biotope eine wesentliche Nahrungsgrundla­
ge sein kön nen. Damit können diese Kulturfrüchte aus 
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der Gruppe der Schmetterlingsblüt ler (Farn. Fabaceae = 
Papilionaceae) sehr zur Wiede r an reiche r u n g d e r 
Kulturlandschaf t mit T ie rar t en beitragen. 

2) Klee-Gras-Kombination: In der Klee-Gras-Kombination 
vereint sich der Vorteil der Kulturfrüchte von Nr. 1 (Nek­
tarentwicklung) und der Gräser als ausdauernder Pflan­
zengruppe mit guter Bodendeckung im Winter, die 
wiederum für die Erhaltung der bodennahen Fauna wich­
tig ist. 

3) Mohn, Senf: Beide Kulturfrucht-Arten besitzen als Spen­
der von Blütennahrung eine große Bedeutung für die 
Fauna der Agrar-Ökosysteme und für die Fauna angren­
zender Gebiete. Mohn ist dabei in erster Linie Pollen­
spender und hat für die nützlichen Schwebfliegen (Farn. 
Syrphidae) hohe Bedeutung. Senf kommt sowohl als 
Nektar wie auch als Pollenspender in Frage. 

Beide Arten sind gleichzeitig zur Anreicherung de s 
Bodens mit organischer Substanz nach erfolgtem 
unterpf lügen wichtig. 

4) Raps (als Winterzwischenfrucht), Winterspinat: Die aus­
dauernde Bodendeckung von breitblättrigen Pflanzen 
während der Winterperiode kann manche Nachteile für 
die Überwinterung der Fauna in Acker-Ökosystemen wie­
der ausgleichen. Die schützende Bodenauflage der abge­
storbenen und lebenden Blätter schafft einen günstigen 
mikroklimatischen Raum gerade auch für winteraktive 
Tiergruppen wie Collembolen, Milben, Zwergspi nnen, 
Kurzflügelkäfer und Zweiflügler Ueweils mit bes timmten 
Arten). Diese Winterpopulationen sind wiederum für die 
Larven-Entwicklung oder die jeweiligen Sommergenera­
tionen wichtige Voraussetzungen fü r die Faunenentwick­
lung in den Kerngebieten der Ackerf lächen, vor allen Din­
gen auch der größeren Schläge. 

Wenngleich einige der unter 1- 4 genannten Kulturfrüchte 
mit ihren Ernteprodukten heute keine große wirtschaftl iche 
Rolle spielen, sollte ihre ö ko 1 og i se h e B ed eu t u ng genü­
gen, u m sie in Fruchtfolgen wieder ve rme hrt einzu ­
scha l ten. 

Die Fruchtfolgen Halmfrucht-Halmfrucht-Hackfrucht oder 
Halmfrucht-Hackfrucht-Futterpflanzen sind wegen des 
Wechsels der Kulturfrüchte keineswegs fü r d ie Faunen- und 
Floren-Entwicklung förderlich - wie vielfach geschrieben 
wird. Zunächst ist jede Form des Bodenumbruchs und des 
gleic hze it igen Pfla nzenwech se l s für das Ökosystem 
ein n ega tiver Einschnitt. Allein der jahresperiodische 
Wechsel der Bearbeitungsfolgen - die bei jeder Kultur­
frucht die phänologische Abfolge von Saat, Düngung, Ernte, 
Umbruch mit ändern - bewirkt von Jahr zu Jahr eine ständi­
ge Umkonstruktion im Arteninventar der Fauna und Flora. 
Der Neuaufbau der Fauna in ei ner anderen Kulturfrucht be­
ruht dabei nicht - wie häufig bei der Flora - auf Überdaue­
rung von Stadien (bei Pflanzen meis t Samen) früherer Jahre, 
sondern kann nur auf zwei Komponenten beruhen: 

1) Arten, die phänologisch weitgehend unabhängig sind 
und eine große ökologische Elastizität gegenüber pflan­
zenbaulichen Maßnahmen zeigen, 

2) Arten, die ihre Population wieder schnell von anderen 
Kulturbiotopen her aufbauen können. 

Vom Grundsätzlichen her ist jede Form der Fruchtfolge für 
die Beg lei t fauna und Begleit fl ora als ökologisch nega­
t iv zu beurteilen - im Gegensatz zur Kulturpflanze. Denn 
diese wird durch Fruchtfolgemaßnahmen von ihren Schäd­
lingsarten (Parasiten) und ihren eigenen unverträglichen 
Rückständen räumlich getrennt. Solche Separierung von ih-

• GEISLER, G.: Pflanzenbau. Paul Parey-Verlag, Berl in, Hamburg 
1980, 474 s. 



rem eigenen Bodensubstrat kann oft zwar für einartige 
(Monospezies-)Systeme günstig sein, ist dies aber für vielar­
tige (Polyspezies-)Systeme nicht. 

Die Aussage der Ökologie zum Fruchtfolge-Prinzip im Pflan­
zenbau kann also nur lauten: 
Wenn schon Fruchtfolgen aus produktionsökologischen 
Gründen nötig sind, dann bestimmte Kulturfrüchte wählen, 
die günstige Wirkungen auf die Fauna einbauen. Die spezifi­
sche Begleitflora mancher Kulturfrüchte, wie von Lein, Klee, 
Buchweizen usw„ kann nur als Argument für den Anbau die­
ser Kulturfrüchte bemüht werden, wenn die Begleitflora 
auch eine Chance der Entwicklung bekommt und nicht 
durch Herbizide bekämpft wird. 

Im übrigen ist die Fruchtfolge Weizen-Weizen-Weizen für 
Begleit-Ökosysteme der Äcker günstiger als etwa die Folge 
Weizen-Raps-Zuckerrüben, da sich die in die Periodik der 
Weizen-Entwicklung einpassenden Tierarten im ersteren 
Fall wenigstens für drei Jahre dauerhaft ansiedeln können 
- im zweiten Fall nicht. 

Eine Rolle für die Acker-Ökosysteme spielen vielseitige 
Fruchtfolgen auch dann nicht, wenn das Blatt-, Stengel- und 
Wurzelangebot der einzelnen Fruchtf9lgeglieder für die Fau­
na besonders attraktiv ist. Denn die Blatt-, Stengel- oder 
Wurzel-verzehrenden Organismen werden als »Schädlinge„ 
bekämpft - insofern ist die theoretische »Vielfaltu der po­
tentiellen Anwesenheit solcher Arten auch nicht als ökolo­
gisch bedeutsam zu begründen. Die einzige »Vielfalt« der 
Kulturfrucht, die diese in die Faktorenkombination des je­
weiligen »Acker-Öko~ystemsu selbst mit einbringt, besteht 
bei bestimmten Arten in der Blüte mit ihrem Nahrungsange­
bot (z. B. bei Raps, Rüben, Wicken, Klee, Erbsen, Bohnen 
u. a.). Die blütenbesuchenden Arten der Begleitfauna - so­
weit sie nur Nektar aufnehmen - werden als nützliche Blü­
tenbestäuber dann in den Kulturfeldern begrüßt; wenn sie 
aber ganze Blütenteile (wie z. B. Pollensäcke) aufzehren, 
werden sie wiederum bekämpft (z. B. der Rapsglanzkäfer -
Meligethes aeneus). 

2.2 Veränderungen von externen Faktoren durch landwirt­
schaftliche Maßnahmen (Auswirkungen der Landbe­
wirtschaftung auf Biotope, die außerhalb der landwirt­
schaftlichen Nutzflächen liegen) 

2.2.1 Verdriftung von Düngern in externe Biotope 

Eine wesentliche Wirkung der intensiv betriebenen Land­
wirtschaft liegt in der Verdriftung der eingetragenen chemi­
schen Stoffe. Unter ihnen spielen t>.(lineraldünger eine we­

·sentliche Rolle. In der Regel kann man zwar davon ausge­
hen, daß Mineraldünger nicht direkt auf die Fauna wirken. 
Es bestehen aber wesen tl iche indirekte Wirkungen, und 
zwar über die Veränderungen der Flora in den angrenzenden 
naturnahen/natürlichen Saum-, Klein- und Großflächenbio­
topen durch Eutrophierung. Der Entfall einer e inz igen 
Pflan zen art beispielsweise im naturnahen Magerrasen, zu 
dem viele Feldraine ursprünglich gehören, löst den Fortfall 
von ca. 25 Tierarten aus, also etwa der doppelten Anzahl von 
Tierarten, die bei Wegfall einer Art aus der Begleitflora der 
Äcker selbst betroffen ist. 

2.2.2 Verdriftung von chemischen Pflanzenbehandlungsmi t-
teln in externe Biotope 

Neben den Mineraldüngern spielen auch chemische Pflan­
zenbehandlungsmittel (Pestizide und Wachstumsregler), die 
in die angrenzenden Biotope verfrachtet werden, als externe 
Wirkungen von landwirtschaftlichen Kulturmaßnahmen eine 
Rolle. Hier sind die Herbizide für die Fau na wirksam, und 
zwar einmal über die Ausschaltung oder die Wachstums­
minderung der Nahrungspflanze. Immerhin können bei­
spielsweise durch Ausfall der Wiesenflockenblume 
(Centaurea jacea) und verwandter Centaurea-Arten ca. 105 

Arten der daran lebenden Begleitfauna fortfallen durch 
Ausfall des Weichen Labkrauts (Galium mollu~o) und 
verwandter Galium-Arten ca 125 phytophage Tierarten. 

Hinzu kommen noch die Parasiten-Arten der phytophagen 
Tierarten und wiederum deren Parasiten (Hyperparasiten) 
als eine lange anhängende Nahrungskette, die durch­
schnittlich noch einmal ebenso groß ist wie die von der 
Wirtspflanze direkt abhängigen Arten. So leben vom Rai n­
farn (Tanacetum = Chrysanthemum vulgare) mindestens 60 
phytophage Tierarten und von diesen weitere 85 Parasiten­
Arten, also zusammen 145 Tierarten. Fü r den Bei fuß (Arte­
misia vulgaris) sind es zusammen 134 Tierarten (phytophage 
+ parasitische Arten zusammen) (KLAUSN ITZER 1968)*. 

Vor allem Herbizide, aber natürlich auch verdriftete Insekti­
zide greifen erheblich in solche Abhängigkeitsketten der an­
grenzenden naturnahen Biotope ein. Hinzu kommen mit glei­
cher Wirkung das ständige Ausmähen der Feld- und Wie­
senraine und Wallhecken-Böschungen und das ständige 
Niederdrücken der Randsäume der Äcker durch großma­
schinellen Einsatz. Noch gravierender sind die externen 
Auswirkungen dieser Art bei der Beseitigung der natürlichen 
und naturnahen Klein bi ot o pe in der Agrarlandschaft oder 
die flächenhafte Veränderung und Einschränkung der 
natürlichen/naturnahen Groß f 1 äc hen b i ot ope. 

2.2.3 Beseitigung oder Verschmälerung von naturnahen 
Saumbiotopen (Verringerung der Vernetzungsdichte 
und der Vernetzungsintensität von naturnahen Bioto­
pen im landwirtschaftlich genutzten Raum) 

Für die Vernetzung der naturnahen und natürlichen Rest­
Biotope im Agrarland und fü r den Austausch von Arten und 
Individuen zwischen naturnahen und natürlichen Biotopen 
und den Agrarbiotopen selbst haben die Saumbiotope 
(Hecken, Feldraine, Wiesenraine) eine besonders große Be­
deutung. Ihre Rolle ist jedenfalls für den Verbund de r na­
turnahen Systeme und für die Regen e ri e ru n g der öko-
1 og i sc h en Systeme innerh a lb der Agrarflächen min­
destens ebenso hoch einzuschätzen wie die der Großflä­
chen-Biotope (z. B. der Feuchtwiesen und der Trockenrasen) 
oder der eingeschlossenen Kleinbiotope, also der sog. »Öko­
z-ellen« (z. B. Weiher, Tümpel, Teiche, Feldgehölze) oder der 
Kleinstausschnitte von solchen Biotoptypen, die eigentlich 
zu den Großflächen-Biotopen gehören (z. B. kleine Biotopbe­
stände von Mooren, Heiden oder Wäldern). 

Leider läuft die Zerstörung von naturnahen und natü rl ichen 
Biotopen durch Maßnahmen der Flurbereinigung weiter. Sie 
ist eio wesentlicher Grund für die erhebliche Einschrän­
kung der Artenzah l und Artendichte vo n solchen Ar­
ten, die für die Regenerat ion der Agrar-Ökosysteme in Frage 
kommen. 

Zur Zahl der laufenden F lu rbe re inigungsvorhaben, 
die zur Beseitigung oder Verschmälerung von naturnahen 
Saumbiotopen beitragen, einige Angaben: Während im Jah­
re 1971 beispielsweise in der BRD 399 Flurbereinigungsver­
fahren mit 221 000 ha abgeschlossen wurden, waren dies 
1981 immer noch 330 Verfahren mit 223 000 ha Fläche. 

Wenn gleichzeitig immer. wieder die »große Rolle« der Flur­
bereinigung für den Wiederaufbau von naturnahen und na­
türlichen Biotopen von den Flurbereinigungs-Behörden dar­
gestellt wird, sprechen die quantitativen Fakten dagegen: 
Von den 223 000 ha Flurbereinigungsflächen 1981 wurden 
beispielsweise in der gesamten BRD nur 477 ha für den Na­
tu rsc h u tz und die Landschaftspflege im Rahmen der 
Flurbereinigungsmaßnahmen bereitgestell t. 1980 betrugen 

• KLAUSNITZER, B. (1968): Zur Kenntnis der Entomofauna von Tana· 
cetum vulgare L. und Artemisia vulgaris L.. Wiss. Z. Univ. Dresden, 
17, 19-21. 

179 



die entsprechenden Zahlen 428 ha und 1979 512 ha. Das sind 
fü r 1981 0,2 % der in diesem Ja hr betroffenen Flurberei­
nigungsflächen für den Naturschutz. Dagegen wurden 1981 
1282 ha = 0,6 % aberfürden überör t lich en Verkehr aus 
den Flurbereinigungsmaßnahmen bereitgestellt. Aus diesen 
Zahlen sind die in Wirklichkeit vorhandenen Priori täten ab­
lesbar. 

3 langfristige ökologische Auswirkungen der sogenann­
ten »ordnungsgemäßen Landwirtschaft« auf die Agrar­
Ökosysteme 

3.1 Auswirkungen auf die Begleitflora 

Allein in der Pflanzenkombination der Acker-Begleitf lora 
und der kurzlebigen Ruderalfluren - zu der alle Acker­
Ökosysteme gehören - sind 24,2 % der Arten in Mitteleuro­
pa verschollen oder gefährdet. Der Anteil der in den Acker­
biotopen vorkommenden und zugleich gefäh rdeten bzw. 
schon verschollenen Arten beträgt 9,2 % und liegt damit -
gemessen an 20 verschiedenen Pflanzenformationen und 
deren jewei ligen Arten-Gefährdungsgraden - an dritter 
Stelle hinter den Arten der Trocken- un d Ha lbtrocken­
rasen (mit 20 % Anteil an der Gesamtzahl der gefährdeten 
Blüten- und Farnpflanzen-Arten in der BRD) und den Arten 
der Pflanzenformation der Moore, Moorwälder und Gewäs­
ser (mit 12,9 % Anteil).• Ebenso gefährdet wie die Acker­
Begleitflora, gemessen am Gesamtanteil der gefährdeten 
Pf lanzenarten aller Biotope, ist nur noch die alpine Vegeta­
tion. In bezug auf den Prozentsatz der Gefährdung von Arten 
innerhalb der Acker-Biotope - bezogen auf alle Pf lanzenar­
ten dieser Biotoptypen - liegt die Acker-Begleitflora etwa 
Im mittleren Gefährdungsbereich. Bezogen auf ab so lute 
Gefährdungszahlen ergibt sich etwa folgendes Bild: 

Von 581 Gefäßpflanzen-Arten der »Roten Liste« der Bundes­
republik Deutschland sind durch Auswirkungen landwirt­
schaftlicher Nutzung 397 Arten, also 68 % betroffen. Ein­
schließlich Mitveru rsachung ist die Landwirtschaft sogar 
mit einem Rückgang von 85 % aller gefährdeten Arten betei­
ligt (SUKOPP, TRAUTMANN & KORNECK 1978). 

Der Arten rü c kgang in Agra r b ioto pen ist insgesamt 
noch höher zu veranschlagen, als sich dies in Zahlen aus­
drücken läßt; die ökologische Situation ist also schlechter, 
a ls wissenschaftliche Arbeiten exakt durch quantitative Ver­
g leiche belegen können (Dierßen 1982), da langfristiges Zah­
lenmaterial fv r umfangreiche Vergleiche nur wenig vorhan­
den ist. Aber die vielen recht genauen Beobachtungen, die 
sich nicht tabellarisch zusammenfassen lassen, geben ein 
noch düstereres Bild über die ökologische Gesamtentwick­
lung im landwirtschaftlich genutzten Raum. 

Für Schleswig-Holstei n, wo auch die langfristigen Untersu­
chu ngen über die Veränderung der Ackerfauna gemacht 
worden sind, haben Dierßen und Mitarbeiter (1982) nachge­
wiesen, daß 28 Arten der Acker-Begleitflora = 13 % (von ins­
gesamt ca. 210 hier vorkommenden Arten) heute nur noch 
30 Vorkommen in Schleswig-Holstein haben, also als 
nstark gefährdet« anzusehen sind. 

Nach Dierßen (1982) sind 236 der Pflanzengesells c haf­
t en Schleswig-Holsteins von insgesamt 338 Vegetationsty­
pen als ausgestorben, verschollen, gefährdet oder potentiell 
gefährdet zu betrachten, also ca. 70 % : Etwa 80 Gesell­
schaften = 24 % der Vegetationstypen sind zur Zeit noch 
nicht gefährdet und für 22 Gesellschaften = 6 % ist der der­
zeit ige Gefährdungsstatus noch unklar. Vom N utzungs­
wa nde I in der Landwirtschaft (innerhalb von Agrarbioto­
pen) sind 37 % der Pflanzengesellschaften betroffen, 34 % 
durch Einstel lung ehemaliger landwirtschaftl icher Nut­
zungsformen, 29 % durch Eutrophierung und durch Ände­
rung des Wasserhaushalts 48 % (die Angaben der Gefähr­
dungen ergeben insgesamt mehr als 100 %, da Mehrfach-
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nennungen für die Kennzeichnung der Ursachen des Rück­
gangs notwendig sind). 

Die Flurbereinigung ist als Verursacher allein an 74 % 
der Maßnahmen beteil igt. 

Von den 102 nicht betroffenen oder nicht sehr betroffenen 
Pflanzengesellschaften in Schleswig-Holstein sind 54 Ge­
sellschaften = 53 % durch Eutrophie-Ansprüche ausge­
zeichnet, aber nur 5 = 5 % ni ch t an eutrophe Standorte an­
gepaßt (Dierßen 1982). Welche Rolle allein der zunehme n­
de Eutrophiegrad für den Schwund ei nze lner Pf lan­
zeng esellschaften spielt, zeigen die folgenden Zahlen 
für Schleswig-Holstein (DIERSSEN 1982)**: 

»Unter den Gefäßpflanzen sind 125 Arten an eutrophe Bioto­
pe angepaßt (eutraphente Arten), also »Nitrophyten«. Davon 
sind nur 13 % bedroht, und zwar in erster Linie durch die 
„s an i eru n gu e ut ro p her ter re st ri scher Stand orte in 
Dörfern (»Unser Dorf soll schöner werden«). Die an o 1 i g o ­
t ro p h e Biotope angepaßten Pflanzen (oligotraphente Ar­
ten) = Anitrophyten erreichen etwa die doppel te Artenzahl 
in Schleswig-Holstein, nämlich 214 Arten. Davon sind etwa 
10 Arten = 47 % als akut gefährdet zu bezeichnen (DIERS­
SEN 1982). An diesen Zahlen wird für die Flora der Agrarbio­
tope d ie große Rolle der z unehmenden Eu trop hie deut­
lich. 

3.2 Auswirkungen auf die Fauna 

3.2.1 Aufbau der Acker-Ökosysteme 

Der Aufbau der Acker-Ökosysteme wird vor allem von 6 
Haupt-Kompartimenten best immt : 

Produzenten 
der landwirt­
schaftli chen 
Erzeugnisse 

Arten als 
»reelle oder 
potentielle 
Schädlinge« 
aufgefaßt 

»Nützliche« 
und 
»neutrale« 
Arten 

vom : 

1. Bodentyp 

2. Kulturpflanzentyp 

2.1. Winterhalmfrucht/Winterölfrucht 

2.2. Sommerhalmfrucht/Sommerölfrucht 
2.3. Hackfrucht (»Blattfrüchteu) 

3. Begleitflora 

4. Fauna an der Kulturpflanze 

5. Fauna an der Begleitflora 
(phytophage Arten) 

6. Übrige Begleitfauna 

6.1. Räuberi sche (carnivore) Arten 
(meist an der Bodenoberf läche) 

6.2. Tierparasitische Arten (meist in der 
Vegetationsschicht) 

6.3. Detritophage (saprophage, copro­
phage, necrophage) und myceto­
phage Arten (meist im Boden oder 
an der Bodenoberfläche) 

Entscheidend für den Aufbau der Acker-Ökosysteme aus 
Fauna-Begleitarten - und das sind über 90 % des Ar­
teninventars (außer Schädlingen) - ist der Bodentyp und 
nicht die Kult urp fla n ze. Der Bodentyp wi rkt vor allem 
über seine Feuchtigke i tseigenschaf t e n auf die Fauna, 

Nach deni Statistischen Jahrbuch Ober Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten 1982, Münster-Hiltrup. 

DIERSSEN, Karl (1982): »Auswirkungen der landwirtschaftlichen 
Nutzung in Schleswig-Holstein auf Artenrockgang und Biotop­
schwund. Die Heimat (im Druck). 



aber auch über seine Wärmequalitäten. Du rch den Bo­
dentyp wi ~d sowohl weitgeherd die Begleitflora als auch die 
im Boden lebende Fauna (Endogaion) sowie die an der Bo­
denoberfläche lebende Fauna (Epigaion) in ihrer artlichen 
und quantitativen Zusammensetzung bestimmt. Da ein ho­
her Anteil der pflanzenverzehrenden (phytophagen) Fauna 
auf bestimmte Arten der Begleitflora als Wirtspflanzen spe­
zialisiert ist, wirkt indirekt auch für dieses Faunenkomparti­
ment der Boden bestimmend. 

Die Kulturpflanze ist in der Regel heute we niger vom Bo­
dentyp abhängig als noch vo r 30 J ahren. Zwar wird Win­
terroggen heute vornehmlich noch auf leichten, sandigen 
Böden angebaut - trotzdem dringt gerade der höhere Erträ­
ge liefernde Weizen immer mehr mit Hilfe von trockenheits­
resistenten Sorten und aufgrund von intensivierter Düngung 
auf leichte, ursprünglich nährstoffärmere Böden vor. Bei 
Hackfrüch ten gilt ähnliches - Kartoffeln werden zwar vor­
rangig auf leichten, sandigen Böden angebaut, aber die be­
t riebswirtschaftlich günstigeren Zuckerrüben dringen auf 
die leichteren Bodentypen vor. 

Bei dem Kulturpflanzen-Anbau ist also zum erheblichen An­
teil die Bindung an den Bodentyp im Rahmen der Intensivie­
rung der Landwirtschaft weitgehend aufgelöst worden. Da­
zu hat auch die Einengung der Auswahl von Fruchtg lie­
dern in der Kulturfruchtfolge mit beigetragen. Beispielswei­
se waren Seradella und Lupinen früher vorwiegend auf 
leicht en, sand igen Böden als Zwischenfrüchte (Futter­
anbau) gewählt worden und dafür Rotk lee und Luzerne auf 
schweren, bindigen Böden. Solche bodenspezifischen Aus­
wahlen von Kulturpflanzen hatten auch ihre Wirkung auf die 
Fa~nen-Zusammensetzung der entsprechenden Ökosyste­
me. 
Die von der Kulturpflanze abhäng igen parasitischen 
Pflanzenarten (z. B. parasit ischen Pilze) und die phytophage 
Fauna treten weitgehend als einzige Organismen-Gruppen 
bodenunabhängig auf und werden durch den arealwech­
se lnden Kul turpflanzenanbau zu ständiger Wanderung von 
einem Standort zum anderen Standort im Agrarraum ge­
zwungen. Zu den mobil en Komp onen ten innerhalb der 
Agrar-Ökosysteme zählen auch die an Kulturpflanzen (wie 
Raps, Erbsen, Wicken, Bohnen, Klee) blütenbesuchen­
den I nsekten-Arten, die in den Acker-Ökosystemen 
meist nicht die vol le Entwicklung du rchmachen können, 
sondern aus den naturnahen/nat.ürlichen Randbiotopen ein­
f l iegen müssen. 

Die bodenabhängige und zugleich weitgehend bodenständi­
ge Begleitflora und Begleitfauna erfährt eine wesentliche 
Beeinflussung auf den einzelnen Schlägen, die zu einem 
Großraum-ähn lichen Bodentyp gehören, durch den Beste 11-
u nd Bearbeitungsmodus des Kulturpflanzenbestandes 
und du rch die Schattenwirkung (abhängig von Blatt- und 
Zuchttypus und der Dichte des Bestandes). Der Bearbei­
tungstypus (Bodenbearbeitungsmaßnahmen) einschließlich 
der jahresperiodischen Zeitfolge der Eingriffe in das Boden­
substrat (Pflü gen, Eggen) bestimmen den Unterschied zwi­
schen den Acker-Ökosystemen mit Halmfrucht (Getreide) 
einerseits und Hackfrucht (Blattfrucht) andererseits. 

Dabei ist es wesentlich, daß Halmfrüchte (und Winteröl­
früchte) mit Herbstbestellung eine mindestens 9-11 mona­
t ige Bodenruhe aufweisen (vom September/Oktober bis 
Juli/August), die sich auf die Entwicklung der Beglei tflora 
und Begleitfauna in charakterist ischer Weise auswirkt. Es 
kommen bei der Begleitflora die Win terkeimer zu besonde­
rer Entwicll;lung und in der Begleitfauna die w inte r aktiven 
Arte n der Bodenob erfläch e (z.B. die räuberischen 
Weichkäfer-Larven (Farn. Cantharidae) als sog. uSchneewür­
mer« und die Kurzflügelkäfer-Arten (Farn. Staphylinidae mit 
den Gattungen Lesteva, Arpedium, Lathrobium, Atheta). 
Durch die Bodenruhe von Apri l bis Juli werden die 
f rü hj ah rs- und s om m era kt i ven Arten der Bodenober-

fläche besonders in diesen Kulturfeldern begünstigt. Früher 
gab es in der Halmfrucht auch noch einen typischen 
Stoppelfeld-Aspekt, wenn Stoppelfelder länger als 3-4 
Wochen ungeschält liegen blieben. Das ist heute wegen der 
mangelnden Bodenruhe k.aum mehr der Fall. 

Hac kfrüchte mit Aussaat im April /Mai (dazu gehört ökolo­
gisch auch der Mais) können dagegen nur eine Bodenruhe 
von etwa Juni/Juli bis September/Oktober, also etwa von 
3-5 Monaten, erwarten. Dabei beginnt hier die Begleitflora 
erst Ende Juni/Juli einen dichteren Bestand zu bilden (wenn 
sie nicht durch Herbizide beseitigt wi rd) und der schattenge­
bende Krautbeschluß der meist breitblättrigen Ku lturpflan­
zen-Arten (»Blattfrüch te«) kommt meist erst Ende Juli/An­
fang August zustande. 

Darüber hinaus besteht der ö kolog ische Ein fluß von 
Hackfruchtkultu ren auch in der zumeist arten reic hen 
Vegetationsstruktur, die einen feuchten, dunklen 10-20 cm 
hohen (mikroklimatisch besonderen) »Tunneleffekt« über 
die Bodenoberfläche und dem Vegetationshorizont bewirkt. 
Bei Halmfrüchten ist wegen der Blattform und Blattstellung 
eine s tärkere Besonnung der bodenoberflächennahen 
Schichten typisch; dadurch entsteht in diesem Stratum in 
der Halmfrucht auch eine durchschnittlich höhere Tempera­
tur und geringere Boden- bzw. Luftfeuchtigkeit. 

Als phänologische Kon seque nz wi rd der Zeitpunkt 
höchster biozönotischer Ent w ickl ung im Ja hr (Zeit­
punkt der größten Zahl aktiver Arten) von der Winterhalm­
frucht im Juni/Anfang Juli ausgebildet und von den Hack­
früchten erst im August/Anfang September. 

Die Sommerha l mf rü c h te liegen in den ökologischen Ei­
genschaften, insbesondere in der Artenzusammensetzung 
und im ökologischen Höchsts t and ih rer A rten-E nt · 
w i c k 1 u ng (Arten-Akt ivität) etwa in der Mitte zwischen den 
Winterhalmfrüchten und Hackfrüchten. 

W int erölfrüchte nähern sich im Artenbestand der Fauna 
(abgesehen von den phytophagen Arten der Kulturp flanzen 
- also in der Regel von Raps oder Rübsen selbst) weitge­
hend den Winterhalmfrüchten an - mit einer Verschiebung 
zu schattenliebenden (skotophilen) und feuchtigkei tsl ieben­
den (hygrophilen) Arten. Dies hängt mit der Blattdichte und 
der Blattstellung von Raps und Rübsen zusammen, die de­
nen der Hackfrüchte (»Blattfrüchte«) weitgehend ähnelt. 

Die Faktoren, die d ie Verte ilu ng der Begleitfauna in 
den Acker-Ökosystemen bestimmen, sind Feuchtigkeit, 
Licht (Besonnungsrad) und Temperatur. Da die Faktoren im 
Boden innern zwischen leichten , sandigen Böden einer­
seits und lehm igen, bindigen Böden andererse its nicht 
so stark differieren wie deren Ausprägung an der Boden­
oberfläche, ist die endogäische Fauna auf Sandböden 
der Fauna der Lehmböden ähnlicher als die epigä isc he 
Fauna, die sich auf Art-Niveau voneinander - je nach Bo­
dentyp - stark unterscheidet. 

3.2.1.1 Fauna des Bodeninnern (Endogaion) 

Innerhalb der Fauna des Bodeninnern spielen vor a llem d ie 
Regenwürmer (Lumbricidae), die Fadenwürmer (Nemato­
des), die.Larven von Zweiflüglern (Diptera), die Käfer (Cole­
optera), die Springschwänze (Collembola), die Milben 
(Acari), die Tausendfüßler (Diplopoda) und zahlreiche 
Kurzflügelkäfer-Arten (Staphylinidae) die Rolle als Abbauer 
(Destruenten) organischer Substanzen (detritophage Arten). 
Als räuberi sche Arten (Epis iten) haben Bedeutung die Arten 
der Farn. Geophilididae aus der Gruppe der Hundertfüßler 
(Chilopoda), die Larven der Laufkäfer (Carabidae), die Larven 
und Imagines zahlreicher Kurzflügelkäfer-Arten (Farn. Sta­
phylinidae) und auch Fadenwurm-Arten (Nematodes). 
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3.3.1.2 Fauna der Bodenoberfläche (Epigaion) 

An der Bodenoberfläche der Äcker erreichen insbesondere 
die Erwachsenen-Stadien (Imagines) der Laufkäfer (Carabi­
dae) und Kurzflügelkäfer (Staphylinidae), auf sandigen Bö­
den auch die Schnellkäfer (Elateridae) und die Aaskäfer (Sil­
phidae) eine große Dichte und zugleich hohe Biomasse. Hin­
zu kommen die räuberischen Larven der Weichkäfer (Can­
tharidae), viele pi lzverzehrende (mycetophage) Arten aus 
den Familien der Cryptophagidae und Lathrididae, algen­
und moosverzehrende (bryophage) Arten wie Pillenkäfer 
(Byrrhidae). 

Hinzu kommen an der Bodenoberfläche detritophage 
Tiergruppen mit größeren Arten wie die Tausendfüßler (Di­
plopoda), vor allem mit Arten aus den Familien der Cylindroi­
ulidae und der Polydesmidae und die Asseln (lsopoda) mit 
Vertretern aus der Famil ie der Porcellion idae und der Rollas­
seln (Armadillidiidae). 

Die räuberi sche Ko m ponente - außerhalb der Käfer -
ist vor allem durch viele nicht oder nur fakultativ netzbauen­
de Spinnen-Arten (Araneae) vertreten , besonders mit Ar­
ten aus den Familien der Zwergspinnen (Mlcryphantidae), 
der Baldachinspinnen (Linyphlidae), der Wolfsspinnen (Ly­
cosidae), der Kieferspinnen (Tetragnathldae) und der Krab­
benspinnen (Xysticidae). 

Die Fauna der Bo denoberfläche macht teilweise ihren 
gesamten Entwicklungszyklus - je nach Art unterschied­
lich - im Acker selbst durch (dabei t ritt oft ein Wechsel der 
Entwicklungsstadien zwischen Bodeninnern und Boden­
oberfläche obligatorisch auf) oder wandert jahresperiodisch 
ab (im Herbst) bzw. wandert zu (im Frühjahr). Bei diesen pe­
riodischen Wanderungen können auch unterschiedliche 
Entwicklungsstadien verschieden beteiligt sein. 

3.2.1.3 Fauna der Vegetationsschicht (Phytobios) 

3.2.1.3.1 Pflanzenverzehrende (phytophage) Fauna an der 
Begleitflora 

Zur typischen Begleitflora der Acker-Ökosysteme rechnen 
etwa 100 weiter verbreitete, in ganz Mitteleuropa vorkom­
mende Pflanzenarten. Außer diesen typischen und früher 
auch regional weiter verbreiteten (wenn auch heute zum Teil 
selten und sehr selten gewordenen) Arten können zu den 
Acker- und kurz lebigen Ruderalfluren noch mi ndestens 
200 w eitere Blütenpflanzenar ten gerechnet werden. 
Wenn man aber Aussagen über die wirklich typischen phyto­
phagen Tierarten der Acker-Begleitflora machen will , muß 
man sich auf die typischen Ackerarten beschränken und das 
sind in ganz Mitteleuropa etwa diese 100 Arten. Dazu kom­
men allerdings noch viele Arten, die nur in Teilen Mitteleuro­
pas, meist mehr im süd lichen Raum auf Ackerfluren verbrei­
tet sind. Diese sind in die vorliegende Untersuchung nicht 
miteinbezogen. 

Die näheren Untersuchungen ergaben, daß an etwa 102 un­
tersuchten Acker-Begleitflora-Arten etwa 1200 phy top h a­
ge Tierarten lebe n. Also besteht ein Abhängigkeitsver­
hältnis von Pflanzenarten zu phytophagen Tierarten in 
Ackerfluren von etwa 1:12. Im Gegensatz zur Fauna des 
Bodeninnern , die weitgehend (soweit sie hier alle Stadien 
durchläuft) trotz Kulturpflanzenwechsels an ihrem Stand ­
o rt verb leibt, muß die phytophage Fauna an der Begleit­
flora ständig nach der Ernte bzw. zum Zeitpunkt des Pflü­
gens zu einem erheblichen Anteil die Ackerflur verlassen, in 
die naturnahen Saum- und Kleinbiotope in der Nähe abwan­
dern und im Frühjahr wieder zurückwandern, wenn zum gro­
ßen Teil auch nicht an denselben Standort. 

Die Fauna an der Begleitflora gehört in der Regel zu völlig 
anderen Tiergruppen und Tierarten als die Fauna der Boden­
oberf läche. Die phytophage Fauna an den Kulturpflanzen -
also die sog. nSchädllngecc - sollen hier nicht näher behan­
delt werden. 
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Abb. 1: Vergleich der Aktivitäts-lndlvlduendichte und der Aktivitäts­
Artendichte in den 4 Haupt-Acker-Ökosystemtypen im Jahr 1951 /52 
- nach eigenen Untersuchungen in Schleswig-Holstein. Wiederge­
geben ist die typische Artenzahl und lndividuenzahl pro Bodenfalle/4 
Wochen Standzeit für die Coleopteren und Formiciden, unter denen 
sich - neben den Aranea - der größte Anteil der Nützlinge in Acker­
Ökosystemen befindet. Die Dichtewerte beruhen jeweils auf dem 
Durchschnittswert zur Zeit höchster biozönotischer Vielfalt, also für 
Wintergetreide auf dem Monat Juni und für Hackfrucht auf dem Mo­
nat August. Foto: J. MOller-Karch 
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Abb. 2: Vergleich der typischen Aktivitäts-Artendichte und der 
Aktivi täts-lndividuendichte von Wintergetreidefeldern auf Lehmbo­
den von dem Jahr 1951/52 mit dem Jahr 1981 /82. Im übrigen gelten die 
Angaben zu i;oto Nr. 1. Foto: J .. Müller Karch 



3.2.2 Langfristige Veränderungen der Fauna in 
Ackerbiotopen 

Neben den phytophagen Tierarten der Begleitflora ist den 
anthropogenen Einwirkungen in Agarbiotopen Insbesonde­
re die Fauna der Bodenoberf läche unterworfen. Die Fauna 
der Bodenoberfläche ist als Bioindikator für anthropogene 
Einflüsse im Rahmen der landwirtschaftlichen Maßnahmen 
besonders geeignet, da sie den folgenden anthropogenen 
Einflüssen besonders ausgesetzt ist: 

- Beseitigung des typischen Mikroklimas an der Boden­
oberfläche bei Fortfall der Begleitflora, 

- Beseitigung der herabfallenden und durchwandernden 
Nahrungstiere aus der Kulturpflanzenschicht (wegen 
Zerstörung der Begleitflora), 

Beseitigung der herabfallenden und durchwandernden 
Nahrungstiere aus der Kulturpflanzenschicht wegen de­
ren intensiver Pestizidbehandlung, 

Konzentration der nicht direkt in den Boden applizierten 
Pes.tizide im Bereich der Bodenoberfläche, 
Konzentration der mechanischen Pflegemaßnahmen auf 
das Stratum der Bodenoberf läche. 

Als Maßstab für die langfris tigen Veränderungen der Fauna 
kommen vor allen Dingen folgende Parameter in Betracht: 

1) Beobachtungen der Häufigkeit in demselben Ackerbio­
top, möglichst in denselben Beständen (Standorten). 

2) Durchschnittswerte der lndividuenzahlen (Abundanzen 
als nAktivitätsdichteu oder nStationäre Besiedlungsdich­
te« gemessen). 

3) Durchschnittliche Artenzahlen (als nAktivitäts-Artendich­
te« oder als »Stationäre Artendichte« gemessen). 

4) Fehlen der betreffenden Arten in ihren ursprünglichen ty­
pischen Ackerbiotopen (durch nPräsenzkontrolle« ermit­
tel t). 

3.2.2.1 Rückgang der Arten- und lndividuendichte 

Insgesamt ist ein starker Rückgang der Artendichte 
und der lndividuendicht e der meisten Arten der Boden­
oberfläche in den letzten 30 Jahren erkennbar. Dabei ist zu 
berücksichtigen, daß die Mehrzahl (ca. 95 %) der an der Bo­
denoberfläche aktiven Tierarteri zu den nütz l ichen Arten 
gehört. Hier ist die größte Konzentration der räuberischen 
(carnivoren) Arten aller Schichten (Straten) der Ackerbiotope 
zu beobachten. Daher sind entscheidende Entwicklungen in 
der Faunen-Struktur der Bodenoberf läche von besonderer 
Bedeutung für die Selbstregulationsfähigkeit der 
Acker-Ökosysteme und damit auch für die biologische 
Schädlingsbekämpfung bzw. den »Integrierten Pflanzen­
schutz«. 

Aus Tab. 2 ist erkennbar, daß insgesamt eine besonders 
nachhaltige Reduzierung der Artendichte und der lndivi­
duendichte der Fauna der Bodenoberfläche in allen Acker­
biotopen im Verlauf der letzten 30 Jahre eingetreten 
ist. An erster Stelle der Reduzierung liegen die Hackfrucht­
felder auf sandigen, leichten Böden; es folgen die Hack­
fruchtfelder auf Lehmboden; dann folgen die Wintergetrei­
defelder auf bindigen Böden (Lehmboden) und schließlich 
die Wintergetreidefelder auf Sandboden. Letztere Acker­
ökosysteme haben mit ca. 50 % Einbuße an Artendichte 
und lndividuendichte noch in dem untersuchten »Drittel 
Jahrhundert-Zeitraum« am günstigsten in bezug auf Redu­
zierung ihrer Fauna abgeschnitten. Die Hack f ru c h tf e 1 der 
werden heute zum größten Teil mit Insektiziden behandelt 
und zusätzlich noch mrt Herbiziden, während die meisten 
Getreidefelder keine Insektizid-Behand lung erhalten, 
sondern hier vor allen Dingen Herbizide und Fungizide zur 
Anwendung kommen. Hierin liegt wohl die wesentliche Ur-

Tab. 2 Abnahme der Aktivitäts-Artendichte• und Aktivitäts­
lndividuendichte•• der räuberischen - carn ivoren 
und der abfallverzeh renden - detritophagen Arten 
(vor allen Dingen der Käfer und der Ameisen - Cara­
bidae und Formicidae) in Acker-Ökosystemen von 
1951 152 bis 1981182 in Schleswig-Holstein 

Acker-Ökosystemtyp 

Wintergetreide-Sandboden 

Wintergetreide-Lehmboden 

Hackfrucht-Sandboden 

Hackfrucht-Lehmboden 

Aktiviläts­
Artendichte: 
Abnahme 
von 1951/52 
bis 1978/82 

Aktivitäts· 
lndividuendichte: 
Abnahme 
von 1951/52 
bis 1978/82 

in % in % 

52 % 50 % 

32 % 21 % 

15 % 19 % 

45 % 27 % 

Aktivitäts-Artendichte = die Dichte an Arten pro Flächeneinheit, 
die durch die Mobilität der Individuen der verschiedenartigen Po­
pulationen pro Zeiteinheit an einer bestimmten Linie, über einer 
bestimmten Fläche oder in einem bestimmten Raum erreicht wird 
(z. 8 . bei automatischer Registrierung mit Bodenfallen oder Farb· 
schalen). 

Aktivi täts-lndividuendichte = die Dichte von Individuen einer Art 
oder von Populationen verschiedener Arten, die durch eigene Mo· 
bil ität pro Zeiteinheit an einer best immten Linie, über einer be· 
stimmten Fläche oder in einem bestimmten Raum erreicht wird 
(z.B. bei automatischer Registrierung mit Bodenfallen oder Farb· 
schalen). 

sache für den Unterschied zwischen Hackfrüchten und 
Halmfrüchten in bezug auf die Reduzierung der Fauna. Daß 
schl ießlich Hackfruchtfelder au f Sandboden einen stärke­
ren Rückgang der Fauna verzeichnen als die Hackfruchtfel­
der auf bindigem Boden, liegt mit Sicherheit an der un­
krautfreien Bodenoberfläche auf Sandböden, die die Kultur­
pflanzen mit Hilfe ihres Krautwuchses auch in t rockenen 
Jahren nicht zu Oberdecken vermögen, selbst wenn es sich 
um Zuckerrüben oder Kartoffeln handelt. 

Wintergetreide-Sand 

Abb. 3: Typische Aktivitäts-Artendi chte und Aktivitäts-I ndividuen· 
dichte von Wintergetreidefeldern auf Sandboden im Jahr 1951 /52. Im 
übrigen gelten die Angaben von Foto Nr. 1. 

Foto: J. Müller·Karch 
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3.2.2.2 Rückgang der Präsenz- und Frequenz-Werte 

Der Rückgang in der Arten- und lndividuendichte muß sich 
auch auf die Häufigkeitswerte (Präsenz- und relative Fre­
quenz-Werte) der einzelnen Arten auswirken. In den Tab. 3 

a-d, 4, 5, sind die charakteristischen Arten der verschiede­
nen Ackerbiotope auf ihren relativen Häufigkeitsgrad im 
Vergleich der Jahre 1951152 und 1978182 an denselben 
Standorten (in Schleswig-Holstein) untersucht worden. 

Erläuterungen: Tab. 3a-d 

Verwendete 
Häufigkeitsgrade: - sehr häufig 

- häufig 
- nicht häufig 
- selten 

Methode: Barber-Bodenfallen 

- fast ausgerottet 
- ausgerottet 

Maßeinheit: 

Zeitraum: 

Aktivitätsdichtel4 Wochen auf dem Aktivitäts-Maximum der jeweiligen Art (nur Imagines) 

ganzjährige Registration 

Auswahl der Arten: die für den jeweil igen Ackerbiotop charakteristische Arten-Kombination 

Tab. 3a: Veränderung des Häufigkeitsgrades nützlicher Wirbellosen-Arten der Bodenoberfläche in Ackerbiotopen im Ver­
gleich von 1951152 zu 1978182 in Schleswig-Holstein 

Biotop: Wintergetreidefelder auf Lehmboden 

Tierart Häufigkeits- Häuf igkeits-
grad 1951152 grad 1981182 

1 Carabus auratus sehr häu fig fast ausgerottet 
2 Pterostlchus vulgaris sehr häufig noch häufig 
3 Harpalus pubescens sehr häufig noch häufig 
4 Carabus cancellatus häufig fast ausgerottet 
5 Carabus granulatus sel ten fast ausgerottet 
6 Nebria brevicollis sehr häufig selten 
7 Pterostichus cupreus häufig selten 
8 Agonum mülleri häufig selten 
9 Bembidion ustulatum häufig sel ten 

10 Lorocera pilicornis häufig nicht häufig 
11 Clivina fossor häufig nicht häufig 
12 Clivina collaris selten ausgerottet 
13 Trech us quadristiatus häufig noch häufig 
14 Bembidion lampros sehr häufig nicht häufig 
15 Corticaria ssp. häufig noch häufig 
16 Lasius niger (Formicidae) häufig fast ausgerottet 
17 Catops ssp. häufig ausgerottet 
18 Agonum dorsale sehr häufig noch häufig 
19 Agriotes obscurus häufig nicht mehr vorhanden 
20 Necrophorus ssp. nicht häufig nicht mehr vorhanden 
21 Oxypoda ssp. sehr häufig nicht häufig 
22 Philontus fuscipennis häufig nicht mehr vorhanden 
23 Silpha obscura nicht häufig fast ausgerottet 
24 Lathrobium & Xantholinus ssp. häufig nicht häufig 
25 Atheta ssp. sehr häufig noch häufig 
26 Amischa analis sehr häufig noch häufig 
27 Pterostichus niger sehr häufig noch häufig 
28 Tachyporus ssp. sehr häufig nicht häufig 
29 Staphylinus caesareus selten ausgerottet 
30 Ocypus globulifer selten ausgerottet 
31 Tachinus callaris selten fast ausgerottet 
32 Scaphidium ssp. häufig nicht häufig 
33 Oxytelus ssp. seh r häufig nicht häufig 
34 Astilbus (Drusi lla) canaliculatus häufig selten 
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Tab. 3b: Veränderung des Häufigkeitsgrades nützlicher Wirbellosen-Arten der Bodenoberfläche in Ackerbiotopen im Ver­
gleich von 1951 /52 zu 1978182 in Schleswig-Holstein 

Biotop: Hackfrucht auf Lehmboden 

Tierart Häufigkeits- Häufigkeits-
grad 1951152 grad 1981 /82 

1 Pterostichus vulgaris sehr häufig noch häufig 
2 Carabus cancellatus häufig fast ausgerottet 
3 Carabus auratus nicht häufig fast ausgerottet 
4 Trechus 4-striatus sehr häufig noch häufig 
5 Bembidion lampros häufig selten 
6 Harpalus pubescens (rufipes) sehr häufig noch häuf ig 
7 Agonum dorsale häufig selten 
8 Xanthol inus ssp. häufig nicht häufig 
9 Lorocera pilicornis häufig selten 

10 Lathrobium fulvipenne häufig nicht häufig 
11 Atheta & Oxypoda ssp. (kleine Arten) sehr häufig noch häufig 
12 Atomaria ssp. sehr häufig noch häufig 
13 Atheta & Oxypoda ssp. (große Arten) sehr haufig nicht häufig 
14 Ptomaphagus sericatus häufig ausgerottet 
15 Synuchus nivalis nicht häufig selten 
16 Oxytelus ssp. häufig .selten 
17 Tachyporus hypnorum sehr häufig nicht häufig 
18 Tachyporus chrysomelinus häufig selten 
19 Calathus fuscipes sehr häufig selten 
20 Stomis pumicatus nicht häufig selten 
21 Bembidion ustulatum häufig selten 
22 Pterostichus niger sehr häufig noch häufig 
23 Astilbus (Drusilla) canalicu latus sel ten ausgerottet 
24 Lasius niger nicht häufig ausgerottet 

Tab. 3c: Veränderung des Häufigkeitsgrades nützlicher Wirbellosen-Arten der Bodenoberfläche in Ackerbiotopen im Ver­
gleich von 1951 152 zu 1978182 in Schleswig-Holstein 

Biotop: Wintergetreide auf Sandboden 

Tierart Häufigkeits- Häufigkeits-
grad 1951 /52 grad 1981182 

1 Silpha obscura sehr häufig nicht häufig 
2 Amara fulva häufig noch häuf ig 
3 Corymbites aeneus sehr häufig fast ausgerottet 
4 Notoxus monoceros häufig fast ausgerottet 
5 Harpalus aeneus sehr häufig nicht häufig 
6 Hister purpurascens selten ausgerottet 
7 Hypnoides pulchellus sehr häufig fast ausgerottet 
8 Agonum sexpunctatum häufig fast ausgerottet 
9 Amara ssp. häufig selten 

10 Bembidion lampros sehr häufig noch häufig 
11 Agriotes sputator häufig fast ausgerottet 
12 Pterostichus coerulescens sehr häuf ig selten 
13 Agriotes obscurus häufig fast ausgerottet 
14 Atheta ssp. (größere Arten) häufig noch häufig 
15 Atheta & Oxypoda ssp. (kleine Arten) häufig noch häufig 
16 Astilbus (Drusilla) canaliculatus' se hr häufig fast ausgerottet 
17 Dyschirius globosus häufig selten 
18 Clivina fossor nicht häufig nicht häufig 
19 Myrmica scabrinodis häufig ausgerottet 
20 Calathus melanocephalus häufig selten 
21 Philonthus ssp. häufig fast ausgerottet 
22 Helophorus nubilus häufig fast ausgerottet 
23 Pterostichus lepidus häufig selten 
24 Metabletus foveatus nicht häufig selten 
25 Limonius aeruginosus nicht häufig fast ausgerottet 
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noch Tabelle 3 c: 

Tierart Häufigkeits- Häufigkeits-
grad 1951 /52 grad 1981/82 

26 Xantholinus ssp. häufig nicht häufig 
27 Tachyporus ssp. häufig nicht häufig 
28 Carabus convexus nicht h!iufig fast ausgerottet 
29 Tachinus fimetarius nicht häufig fast ausgerottet 
30 Cneorrhinus plagiatus häufig fast ausgerottet 
31 Harpalus ssp. häufig selten 
32 Harpalus pubescens (ru fipes) häufig noch häufig 
33 Trachyphloeus bi foveolatus nicht häufig fast ausgerottet 
34 Calathus erratus häufig selten 
35 Chaetocnema arldula nicht häufig selten 
36 Microlestes minutulus nicht häufig selten 
37 Bembidion andreae häufig selten 
38 Corticaria ssp. häufig noch häufig 
39 Silpha tristis nicht häufig fast ausgerottet 
40 Calathus fuscipes häufig noch häufig 
41 Broscus cephalotes häufig fast ausgerottet 
42 Lasius niger sehr häufig fast ausgerottet 

Tab. 3d: Veränderung des Häufigkeitsgrades nützlicher Wirbellosen-Arten der Bodenoberfläche in Ackerbiotopen im Ver­
gleich von 1951 /52 zu 1978/82 in Schleswig-Holstein 

Biotop: Hackfrucht auf Sandboden 

Tierart Häufigkeits- Häufigkeits-
grad 1951 /52 grad 1981/82 

1 Amara fulva häufig sehr häufig 
2 Harpalus ssp_ häufig nicht häufig 
3 Silpha obscura sehr häufig selten 
4 Pterostichus lepidus häufig selten 
5 Oxytelus ssp. häufig nicht häufig 
6 Broscus cephalotes häufig fast ausgerottet 
7 Calathus fuscipes häufig nicht häufig 
8 Carabus convexus nicht häufig fast ausgerottet 
9 Calathus melanocephalus häufig nicht häufig 

10 Astilbus canaliculatus sehr häufig selten 
11 Cneorrhinus plagiatus häufig selten 
12 Harpalus pubescens sehr häufig noch häufig 
13 Bemdidion lampros sehr häufig nicht häufig 
14 Myrmica scabrinodis häufig fast ausgerottet 
15 Chaetocnema, versch_ Arten häufig selten 
16 Xantholinus, versch. Arten häufig nicht häufig 
17 Hypnoides pulchellus sehr häufig fast ausgerottet 
18 Trachyphloeus bifoveolatus häufig fast ausgerottet 
19 Metabletus foveatus häufig selten 
20 Harpallls griseus häufig ausgerottet 
21 Trechus 4-striatus häufig noch häufig 
22 Atheta & Oxypoda (kleine Arten) ssp. häufig häufig 
23 Oyschirius globosus häufig selten 
24 Clivina fossor häufig noch häufig 
25 Helophorus nubilus häufig fast ausgerottet 
26 Calathus erratus häufig selten 

. 27 Lasius niger sehr häufig fast ausgerottet 
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Tab. 4: Zuordnung der charakteristischen nützlichen Tierarten der Bodenoberf läche der verschiedenen Ackerbiotop-Typen 
zu 'verschiedenen Häufigkeitsstufen im Vergleich von 1951/52 und 1978/82 (Artengruppe: Käfer (Coleoptera) 
+ Ameisen (Formicidae)) 

relative Häufigkeit Ackerbiotop-Typen 

Hackfrucht Hackfrucht Wintergetreide 
auf Lehmboden auf Lehmboden 

Wintergetreide 
auf Sandboden auf Sandboden 

1951 /52 1978/82 1951 /52 1978/82 1951/52 1978/82 1951/52 1978/82 

ausgerottet I nicht 
mehr vorhanden 

fast ausgerottet 

selten 

nicht häufig 

5 

2 

häufig / noch häufig 15 

sehr häufig 12 

durchschnittliche 
Artendichte pro Falle 
(Juli für Halmfrucht­
+ August für Hack-
fruchtfelder) 34 

Erläuterungen 

Methode: Barber-Bodenfallen 

8 

5 

5 

7 4 

8 10 

0 9 

13 24 

3 2 

2 17 7 

9 2 11 0 78 

4 9 5 5 

5 13 7 20 6 

0 8 0 6 0 

11 42 27 27 4 

Maßeinheit: Aktivitätsdichte und Präsenz/ relative Frequenzwerte. Die Beurteilungen »ausgerottet« oder „fast ausgerottet« 
wurden nur für 1978/82 als relative Häufigkeitswerte vergeben, weil 1951/52 als Bezugsbasis Werte aus noch 
früheren Untersuchungen nicht vorliegen. 

Tab. 5: Durchschnittliche Präsenz- und re lative Frequenz­
werte der charakteristischen, nützlichen Tierarten 
(Käfer und Ameisen) der Bodenoberfläche von Acker­
biotopen in Schleswig-Holstein im Vergleich von 
1951 /52 mit 1978/82 (zugrunde gelegt sind die 
1951 /52 typischen Arten und die durchschnittliche 
Artendichte aller vier Ackerbiotop-Typen zusammen­
genommen) 

relative Häufigkeitsgrade 

häufig 

nicht 
häufig 
bis aus­
gerottet 

Erläuterungen 

sehr häufig 

häufig 

nicht häufig 

selten 

fast ausgerottet 

ausgerottet 

Methodik: Barber-Bodenfallen 

Zahl der Arten, 
die zu dem jeweiligen 
Häufigkeitsgrad 
gehören 

1951/52 1978/82 

9 0 

17 7 

4 5 

2 9 

8 

4 

Maßeinheit: Aktivitätsdichte der Imagines 
Zugrunde gelegt wurden die 1951 /52 in den jeweiligen Acker­
biotopen charakteristischen Arten und deren Artendichte 
(im Juni auf Halmfrucht-Feldern und im August auf Hack­
fruchtfeldern gemessen) als Durchschnittswerte. Die da­
durch ermittelten Arten wurden den verschiedenen Präsenz-/ 
bzw. relativen Frequenz-Werten zugeordnet. 

3.2.2.3 Rückgang der Biomasse 

Es zeigt sich, daß namentlich die größten Arten (über 25 mm 
Körperlänge), also die Carablis-Arten unter den Laufkäfern 
und die großen Kurzflügelkäfer der Gattungen Ocypus und 
Staphylinus, fast vollständig ausgefallen sind, also in ihrer 
Präsenz und Frequenz besonders betroffen sind. 

3.2.2.4 Miniaturisierung der Fauna 

Die Tendenz der zunehmenden Miniaturisierung der Fauna 
bei stark zunehmenden anthropogenen Einf lüssen ist auch 
in Agrarbiotopen erkennbar. Am wenigsten ist vom Rück­
gang die lndividuenzahl der kleineren Arten betroffen, z. B. 
kleiner Laufkäfer (Bembidion-Arten, Trechus ssp.) und Klei­
ner Kurzflügelkäfer (Farn. Staphylinidae) der Gattungen 
Atheta, Amischa, Oxypoda oder Kleiner Schimme lkäfer, 
z. B. Enicmus-Arten aus der Farn. der Lathridiidae oder 
Atomaria-Arten aus der Farn. der Cryptophagidae. Ähnli­
ches gilt für die nützlichen Spinnen, bei denen die 3-5 mm 
großen Zwergspinnen (Micryphantidae, Linyphiidae) weit­
aus weniger Rückgang in der lndividuendichte zeigen im 
Vergleich zu den 8 - 12 mm großen Wolfsspinnen (Farn. Ly­
cosidae). 

Eine vorzugsweise Ausschaltung der großen Arten der Fau­
na, zusammen mit der Verringerung der lndividuendichte al­
ler Arten, muß sich an der Biomasse (»standing crop«) be­
merkbar machen. Zum Zeitpunkt der höchsten Entwicklung 
der Fauna der Bodenoberfläche (für Halmfrucht im Juni und 
für die Hackfrucht im August) ergibt sich für die Halmfrucht 
auf Lehmboden, also für das Acker-Ökosystem mit der ur­
s p rü n glich größten Biomasse (Lebendgewicht gemes­
sen als Aktivitäts-Biomasse, also dem Gewicht der in einem 
bestimmten Zeitraum aktiven Individuen der Bodenoberflä­
chen-Fauna), ein geradezu d ram a ti scher Rückgang. 
Dieser Rückgang beträgt etwa 99 % . 
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3.2.2.5 Rückgang der phytophagen Fauna an der 
Begleitflora 

In Abhängigkeit vom Rückgang der charakteristischen Be­
gleitflora in Ackerbiotopen sind auch die auf diese Begleit­
flora spezialisierten pflanzenverzehrenden (phytophagen) 
Tierarten erheblich betroffen. In Tab. 6 f inden sich 51 
Begleitflora-Arten der Äcker mit den an ihnen lebenden phy­
tophagen . Tierarten. Den stärksten Tierbesatz hat die 
Quecke (Agropyron repens). Die geringsten Artenzahlen spe­
zialisierter Tierarten finden sich beispielsweise auf den 
Veronica-Arten. Aus dieser Aufzählung ist ersichtlich, wel-

Tab. 6: Verteilung der Anzahlen von pflanzenverzehrenden 
(phytophagen) Tierarten auf verschiedene Arten der 
Begleitflora in Ackerbiotopen 

Pflanzenart 

Agropyron repens 
Senecio spec. 
Polygonum spec. 
Poa annua 
Polygonum aviculare 
Cerastium spec. 
Stellaria media 
Sinapis arvensis 
Polygonum persicaria 
Sonchus spec. 
Tussilago farfara 
Sinapis spec. 
Myosotis spec. 
Senecio vulgaris 
Raphanus raphanistrum 
Raphanus spec. 
Thlaspi arvense 
Solanum spec. 
Polygonum tomentosum 
Solanum nigrum 
Vicia hirsuta 
Papaver rhoeas 
Viola tricolor 
Minuartia spec. 
Sonchus asper 
Spergula arvensis 
Papaver dubium 
Polygonum convolvulus 
Setaria spec. 
Myosotis arvensis 
Stachys arvensis 
Viola arvensis 
Neslia paniculata 

•Valerianella olitoria 
Veronica agrestis 
Veronica hederaefolia 
Veronica arvensis 
Myosurus minimus 
Oxalis stricta 
Ranunculus arvensis 
Sherardia arvensis 
Setaria viridis 
Valerianella dentata 
Veronica triphyllos 
Setaria glauca 
Veronica persica 
Papaver strigosum 
Veronica opaca 
Spergula spec. 

188 

Zahl der 
phytophagen 
Tierarten 

81 
76 . 
51 
41 
40 
37 
36 
31 
28 
28 
25 
24 
23 
23 
23 
22 
22 
19 
18 
17 
16 
15 
15 
14 
14 
12 

8 
8 
8 
7 
6 
6 
4 
4 
4 
4 
4 
2 
2 
2 
2 
2 
2 
2 
1 
1 
1 
1 
1 

ehe Verluste das jeweilige Äcker-Okosystem erleidet , wenn 
eine entsprechende Pflanzenart auf einer entsprechenden 
Ackerfläche langfristig verschwindet oder auch nur kurzfri­
stig durch Herbizide beseitigt wird. 

Insgesamt kann man davon ausgehen, daß ca. 90 % der 
1200 an der Begleitf lora vorkommenden phytophagen Tier­
arten vom heute feststellbaren Rückgang der Beg leitflora in 
Äckern durch vollständigen oder fast vollständigen 
Aus f a II ihrer Population betroffen sind. 

Die unterschied l ic he Betroffenheit einzelner Tier ­
gruppen infolge Beseitigung der Begleitflora ist aus Tab. 7 
ersichtlich. In dieser Tabelle finden sich die 17 bedeutend­
sten phytophagen Tiergruppen mit den jeweiligen Artenzah­
len an der Ackerbegleitflora in Mitteleuropa zusammenge­
stellt. Diejenigen Tiergruppen mit den jeweils höchsten Ar­
tenzahlen sind die Rüsselkäfer (Curculionidae), die Eulenfal­
ter (~octuidae) und die Minierfliegen (Agromyzidae). 

Tab. 7: Wichtigste pflanzenverzehrende (phytophage) Tier­
gruppen der Äcker an der Acker-Begleitflora - mit 
den jeweiligen Artenzahlen. Diese vorläuf igen Ergeb­
nisse werden im einzelnen aufgrund der laufenden 
Untersuchungen mit Sicherheit noch erweitert wer­
den. 

Tiergruppe Artenzahl 
an Acker-
Begle1tflora 

1. Fadenwürmer - Nematodes 20 

2. Milben - Acari 24 

3. Blattläuse - Aphidoidea 73 

4. Weichwanzen - Miridae 23 

5. Fransenflügler - Thysanoptera 23 

6. Rüsselkäfer - Curculionidae 123 

7. Blattkäfer - Chrysomelidae 39 

8. Sackträgermotten - Coleophoridae 21 

9. Palpenmotten - Gelechiidae 25 

10. Zünsler - Pyralidae 28 

11. Wickler - Tortricidae 35 

12. Spanner - Geometridae 81 

13. Eulenfalter - Noctuidae 107 

14. Gallmücken - Cecidomyiidae 58 

15. Min ierfliegen - Agromyzidae 105 

16. Halmfliegen - Chloropidae 20 

17. Bohrfliegen - Trypetidae 24 

Neben den in Tab. 7 erfaßten phytophagen Tierarten, die von 
Blatt-, Stengel-, Wurzel- und Blütensubstanz durch Nah­
rungsaufnahme während des größten Teils ih rer Entwick­
lungsphase gekennzeichnet sind, spielt die Beg leitflora 
auch noch für andere Tierarten eine Rolle, die in den Tab. 6 
und 7 nicht erfaßt s ind. Dazu gehören vor allem die b 1 ü t e n ­
b es u c h e nd en In sekt e n. Allein am Beispiel der Ackerdi-



stel (Cirsium arvense), die heute zumeist aus Ackerberei­
chen verschwunden ist, und der Lanzettblättrigen Distel 
(Cirsium vulgare) in Feldrainen wird die Bedeutung auch von 
einzelnen solcher· Arten für nützliche blütensuchende 
Schwebfl iegen (Farn. Syrphidae) erkennbar (vgl. Tab. 8). 6 
Schwebfliegen-Arten der in Tab. 8 angegebenen Gesamtar­
tenzahl haben Larvenstadien, die in Ackerbiotopen vor­
nehmlich von Blattläusen leben (aphidivore Arten). Alle Ar­
ten benötigen für die Eireifung der erwachsenen weibl ichen 
Individuen Po llen- und Nektarnahrung. Bei Ausfall von 
Blüten in Ackerbiotopen können diese Schwebfliegen hier 
ihre gesamte Entwicklung nicht mehr durchlaufen. 

Tab. 8: Blütensuchende Schwebfliegen (Syrphydae) 
an Disteln 

(Cirsium arvense im Acker ; Cirsium vulgare im Feldrandbe­
reich) 

Zusammengestellt nach CLAUSEN 1978* 

Syrphus ribesii 
Syrphus torvus 
Syrphus vitripennis 
Metasyrphus corollae 
Scaeva pyrastri 
Episyrphus balteatus 
Melanostoma scalare 
Platycheirus manicatus 
Chrysotoxum festivum 
Rhi ngia campestris 
Volucella bombylans 
Volucella pellucens 

4 Zusammenfassung 

Sericomyia silenitis 
Arctophila bombifrons 
Arctophila fulva 
Helophilus hybridus 
Helophilus pendulus 
Helophilus t rivittatus 
Myatropa florea 
Eristalis abusivus 
Er istalis arbustorum 
Eristalis intricatus 
Eristalis pertinax 
Eristalis tenax 

1. Die Acker-Ökosysteme Mitteleuropas bauen sich aus et­
wa 2800-3000 Organismen-Arten auf (die Grünlandsysteme 
besitzen eine 2- 3fach höhere Artenzah l), davon gehören 
2300-2500 zu den Wirbellosen-Arten. Diese Ausstattung 
mit einem typischen Arteninventar hat sich etwa seit 
300- 400 Jahren in Mitteleuropa in den Agrar-Ökosystemen 
entwickelt und bis vor etwa 30-50 Jahren in einer ähnlichen 
Anzahl erhalten. 

2. Vor allen Dingen haben sich Veränderungen der internen 
Faktoren (innerhalb der Agrarflächen wirksam) in den letz­
ten Jahrzehnten vermehrt eingestellt. Dazu gehört die Ver­
änderung der mechanischen Bearbeitungsi ntensität. In 20 
Jahren hat sich alleine die Zahl der Schlepper von 60 auf 104 
Großmaschinen je 1000 ha landwirtschaftlich genutzter Flä­
che erhöht (von 1960-1981). Das bedeutet ökologisch gese­
hen eine größere Verdichtung der Böden und vor allen Din­
gen eine verminderte Existenzfähigkeit zahlreicher Boden­
tiere, insbesondere aber der Tiere der Bodenoberfläche. Al­
leine in vier Jahren von 1971 auf 1975 hat sich die Zahl der 
Schlepper der schwersten Klasse (51 PS und mehr) um nahe­
zu 100 % vermehrt. Durch die technische Entwick lung zum 
landwirtschaftlichen Großfahrzeug bauen sich »technisch­
ökonomische Zwänge« auf, die zu einer Veränderung der 
Schlaggröße, zur Ausräumung von Kleinbiotopen, zur Ver­
minderung der Breite von Saumbiotopen und auch zu einer 
Veränderung des Anteils der Begleitflora führen. Die letztere 
Erscheinung basiert vor allen Dingen auf der zunehmend 
leichteren und schnelleren Bekämpfung der Begleitflora 
(»Unkräuter«) durch Herbizide mit Hilfe von maschinellem 
Einsatz. 

3. Es kommt vor allen Dingen innerhalb der Agrarbiotope zu 
einer Monotonisierung des Artenbestandes, da die ökologi­
schen Bedingungen durch zahlreiche verschiedene Eingriffe 

nivelliert werden. Dazu gehört nicht nur der fast vollständige 
Aus fall der Begleitflora in der Mehrheit der Acker-Ökosy­
stemtypen, sondern auch die Einengung der untersch iedli­
chen Feuchtigkeits-Gradienten im Bereiche der oberen Bo­
denschicht und der Bodenoberläche. Allein für die Dränung 
wurden innerhalb von 3 Jahren f1978-81) 290.000.000 DM in 
der Bundesrepublik verwendet. Dadurch fällt ein großer An­
tei l der feuchtigkeitsliebenden (hygrophilen) Arten der Flora 
und Fauna innerhalb der Acker-Biotope aus. Dies ist deswe­
gen besonders gravierend, da ein sehr hoher Antei l der Ar­
ten in Acker-Biotopen ursprüng lich aus Uferrand-Biotopen 
(Litorea) stammt, in manchen Acker-Ökosystemen über 
75 %. 

4. Die Umwandlung von Acker in Grünland bewirkt in der 
Fauna der Bodenoberfläche quantitative Veränderungen in 
der Regel an über 80 % der betroffenen Arten-Populationen. 
Bei der Fauna der Vegetationsschicht (phytophage Fauna 
an der Begleitflora) sind es sogar mehr als 85 % des Artenin­
ventars des Grünlands, die nach Umwandlung in Ackerbio­
tope nicht mehr im Agrarbereich existieren können. 

5. Der ländl iche Wegebau hat vor allen Dingen zahlreiche 
Saumbiotope, wie Hecken, Wallhecken und Feldraine nach­
haltig verschmälert. Dabei sollten Hecken für die Erhaltung 
einer größeren Artenviel fal t nicht schmaler als 5-6 m sein 
und Feld- und Wiesenraine nicht schmaler als 3- 5 m, damit 
sie eine ökologische Wirkung im Hinbl ick auf ein hinrei­
chend stabiles Ökosystem im Bereiche der Saumbiotope 
selbst und als Regenerate für die Ackerbiotope entfalten 
können. Auch als Verbreitungswege durchwandernder Arten 
werden die angegebenen Breiten der Saumbiotope benötigt 
(als Ausbreitungspfade fü r laufende Tierarie und als opti­
sche Leitlinien für fl iegende Arten). 

6. Die befest igten Wege innerhalb der landwirtschaftl ich ge­
nutzten Flächen bedeuten eine weitere Isolation von Agrar­
Ökosystemen und der durch die Agrar-Landschaft eingeeng­
ten Kleinbiotopen, ·saumbiotopen und Großflächen-Bioto­
pen von naturnahem Aufbau. Denn in 4 Jahren (von 1978182) 
wurden in der Bundesrepublik allein 2,041 Milliarden DM für 
den Bau länd licher Wege, davon allein 1,928 Milliarden DM 
für befestigte Wege ausgegeben. 

7. Durch den Einsatz von Düngerh wandelt sich dort, wo die 
Begleitflora noch gewisse Antei le der Ackerb iotope besitzt, 
die Zusammensetzung der Beg leitf lora in Richtung nitroph i­
ler Gesellschaften. Dieser Mangel der Begleitflora wirkt siqh 
dann auch auf die Zusammensetzung der pf lanzenverzeh­
renden (phytophagen) Fauna im besonderen Maße durch 
Faunen-Veränderungen aus. 

8. Der Einsatz von chemischen Pflanzenbehand lungsmitteln 
gegen Wirbellose, vor al len Dingen Insektizide, Nematizide 
und Molluskizide, hat einen erheb lichen Einf luß auf die Zu­
sammensetzung der Fauna, insbesondere aber auch auf die 
lndividuendichte (Abundanz). 

Allein schon aus der Zunahme der verkauften Wirkstoff men­
gen an Pestiziden in den letzten 8 Jahren (Zunahme um 53 
%) ist ableitbar, welche Auswirkungen dieses auf die Be­
gleitfauna hat, da es keine echt selektiven Mittel gibt, die 
nur auf Schädlingsarten wirken und die nächstverwand ten 
Arten, soweit sie neutral oder nützl ich sind, auch innerhalb 
der Agrar-Biotope schonen. 

9. Vielseitige Fruchtfolgen spielen für die Erhaltung einer 
größeren Artenvielfalt· in Acker-Ökosystemen nur unter ganz 
bestimmten Bedingungen eine positive Rolle. Positive 
Fruchtfolgeglieder sind vor allen Dingen Rotklee und Gras­
untersaat unter Getreide, der Einbau von zwei- oder dreijäh· 
rigen Futterpflanzen wie Luzerne, Seradella oder Klee bzw. 
das Brachliegenlassen eines Ackers während einer Vegeta­
t ionsperiode. Im übrigen sind die verschiedenen Kultur­
.pflanzentypen für die Fauna und deren Vielseitigkeit in der 
Regel in ihrer Folge belanglos, da sie - im Gegensatz zu 
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früher. - keine speziellen Ackerunkrautarten mehr besitzen, 
denn diese werden durch die Anwendung von Herbiziden be­
seitigt. 

10. Neben der Wirkung von landwirtschaftlichen Maßnah­
men auf die Agrar-Biotope selber wirken eine Fülle von Fak­
toren auch auf die Zusammensetzung der externen Biotope. 
Dazu gehört die Verdriftung von Düngern in nährstoffarme 
(oligotrophe) naturnahe oder natürliche Biotope, die neben 
Ackerflächen gelegen ·sind. Wenn sich in Magerrasen durch 
Einwehen von Düngern Änderungen in der Flora und damit 
Ausfall von bestimmten Arten vollziehen, bedeutet dies im 
Durchschnitt pro ausgefallener Pflanzenart das Mitvernich· 
ten von 25 Tierarten. 

11. Bei Verdriftung von chemischen Pflanzenbehandlungs­
mitteln in externe Biotope, namentlich in die schmalen Feld­
raine und die Hochstaudenfluren neben den Hecken, kann 
es zu einer erheblichen Verminderung der phytophagen Fau­
na an den Pflanzen dieser Regionen kommen. Alleine durch 
Ausfall der Wiesen-Flockenblume (Centaurea jacea) und ver­
wandter Centaurea-Arten fal len 105 Arten aus den Feldrain­
Systemen aus, bei Beseitigung des Weichen Labkrauts (Ga­
lium mollugo) fallen sogar 125 phytophage Tierarten aus. 
Hinzu kommen dann noch die von diesen Arten abhängigen 
Parasiten-Arten. Die Beseitigung des Rainfarns in Feldrai­
nen kostet 60 phytophagen Tierarten und weiteren 85 von 
ihm abhängigen Parasiten-Arten, also zusammen 145 Tierar­
ten, ihre Existenz. Beim Beifuß (Artemisia vulgaris) beträg~ 
die entsprechende Zahl 134 Tierarten. 

12. Allein in Schleswig-Holstein sind von 338 Pflanzen­
Gesellschaften durch den Nutzungswandel in der Landwirt­
schaft (innerhalb von Agrarbiotopen) 37 % der Pflanzen­
Gesellschaften betroffen, 34 % durch Einstellung ehemal i­
ger extensiver landwirtschaftlicher Nutzungsformen und 29 
% durch Eutrophierung , durch Änderung des Wasserhaus­
halts 48 % (die Angaben der Gefährdungsgrade ergeben ins­
gesamt deswegen mehF als 100 %, da Mehrfachrechnungen 
für die Kennzeichnung der Ursachen des Rückgangs not­
wendig sind). Die Flurbereinigung ist als Verursacher allein 
an 74 % der Maßnahmen, die den Nutzungswandel in der 
Landwirtschaft betreffen, beteiligt (nach DIERSSEN 1982). 

13. An 102 untersuchten Acker-Begleitflora-Arten leben in 
Mitteleuropa etwa 1200 phytophage Tierarten. Es besteht al­
so ein Abhängigkeitsverhältnis von Pflanzenarten zu phyto­
phagen Tierarten in Ackerfluren von etwa 1:12. Durch den 
Ausfall der meisten dieser Tierarten ist auch der größte An­
teil der phytophagen Fauna aus den Ackerbiotopen ver­
schwunden. Eine größere Anzahl dieser Arten ist als stark 
gefährdet zu bezeichnen. 

14. Eine Untersuchung über eine Zeitdistanz von 30 Jahren 
(1950/51 und 1978/81) hat ergeben, daß es zu einer besonde­
ren Abnahme der Arten und der Individuen von räuberischen 
und abfallverzehrenden Wirbel losen-Arten auf der Boden­
oberfläche der Kulturfelder gekommen ist. Auf der Boden­
oberfläche (Epigaion) konzentriert sich ein hoher Anteil von 
nützlichen Arten der Acker-Ökosysteme. Die Abnahme der 
Artendichte liegt im Wintergetreide auf Sandboden 
(Schleswig-Holstein) noch am günstigsten, und zwar mit 
52 %, in Hackfrucht-Biotopen auf Sandboden am ungünstig­
sten (Abnahme auf 15 % ). Dazw ischen liegen die 
Wintergetreide-Ökosysteme auf Lehmboden, in denen eine 
Abnahme de.r Artendiche auf 32 % ertolgte, und die 
Hackfrucht-Ökosysteme auf Lehmboden mit einer Abnahme 
auf 45 %. Die Abnahme der lndividuendichte .liegt etwa in 
ähnlichen Bereichen (im Wintergetreide auf Sandboden Ab­
nahme auf 50 %, im Wintergetreide auf Lehmboden Abnah­
me auf 21 %, in Hackfrucht-Feldern auf Sandboden Abnah­
me auf 19 % und in Hackfrucht-Biotopen auf Lehmboden 
Abnahme auf 27 % ). 
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15. Es wird zur Wiederherstellung der Selbstregulationsfä­
higkeit der Acker-Biotope - namentlich im Hinblick auf zu 
entwickelnde Modelle des Integrierten Pflanzenschutzes -
eine Renaturierung der Ackerflächen gefordert. Diese Rena­
turierung soll vor allen Dingen in einem vermehrten Zulas­
sen der Begleitflora (durch Reduzierung des Herbizid-Auf­
wandes), in einer Vermehrung der Nützlings-Fauna (durch 
Reduzierung des Insektizid-Aufwandes), in einer Verbesse­
rung des Saumbiotopnetzes und der Kleinbiotop-Dichte und 
der Wiedereinführung von bestimmten Arealen mit extensi­
verer Bewirtschaftung liegen. Die zukünftigen Forschungs­
ergebnisse über . vermehrte Anwendung »Integrierter 
Pflanzenschutz-Modelle« werden dann keinen umsetzbaren 
Erfolg haben, wenn die Basis der dafür in Frage kommenden 
Nützlinge in der Zwischenzeit in den Ackerbiotopen verlo­
rengegangen ist. Es spricht einiges dafür, daß für einen be­
stimmten Anteil der Arten dann eine l rrevers ibil ität des lang· 
frist igen Abundanzrückgangs vorliegt, so daß eine Wieder­
einwanderung nur schwer oder sehr langsam gelingen dürf· 
te. Für viele Arten ist eine bestimmte Biotopstruktur (Diversi · 
tät von Habitaten in der Kulturlandschaft) erforderlich, um 
sie für einen Austausch zwischen den Saum- und Kleinbioto· 
pen naturnahen Charakters einerseits und in Ackerbiotopen 
andererseits erhalten zu können. 
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Hans-Joachim Mader 

Biotop· und Artenschutz in landwirtschaftlichen lntensivgebieten 

O Einleitung 

Der Naturschutz hat in jüngster Zeit immer wieder deutlich 
gemacht, daß sein Anspruch ein flächendeckender, die ge­
samte Grundfläche der Bundesrepublik Deutschland über­
spannender Anspruch ist - und daß sich Naturschutz nicht 
zurückdrängen Jassen darf und kann, auf einzelne isolierte 
Schutzobjekte, naturnahe Zonen, Schutzgebiete usw. 

Demzufolge muß Naturschutz - und damit auch Biotop-und 
Artenschutz als wesentlichste Komponenten des Natur­
schutzes - auch in landwirtschaftlichen lntensivgebieten 
stattfinden. 

In dem folgenden Beitrag soll eine Zielanalyse versucht wer­
den, am Beispiel eines quantitativen tierökologischen Ver­
gleichs zweier unterschiedlich intensiv betriebener Anbau­
flächen, das noch verfügbare Potential sichtbar gemacht 
und schließlich auf Forschungsbedarf und Forschungs­
lücken hingewiesen werden. 

1 Biotopschutz in landwirtschaftlichen lntensivgebieten 

Im folgenden Kapitel sollen zunächst der Artenschutz aus­
geklammert und mögliche Biotopschutzmaßnahmen disku­
tiert werden. 

Die Forderung nach Biotopschutz in landwirtschaftlichen ln­
tensivgebieten erscheint in der über weite Landstriche anzu­
treffenden Si tuation der Strukturverarmung und Nutzungs­
maximierung fast schon wie ein Widerspruch in sich. Bioto­
pe lassen sich nur dann und dort schützen, wenn und wo 
solche schützenswerte Biotope noch vorhanden sind. Weite 
Flächen Deutschlands wie beispielsweise die Börden oder 
verschiedene Weinbaugebiete verfügen kaum noch Ober 
schützenswerte Biotope. 

Biotope und Biozönosen bi lden gemeinsam das Ökosystem. 
Man kann an dieser Stelle mit einigem Recht zwei extreme 
Standpunkte vertreten: 

Zwischen schützenswerten Biotopen und intensiv ge­
nutztem Agrarland hat eine nahezu totale Entmischung 
stattgefunden. Die landwirtschaftlichen lntensivgebiete 
selbst sind keine Biotope, sondern industrieähnliche 
Produktionsstätten. 

l andwirtschaftliche l ntensivgebiete sind Teil der Agrar­
Ökosysteme, und als solche haben sie auch Biotopcha­
rakter. 

Beide Standpunkte - wenn auch akademisch zu vertreten 
und zu begründen - helfen in der Naturschutzdiskussion 
nicht weiter. Hilfreich kann nur ein pragmatischer Ansatz 
sein: Was ist gemeint, wenn Biotopschutz in landwirtschaft­
lichen Jntensivgebieten gefordert wird? 

Drei Ziele scheinen diskussionswürdig. 

1.1 Kleinstrukturen erhalten oder neu schaffen 

Der erste und naheliegende Schritt lautet: Alle noch erhalte­
nen Rudimente naturnaher, wenig genutzter Strukturen 
(Hecken, Wegraine, Böschungen, Hohlwege, Feldgehölze, 
Senken, Feuchtwiesen, Steinwälle usw.) müssen vor weite­
rer Nutzungsintensivierung bewahrt bleiben und wenn nötig 
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unter Schutz gestellt werden (Abb. 1). Dazu ist eine Kartie­
rung notwendig, die über die laufende Biotopkartierung hin­
ausgeht und sich speziell den landwirtschaftlichen Jntensiv­
gebieten zuwendet. Wo großflächig solche Strukturen ver­
schwunden sind, sollten sie neu angelegt werden. Dazu sind 
vor allem Hecken, Feldgehölze und Feuchtgebiete mit Mit­
teln der Flurbereinigung im Sinne von Ausgleichs- und Er­
satzmaßnahmen zu schaffen. Wichtig scheint dabei die Bil­
dung möglichst strukturreicher, dem natürlichen Vorbild an­
gepaßter Randzonen, die gegenüber den landwirtschaftli­
chen Flächen Pufferfunktion übernehmen können. 

1.2 Neu-Orientierung im Einsatz von Hilfsmitteln in der Be­
wirtschaftung 

Nahezu alle Grundflächen - auch in landwirtschaft lichen 
lntensivgebieten - können durch Veränderung der Bewirt­
schaftungsformen wieder zu schützenswerten Biotopen 
werden. Besonders geeignet sind Obstplantagen und Wei~­
berge aber auch Grünland und Getreidefelder (wie Beispiele 
aus der Eifel in Ansätzen zeigen). Hierzu ist es nötig, schritt­
weise den Einsatz von Herbiziden und Pestiziden abzubauen 
und durch biologische Maßnahmen oder Maßnahmen des 
integrierten Pf lanzenschutzes zu ersetzen. Mögliche, mit der 
Extensivierung verbundene Ertragsrückgänge sollten, da 
Biotopschutz eine der Allgemeinheit dienende Leistung dar­
stellt, mit Mitteln der öffentlichen Hand ausgeglichen wer­
den. 

1.3 Großräumige Flächenkonzeption 

Biotopschutz in Jandwirtschaftlichefl lntensivgebieten muß 
schließlich auch noch die konzeptionelle, systemare Kom­
ponente großräumigen Biotopschutzes beinhalten. Hier 
kann durch den Aufbau von verbindenden oder vernetzen­
den Strukturen zwischen großflächigen naturnahen Bioto­
pen im Sinne von nStepping stones« die Jsolationswirkung 
des intensiv genutzten Raumes gemindert werden. Elemen­
te eines solchen Netzes könnten Obstwiesen, extensiv ge­
nutzte Weideflächen, Hecken, Bachläufe mit naturnahem 
Uferbewuchs bis hin zu linearen Anpflanzungen an Wirt­
schaftswegen bilden. 

Einzelne, neu geschaffene strukturreiche Flächen können 
die Funktion von »Refugien« für verschiedene Tierarten 
übernehmen. Solche Räume geben im Idealfall bestimmten 
Tierarten solange ein temporäres Auskommen, bis Neube­
siedlungsprozesse - beispielsweise nach gründlichem Um­
denken und Neuorientierung im Umgang mit Chemikalien im 
landwirtschaftlichen Bereich - wieder mög lieh sein wer­
den. 

1.4 Ergebnisse einer Freilanduntersuchung 

Die Ergebnisse eines 1981 in Freilandversuchen angestell­
ten tierökologischen Verg leichs von einer intensiv bewirt­
schafteten Obstplantage und einer extensiv genutzten Obst­
wiese sollen die Bedeutung extensiv genutzter Raumstruk­
turen für die Tierwelt verdeutlichen. In der Obstwiese wur­
den im Versuchsjahr keinerlei Pflanzenbehandlungsmittel 
eingesetzt, während in der Plantage 12mal Chemikalien ein­
gesetzt wurden (MADER 1982). 



Abb. 1: Gegenüberstellung von strukturarmem Wirtschaftsweg (oben links) und strukturreichem Wirtschaftsweg mit Blütenpflanzen (oben 
rechts). Unten links: Wirtschaftsweg mit Hecke, unten rechts: Feldgehölz als Trittstein zwischen Waldlebensräumen. Fotos: H.·J. Mader 

In mehrtägigen Direktbeobachtungen wurde die Ressour· 
cennutzung von intensiv genutzter Obstplantage und Obst­
wiese durch Vögel verglichen. Die Obstwiese wird 16mal so 
häufig von Vögeln besucht wie die Plantage (Abb. 2). 

Mit je 6 automatisch fangenden Bodenfallen wurden Arten­
zahlen und Domlnanzstruktur zweier bodenjagender räuberi­
scher Tiergruppen in Plantage und Obstwiese erfaßt. Auch 
diese Tiere, die nicht Zielobjekt der Vernichtung durch Pesti­
zide sind, zumal sie als sogenannte Nützlinge einzustufen 
sind, sind in der Plantage in der Artenzahl auf ca. die Hälfte 
reduziert und teilweise in der Dominanzfolge erheblich ge­
stört (Abb. 3). 

Schließlich wurden mit Hilfe je einer Fensterfalle Fluginsek­
ten in Plantage und Obstwiese gefangen (Abb. 4). 

Die lndividuenzahl ist in der Obstwiese im Mittel 7mal grö­
ßer als in der Plantage. Krasse Unterschiede zeichnen sich 
hier bei Nützlingen und Schädlingen gleichermaßen ab. Eine 
selektive Reduzierung der Schädlinge unter Schonung der 
Nützlinge ist nicht zu beobachten. 

2 Artenschutz in landwirtschaftlichen lntensivgebieten 

Alle Biotopschutzmaßnahmen sind auch Artenschutzmaß. 
nahmen. Spezielle Maßnahmen des Artenschutzes in land­
wirtschaftlichen lntensivgebieten könnten nur solche Arten 
betreffen, die die Agrarlandschaft als offenen Raum im Rah­
men bestimmter biologischer Anpassungen bevorzugen 

oder benötigen und hier durch Kriterien wie Seltenheit, wis­
senschaftliche Bedeutsamkeit, ökolog ische Stabil isat ions­
wirkung oder ähnliche Merkmale ausgezeichnet sind. 

Am Beispiel des Neuntöters soll dargelegt werden, wie un· 
sinnig es ist, Artenschutz als isoliertes Maßnahmepaket zu 
diskutieren. 

Würde jemand versuchen, den Neuntöter in einem Gebiet, 
aus dem er durch landwirtschaftliche lntensivierungsmaß· 
nahmen vertrieben wurde, wieder heim isch zu machen, in­
dem er ein oder mehrere Tiere aussetzt und ein Schlehenge­
büsch pflanzt, so würde er vermutlich eine der folgenden Er­
fahrungen machen: Der Neuntöter fliegt weg - der Neuntö­
ter stirbt an Unterernährung - der Neuntöter st irbt an Ver­
giftung - der Neuntöter wird durch interspezifische Kon­
kurrenz vertrieben oder als Beutetier getötet - der Neuntö­
ter überlebt zwar als Individuum, aber es entsteht keine 
Oberlebensfähige Population. 

Der Mißerfolg einer solchen isolierten sektoral betriebenen 
Artenschutzmaßnahme ist vorprogrammiert. 

Erfolg dagegen verspricht ein Maßnahmenbündel wie: 

- Anpflanzung mehrerer Hecken, 

Ausweisung extensiv genutzter oder ungenutzter Flä· 
chen als Lebensraum für potentielle Beutetiere, 

Reduktion des Einsatzes von Pflanzenbehand lungsmit· 
teln . 
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Abb. 2: Ressourcennutzung durch Vögel in einer Obstwiese (oben) 
und in einer intensiv bewirtschafteten Obstplantage (unten). Vogel­
einflüge schraffiert , Überflüge weiß, N = Gesamtzahl der Beobach­
tungen. 

Alle genannten Maßnahmen aber sind im wei teren Sinne 
Biotopschutzmaßnahmen. In dem gewählten Beispie l 
braucht dann das Aussetzen des Neuntöters voraussieht· 
lieh nicht mehr vorgenommen werden, da sich die Tiere von 
selbst wieder einfinden werden, sobald sich die neu ange­
legten Strukturen entwickelt und stabilisiert haben. 
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Abb. 3: Dominanzfolge (Punktl inie) und Artenzahlen (schraffiert) 
von Laufkäfern und Spinnen in Obstwiese (oben) und Plantage 
(unten). 
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Artenschutz im Sinne isolierter, bedrohte Tierarten unmittel· 
bar betreffender Maßnahmen ist in landwirtschaftlichen ln­
tensivgebieten und vermutlich auch darüber hinaus wir­
kungslos, ja vielleicht sogar schädlich, da Zei t, Geld und 
Kräfte bei minimaler Erfolgschance gebunden werden. 

Artenschutz ist i. d. R. die natürl iche Konsequenz eines 
sinnvollen, ökologisch fund ierten Biotopschutzes. 

3 Forschungsdefizite und -ziele 

Gerade im Hinblick auf Ressourcenangebot und Lebensbe­
dingungen fre ilebender Tierarten in landwirtschaftlichen ln­
tensivgebieten ist unser Kenntnisstand noch sehr gering. 
Ein besonderer Bedarf besteht an langfrist igen, experimen­
tell angelegten Freilanduntersuchungen, die Korrelat ionen 
zwischen anthropogen beeinfl ußbaren Umweltparametern 
und Artenbestand erlauben. 

Beispiele für Fragestellungen in dem geschilderten Zusam­
menhang sind: 

- Wie wirkt sich ei ne Einschränkung chemischer Hilfsmit· 
tel auf Wiederbesiedlungsprozesse aus? 

Welche Entfernungen dürfen Feldgehölze höchstens 
voneinander haben, um in landwirtschaftlichen Intensiv­
gebieten als »Trittsteine« angenommen zu werden?-

Welche Rolle spielt die vorherrschende Windrichtung 
bei Wiederbesiedlungsprozessen längs linearer Land­
schaftsstrukturelemente? 

Welche Rich twerte für die Ausstattung von Feldgehölzen 
hinsichtlich Flächengröße, Strukturvie lfa lt, Pflanzenar­
tenzusammensetzung bezogen auf verschiedene Tier­
gn,ippen sind anzustreben? 

Bis zu welcher Tiefe wirken landwirtschaftliche Maßnah­
men in angrenzende naturnahe Biotope ein bei stufenar­
t igen Rändern bzw. naturnahen Saumbiozönosen? 
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Abb. 4: Vergleich der Fluginsekten in Prozentanteilen von Obstwie­
sen (schraffiert) und Plantagen (gepunktet). 



4 Zusammenfassung 

Der Naturschutz hat einen flächendeckenden Anspruch. Sei­
ne Ziele erstrecken sich auch auf landwirtschaftliche lnten­
slvgebiete. 

Der Biotopschutz in landwirtschaftlichen lntensivgebieten 
läßt drei Schwerpunkte erkennen: 

Naturnahe Strukturen (Feldgehölze, Hecken, Feuchtge­
biete etc.) erhal ten oder, wo nicht mehr vorhanden, neu 
schaffen. 

Reduktion im Einsatz von Pestiziden und chemischen 
Hilfsmitteln aller Art. Ausnutzung biologischer Schäd­
lingsbekämpfung und des integrierten Pflanzenschut­
zes. 

Unter Beachtung großräumiger Zielvorstellungen ist mit 
geeigneten Mitteln die lsolationswirkung der lntensivge­
biete abzubauen. 

Artenschutz ist die natürliche Konsequenz s innvol ler, ökolo­
gisch fundierter Biotopschutzmaßnahmen. 

Ein wei teres Beispiel für einen außerordent lich einförmigen Wirtschaftsweg, der zudem noch asphaltiert ist und daher keine Voraussetzungen 
als Lebensraum für die Fauna bietet. Foto: J . Borchert 

195 



Wolfgang Haber 

Maßnahmen der Landespflege in landwirtschaftlichen lntensivgebieten 
und ihre Auswirkungen auf den Naturhaushalt 

Die Landespflege trägt Verantwortung für den Zustand und 
die Entwick lung des gesamten Landes, insbesondere für die 
in ihm verfügbaren Naturgüter und -kräfte, und kann daher 
keinen Landesteil, keinen Landnutzer und keine Landbean­
spruchung unberücksichtigt lassen. Sie geht dabei von den 
in Ökosystemen organisierten natürlichen Vorgängen und 
Abläufen aus, die sie als das eigentlich Beständige der Lan­
desnatur ansieht, vernachlässigt aber dabei keineswegs 
den Menschen und seine Wirtschaft. Wenn diese dennoch 
manchmal in den Hintergrund zu treten scheinen, dann liegt 
dies in der Einseitigkeit der technisch-zivilisatorischen Ent­
wicklung der letzten 100 Jahre begründet, bei der die ökolo­
gischen Grundlagen und Probleme vernachlässigt oder miß­
achtet wurden - eine Tatsache, die den raschen Aufschwung 
von Technik, Wirtschaft und Wohlstand mitbedingte. Sie 
zwingt die Landespflege heute, die ökologischen Fragen 
ebenfalls mit einer gewissen Einseitigkeit zu betonen. 

Wie an anderer Stelle näher ausgeführt wurde (HABER 
1982), ist die Landwirtschaft (und mit ihr der gesamte primä­
re Wirtschaftssektor) von dieser Vernach lässigung oder 
Mißachtung des Ökologischen ebenfalls betroffen, da sie 
sich info lge der kaum wandelbaren biologischen Rhythmen 
nur schlecht dem Maßstab der industriellen Erzeugung (mit 
dem Fließband als Symbol) anpassen kann. Da aber die 
Landwirtschaft als Erzeugerin der Nahrung in einer arbeits­
teiligen Gesellschaft absolut unverzichtbar und unersetzbar 
ist -und, wie erwähnt, auf biologische Methoden angewiesen 
ist - gebührt ihre eine volkswirtschaftliche Sonderstellung, 
die sie aber bis heute nicht erreichen konnte. Daher muß 
sich die Landwirtschaft, so gut sie kann, an die allgemeine 
wirtschaftliche Situation und Entwicklung anpassen. Diese 
Anpassung bedeutet die Intensivierung der landwirtschaftli­
chen Bodennutzung, des Einsatzes von Arbeit, Stoffen und 
Maschinen sowie die Veränderung der ländlichen Wirt­
schaftsstruktur zugunsten dieser Intensivierung. 

Intensive und extensive Nutzung aus ökologischer Sicht 

Was heißt »Intensivierung der Nutzung" aus ökologischer 
Sicht? Zunächst muß der Begriff der Nutzung auf die biolo­
gische Stofferzeugung im Ökosystem bezogen werden, ge­
nauer gesagt auf die Erzeugungsrate oder Produktivität, 
die eine nachhaltige Erzeugung kennzeichnet (vgl. 
ODUM/OVERBECK 1980, Bd. 1, S. 62 ff.). In jedem natürli­
chen Ökosystem wird ständig »Biomassen erzeugt, aber für 
den »Betrieb« oder Eigenbedarf des Systems auch großen­
teils wieder verbraucht. Für eine Nutzung als Stoffentnahme 
(Ernte) aus dem System steht nur die Nettoproduktivität zur 
Verfügung, die nicht für den Eigenbedarf benötigt wird. 
(Dies gi lt jedoch nur in quantitativer Hinsicht; qualitativ ist 
der »Eigenbedarf«, vor allem für die Aufrechterhaltung der 
Ökosystemstruktur, z. B. der »Architektur« der Pflanzen, 
durchaus gesondert einzuschätzen.) · 

Eine gelegentliche, d. h. nicht regelmäßige (unperiodische) 
geringe Stoffentnahme aus einem Ökosystem ist ökolo­
gisch als »extensive Nutzung« zu verstehen. Durch sie wird 
das genutzte Ökosystem, dem nur verhältnismäßig wenig 
Biomasse entzogen wird, nicht wesentlich verändert. Seine 
Produktivität bleibt erhalten. Beispiele extensiver Nutzung 
sind plenterartige Nutzung von Wäldern oder Beweidung 
dur~h wandernde Viehherden. 
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Der Übergang von nicht regelmäßiger zu regelmäßiger Stoff­
entnahme leitet bereits zur intensiven Nutzung über, kann 
sogar als deren erste Stufe bezeichnet werden. Denn allein 
damit wird dem Ökosystem mehr Biomasse als bei extensi­
ver Nutzung entnommen. Nur1 kommt es darauf an, ob das 
so genutzte Ökosystem den regelmäßigen Stoffentzug, der 
eine Belastung darstellt, nverträgtu, d. h. ob sein Produk­
tionspotential erhalten bleibt. Dies hängt ab von der Länge 
der Zeitabschnitte zwischen den einzelnen Stoffentnahmen 
(Frequenz) sowie von der Art und Menge der entnommenen 
Stoffe. 
Es kann sich unter rege lmäßiger Stoffentnahme ein neues 
Gleichgewicht im genutzten Ökosystem herausbilden, des­
sen Charakter sich allerdings (durch Sukzession) wandelt. 
So entsteht durch regelmäßige Beweidung von lichtem Wald 
- je nach Boden und Klima - mit der Zeit Grasland oder 
Heide. Grasland-Ökosysteme vermögen sich infolge der ho­
hen Regenerationsfähigkeit vieler Gräser und Kräuter so­
wohl an Mäh- als auch an Weidenutzung bestimmter Intensi­
tät und Regelmäßigkeit anzupassen. · 

Werden Intensität und Frequenz der Stoffentnahme gestei­
gert, erschöpft sich das Produktionspotential des genutzten 
Systems über kurz oder lang. Zu seiner Erhaltung sind 
künstliche Stoffzufuhr (als Ersatz der entzogenen Substan­
zen) und Pflegemaßnahmen erforderl ich . Dies sind zu sä tz-
1 ic h e (zur Nutzung!) Eingriffe in das System, die u. U. Ver­
änderungen auslösen - die, wenn unerwünscht, durch wei ­
tere Eingriffe verhindert oder beseitigt werden müssen. Ein­
griffe und Antworten des Systems können daher einem 
selbstverstärkenden Prozeß unterliegen. Die Intensivierung 
der Nutzung eines n a t ü rl i eh aufgewachsenen Ökosystems 
stößt damit an unüberschreitbare Grenzen; Beispiele bieten 
intensiv genutzte Grünlandbestände einschließlich Rasen, 
Niederwälder, Fischteiche natürlichen Ursprungs. 

Eine weitere Intensivierung der Nutzung ist nur möglich, 
wenn eigene »Nutz-Ökosysteme« geschaffen und in ihrer 
Entwicklung auf größtmögliche Stoffentnahme hingelenkt 
werden. Dabei wird in der Regel von den drei Funktionsgrup­
pen eines natürlichen Ökosystems (Produzenten, Konsu­
menten, Destruenten) nur eine, und zwar in Reinkulturen je­
weils ·einer Art, verwendet und durch Schaffung optimaler 
Bedingungen des Wachstums oder Gedeihens zu Höchstlei­
stungen gebracht. Ein Gleichgewicht wird in diesen Nutz­
Ökosystemen (z. B. Weizen- oder Maisfeld, Fichtenforst, 
Schweinegroßbestand), wenn überhaupt, nur kurzzeitig er­
reicht oder angestrebt. Das System beruht auf ständigen 
Eingriffen, ohne die es nicht existieren kann. Die Intensivie­
rung stößt aber auch hier auf Grenzen, die in der individuel­
len Leist ungsfähigkeit der Nutz-Organismen, in den Bezie­
hungen zwischen diesen (z. B. Konkurrenz), in der mit Rein· 
kulturen zwangsläufig verbundenen Befallsgefahr durch 
Konkurrenzarten, Schädlinge und Krankheiten, sowie in der 
begrenzten Manipulierbarkeit des Teilsystems Boden lie· 
gen. Die letztgenannten Grenzen sind hervorzuheben, weil in 
den agrarischen und forstlichen Nutz-Ökosystemen der Bo­
den nicht ngeschaffen« wi rd, sondern natürlichen Ursprungs 
ist und stets eine gewisse komplexe Empfindlichkeit behält. 

Eine intensive Nutzung kann ökologisch definiert werden 
als permanent wirksamer oder ständig wiederholter, stark 
verändernder Eingriff in Landschaftshaushalt und Land­
schaftsbild. 



Grenzen der Intensivierung 

Wie soeben dargelegt, stößt die Intensivierung eines Nutz. 
Ökosystems auf biologische Grenz.en, die aber immer wie­
der als Herausforderung zu ihrer Überwindung (oder Umge­
hung) aufgefaßt werden. Diese Grenzen betreffen aber nur 
das Nutz-Ökosystem (Acker, Forst, Tierbestand) als solches. 
Die in tensivierenden Eingriffe und Maßnahmen treffen dar­
über hinaus aber auch dessen Umgebung, die entweder aus 
anderen Nutz-Ökosystemen oder aus naturbetonten Ökosy­
stemen (»Biotopencc) besteht, und belasten oder stören die­
se. (Es kann hier nicht näher darauf eingegangen werden, 
daß solche »Nachbarschafts-Belastungen« eine auf dem 
Entropiegesetz beruhende zwangsläufige Begleitwirkung je­
der individuellen Intensivierung sind.). 

Somit stößt intensive landwirtschaftli che Nutzung auch au­
ßerhalb der Nutzflächen auf Grenzen, die entweder von der 
Belastbarkeit der hier vorkommenden Ökosysteme oder 
auch von Zielsetzungen des Naturschutzes gezogen wer­
den. 

Für die Landespflege sind bereits die lntensivierungsfolgen 
innerhalb der Nutz-Ökosysteme nicht gleichgültig, weil Bo­
denerosioo und -verdichtung, Fremd- oder Schadstoffanrei­
cherung oder der Verlust des Biotopwertes von Äckern nicht 
nur Probleme des jeweil igen Nutzers oder Grundbesitzers 
sind. Noch mehr Aufmerksamkeit muß die Landespflege 
aber auf die lntensivierungsfolgen richten, die von den in­
tensiv bewirtschafteten Parzellen ausgehen und ganze Ge­
markungen treffen. 

Allgemeine Gründe und Beurteilung der Intensivierung 

. Verschiedene Vorträge und zahlreiche andere Veröffentli­
chungen (z. B. »Beachtung ökologischer Grenzen bei der 
Landbewirtschaftung«, 1981 ; »Innovationen im Agrarsektor 
- Möglichkeiten und Grenzenu, 1982) bringen zum Aus­
druck, daß von landwirtschaft lichen lntensivgebieten über­
wiegend nachteilige Wirkungen auf den Naturhaushalt aus­
gehen. Es ist daher nicht verwunderlich, sondern sogar zu 
erwarten, daß viele Fachleute der Landespflege sowie die 
Naturschutzverbände seit Jahren von der Landwirtschaft 
fordern, auf eine hohe Bewirtschaftungsintensität oder gar 
ihre Steigerung zu verzichten. Diese Forderüng wird von 
agrarwissenschaftlicher Seite durchaus ernstgenommen 
(STEFFEN 1982). 

Andererseits wird aber auch deutlich, daß die landwirt­
schaftliche Intensivierung und ihre Folgewirkungen diffe­
renziert betrachtet werden müssen, um dieser Zeiterschei­
nung gerecht zu werden. Wenn Ökologie die Lehre von den 
Vernetzungen und zusammenhängen ist, dann kann sie sich 
njcht gegen eine landwirtschaftliche Intensivierung 
schlechthin wenden, sondern muß nach den Ursachen su­
chen. Weltweit gesehen wird eine landwirtschaft l iche Inten­
sivierung durch die kaum gebremste Bevölkerungszunahme 
erzwungen, auch wenn diese regional und kontinental unter­
schiedl ich verläuft. Viele Länder der Dritten Welt können 
überhaupt nur durch Intensivierung der Bodennutzung einen 
gewissen Selbstversorgungsgrad erreichen und damit vor 
einer übertriebenen Industrialisierung bewahrt werden, die 
ökologisch und soziologisc.h problematisch wäre. Dag~gen 
spielt in Europa und Nordamerika das Argument der Uber­
windung drohenden Hungers auf absehbare Zeit keine Rol­
le. Hier ist es die agrar- und handelspolitisch bedingte wirt­
schaftliche Situation der Landwirte, die einen Verzicht auf 
hohe oder gesteigerie Bewirtschaftungsintensität nicht 
tragbar erscheinen läßt. 

Man kann die Landwirtschaft weder für die Bevölkerungszu­
nahme noch für d ie Agrarpolitik bestimmter Länder oder 
Wirtschaftssysteme verantwortlich machen - obwohl hier 
durchaus Zusammenhänge bestehen! - und ausschließ-

lieh über die Landwirtschaft gegen die Intensivierung vorge­
hen. Darüber hinaus scheint mir jeglicher Landbau eine ge­
setzmäßige Entwicklung von extensiver zu intensiver Nut­
zung zu durchlaufen, die noch nicht überall ausgeschöpft 
ist. Auch aus diesem Grunde ist weniger die Intensivierung 
selbst das Problem, sondern der jeweilige, dem Standort 
und dem Naturraum angemessene Grad der Intensivierung 
bzw. der Nutzungsintensität. Die Beanspruchung von Pro­
duktivitäts-Reserven ist grundsätzlich nicht verwerflich, so­
lange sie nicht zu Lasten anderer Ökosystem-Eigenschaften 
und -Bestandteile erfolgt, und muß ja auch ökologischen 
wie ökonomischen Gesetzen gehorchen (Liebig's Minimum­
Gesetz; Gesetz vom abnehmenden Ertragszuwachs). Eine 
vernünftige Intensivierung der landwirtschaftlichen Nut­
zung muß aber - Ober die jeweilige Betriebsfläche hinaus 
- auf die gesamten landschaftsökologischen Zusammen­
hänge Rücksicht nehmen. 

Landespflegerische Lenkung der Intensivierung 

Um die ökologischen Nachteile intensiver landwirtschaftli­
cher Nutzung und die durch sie bedingten Belastungen des 
Landschaftshaushaltes und des Landschaftsb ildes zu mil­
dern, hat Verf. das Konzept der »differenzierten Bodennut­
zung« (HABER 1972, 1979, SCHEMEL 1976) entworfen, des­
sen - allerdings nur schrittweise mögliche - Realisierung 
als grundsätzlich wichtigste landespflegerische Maßnahme 
in landwirtschaftlich intensiv genutzten Gebieten anzuse­
hen ist. Das Konzept bejaht und bekräftigt den Vorrang land­
wirtschaftlich intensiver Nutzung vor allen anderen Nutzun­
gen in Gebieten mit hochwertigen, fruchtbaren Böden, wie 
er sich aus der Tradition entwickelt hat. Vorrang landwirt­
schaftlicher Nutzung einschl ießlich ihrer Intens ivierung be­
deutet aber nicht, daß auf landespflegerische Gesichts­
punkte wenig oder gar keine Rücksicht genommen wird. Im 
Gegenteil, landwirtschaft liche Vorranggebiete sind heute 
z. T. noch größere »ökologische Problemgebieteu als man­
che städt isch-industriellen Bereiche und müssen genau wie 
diese unter den Primat der Landespflege gestel lt werden. Ei­
ne landschaftsökologisch ausgewogene Situation muß 
überall - nicht nur in Natur- und Landschaftsschutzgebie­
ten angestrebt werden! 

Die landschaftsökologisch problematische Situation inten­
siv genutzter Agrargebiete zeigt sich in verschiedenartiger 
Weise. Zu ihren Indikatoren gehören regional zunehmende 
Bodenerosion, Nitratbelastung des Grundwassers, Boden-

Ein Landschaftsraum, der landwirtschaftlich intensiv genutzt wird; 
lediglich die ehemaligen Stufenrai ne konnten nicht nutzbar gemacht 
werden und verbleiben für den Naturschutz. Foto: J, Borchert 
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verdichtung, Humusschwund und vor allem die Arten- und 
Biotopverarmung im ländlichen Raum. Noch um 1950 konn­
ten überall in landwirtschaftlich genutzten Gebieten zahlrei­
che wildlebende Pflanzen und Tiere existieren, deren Habi­
tate oft erst durch die landwirtschaftliche Nutzung früherer 
Zeiten entstanden waren. Die heutige landwirtschaftliche 
Nutzung ist nicht mehr imstande, diese Habitate aufrecht­
zuerhalten. Artenschutz muß aber sowohl aus sachlichen 
Gründen als auch nach dem Gebot des Naturschutzgeset­
zes auf der gesamten Landesfläche betrieben werden. Er 
bedarf eines integrierten Schutzgebietssystems (siehe Heft 
41 11983 der Schriftenreihe des Deutschen Rates für Landes­
pflege). 

Grundlage eines umfassenden Artenschutzes ist eine räum­
liche Differenzierung der Nutzflächen und Nutzungen, die zu 
einer räumlichen, an die Vielfalt von Ökosystemen gebunde­
nen Struktur- und Artenvielfalt führt. Dabei kommt es weni­
ger auf die Artenvielfalt einzelner Systeme oder Biotope an, 
die meist im Vordergrund des Interesses von Pflanzen- und 
Tierökologen steht, sondern auf den häufigen Wechsel der 
Systeme im Raum. Eine wichtige Bedeutung haben dabei 
die Schlaggrößen. 5 ha-Schläge sind ein brauchbarer Kom­
promiß zwischen Ansprüchen moderner Bewirtschaftung 
und solchen des Artenschutzes, wie auch der Erhaltung der 
»Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und Land­
schaft« (§ 1 Absatz 1 des Bundesnaturschutzgesetzes von 
1976); eine Schlaggröße von 10 ha sollte jedoch nicht über­
schritten werden. Diese Schläge können dann intensiv be­
wirtschaftet werden, sofern für Vermeidung anderer Bela­
stungen gesorgt wird (Boden- und Grundwasserschutz). 

Intensivierungs-Beschränkungen 

Neben dieser auf Schlaggrößen, -gestaltung und Frucht­
wechsel zielenden Differenzierung der Bodennutzung be­
steht eine weitere landespflegerische Maßnahme in land­
wirtschaftlich genutzten Gebieten darin, im Durchschnitt 
10 % der Fläche von intensiver Nutzung oder weiterer Inten­
sivierung auszunehmen. In den intensiv genutzten Agrarge­
bieten mit hochwertigen Böden genügen 3-8 % solcher 
»Biotopflächen«, was in vielen Gebieten, wie z. B. Untersu­
chungen von KAULE (1980) im Ochsenfurter Gäu gezeigt ha­
ben, praktisch die Erhaltung des jetzigen Bestandes (z. B. 
Wegraine, Hangkanten, Talgründe) bedeuten würde. Nicht 
intensiv oder weniger intensiv genutzte Flächen heißt kei­
neswegs Ausschluß jeder Nutzung ; häufig sind Flächen 
oder Plätze verfügbar, deren intensive Bewirtschaftung 
nicht (mehr) lohnt. Bei Flurbereinigungen kann und sollte ei­
ne solche Forderung planmäßig verwirklicht werden. 

Sogenannte alternative Landbewirtschaftungsweisen wer­
den seitens der Landespflege wohlwollend betrachtet, weil 
sie geeignet sind, die von der landwirtschaft lichen Nutzung 
ausgehenden landschaftsökologischen Belastungen und 
Nachteile eher zu vermeiden als die moderne, technisch­
chemisch orientierte Landwirtschaft. »Alternativ« wirtschaf­
ten heißt aber nicht zwingend »extensiv« oder »Weniger in­
tensiv« wirtschaften! Intensive Landbewirtschaftung unter 
betont sparsamem Einsatz von Fremdenergie und von Che­
mikalien, mit vielgliedrigen Fruchtfolgen, planmäßiger Hu­
muswirtschaft, Kombination von Ackerbau und Viehhaltung 
sowie bevorzugter Verwendung von Wirtschaftsdünger und 
Kompost muß andererseits nicht unbedingt unter »alternati­
vem Landbau« eingeordnet werden, sondern wird allen land­
wirtschaftlichen Betrieben empfohlen und liegt auch im Sin­
ne der Landespflege. 
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Ebenso befürwortet die Landespflege die Anwendung neuer 
Erkenntnisse der Düngungs- und Pflanzenschutztechnik, 
z. B. die Stickstoffdüngung nach der Nm in-Methode, die Be­
achtung von Schadensschwellen bei der Unkraut- und 
Schädlingsbekämpfung, d ie sog. Bandspritzung oder die 
punktuelle Ablageru ng von Pflanzenschutzmitteln, die nähr­
stoffsparende Aufbereitung und bodenschonende Ausbrin­
gung von Gülle. 

Maßnahmen der Landespflege haben nicht das Ziel, die 
Landwirtschaft zu beeinträchtigen, zumal sie deren ökolo­
gisch bedingte Sonderstellung in der Volkswirtschaft aner­
kennt. Da die Landwirtschaft nach dem Naturschutzgesetz 
ja nicht nur Nahrungsmittel produzieren, sondern auch dem 
Naturschutz und der Landschaftspf lege dienen soll, ist ihr 
wohl zuzumuten, auf durchschnittlich 10 % ihrer Grundflä­
chen ihre Leistungsfähigkeit nicht voll auszuschöpfen - zu­
mal das Ergebnis dieser Ausschöp fung auch aus volkswirt­
schaft licher Sicht prob lematisch wäre. Betriebswirtschaft­
lich dürfen den Landwirten daraus freilich keine Nachteile 
erwachsen - eine Forderung, die allerdings nicht mit öko­
nomischen Instrumenten verwi rklicht werden kann, sondern 
politisch zu lösen ist. Hierzu bietet der Hinweis der Landes­
pflege auf die ökologisch zu begründende Sonderstellung 
der Landwirtschaft in Gesellschaft und Wirtschaft eine 
wichtige Vorgabe. 
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Günther Graf Finckenstein 

Alternative Landbaumethoden in landwirtschaftlichen lntensivgebieten 
aus der Sicht der Praxis 

Ich bin praktischer Landwirt und Verwalter eines Ackerbau­
betriebes in Düren im Rheinland. Ich bitte um Entschuldi­
gung, wenn ich mich nicht so gut vorbereiten konnte, weil 
wir in einem Aussied lungs-Prozeß begriffen sind, und es war 
sehr schwierig, sich einen Tag herauszulösen. Ich habe mir 
nur im Zuge ein paar Notizen gemacht und will hier frei von 
der Leber einiges sagen und dann bitten, die Fragen, die 
noch offenstehen, zu stellen, damit das Informationsbedürf­
nis zufriedengestellt wi rd. 

Ich bin also Verwalter eines Betriebes, habe selber 1945 
Landwirtschaft gelernt, habe selber zwischen 1955 und 66 
eine eigene Pachtung gehabt, einen kleineren Betrieb, 25 ha, 
1 Jahr Landbauschule, bin also fast ununterbrochen in der 
Praxis gewesen. Ich glaube, deswegen die Dinge einigerma­
ßen beurteilen zu können. 

Der Betrieb, den ich zu betreuen habe, gehört der Familie 
Prym in Düren. Er ist ca. 105 ha groß, davon sind etwa 90 ha 
Acker, 10 ha sind Grünland und 6 ha haben wir in Weide an­
gelegt für die Kühe. Das Klima ist relativ günstig, die Böden 
sind sehr gut. Bewirtschaftet wird der Betrieb von einem mit­
arbeitenden Verwalter, das bin ich, einem Schlepperfahrer, 
der schon 25 Jahre auf dem Hof ist - das ist sehr günstig, 
das gibt es heute kaum mehr - einem Gehilfen, der die Kü­
he versorgt , 3 Lehrlingen; wir haben eine relativ vielseitige 
Fruchtfolge, die ist achtjährig, der Betrieb baut zwei Jahre 
Kleegras, dann kommt der Raps, wahlweise mit etwas Hack­
frucht, danach Winterweizen, dann Roggen, danach kommt 
ein Hackfruchtschlag bestehend aus Zuckerrüben, etwas 
Grobgemüse, Rote Beete und Möhren, etwas Kartoffeln für 
den Eigenbedarf und Futterrüben. Danach folgt ein Sommer­
weizen und dann wieder ein Winterroggen. Ich beschreibe 
den Betrieb ganz kurz, nur damit eine Diskussionsgrundlage 
besteht. 
Die Düngung .erfolgt mit betriebseigenem Mist, Gründün­
gung und Rückständen der Fruchtfolge. Die Bodenbearbei­
tung ist flach, wir pflügen auf unseren Böden flach mit Un­
tergründern. Es werden konsequent Konstellationen berück­
sichtigt, die auf der Versuchsarbeit der Frau Maria THUN be­
ruhen, die seit 30 Jahren sehr fleißig und gründlich durchge­
führt wird. Biologisch-dynamische Präparate werden relativ 
i nten~iv eingesetzt. Wir präparieren die Miste und wenden 
bei !3oden und Pflanzen entsprechende Pflegemittel an. Die 
Erträge haben sich gut entwickelt, sie sind sicher bei vielen 
Früchten nicht so hoch, wie beim herkömmlichen Anbau. 
Trotzdem sind sie überraschend hoch. Beim Weizen liegen 
sie durchschnitt lich bei etwa 50 dz/ha. Wir haben sehr viele 
Fruchtfolgeexperimente in den letzten Jahren gemacht und 
infolgedessen waren die Erträge auch sch~ankend, aber wir 
haben inzwischen dazugelernt. 

Die Roggenert räge liegen bei 40 dz/ha, der Zuckerrübenbau 
fängt jetzt erst wieder an, bei uns eine gewisse Rolle zu spie­
len; in den letzten Jahren haben wir mit sehr gutem Erfolg 
Feldgemüse gebaut. Erst jetzt fangen wir wieder an, Zucker­
rüben zu bauen. Ich bin dabei, den Zuckerrübenanbau me­
thodisch zu verbessern. Im letzten Jahr haben wir etwa 400 
dz geerntet, das ist natürlich viel zu wenig, gemessen an den 
üblichen Erträgen. Aber das läßt sich sicher noch wesent­
lich verbessern. 

Jetzt ganz kurz zur Viehhaltung: Wir halten 40-50 Kühe mit 
Nachzucht und ein paar Schweine für Hausbedarf und ein 
paar Schafe. 

Zur finanziellen Situation ist zu sagen, daß wir wesentlich 
bessere Preise erzielen als im herkömmlichen Anbau. Wir er­
zielen z. B. für das Brotgetreide ca. 60 DM/Zentner, das ist 
höl'ler als die Großhandelspreise im Demeter-Bereich. Aber 
wir haben jetzt auch einen Direktabsatz an einige Bäcker 
entwickelt. Das bedeutet nicht immer gleich höhere Brot­
preise für den Verbraucher, weil diese Bäcker meist ökono· 
mischer arbeiten, da diese ganzen großen umständlichen 
Wege - Großmühlen, Großfabriken, lange Transportwege, 
keine Lagerung - fortfallen ; dadurch kommen die Verbrau­
cher an ein sehr gutes Brot, das in vielen Fällen sogar billi­
ger ist als das Vollkornbrot im Laden. Wenn man die 
Trockensubstanzgehalte zugrunde legt, dann kann man 
nicht davon reden, daß es zu teuer ist. 

Bei Gemüse ist es so, daß wir einen gewissen Absatz an in­
dustrielle Verarbeiter"haben. Die Preise sind auch recht gut. 
Wir erzielen für die Möhren etwa 25 DM/dz. Für Zuckerrüben 
haben wir einen wesentlich besseren Preis : 20 DM/dz. Die fi­
nanzielle Situation stellt sich so dar, daß wir auf der einen 
Seite natürlich ganz erhebliche Einsparungen an Aufwen­
dungen im Bereich der Agrochemikalien haben, vergleichba­
re Betriebe geben etwa im Rheinland 70.000,-- DM aus, das 
ist relativ wenig. Ein ehemaliger Nachbar von mir (bei gleich 
großem Betrieb) gibt 100.000 DM aus, und im nächsten Jahr 
werden es 125.00 DM sein, weil die Preise und Aufwendun­
gen steigen. Das sind ganz erhebliche Aufwendungen . Auf 
der anderen Seite ist es so, daß man nicht unterschätzen 
darf, daß die relativ arbeitsintensive Methode, d ie wir durch­
führen, sprich Kuhhaltung mit Futterwerbung und Mistkette, 
doch zunehmend einer ganz erheblichen Kostenexplosion 
unterworfen ist. In den ersten Jahren der Bewirtschaftung 
mit Kühen - seit 1968 -"- war das noch wesentlich besser. 
Und wie es vor allem die Landwirte wissen, sind die Arbeits­
kosten in den letzten Jahren fast inflationell gestiegen. Das 
hat natürlich unsere Wettbewerbsfähigkeit geschmälert, 
weil damit die Einsparung der Kosten für Agrarchemikalien 
nicht so zum Tragen kommt. Da liegt natürl ich auch die 
schwache Seite der ökologischen Bewirtschaftung. 

Ich will deshalb ganz kurz einmal auf die Expansionsmög­
lichkeiten dieses Landbaues eingehen. Sie dürfen bei mir 
davon ausgehen, daß ich fest davon überzeugt bin , daß ich 
das ökologische Wirtschaften für d ie vernünftigste Method'e 
halte. Nur zur Erklärung meiner eigenen Posit ion möchte ich 
sagen, daß ich im Grunde genommen davon ausgehe, daß 
es schon ein großer Fortschritt wäre, wenn mehr landwirt­
schaftliche Betriebe sich ökologisch orientieren würden. Ich 
habe versucht, bei einem rheinischen Betrieb unserer Größe 
zu überlegen, wie das praktisch aussehen könnte. Ich bin 
nach ganz grober Schätzung zu dem Ergebnis gekommen, 
daß ein Betrieb, vorausgesetzt, daß er den Zuckerrübenan­
bau etwas einschränkt, aber die Zuckerrüben nach wie vor 
herkömmlich vermarktet, etwa den doppelten Weizenpreis 
haben müßte, um bei Umstellung keine finanziellen Einbu­
ßen zu haben. Man kann davon ausgehen, daß die landwirt­
schaftlichen Betriebe und namentlich d ie größeren Lohnar­
beitsbetriebe heute in einer Weise verschuldet sind, wie das 
den wenigsten klar ist. In Holstein ist es so, daß in d iesem 
Musterland der EG, in dem die Entwicklung genau so gelau­
fen ist , wie man sich das vonseiten der EG-Pol itik wünscht, 
Betriebe zu '40 % pleite sind - um es ganz kraß zu sagen -
und man verhindert durch Umschuldung mit Landesmi tteln 
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Massenverkäufe. Wenn das nicht geschehen würde, würden 
die hohen Bodenpreise sinken und die Banken krachen. Dar­
an allein kann man schon sehen, daß nicht die Preise -
ökologische Preise - die gezahlt werden, zu hoch sind, son­
dern daß die Landwirtschaft generell heute keinen kosten­
deckenden vernünftigen Preis mehr bekommt. Das muß man 
ein fach sehen, daß man auch in den herkömmlichen Betrie­
ben zu den heutigen Preisen nicht mehr produzieren kann. 
Das Rheinland ist ein ganz ungewöhnlich begünstigtes Ge­
biet und interessant ist auch, daß der Einkommensrückgang 
in den kleineren Betrieben langsamer gekommen ist wie in 
den großen Lohnarbeitsbetrieben. Was die Expansionsmög­
lichkeiten angeht, so ist das weitgehend eine betriebsindivi­
duelle Frage, gerade die kleineren und mittleren Betriebe, 
die aufgrund ihrer Struktur noch Vieh halten, meit Kühe, 
sind da sehr sehr begünstigt. Im größeren, im Lohnarbeits­
betrieb wird es schwieriger, weil in al ler Regel die Arbeitsin­
tensität, die notwend ig ist, um wenigstens eine ganz einfa­
che Rinderhaltung aufzuziehen, nicht mehr zu erbringen ist. 
Deswegen ist es wirklich sehr unverständlich, an dieser 
agrarpolitischen Zielsetzung der Betriebsvergrößerung fest­
zuhalten, wenn es weder bevölkerungspolit isch noch ökono­
misch noch ökologisch hinhaut. Das ist ein völlig irrationa­
les Problem. 

So ist es also, was die Umstellungsschwierigkeit angeht, 
sehr weitgehend eine Betriebsgrößen-Frage bzw. auch eine 
Frage der Mitarbeiter und es ist natürlich auch einfach die 
Tatsache, daß die Betriebe hoch verschuldet sind, was kei­
ner gern in der Öffentlichkeit zugibt. Aber kein Mensch ist 
gerne bereit, ein Wagnis einzugehen, was dazu notwendig 
wäre, wenn er bis Ober die Ohren drinsitzt. 

Dann spielt natürlich auch eine riesige Rolle - darauf 
möchte ich kurz eingehen - die ganze psychologische Si­
tuation der Landwirtschaft. Im Dritten Reich hat die Land­
wirtschaft für kurze Zeit gute Zeiten erlebt ; abgesehen von 
der ideologischen Si tuation ist da eine vernünft ige Agrarpo­
litik betrieben worden, das muß man ganz deutlich sehen. 
Die Agrarpolitik im Dritten Reich war schon recht vernünftig. 
Nach dem Kriege ging das auch noch so weiter, weil Lebens­
mittel gebraucht wurden und die Landwirtschaft erlebte ei­
ne kurze Blüte nach der Währungsreform und dann ging die 
Musik los, die jeder Ältere noch kennt. Nicht die Wissen­
schaft war es, sondern die Politiker waren es, die die Spe­
zi alisierung der Landwirtschaft gefordert haben. Die Wis­
senschaft hat sie immer abgelehnt und die Wirtschaftspoli­
tiker haben sie gefordert , weil sie in ihrer Unwissenheit indu­
strielle Methoden auf die Landwirtschaft übertragen haben. 

Dann ist der Landwirtschaft jahrelang erklärt worden, sie 
produziere zu teuer, s ie müsse sich spezialisieren. Damals 
hatten die Betriebe alle Vieh, sie hatten ihre Fruchtfolgen , 
sie hatten ihre Menschen. Und nachdem diese Musik ein 
paar Jahre erklungen ist, hat man 1966 die Preise radikal 
runter- und die Landwirtschaft unter Sachzwang gesetzt, 
gleichzeitig stiegen die Löhne und die Kosten für Betriebs­
mittel und die Landflucht nahm im Wirtschaftswunder gra­
vierende Formen an. Und nun kam die große Errungen­
schaft, die Landwirtschaft spezialisierte sich; nun läuft das 
ein paar Jahre und man stellt nun fest, die Rechnung geht 
weder ökologisch noch ökonomisch auf, und nun soll die 
Landwirtschaft wieder schuld sein, es heißt, also jetzt ver­
giftet ihr noch die Menschen. Man muß nun verstehen, daß 
die Landwirte, die eigentlich seit es die Industriegesell­
schaft gibt, immer nur die Prügelknaben der Gesellschaft 
waren, agressiv reagieren, nun aber ihrerseits wieder den 
Fehler machen, Sachzwang und Sache nicht auseinanderzu­
halten, indem sie die Problematik der Situation leugnen und 
sich der gleichen, falschen Argumente bedienen, wie die 
chemische Industrie und die Verfechter der genannten EG­
Politik und damit diese ganz gefährl iche Entwickl ung noch 
fördern. Sie liefern nämlich praktisch den Leuten, die s ich 
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durch ihre falschen agrarpolitischen Maßnahmen als die 
Feinde einer vernünftigen landwirtschaftlichen Entwicklung 
erwiesen haben, die Argumente. Das ist ein Hauptproblem, 
mit dem wir zu kämpfen haben, nämlich Bewußtsein dafür 
zu schaffen, daß wir Sachzwang und Sache auseinanderhal­
ten müssen. Das sind zwei Dinge. Der Sachzwang legt die ei­
gentliche Landwirtschaft lahm, er verhindert, von heute auf 
morgen umzusteigen. Dazu kommt, daß die Qualität in der 
heutigen intensiven Landwirtschaft in erschreckendem Ma­
ße gesunken ist und die ökologische Situation bedrohliche 
Formen annimmt. Und wenn jetzt aus Gründen des Sach­
zwanges, aus taktischen Gründen wei l man Auflagen fürch­
tet - was verständlich ist - jemand versucht das zu leug­
nen, dann liefert er den Leuten, die am Drücker sitzen, die 
Argumente, eine drastische Anhebung der Agrarpreise zu 
verhindern. 

In Frankreich war die Bevölkerung immer schon ein bißchen 
anpassungsfähiger, aufgeschlossen für neue Entwicklun­
gen. Der Homöopath HAHNEMANN, ein berühmter deut­
scher Arzt, wirkte in Deutschland, aber da er im starken Ge­
gensatz zur geltenden Lehrmeinung stand, ist er von einer 
Stadt zur anderen gejagt worden, und erst in Frankreich hat 
man seine Bedeutung erkannt. Interessant ist, daß heute 
auch wieder in Frankreich politische Bestrebungen am Werk 
sind, die dafür sind, der ökologischen Landwirtschaft einen 
rechtlichen Status zu verschaffen, d. h„ den Begriff »biologi­
sche Landwirtschaft« rechtlich zu definieren und allgemein 
anerkannte wissenschaftliche Grundlagen zu liefern, die die 
Übelegenheit biologisch erzeugter Produkte klarstellen. 

Die größte Bank der Welt, eine französische Argiculturbank, 
ist bereits dabei, biologisch arbeitende Betriebe bevorzugt 
zu behandeln, weil sie gemerkt hat, daß es um »d ie Wurst« 
geht. Also, so kann es auch gehen, daß man Sache und 
Sachzwänge auseinanderhält, auf der einen Seite bezügl ich 
der Sachzwänge völlig illusionslos ist, aber in der Sache, der 
katastrophalen ökologischen Situation und der Bedrohung 
der Lebensgrundlagen der Menschheit, auch völlig illusions­
los ist , und einfach aus der Sache heraus, im Rahmen der 
Möglichkeiten, die Konsequenzen zieht. 

Dieser Abschweifer nur zur psychologischen Situation, und 
das erlebt man immer wieder, das wirkt sich auf die ganze 
Beratung aus, d ie Beratung wirft Sache und Sachzwänge 
ständig durcheinander. Bei ö ffentlichen Veranstaltungen, 
wo nur ein Vertreter der chemischen Industrie dabei ist, be­
nimmt sich die Beratung wie toll. Praktisch ist es dann so, 
daß man sich hinter der Wissenschaft versteckt, was ja ir­
gendwo verständlich ist, aber wenn man dann mit wissen­
schaftlichen Argumenten kommt, die Dinge belegen, die den 
Herren unbequem sind, da,nn wischen sie das ganz schnell 
vom Tisch, indem sie entweder unterstellen, die betreffen­
den Wissenschaften seien unseriös oder sie hätten Labor­
fehler gemacht. Das mag aus der psychologischen Situation 
heraus verständlich sein, führt uns aber keinen Schritt wei­
ter. Diese Situation führt auch häufig zu einem sehr schlech­
ten Beratungsstil, das erlebt man immer wieder. Warum 
sagt man den Bauern nicht frisch und frei, die Dinge sind so, 
aber wir können euch nicht raten, sie zu machen, weil ihr 
euch dann in finanzielle Abenteuer stürzt . Es ist der viel bes­
sere St il, als ständig Fakten aus opportunist isch-en Gründen 
zu leugnen. 

Welche Konsequenzen ergeben sich für den Landwirt dar­
aus? Die, die wir also im ökologischen Landbau tätig sind, 
sehen das eigentlich so, daß wir aufgrund dieser genannten 
Tatsachen im Moment ke ine nennenswerten Fortschritte für 
möglich halten. 

Es ist so, daß man solche Dinge immer wieder ansprechen 
muß, um einfach Bewußtseinsprozesse fördern zu helfen, 
aber man darf sich keinen Illusionen hingeben, man ändert 



die Menschen nicht. Die Menschen sind einfach so, und die 
Beratung im Rheinland wird sich nicht dadurch ändern, daß 
ich ihr Moralpredigten halte. Und die finanzielle Situation 
wird auch nicht dadurch gändert, und im EG-Rat wird nicht 
morgen beschlossen werden, daß die Agrarpreise drastisch 
erhöht werden. Praktisch wird sich nicht viel ändern an der 
Gesamtsituation. Auch der integrierte Pflanzenschutz ist 
ein Schlagwort, das als Alibi dient. In der Praxis wird es im­
mer verrückter - ich erlebe das bei meinen Bekannten, die 
herkömmlich wirtschaften. Wenn ich sie im Sommer mal be­
suche, um mir die Felder anzusehen, ist der Aufwand für 
chemische Mittel wieder gestiegen und ein drittes Mittel im 
Rübenbau als Herbizid ist dazugekommen, weil die ersten 
nicht mehr wirken, weil die Unkräuter resistent geworden 
sind. Wir müssen sehen, die Situation wi rd sich in absehba­
rer Zeit nicht ändern. Unsere Aufgabe sehen wir darin, flei­
ßig an der landwirtschaftlichen Methode zu arbeiten, es gibt 
da noch sehr viel zu erarbeiten, wir beherrschen die Land­
wirtschaft noch lange nicht so, wie wir es uns wünschen. 
Wir glauben, daß wir sie besser beherrschen wie im her­
kömmlichen Bereich, aber mit Sicherheit gibt es viele, 
höchst interessante Probleme, an denen wir wei ter arbeiten 
müssen. Das erscheint uns sinnvoller, als von einer Tagung 
zur anderen zu eilen. Weiter müssen wir als ökologisch Ar­
beitende, konsequent mit allen Leuten wissenschaftlich zu. 
sammenarbeiten, die Bildungsvoraussetzungen für eine wis­
senschaftliche Arbeit mitbringen. Denn heute sieht man 
Wissenschaft als etwas an, wie eine Art Orakel, wo man hin­
gehen kann und erhält dan,n ein Patentrezept; das ist sie 
eben nicht. Wissenschaftliche Tätigkeit kann sich nur be­
schränken auf die Beobachtung von Phänomenen und man 
muß sich schon große Mühe geben, diese richtig zu beob­
achten. Die eigentliche wissenschaftliche Tätigkeit liegt in 
der richtigen ·Elnordnung der beobachteten Phäno ­
mene. Und da erlebt man heute sehr häufig, daß die Phäno­
mene so eingeordnet werden, wie es opportun ist, und nicht 
wie es richtig ist. infolgedessen müssen wir uns mit den 
Leuten zusammensetzen, die wissenschaftlich arbeiten 
können, wozu andere Voraussetzungen nötig sind, als den 

meisten klar ist; da gibt es schon sehr qualifizierte Aktivitä· 
ten, und wir werden uns darum bemühen, allen Leuten, die 
wirklich Informationen haben wollen, diese im Rahmen un­
serer Möglichkeiten zu liefern. Das werden Dinge sein, auf 
die wir uns konzentrieren müssen. Zum Ausbi ldungspro­
blem ist mir etwas eingefallen, was mir ganz wichtig er­
scheint. ökologische La11dwirtschaft ist arbeitsintensiver 
und dadurch heute (nicht in allen, aber in vielen Betrieben) 
teuerer, das ist gar keine Frage. Das ist zwar grundsätzlich 
gar kein Nachteil. Es ist ja gut, in einer Zeit steigender Ar; 
beitslosigkeit, mehr Leute in der Landwirtschaft beschäfti­
gen zu können, und es wollen heute zunehmend mehr Men­
schen umsonst in der Landwirtschaft arbeiten. Sie wollen 
nichts haben, sie wollen nur in der Landwirtschaft arbeiten 
dürfen. Die ganze rechtliche Situation ist aber so, daß sie ei­
nen landwirtschaftlichen Betrieb 10.000 DM kosten. Daran 
Ist nichts Zl,J ändern; sie müssen pflichtversichert sein, und 
damit bezal11e11 sie auch den ganzen Mißbrauch sozialer Ein­
richtungen, den ganzen Medikamentenwahnsinn, die gan­
zen Krankenhausneubauten, die reine Renommierprojekte 
sind. Wir können uns also aufgrund der gesetzlichen Gege­
benheiten aus dieser Situation gar nicht lösen. Ich möchte 
an dieser Stelle fragen, ob es nicht Menschen gibt, die sich 
dafür auf politischer Ebene einsetzen können, einen Status 
für solche Menschen zu schaffen: Vielleicht eine Art Um­
weltdienst, oder eine Möglichkeit, den Ersatzdienst im öko­
logischen Bereich ableisten zu dürfen, bei der wenigstens 
die Versicherung vom Staat getragen wird; Voraussetzung 
wäre irgend ein Sonderstatus für Einsatzwillige im ökologi­
schen Bereich. Wir sind immer wieder hilflos, jeden Tag lie­
gen etliche Briefe auf dem Schreibtisch von Leuten, die un­
bedingt arbeiten wollen. Aber wir können sie nicht nehmen 
- Unterbringung, Versicherung - auch dann nicht, wenn 
sie keinen Pfennig wollen. Der Hauptgrund sind die hohen 
Sozialve rsicherungen! Gäbe es nicht Möglichkeiten, sie 
wie Studenten zu behandeln und ihnen den Weg der Ausbil­
dung im ökologischen Bereich, vielleicht auch im Rahmen 
eines noch zu gründenden „freiwilligen Umweltdienstes« zu 
ermöglichen? 

Ein artenarmer Rübenacker in der rheinischen Agrarlandschaft. Foto: J. Borchert 
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Hartmut Bick 

Konventioneller Landbau und Alternativer Landbau aus der Sicht der Ökologie 

Mit den Begriffen »Konventioneller Landbau« und »Alternati­
ver Landbau« werden zwei extreme Positionen der Landwirt­
schaft bezeichnet, die aber durch gewisse Übergänge mit­
einander verbunden sind. 

Der Konventionelle Landbau im strengen Sinne orient iert 
sich bei seinen Landbewirtschaftungsmaßnahmen aus­
schließlich an der Ertragsoptimierung und am Betriebsein­
kommen. Die Produktionsstruktur wird an den Faktorkosten 
(Betriebsmittelkosten) und an den zu erzielenden Produkt­
preisen ausgerichtet. Am stärksten ausgeprägt ist diese 
Tendenz in spezialisierten Betrieben mit reinem Pflanzen­
bau (Getreidebaubetriebe, Zuckerrübenbaubetriebe) oder 
ausschließlicher, intensiver Viehhaltung. 

Der Alternative Landbau im strengen Sinne verfolgt weiter­
gehende Ziele, die als gleichrangig mit dem Ziel Betriebsein­
kommen angesehen werden: So stand ursprünglich das Ziel 
Förderung und Erhalt der Bodenfruchtbarkeit zusammen 
mit dem Wunsch nach verbesserter Nahrungsqualität im 
Mittelpunkt; neuerdings werden zusätzlich die Ziele: Minde­
rung der Umweltbelastung, Produktion schadstofffreier 
Nahrung und Minderung des Verbrauchs an fossiler Ener­
gie, d. h. Minderung der sogenannten Energiebeihilfe, be­
tont. Gleichrangigkeit dieser Ziele kann in letzter Konse­
quenz im Einzelbetrieb zum Verzicht auf Steigerung des Be­
triebseinkommens oder auch zum lnkaufnehmen einer Ein­
kommensminderung führen. Dieses ist leicht, wenn von 
vornherein nur eine Subsistenzwirtschaft betrieben werden 
soll ; schwieriger ist es aber, wenn über die Selbstversor­
gung hinaus zur Ernährung der übrigen Bevölkerung maß­
geblich beigetragen und ein monetärer Gewinn erwirtschaf­
tet werden soll. In diesem Fall kann der Betrieb durchaus 
den Charakter eines lntensivbetriebs annehmen. Der ideale 
alternative Betrieb betreibt dabei kombiniert Pflanzenbau 
und Tierhaltung. 

Zwischen den beiden Extremen gibt es - wie gesagt -
Übergänge: Traditionell ausgerichtete konventionelle Be­
triebe des bis 1950 überwiegend betriebenen Typs mit Pflan­
zenbau und Tierhaltung stellen einen solchen vermittelnden 
Typ dar. Gleiches gi lt für Fälle, in denen im konventionellen 
Bereich integrierter Pflanzenschutz bzw. ein integriertes 
Pf lanzenbausystem konsequent betrieben wi rd. Von der al­
ternativen Sei te her nehmen manche spezialisierten Obst­
baubetriebe eine vermittelnde Position zum integrierten 
Pflanzenschutz betreibenden konvent ionellen Betrieb ein. 

Eine Bewertung der beiden Richtungen aus ökologischer 
Sicht orientiert sich am besten am Ökosystemkonzept, d. h. 
betrachtet den landwirtschaftlichen Betrieb als ein Agrar­
ökosystem und vergleicht dieses mit natürlichen Ökosyste­
men. 

Agrarökosysteme sind ganz allgemein betrachtet, vom Men­
schen zur Produktion von Nahrung pflanzlichen und tieri­
schen Ursprungs ausgestaltete Ökosysteme, in denen der 
Mensch in Organismenbestand, Energiefluß und Stoffkreis­
lauf eingreift und Steuerungsfunktionen übernimmt. Das für 
natürliche Ökosysteme kennzeichnende Selbstregulations­
vermögen wird weitgehend oder ganz durch Fremdregula­
tion seitens des Menschen ersetzt. Agrarökosysteme s ind 
nur so lange stabil, wie der wirtschaftende Mensch seine 
Steuerungsfunktion wahrnimmt. 
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Es ist hier nicht der Raum, auf die Agrar- und Ökosystemge­
schichte Mitteleuropas einzugehen; eines muß aber heraus­
gestellt werden, weil es für die Beurteilung der Auswirkun­
gen der beiden Landbaurichtungen von Interesse ist: Der 
Landbau ganz allgemein prägt entscheidend den Pflanzen­
und Tierbestand und ein mehr als tausendjähriger Landbau 
hat bis 1950 ein vielgestaltiges Geflecht von sehr unter­
schiedlich bewirtschafteten und entsprechend ökolog isch 
mannigfaltigen Agrarökosystemen mit reicher Pflanzen- und 
Tierwelt in unserem Land geschaffen. Seit 1950 haben Inten­
sivierung des Anbaus, Flurbereinigung und Flächenvergrö­
ßerung zusammen mit einer Vereinhe itlichung der Pflanzen­
produktion zu einschneidenden ökologischen Veränderun­
gen geführt. Dies ist eine Folge des Konventionellen An­
baus, der flächenmäßig bei weitem überwiegt. Alternativer 
Anbau wird nach amtlicher Erhebung nur auf 12 500 ha be­
trieben, das entspricht rund 0, 1 % der landwirtschaftlich ge­
nutzten Fläche insgesamt. Selbst wenn man eine Dunkelzif­
fer in der Erhebung annimmt und den Wert verdoppelt, ist 
das ein so geringer Anteil, daß er gegenwärtig für den Bio­
top- und Artenschutz keine ins Gewicht fallende Bedeutung 
hat. 

Worin liegen die wesentlichen Unterschiede der beiden 
Landbaurichtungen? Betrachten wir zunächst die typi­
schen, steuernden Eingriffe des Landwirts im Agrarökosy­
stem, nämlich mechanische Bodenbearbeitung, Fruchtfol­
ge, Düngung und chemischen Pflanzenschutz, also Unkraut­
und Schädlingsbekämpfung mit Pestiziden. 

(1) Bei der mechanischen Bodenbearbeitung sind die Unter­
schiede am geringsten, wenn auch der Alternative Landbau 
zur Schonung der Bodenorganismen der Bodenlockerung ei­
ne stärkere Betonung gegenüber dem Bodenwenden durch 
Pflügen gibt. Gerade hier gibt es aber entsprechende Ent­
wicklungen auch im konventionel len Landbau, ich nenne 
nur das Stichwort »Pfluglose Kultur«. Eine stärkere Ein­
griffsweise des Konventionellen Landbaus ergibt sich aller­
dings daraus, daß hier vergleichsweise mehr Zuckerrüben 
angebaut werden und damit eine gewisse Erhöhung der Bo­
denbearbeitung nötig wird. Dies leitet aber schon zum zwei­
ten Aspekt Ober. 

(2) Bei der Fruchtfolge ergibt sich im Alternativen Landbau 
eine wesentlich größere Palette von Feldfrüchten und Fut­
terpf lanzen. Dadurch entsteht eine bessere Bodendeckung, 
die sowohl Eros ionsgefahren mindert, als auch wildleben­
den Organismen Existenzmöglichkei t bietet. Hier ergibt sich 
also ein deutlicher ökologischer Vorteil des Alternativen 

.Landbaus gegenüber dem Konventionellen. Die Vorteile lei­
ten sich zum Tei l daraus ab, daß auf bestimmte kritische, 
d. h. ohne chemische Pflanzenschutzmittel nicht ertragss i­
cher zu kulti vierende Nutzpflanzen verzichtet wird; es ist 
dies letztl ich der Vollzug eines standortgerechten Anbaus. 
Zum anderen Teil hängt die vielgestaltigere Fruchtfolge 
auch mit dem anteil ig hohen Anbau luftst ickstoffbindender 
Leguminosen zusammen, wom it die Querverbindung zum 
dritten Eingriffskomplex geschlagen wird. 

(3) Bei der Düngung ergeben sich starke Unterschiede zwi­
schen beiden Richtungen. Der Alternat ive Landbau verzich­
tet durchweg auf synthetischen Stickstoffdünger. Er ersetzt 
die natürl ich auch hier auft retenden erntebedingten Stick­
stoffverluste des Agrarökosystems einmal durch Rückfüh-



rung von Stallmist, Jauche und Gülle ; soweit mögl ich auch 
durch andere organische Stickstoffdünger. Dies reicht aber 
nicht aus ; vor allem dann nicht, wenn der Betrieb ökono­
misch gesehen, Gewinn bringen soll. So wird die Stickstoff­
lücke durch Anbau von Leguminosen zum Zwecke der Luft· 
stickstoffbindung geschlossen. Mit dieser Maßnahme kann 
ein natürlicher Stickstoffkreislauf im Agrarökosystem auf· 
rechterhalten werden. Das geht aber nicht bei anderen 
Pflanzennährstoffen; Phosphor und Kalium, manchmal 
auch weitere Elemente, müssen Ober anorganische Dünge­
mittel ersetzt werden. 

Ökologisch vortei lhaft ist der Verzicht auf synthetischen 
Stickstoffdünger insofern, als fossile Energie gespart und 
die Gefahr der Auswaschung von Nitrat gemindert wird. Man 
muß aber auch nüchtern sehen, daß von starker Mist- oder 
Gülledüngung ebenfalls Nitratauswaschungen in beträchtli­
chem Umfang ausgehen können. Der Leguminosenanbau 
als solcher bietet wegen der verbesserten Lebensbedingun­
gen für wildlebende Tiere ökologische Vorteile (s.o.); 

(4) Als letzter Steuerungseingriff muß der chemische Pflan­
zenschutz angesprochen werden. Hier klaffen erhebliche 
Unterschiede zwischen den beiden Landbaurichtungen. Das 
Bestreben des Alternativen Landbaus, auf Pestizide ganz zu 
verzichten, ist ökolog isch gesehen als großer Vorteil heraus­
zustellen. Der Einsatz von chemischen Pflanzenschutzmit­
te ln stellt immer einen starken, nachteiligen Eingr iff in das 
Ökosystemgefüge dar. Besonders gilt das für Insekt izide 
und Akarizide, die stets in beträchtlichem Umfang Nützlinge 
und - ökonomisch gesehen - indifferente Arten direkt 
schädigen. Im strengen ökologischen Sinne gilt diese Tren­
nung Nützlinge - indifferente Arten nicht, da über ökosy­
stemare Verknüpfungen so vielfä ltige wechselseit ige Beein­
flussungen bestehen, daß eigentlich die Mehrzahl der Arten 
stets oder zumindest zeitweilig »nützliche« Funktionen 

wahrnimmt. In jedem Fall stellt der Ei nsatz der genannten 
Mittel deshalb eine mehr oder weniger starke Beeinträchti­
gung der natürlichen Regulationsmöglichkei ten des Ökosy­
stems dar, oft birgt der Pestizideinsatz den Zwang zu weite­
rer, vielfach steigender Mittelanwendung in sich. 

Herbizideinsatz tri fft die Ackerwi ldkräuter und mindert 
durch deren Dezimierung die Nahrungsgrundlage für viele 
Tierarten; darüber hinaus steigert die Beseitigung der Bo­
denbedeckung durch Wildkräuter in vielen Fällen die Ero­
sionsgefahr. Zeitweise Minderung der Aktivität der Bodenle­
bewelt ist eine weitere, ökologisch nachteil ige Folge, die bei 
einer Reihe von Mittel n zu beobachten ist. Auch der Fung i­
zideinsatz bringt in vielen Fällen eine deutliche Beeinträchti­
gung der Bodenorganismen. Wenn diese auch meist bald 
abklingt , so stellt dies doch eine ins Gewicht fallende ökolo­
gische Schädigung dar. 

Von ökologischer Bedeutung ist, daß bei der Ausbringung 
von chemischen Pflanzenschutzmitteln oft die Gefahr einer 
Belastung der Umgebung der behandel ten Kultur besteht. 
Mindestens die unmittelbar benachbarten Raine, Hecken 
etc. werden immer dann getroffen, wenn kein breiter Sicher­
heitsstreifen eingehalten wird. Weitergehende Verdriftun­
gen sind in Abhängigkeit von Ausbringungsform, Gelände­
beschaffenheit u. a. möglich. 

Kommen wir zur Bewertung! Fü r den Bere ich Biotop· und Ar­
tenschutz im ländlichen Raum bringt der Konvent ionelle 
Landbau im engeren Si nne beträchtl iche Nachtei le, der Al­
ternative Landbau hingegen sehr wesent liche Vorteile. Das 
gilt für den Bereich der landwirtschaftlichen Anbauflächen 
ebenso wie für deren Um land oder benachbarte Gewässer. 
Für das Agrarökosystem selbst erö ffnet der Alternative 
Landbau eine stärkere Beteil igung natürlicher Selbstregu la­
t ionsvorgänge bei der Aufrechterhaltung des ökologischen 
Gleichgewich tes. 

Maisfelder müssen in bezug auf die Zusammensetzung der Ökosysteme, ihre Bearbeitungsweise, ihre Jahresperiodizität und den Beschat· 
tungsgrad zu den Hackfruchtfeld-Ökosystemen gerechnet werden. Das Foto zeigt ein Maisfeld Ende Juli mit fast vollständiger Vernichtung der 
Begleitf lora durch Herbizide. Foto: B. Heydemann 
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In der Öffentlichkeit spielt bei der Beurteilung der beiden 
Landbautypen die jeweils erreichbare Nahrungsqualität ei­
ne wesentliche Rolle. Dies zu bewerten, ist nicht die Aufga­
be des Ökologen ; trotzdem folgende Hinweise: Von der all­
gemeinen Nahrungsqualität her gesehen, ist kein eindeuti­
ger Nachweis geführt worden, daß die alternativ erzeugten 
Produkte grundsätzlich besser sind. Vorteile haben diese 
Produkte dann, wenn sie infolge des Anbauverfahrens keine 
Rückstände von chemischen Pflanzenbehand lungsmitteln 
enthalten. Dieses setzt aber voraus, daß tatsächlich auf die­
se Produktionshilfsstoffe ganz verzichtet werden kann. Dies 
ist aber nicht immer einzuhalten. Verzicht auf Fungizide im 
Obstbau beispielsweise ist im kühlfeuchten Klima Mitteleu­
ropas schwer. In den Subtropen und Tropen ist vor allem der 
Verzicht auf Insektizide nahezu unmögl ich, will man nicht 
die Ernte insgesamt gefährden. 

Ein zweiter Umweltaspekt muß im Zusammenhang mit der 
Nahrungsqualität angesprochen werden: die Kontamination 
der Produkte mit luftverunreinigenden Stoffen. Alternativer 
wie Konventioneller Landbau in Mitteleuropa unterliegen 
weitgehend der gleichen starken Immissionsbelastung. Der­
artige Belastungen können nur durch allgemeine umweltpo­
litische Entscheidungen außerhalb der Einflußsphäre des 
einzelnen Betriebes beseitigt werden. 

Abschließend nun zur Kernfrage: Soll aus Sicht eines Ökolo­
gen der Alternative Landbau eine Förderung erhalten, bei­
spielsweise mit öffentlichen Mitteln eine Ausweitung dieser 
Anbauform gefördert werden? Es wäre sicherlich von erheb­
lichem Vorteil, wenn die Zahl der alternativ wirtschaftenden 
Betriebe sich erhöhen würde. Eine ökologisch ins Gewicht 
fallende Ausweitung würde aber bei dem geringen derzeiti­
gen Flächenanteil ein sehr langwieriger Prozeß sein, der 
überdies verschiedenste Widerstände, nicht zuletzt auch 
ökonomischer Art zu überwinden hätte. Mir scheint für d ie 
Umweltpolitik der Bundesrepublik Deutschland ein anderer 
Weg wichtiger und erfolgversprechender hinsichtlich einer 
Entlastung der Umwelt zu sein: nämlich die Modifikation 
des bestehenden Konventionellen Landbaus zugunsten von 
integrierten Anbausystemen. 

Dieser Gedanke geht von folgender Prämisse aus: Ein vo ll­
ständiger Verzicht auf chemische Pflanzenschutzmittel ist 
unter den gegenwärtigen Gegebenheiten nicht möglich, 
wohl aber kann die ökologische Belastung durch gezielte 
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Anwendung einzelner ausgewählter Mittel, durch bessere 
Anwendungstechnik und durch eine ganze Reihe von spe­
ziellen Bewirtschaftungsmaßnahmen ganz wesentlich ver­
mindert werden. Zu diesen Maßnahmen gehören: sachge­
rechte Bodenbearbeitung und Düngung, richtige Sorten-und 
Fruchtfolgewahl, Förderung von Nützlingspopulationen. Al­
le diese Maßnahmen dienen dem Ziel, die Widerstandskraft 
der Kulturpflanzen gegen Schaderreger zu steigern und da­
mit den Einsatz chemischer Pflanzenschutzmittel zu min­
dern. Chemische Pflanzenschutzmittel kommen nur dann 
zur Anwendung, wenn die wirtschaftliche Schadensschwel­
le erreicht ist, d. h. nur dann, wenn diejenige Populations­
dichte einer Schadform erreicht ist, bei deren Überschrei­
tung wirtschaftlicher Schaden zu erwarten ist. Der Einsatz 
chemischer Pflanzenschutzmittel ist also integriert in ein 
ganzes Pflanzenbausystem. 

Das integrierte Pflanzenbausystem gewinnt mit den steigen­
den Preisen für alle Betriebshilfsmittel (Pflanzenbehand­
lungsmittel, Düngemittel) steigendes ökonomisches Inter­
esse. Gelänge es, durch verbesserte Ausbildung und Bera­
tung dem konventionell arbeitenden Landwirt diesen neuen 
Weg zu eröffnen, wäre ökologisch viel gewonnen. Bei die­
sem neuen Weg kann der Kenntnisstand und die Erfahrung 
des Alternativen Landbaus wesentliche Hilfe leisten. Man 
darf allerdings auch nicht übersehen, daß die Agrarpolitik 
im nationalen wie im internationalen Rahmen neuer Zie lset­
zungen bedarf, die außer ökonomischen auch ökologische 
Aspekte gleichberechtigt nebeneinander gelten lassen. 
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Franz·J. Lillotte 

Die Flurbereinigung in landwirtschaftlichen lntensivgebieten 
unter Berücksichtigung der Landespflege 

1 Zur Definition des Begriffs ulntensivgebiet« 

Im Rahmen dieses Kolloquiums wurde der Begriff des lnten­
sivgebietes schon verschiedentlich angeführt. Eine allge­
meingültige Definition hierzu gibt es nicht. Der von mir ver­
tretenen Auffassung kommt die Definitio'n von BLOHM am 
nächsten, der schon im Jahre 1948 in seinem Buch »Ange­
wandte landwirtschaftliche Bet riebslehre« von einer »inten­
siven Kulturlandschaft« spricht, »Wenn sowohl Betriebsor­
ganisation als auch der Einsatz von Arbeit und Kapita l auf 
die künstliche Steigerung der natürlichen Ertragsfähigkeit 
ausgerichtet sind«. Demnach muß man nahezu die gesamte 
landwirtschaftlich genutzte Fläche z. B. des Landes Nord­
rhein-Westfalen als intensiv bewirtschaftet ansehen. Exten­
sive Flächen wie Heideflächen, Feuchtwiesen, Halbtrocken­
und Trockenrasen sind räumlich begrenzt, werden aber wei­
ter bewirtschaftet, obwohl aus landwirtschaftlicher Sicht 
die derzeitige Nutzung kaum rentabel ist. Gleichsam als Ne­
benleistung wird jedoch das Brachfallen dieser Flächen ver­
hindert, so daß deren Eigenarten erhalten bleiben. 

2 Agrarpolitische Entwicklung 

Hatte vor dem Kriege das Streben nach Autarkie bereits zu 
einer intensiven Bewirtschaftung landwirtschaftlicher Nutz­
flächen geführt, so war während des Krieges und in der 
Nachkriegszeit wichtigstes agrarpolitisches Ziel, zur Auf­
rechterhaltung bzw. Verbesserung der Versorgung der Be­
vö lkerung mit Lebensmitteln möglichst große Mengen an 
Nahrungsgütern im eigenen lande zu produzieren. Dies galt 
um so mehr, als auch noch lange nach Beendigung des Krie­
ges wegen Devisenmangels Nahrungsmittel nicht im not­
wendigen Umfange importiert werden konnten. Aspekte der 
Landespflege, d. h. der Landschaftspflege und des Natur­
schutzes, wurden zwar erkannt und teilweise auch berück­
sichtigt, mußten unter den gegebenen Umständen aber ge­
genüber den übrigen Zielen der Agrarpolitik oft zurückste­
hen. 

Das Hauptziel der damaligen Agrarpolit ik, die Erzeugung 
von Nahrungsgütern, wurde durch eine Steigerung der na­
türlichen Ertragsfähigkeit angestrebt, hier insbesondere 
durch Züchtungsfortschritte und Standortverbesserungen, 
darüber hinaus aber auch mit Hi lfe ei nes immer stärkeren 
Landmaschineneinsatzes. 

Da in der heutigen Zeit die Versorgung der Bevölkerung mit 
Nahrungsmitteln, durch Importe begüngstigt, als gesichert 
angesehen werden kann, tritt unter den veränderten und zu­
nehmend verschlechterten wi rtschaftl ichen Rahmenbedin­
gungen ein anderes Ziel der Agrarpolitik verstärkt in den 
Vordergrund, nämlich· die Steigerung der Produktivität der 
landwirtschaftlichen Betriebe. Parallel dazu sind die Zielset­
zungen der Raumordnung darauf gerichtet, der Bevölkerung 
ländlicher Räume verbesserte Lebensbedingungen zu 
schaffen. Für landwirtschaftliche Betriebe sind zu anderen 
Berufsgruppen vergleichbare Lebensbedingungen aber nur 
dann zu erreichen, wenn sich bei produktiver Arbeit ange­
messene Einkommen erwirtschaften lassen. 

Der. sozialökonomische Strukturwandel, der Anfang der ?Oer 
Jahre seinen Höhepunkt verzeichnete, beweist jedoch, daß 
viele Betriebe nicht in der Lage waren, mit der a llgemeinen 

Einkommensentwicklung Schritt zu halten. So mußten im 
Zeitraum von 1970 bis 1975 - wie sich aus den Agrarberich­
ten ergibt - in der Bundesrepublik Deutschland jährlich 
3,3 %, im Zeitraum von 1975 bis 1980 jährlich 2,4 % und im 
Jahre 1981 noch 2,1 % aller Betriebe - teilweise auch al­
tersbedingt - die Bewirtschaftung einstellen. Gleichzeitig 
setzte sich der Trend zu größeren Betriebseinheiten fort. 
Während 1960 bundesweit nur 10 % aller Betriebe 20 und 
mehr ha bewirtschafteten, waren es 1970 bereits 16,3 % und 
1980 schon 26,3 %. Mit dem flächenmäßigen Wachstum 
wurde die tierische Veredlung in den viehhaltenden Betrie­
ben ausgedehnt. 

Ursachen für diesen tiefgreifenden Strukturwandel in der 
Landwirtschaft waren u. a. der enorme Anstieg der Produk· 
tionskosten, ohne daß die Preisentwicklung für landwirt­
schaftliche Erzeugn isse dem folgen konnte, zum Teil aber 
auch die immer zahlreicher werdenden Nutzungsansprüche 
unserer Gesellschaft an Flächen im ländlichen Raum; sei es 
für Zwecke der Siedlung, des Verkehrs, der Gewinnung von 
Bodenschätzen und dergleichen mehr, wodurch ebenfalls 
viele landwirtschaftliche Betriebe zur Aufgabe gezwungen 
wu rden. Dieser Strukturwandel ist noch nicht abgeschlos­
sen. 

3 Flurbereinigung und Rationalisierung 

Die bisherigen Ausführungen machen deutlich, daß die land­
wirtschaftlichen Betriebe zur Rational isierung gezwungen 
sind, um eine hohe Produktivität und mit anderen Bevölke­
rungsgruppen vergleichbare Einkommen zu erreichen, die es 
ermöglichen, auskömmliche Lebensbedingungen fü r die Be­
triebsleiter und deren Familien zu schaffen. 

Die Flurbereinigung ist in der Lage, hierzu einen entschei­
denden Beitrag zu leisten. 

Sie ermöglicht durch eine Neugestaltung der Wege- und Ge­
wässernetze sowie der Wirtschaftsflächen die Anwendung 
neuzeitlicher Bewirtschaftungsmethoden und -techniken, 
d. h. eine kostengünstigere Produktion, und führt damit ins­
gesamt zu einer Verbesserung der Produktions- und Arbeits­
bedingungen der Land- und Forstwirtschaft. 

4 Agrarstrukturverbesserung und Landespflege 

Landespflegeri sche Zielsetzungen waren nach dem Reichs­
naturschutzgesetz von 1935 vornehmlich auf die Erhaltung 
von Landschaftsteilen und bestimmter Landschaftsbe­
standteile ausgerichtet, also der Landschaft in ihrem beste­
henden und früher durch eine geringere Mechanisierungs­
stufe der Landwirtschaft gekennzeichneten Erscheinungs­
bild. 

Etwa zur gleichen Zeit verlangte aber schon die für die 
Durchführung von Flurbereinigungen maßgebliche Reichs­
umlegungsordnu ng von 1936 die Neugestaltung des Umle­
gungsgebietes mit dem Zie l, die Ernährungs- und Selbstver­
sorgungsgrundlage zu verbessern, wenngleich unter der Be­
dingung, daß Erfordernissen des Naturschutzes Rechnung 
zu tragen war. 

Diese beiden, in mancher Hinsicht konträren gesetzlichen 
Auft räge enthielten bereits Zielkonflikte, die jedoch bis in 
die f rühe Nachkriegszeit hinein noch verhältnismäßig gering 
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blieben; denn unter Berücksichtigung der noch weit über­
wiegenden tierischen Anspannung und bei den damit ver­
bundenen geringen Arbeitsbreiten der landwirtschaftlichen 
Geräte waren die überkommenen, oft kleingliedrigen Struk-

. turen der Landschaft für die Landbewirtschaftung nicht be­
sonders hinderlich. 

Eingriffe in diese Landschaftsstruktur erfolgten in verstärk­
tem Maße mit zunehmender Motorisierung, also mit dem 
Übergang von der seit Jahrtausenden gebräuchlichen tieri­
schen zur motorischen Anspannung in der Landwirtschaft, 
dem hierfür erforderlichen Bau zügig geführter und fester 
Wirtschaftswege und dem Einsatz leistungsfähiger und 
nunmehr großflächig arbeitender Landmaschinen. 

Bei dem anhaltenden Strukturwandel in der Landwirtschaft 
seit Mitte der 50er Jahre meldeten sich zunehmend besorgte 
St immen hinsichtlich der Auswirkung moderner Produk­
tionsmethoden auf die Landschaft. Von dieser Kritik aus der 

·Sicht der Landespflege blieb die Flurbereinigung als Instru­
ment der Agrarstrukturverbesserung nicht verschont. 

So führte die weitere, allgemein bekannte und von wachsen­
den ökologischen Einsichten beeinflußte Entwicklung zu ei­
ner Änderung der Bewußtseins- und der Gesetzeslage, die 
der Landespflege eine mehr fordernde Stellung einräumt. Es 
geht nunmehr für sie nicht mehr einseitig um die Erhaltun'g 
des Vorhandenen, sondern gleichzeitig um die Verbesse­
rung des Naturhaushaltes als Ganzes und um die Entwick­
lung und Gestaltung der Landschaft. 

Das bedeutet, daß an dieselbe Gemarkung, dieselbe Flur 
und dieselbe Wirtschaftsfläche konkurrierende Ansprüche 
von Seiten der Landwirtschaft und der Landschaftspflege 
gerichtet werden. Die eben umrissenen Ansprüche der Lan­
despflege geraten damit neben den bereits erwähnten vielen 

anderen raumbezogenen Ansprüchen in Konflikt mit den 
Produktivitäts- und Rationalisierungsstreben der Landwirt­
schaft. 

5 Die Mittlerfunktion der Flurbereinigung 

Das 1976 novellierte Flurbereinigungsgesetz bestimmt so­
wohl im§ 1 als auch im §'37, wie den geschilderten Mehr­
fachanforderungen an landwirtschaftliche Nutzflächen ge­
recht zu werden ist: 

§ 1 FlurbG stellt die Verbesserung der Produktions- und Ar­
beitsbedingungen gleichrangig neben die Förderung der all­
gemeinen Landeskultur und der Landentwicklung; bei kon­
sequentem Verständnis des Kultur-Begriffes ist hierin eben-

.so das Bestellen und Nutzen des Bodens wie seine Pflege 
eingeschlossen. 

§ 37 Abs. 1 FlurbG spricht die Neugestaltung des Flurberei­
nigungsgebietes unter Beachtung der jewei ligen Land­
schaftsstruktur an. Dabei sind die Interessen der Beteiligten 
sowie die der allgemeinen Landeskultur und der Landent­
wicklung gegeneinander abzuwägen . 

Hierbei wird die Landespflege dem gesetzlichen Auftrag 
nach nBeachtung der jewei ligen Landschaftsstruktur« be­
sondere Aufmerksamkeit schenken und oaran die Erwar­
tung knüpfen, daß der ausgelöste Wandel der Kulturland­
schaft nicht mit Schäden für Natur und Landschaft einher­
geht. 

Damit ist die Mittlerfunktion der Flurbereinigung zwischen 
ökonomischen und ökologischen Ansprüchen an den Boden 
angesprochen; diese Mittlerfunktion wird durch den Inhalt 
des§ 37 Abs. 2 FlurbG zusätzlich bestätigt, wonach die Flur­
bereinigung bei der Neuordnung der Feldmark nach neuzeit-

Ein ausgebauter Wasserlauf im Münsterland, der erfreu licherweise beiderseits bepflanzt wurde, und zwar vornehmlich mit Roterlen, so daß er 
später voll beschattet und damit pflegegünstig sein wird, weil ein Krautwuchs kaum zu erwarten ist. Foto: G. Olschowy 
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liehen betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten u. a. den 
Erfordernissen des Umweltschutzes, des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege sowie der Erholung und Gestal­
tung des Landschaftsbildes Rechnung zu tragen hat. 

Dabei ergibt sich die interessante Feststellung, daß ökono­
mische und ökologische Zielsetzungen aber auch ident isch 
sein können, also keineswegs immer in Konflikt zueinander 
stehen müssen. 

Schon Ernst HAECKEL, der Schöpfer des Ökologie-Begrif· 
fes, bezeichnete die Ökologie als die Ökonomie der Natur 
und man kann hinzufügen: Gemeinsame Ausgangsbasis für 
die Landwirtschaft und für die Landespflege ist die Land· 
schaft. 

KUNTZE (1982) legt überzeugend dar, daß die Pflege des Bo­
dens der Erhaltung der Bodenfruchtbarkeit dient ; nur frucht­
bare Böden puffern Belastungen ab und erfül len eine Filter­
funktion im Wasserkreislauf; die Verbesserung des Bodens 
durch kulturtechnische Maßnahmen dient nicht nur der Er­
höhung und Sicherung der Erträge, sondern schafft z. B. 
auch bessere Bedingungen für das Mikro- und Mesoklima; 
das Wege- und Gewässernetz schafft nicht nur Erleichterun­
gen für den unmittelbaren landwirtschaftlichen Verkehr, 
sondern gleichzeitig Möglichkeiten für ökologische Funktio­
nen. 

Diese naturwissenschaftlich-technischen Erkenntnisse un, 
terstützen die Flurbereinigungsbehörde bei der ihr von Ge­
setzes wegen übertragenen Mittlerfunktion. 

Welche Lösungswege hierfür unter den sehr unterschiedli· 
chen agrarräumlichen Bedingungen gegeben sind, sol l im 
Folgenden am Beispiel der Arbeit der nordrhein-westfäli­
schen Verwaltung für Agrarordnung als der für die Flurberei­
nigung zuständigen Behörde dieses Landes aufgezeigt wer­
den. 

6 Flurbereinigungspraxis und Landespflege 

6. 1 Einbindung der Landespflege in den Arbeitsablauf 

In Nordrhein-Westfalen wurden ähnlich wie in den anderen 
Bundesländern Arbeitsmethoden entwickelt, die in jedem 
Stadium eines Flurbereinigungsverfahrens die Einbindung 
der Landschaftspflege gewährleisten; frühzeitige Kontakt­
nahme und Kooperation zwischen Flurbereinigung und Lan·­
despflege lange vor einer Verfahrenseinleitung sind dabei 
unerläßlich. Das bedeutet für die Praxis : 

Die Agrarstrukturelle Vorplanung als Entscheidungshilfe 
für die Einleitung einer Flurbereinigung wurde um einen 
ökologischen Beitrag ergänzt, der die ökologischen Ver­
hältnisse umreißt , Konflikte mit ökonomischen Zielset­
zungen zeigt und Lösungsvorschläge enthält. 

Vor der Verfahrenseinleitung werden mit dem Ziel des 
Flächen- und Artenschutzes die erhaltenswerten Biotope 
im Einvernehmen zwischen Flurbereinigungs- und Land­
schaftsbehörde bestimmt. 

Eine der ersten Handlungen nach Einleitung der Flurbe­
reinigung ist die Bestandsaufnahme und Bewertung der 
natürlichen Elemente in der Landschaft nach deren Er­
haltungswürdigkeit. 

Noch vor der Aufstellung allgemeiner Grundsätze für gie 
Neugestaltung des Flurbereinigungsgebietes f indet ein 
Landschaftstermin statt, bei dem das Bewertungsergeb­
nis erörtert und Ziele für die Erhaltung und Entwicklung 
der Landschaft gesetzt werden. 

Die anschließe.nde landschaftspflegerische Begleitpla­
nung - als Prozeß parallel zur Planung des Wege-· und 
Gewässernetzes - dient dazu, technische Lösungen mit 
den Belangen von Natur und Landschaft in Einklang zu 

bringen, Eingriffe auf ein Mindestmaß zu reduzieren, für 
Ausgleich oder Ersatz zu sorgen sowie die Entwicklung 
der Landschaft irri landeskulturellen und darüber hinaus­
gehenden öffent lichen Interesse in die Wege zu lei ten. 

Das Ergebnis wird mit dem Plan über die gemeinschaftli­
chen und öffentlichen Anlagen förmlich festgeste llt. 

Die Zuteilungsplanung und - als rechtliches Ergebnis 
- der Flurbereinigungsplan enthalten durchweg zusätz­
liche Möglichkeiten für die Entwicklung der Landschaft. 

Maßnahmen, die die Flurbereinigung plant, so z. B. die Ge­
hölzpflanzungen oder die Schaffung von Biotopen, werden, 
da hierfür auch die Flächenbereitstel lung in den jeweiligen 
Flurbereinigungsverfahren erfolgt, zügig durchgeführt. Dar­
in liegt eine besondere Stärke der Flurbereinigungsverfah­
ren im Vergleich zu vielen, oft schwer zu verwirklichenden 
Landschaftsplänen. 

6.2 Landschaftsstrukturen und ihre Vorgeschichte 

Rentable Landwirtschaft kann durchaus bei völlig unter­
schiedlichen Formen der jeweil igen Landschaftsstruktur ge­
geben sein. Das äußere Erscheinungsbild einer Landschaft 
reicht allein als Indiz für die Intensität der dort betriebenen 
Bewirtschaftung nicht aus. Probleme einer reich ausgestat­
teten oder einer ökologisch verarmten Agrarlandschaft las­
sen sich nur dann beurteilen, wenn auch die jeweilige Land­
schaftsentwicklung mit betrachtet wird. 

Dabei zeigt sich, daß Gebiete mit hohen lntensitätsstufen 
nicht einfach den Börden gleichzusetzen sind, in denen 
Baum und Strauch kaum vorkommen. Hierbei würde ver­
kannt, daß die meisten dieser auf vorzüglichen Böden ent· 
standenen »Fruchtlandschaften«, wie die Ackermarschen 
an der Küste, die Börden an den Mittelgebirgsrändern und 
die Gäue Süddeutschlands entweder natürlicherweise arm 
an Gehölzwuchs sind oder aber ihre gliedernden und natürli­
chen Elemente im laufe von Jahrhunderten zugunsten der 
Erzielung höherer landwirtschaftlicher Erträge eingebüßt 
haben. Reliefarmut kam diesem Prozeß zumeist entgegen. 

Andere Agrarräume Deutschlands wu rden nach früherer 
Entwaldung erst in neuerer Zeit wieder mit Baum und 
Strauch angereichert. Beispiele hierfür sind die Knick· und 
Wallheckenlandschaften Ostholsteins und Nordwest­
deutschlands. Sie sind oft Resultate· der Flurbereinigungen 
des 19. Jahrhunderts. 

Andere, vor allem mit reichem Relief ausgestattete Land­
schaften, wie etwa das bayerisch-schwäbische Voralpen­
land, haben sich ihre landschaftliche Vielfa lt wohl immer be­
wahrt. 

Diese groben Hinweise mögen zeigen, unter welch unter­
schiedlichen landschaftsstrukturellen Gegebenheiten die 
Flurbereinigung ihre Tätigkeit ausüben muß. 

6.3 Flurbereinigung - Landschaftserhaltung und 
' -entwicklung 

Die bereits dargestellten Arbejtsmethoden ermöglichen es 
der Flurbereinigung, den Wandel der Kulturlandschaft in ei­
nen gesteuerten Prozeß einzuordnen. 

Auch ohne das Ordnungsinstrument Flurbereinigung wi rd 
aus den eingangs geschilderten Gründen der einzelne land­
wirtschaftliche Betrieb danach streben, seine Flächen ren­
tabler zu nutzen. Am augenfälligsten geschieht das durch 
die Umwandlung von Grünland in Acker, auch ohne groß an­
gelegte Entwässerungsmaßnahmen und häufig unter Besei­
tigung von Wirtschaftserschwernissen. Für solche Eingriffe 
in Natur und Landschaft durch den Einzelbetrieb wird selten 
Ausgleich oder Ersatz geleistet. Oftmals entsteht sogar der 
fälschliche Eindruck, daß diese Eingriffe durch eine Flurbe­
reinigung vorgenommen worden seien. 
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Die Planung in der Flurbereinigung ist dagegen darauf aus­
gerichtet, Eingriffe in natürliche Landschaftselemente auf 
ein Minimum zu beschränken und für unvermeidbare Eingrif· 
fe Ausgleich oder Ersatz zu schaffen. 

Über Erhaltung, Ausgleich und Ersatz hinaus gehen die Er· 
wartungen und der Auftrag, die Landschaft im Zuge der Flur­
bereinigung optimal - d. h. ökologisch und gestalterisch 
wirksam - zu entwickeln. So soll die Flurbereinigung »Of· 
fenbare, in der Vergangenheit vorgenommene Eingriffe In 
Natur und Landschaft« heilen, wie der nordrhein-westläli· 
sehe Erlaß über Naturschutz und Landschaftspflege In der 
Flurbereinigung von 1980 es vorsieht. 

In Bördegebieten beispielsweise, wie in der Rheinischen 
Bucht mit sehr hohen Bodenpreisen (um 10 DM je qm) und 
mit einer nicht von der Hand zu weisenden Abneigung der 
Landwirte gegenüber zusätzlichem Baum- und Strauch­
wuchs in der Landschaft, bedarf es dann unabhängig von 
der Regelung der Kostentragung schon eines hohen Maßes 
an Geschick und Einfallsreichtum des Flurbereinigungspla­
ners, um in solchen an natürlichen Landschaftsbestandtei­
len armen Gebieten eine Anreicherung durchzusetzen. 

Vor völlig andere Probleme wird die Flurbereinigung ge­
stellt, wenn es sich nicht um die Erhaltung und Neuschaf· 
fung von Einzelelementen, sondern um die Erhaltung von 
Landschaftsteilen als Lebensräume von Tier· und Pflanzen­
arten handelt, die auf extensive Nutzungsformen angewle· 
sen sind. Beispielhaft angeführt seien hierfür die feuchten 
Grünlandareale der Westfälischen Bucht als Reservate für 
Watvögel. Durch Anwendung naturschutzrechtlicher Vor­
schriften läßt sich zwar die angestrebte weitere Intensivie­
rung solcher Landschaftsteile verhindern, nicht aber die Bei­
behaltung der bisherigen Nutzung vorschreiben. 

Restriktionen dieser Art berühren die Besitzstände wirt­
schaftender Betriebe und deren Einkommensmöglichkeiten 
bis hin zur Existenzgefährdung. 

Die Lösung solcher Probleme durch eine steuernde· Tätig­
keit der Flurbereinigung besteht in 

freihändigem Erwerb von Flächen zugunsten eines Trä­
gers der Landschaftspflege; dies kann innerhalb einer 
Flurbereinigung im Tauschwege erfolgen, 

Anpachtung der schutzwürdigen Flächen durch einen 
Träger der Landschaftspflege oder 

Einweisung mitwirkungsbereiter Landwirte in solche Flä· 
chen, wobei den betreffenden Landwirten Nutzungsaus­
fa llentschädigungen seitens der öffentlichen Hand ge­
währt werden müssen. 

Al lein im Landesteil Westfalen konnte die Flurbereinigung 
von 1976 bis 1981 insgesamt über 800 ha für Zwecke der Lan­
despflege freihändig erwerben, um sie jewei ls an geeigneter 
Stelle in den Flurbereinigungsgebieten für die öffentliche 
Hand auszuweisen. Soweit Maßnahmen zur Landbeschaf­
fung für landespflegerische Zielsetzungen über die Abfin­
dungsgrundsätze der Flurbereinigung hinausgehen, können 
sie auch unter Berücksichtigung der Sozialpflichtigkeit des 
Eigentums nicht zu Lasten des einzelnen Bürgers, sondern 
nur zu Lasten der Gesamtheit unserer Gesellschaft durchge­
führt werden. 

Im Verbund von Maßnahmen der Teilnehmergemeinschaft 
mit solchen, die im öffentlichen Interesse liegen, lassen 
sich geradezu Netze punktueller und flächiger Biotope 
schaffen. 

Solche Ergebnisse entsprechen der von HABER (1971) in sei­
ner Veröffentlichung »Landschaftspflege durch differenzier­
te Bodennutzung« geforderten »Wiederholung von Nut­
zungstypen in klein räumiger Gi iederungn. Für die Agrarland­
schaft bedeutet das den häufigen Wechsel von agrarisch­
produktiver, Kompromiß- und scheinbarer Nichtnu tzung. 
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Diese Theorie ist für die Praxis in der Flurbereinigung außer­
ordentlich hilfreich. Sie vermittelt einen Anstoß, den jeweils 
von der natur- und der kulturräumlichen Eigenart einer Land­
schaft her sinnvollen Weg Im Zuge der Flurbereinigung zu 
suchen. 
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Dieter Boeminghaus 

Zur Erhaltung und Gestaltung des Landschaftsbildes 
in landwirtschaftlichen lntensivgebieten 

Zunächst sei der Blick auf eine Erscheinung gelenkt, die zu­
nächst weniger mi t der Problemstellung zu t un hat , über die 
in anderen Vorträgen eindringlich diskutiert wurde. 

Ich beschäftige mich mit dem Bild der landwirtschaftl ich in­
tens iv genutzten, offenen Landschaft . Und ich stelle die F ra­
ge, welche Bedeutung dieses Landschaftsbi ld für den Men­
schen hatte und heute noch besitzt. Dieses Landschaftsbild 
existierte vergleichsweise auch vor der Zeit der heut igen in­
tensiven Bewirtschaftung und Behandlung mit Chemikalien, 
die zur weiteren Ertragssteigerung der ohnehin guten Böden 
führte, aber auch die angesprochenen Probleme mit sich 
bringt. 

In dem mir zugedachten Thema ist aber bereits angedeutet , 
daß diese Landschaftsbilder auch Werte beinhalten, die es 
zu erha lten und zu gestal ten gilt. Diese Werte versuche ich 
aufzuspüren und zu beschreiben. 

landwirtschaftliche ln tensivgebiete heute sind keine soge­
nannten Freizeit landschaften, sie si nd das genaue Gegen­
teil von ihnen. Vergleicht man die beiden Erscheinu ngsbil­
der, so lassen sich zur jeweiligen Charakterisierung Begr iffe 
f inden, d ie auch die Arbeitswelt des Menschen von seiner 
Freize it unterscheiden. 

Auf der einen Seite: 

Geometrisch, zie lorient iert, gerade, nach vorne gerichtet, in 
Bewegung. 

Und auf der anderen Seite: 

Abwechslungsreich, vielgestaltig, geschwungen, zeitlos. 

Diese Gegensatzpaare spiegeln auch zwei verschiedene Sei­
ten im menschlichen Bewußtsein wider: di.e logische, konse­
quente, einschätzbare, intelligente, technisch-wissen­
schaftliche und die plastische, abwechslungsreiche, die kre­
ative Sei te. 

Und um ein anderes Begriffspaar zu wählen mit ähnl ichen 
Symbolwert: d ie eine Seite läßt uns die Straßen bauen und 
d ie andere die Plätze. Und beides hat in der Geschichte sei­
ne eigene große Zeit gehabt. Die Technik, Seh-, Denk- und 
Lebensweise der Römer bescherte uns ein das Weltreich 
umfassendes Straßennetz. Das Mittelal ter vergaß die Stra­
ßen, baute die Plätze. Nach all den eingleisigen geraden Au­
tobahnen der Vergangenheit, die uns Zeit sparen helfen, 
aber kein Ende f inden und keine neuen Ziele bescheren kön­
nen, scheinen wir wieder einmal bei den Plätzen, den kleinen 
Wegen und Restflächen angelangt zu sein. 

Kein Wunder, daß auch das Erscheinungsbild von ln tensiv­
landschaften im Augenbl ick nicht gefragt ist. In seiner Frei­
zeit zieht es den Menschen in die entgegengesetzten Gegen­
den. Die Erhaltung und Gestaltung von Landschaftsbildern 
von landwirtschaft lich intensiv genutzten Flächen kann und 
darf sich wohl auch weiterhin nicht zum Ziel setzten, durch 
sogenannte Wohlfahrtswirkung vornehml ich dem Erho· 
lungswert des Menschen zu dienen. 

Welche Bedeut ung aber kann durch Erhalt , Pflege und be­
wußte Gestaltung das Landschaftsbild gewi nnen, wenn die­
se Eigenschaften nicht primär genutzt werden können und 
sol len? l ohnt sich der Aufwand, wenn man einmal von den 
wichtigen ökologischen Aspekten absieht, die von sich aus 
ein reicheres Erscheinungsbild verlangen? Welche Bedeu-

tung haben diese Landschaften? Die Frage ste llt sich an­
ders, wenn wir einmal die »natür liche" Landschaft a ls Zie l 
und Verg leich verlassen und ausschließl ich unseren Blick 
auf die landwirtschaftl ich intensiv genutzten Flächen rich­
ten. 

Fragen wir uns zunächst, wie diese Flächen erlebt werden. 
Es lassen sich zwei grundverschiedene Positionen feststel ­
len, von denen aus die gleiche Landschaft erfahren wird. 

Einmal lebt ein Großteil der Bürger sozusagen in dieser 
Landschaft als Anwohner und Beschäf tigte. Sie gehören zu 
dem Land, wohnen und arbeiten dort und sind ständig von 
ihm umgeben. Diesen Gesichtspunkt könnte man natürlich 
auf alle anderen Bewohner von Landschaften übertragen . 
Doch die Art und Weise, wie diese Menschen ihre Land­
schaft sehen, ist einmalig und hat große Ähnlichkei t mit der 
Wahrnehmungsform aus der zweiten Position. Dort wird die 
gleiche Landschaft intensiv aus dem Fahrzeug erfaßt (PKW 
oder Zug), von der geraden Straße oder dem Schienenstrang 
aus. Man durcheil t d iese Landschaften, ohne sie zum Ziel zu 
haben, und man erlebt sie doch so ähnlich wie der Anwoh­
ner, auch aus der Bewegung heraus. In dieser Landschaft ist 
der Mensch immer in Bewegung. Und dieses sein hier typi­
sches Verhalten bestimmt auch seine Wahrnehmung. Man 
muß auf den Weg achten, während man das Landschaf ts­
bi ld betrachtet, der Bl ick ist vornemlich nach vorne gerich­
tet. Da das Bi ld hauptsächlich aus Flächen besteht (Felder, 
Wege), kann der Bl ick sehr weit darüber schweifen und 
orientiert sich dabei an den Rändern und Grenzen, an den 
Lichtun terschieden, mit denen sich die Flächen gegenein­
ander absetzten. Die wenigen zusätzlich aufragenden Ele­
mente sind leicht überschaubar und bleiben lange im Blick­
feld - ein für den Autofahrer ideales Wahrnehmungsange­
bot. Andere .Landschaften erfährt er stets ausschn ittweise, 
hier bekommt er sozusagen alles mit, wäh rend er gleichzei­
tig seine vo l le Aufmerksamkeit auf das Fahren lenken kan n. 
Müßte man für den Autofahrer eine Landschaft erf inden, die 
seinem Verhalten, seinem Gefühl und seiner Fähigkeit, Re i­
ze aus der Umwelt aufzunehmen angemessen zugeschnit­
ten wäre, man käme zu eben diesen Erscheinungsformen ei­
ner intensiv genutzten Landschaft. 

Wir er leben aus beiden Posit ionen eine Landschaft , die total 
dem menschlichen Gestaltungswillen unterworfen ist und 
an keiner Stelle ungewollte Unreinheiten und Zufä lligkeiten 
zuläßt. 

Das g il t auch fü r die sehr wenigen dreid imensionalen Ele­
mente, die jedoch das Bild dieser Landschaft charakteris ie­
ren und sie z. B. von den erschreckenden und tota l entleer­
ten Landschaften in Kanada und in der Ukraine unterschei­
den. 

Ob wir Landschaften um Köln, am Niederrhein, um Duder­
stadt (Goldene Mark), im Weserberg land und Donaugebiet 
nehmen, es sind stets d ie wenigen g leichen Elemente, die 
den Reiz der Landschaft ausmachen und durch vereinzeltes 
Auft reten d ie Aufmerksamkeit des Betrachters auf sich zie­
hen. Da ist von den natürl ichen, aufrechten und weith in 
sichtbaren Elementen vor al lem der einzelne Baum zu nen­
nen. In einer baum- und waldre ichen Landschaft werden wir 
ihn selten so bewußt und in seiner ganzen Schönheit erle­
ben. Neben der Wahrnehmung seiner ausgeprägten Form, 
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die s ich hier oft ungehindert ausbreiten und entwickeln 
konnte, und die man weil hin bis in al le Einzelheiten erkennt, 
erhält der Baum Bedeutung durch d ie Tatsache, daß er über­
haupt in dieser intensiv genutzten Landschaft vorhanden 
ist. Und er macht durch seine seltene Erscheinung sichtbar, 
daß auch die Stelle w ichtig ist, an der er steh t (und überdau· 
er! hat). Meist kann man die Gründe hierfür sofort ei nsehen 
und man begreift bewußt oder unbewußt, daß es an Ort und 
Stelle gleich mehrere Hinweise geben muß, ihn nicht wie je­
den anderen noch so kleinen Strauch, der dem kostbaren 
Boden Licht und Kraft wegnehmen könnte, zu beseit igen. 

Oft ist es ein Kreuz, eine Kreuzung, ein Grenzstein, ei ne 
Brücke, eine Scheune, auf die der Baum verweist. Selten 
steht er allein, meis t bezeichnet er etwas von Bedeutu ng, er 
fungiert von sich aus a ls Hinweis, als Zeichen oder Symbol. 
So steht er auch niemals ohne trif tigen Grund in einer be­
ackerten Fläche, meist an ihrem Rand , am Weg, wie die mei­
sten anderen aufragenden Elemente auch, also auf jenem 
schmalen Ausschnitt der Landschaft, den man betreten 
darf. 

Man sieh t diese aufragenden Elemente stets unterwegs im 
Gehen und Fahren, man nähert sich ihnen oder entfernt 
sich, streift ihren Schatten, behält sie als Orientierungs­
punkt im Auge, betrachtet sie als Station auf dem Weg, alles 
Gesichtspunkte, d ie der Mensch benötig t im Leben, die ihm 
aber selten so klar vor Augen stehen, daß er sie als solche 
real erkennt und anerkennt und die gleichzeitig geeignet 
sind, durch ihre Erscheinung auch noch ein Bild von der 
Welt abzugeben, das sich hier als übersichtl iches, klar be­
greifbares und einsehbares Landschaftsbild symbolhaft 
darstellt. 

Während man sich jahrelang strei tet, ob es dem Erhol ungs­
suchenden zuzumuten ist, über seine Erholungslandschaft 
zur Versorgung der nächsten Stadt mit Strom eine 240 KV 
Überlandleitung zu führen und man bereit ist, für eine mög­
lichs t schonende Linienfü hrung längere Strecken und zu­
sätzliche Mehrkosten in Millionenhöhe in Kauf zu nehmen, 

gehören Überlandleitungen zum Bi ld der landwi rtschaftlich 
i ntensiv genutzten Landschaften. Sie prägen es wesen tlich, 
e rscheinen hier passend, ja bisweilen schön. Man folgt ih· 
rem Schwung über den Horizont und fährt mit den Augen ih­
re Lin ienführung nach, die ebenso begeistern kann wie die 
Gestalt alleinstehender Bäume, von denen wenige berei ts 
1fas Bild bestimmen und füllen können, wenn wir diesen An­
b lick der Landschaft einmal mit einer graphischen Zeich­
nung vergleichen. Es gibt andere Punkte, d ie ins Auge fallen, 
die man erwartet, die man ebenfalls in ihrer Gesamthei t er­
fassen kann, nicht verwechselt und die zum engeren Ge­
staltrepertoire d ieser Landschaf tsbilder in unseren Brei ten 
geworden sind. Sie geraten in d ieser maßstabslosen Weite 
nicht zu bloßen Zeichen, die uns etwas zu sagen haben, d ie 
etwas bedeuten, sie vermitteln uns gleichzeit ig so etwas wie 
das Abbild einer Vorstellung von der Welt ganz allgemein, 
so wie wir s ie uns wünschen, überschaubar, einsehbar, ge­
ordnet , ablesbar, verläßl ich, eindeutig, auf eine angenehme 
Zukunft gerichtet. 

Wir haben uns angewöhnt, als Ausdruck für den menschl i­
chen Gestaltungswi llen, als Bild für seine Au fgabe auf der 
Erde das Stadtbi ld zu wählen, dieses durch und durch künst­
liche Baugefüge und im Gegensatz dazu die nicht näher be­
schriebene Landschaft. Reizvolle Stadtbilder weisen aber so 
viele Gestaltungsqualitäten auf, daß wir, um sie näher zu be­
zeichnen, gern Ausdrücke verwenden, die auch geeignet 
sind, eine interessante Landschaft zu beschreiben. Ich bin 
der Auffassung, daß die intensiv landwirtschaftl ich genu tz­
ten Landschaften viel eher ein geeignetes Bi ld abgeben für 
d ie Betriebsamkeit des Menschen und seinen Planu ngsge­
danken. In diesen Landschaften kommen alle seine Vorstel­
lungen, die Geometrie des Denkens und des Sehens, sein 
Gestaltungswil len am besten zum Ausdruck. 

Auslösende Elemente sind neben dem Einzelbaum kleine 
Baumgruppen, Baumreihen, sel tener Büsche. Die andere 
Pflanzenwelt bildet die Fläche, den Grund, au f dem s ich 
auch bei der Zeichnung d ie Figuren abheben. 
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Neben den Hochspannu ngsleitungen und ihren Masten sind 
Transformatorenhäuser, Wegkreuze und Kreuzwege, also 
Standbilder, Kapel len und Scheunen, Hochsitze und Was­
sertürme, die als gebaute Elemente ins Auge fallen , aber 
auch Wegweiser und Verkehrsschilder, Brückengeländer 
und Mieten. 

Was sich bewegt, wird ebenfalls deutlich und weithin gese­
hen. Und in dieser Landschaft bewegt sich alles einschl ieß­
l ich der Beobach ter, alles, was nicht fest mit dem Boden ver­
bunden ist; Menschen zu Fuß, mit dem Rad, auf dem Pferd, 
Fahrzeuge, aber auch Tiere, Hunde, Wild, Vögel. 

In anderen Landschaften verstellen immer wieder Wald und 
Hecken, Gelände und Bäume und Sträucher den Blick. In 
den freien Landschaften nimmt man auch die Ränder der 
Landschaft deutlich wahr, ihre Grenzen, ihr Ende sozusa­
gen, die Stellen, die immer wieder unsere Au fmerksamkeit 
auf sich lenken. 

Nirgends sonst erlebt man aber auch das Ortsbild so deut­
lich wie hier. Es lassen sich d ie Dachlandschaften in ganzer 
Länge ablesen, Höhepunkte deutlich ausmachen und Be­
bauung als ein Ganzes erfahren. Aus den gleichen Gründen 
kann ich den Wald als ein Bild erleben, wenn er irgendwo d ie 
Grenze zu der flachen Landschaft bildet. Es ist zu vermuten, 
daß die freie Landschaft der intensiv genutzten Flächen um 
unsere Städte und an den Au tobahnen, da sie in dieser Form 
in sehr vielen Regionen auftritt, unsere Vorstellung von un­
serem Land stärker beeinflußt als jedes andere, besonders 
ausgeprägte Landschaftsbild. 

Ich glaube, daß wir überhaupt erst vor ihrem Hintergrund 
den besonderen Reiz des Erscheinungsbi ldes von soge­
nannten schönen Landschaften als ihren Gegensatz schät­
zen und bewußt erleben können. Das begrenzt einsehbare 
Umfeld von interessanten Landschaften, ohne tiefgreifende 
Perspektiven und die damit einsehbaren einhergehenden 
Farbveränderungen (zum Blau hin), kann und muß mit mehr 
Ruhe und Zeit wahrgenommen werden. Für die vielfältigen 
Detai ls und Motive wird mehr Aufmerksamkeit abgezweigt, 
die ein Verharren veranlaßt und eine ungehinderte Annähe­
rung und den Einsatz aller Sinne verlangt. 

Das sind alles Aspekte, die auf den kahlen Wegen, die nur 
zum Gehen und Fahren und nicht zum Anhalten und Verwei­
len best immt sind, ausscheiden müssen. Betretbare, flä­
chenhafte Erweiterungen gibt es nicht. Dafür kann man in 
den weiten Landschaften das aufkommende Wetter erleben 
und den Sonnenuntergang, ein Flugzeug lange verfolgen 
und den Vogelflug_ Erscheinungen am Meer bieten sich hier 
als Vergleich an, doch wieder mit dem Unterschied, daß hier 
alles in Bewegung is t - Bewegung beim Wahrnehmenden 
und Wahrnehmung von Bewegung. Auch die Veränderun­
gen, die eine Landschaft durchmacht, bewegen hier im wört­
lichen Sinne, die Wolkenbilder und ihre Schatten auf dem 
Feld, alle Veränderungen durch Licht. 

Auch die Unterschiede zwischen den einzelnen Vegetations­
perioden sind nicht wie gewohnt allmählich und schleifend, 
die als Verläufe mit dem Hintergrund in Verbindung stehen, 
es sind vielmehr deutlich wechselnde Bilder, die zudem in ih­
rer Hell igkeit total umschlagen können. Einmal erscheint 
ein frischer Ackerboden hinter dunklen, grünen Halmen. Der 
gleiche Acker wirkt großflächig dunkel nach dem Regen und 
hell nach Schnee. Die Elemente setzen sich jedoch vor je­
dem Hintergrund deutlich ab als graphische Zeichen. Sie 
stellen die Figuren auf dem Schachfeld der freien Land­
schaft. Und ich habe angedeutet, welche Bedeutung sie für 
die menschliche Vorstellung er langen. Sie haben für uns 
ganz sicher den Charakter einer Sprache, die w ir unbewußt 
von Jugend an lernen - und von der wir in immer neuen 
Landschaftsbildern auch immer neue zusammenhänge her­
auslesen und gedanklich durchspielen. 
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Möchte man diesen so wichtigen Ein fluß, der von den land­
wirtschaftlich genutzten Flächen ausgeht, erhalten, dann 
muß man sich vornehmlich auf die wenigen belebenden, 
richtungsweisenden Elemente konzentrieren. Man muß vor 
allem den Baum bewahren. Den vorhandenen Bestand zu 
schützen und ihn stets zu ersetzen, das kann in dieser Land­
schaft mögl icherweise eher gelingen als in anderen. Tota l 
ausgeräumte Landschaften durch Gestaltung, also vor­
nehmlich durch Neupflanzung zu beleben, das ist schon ei­
ne schwierige Aufgabe. Denn an beliebiger Stelle Bäume zu 
pflanzen oder Sträucher nach einem Konzept, das aus­
schließ lich ästhetischen Zielsetzungen folgt, die man nur 
sehen, aber nicht mehr einsehen und nachvollziehen kann 
und für sich übertragen kann , ist weniger sinnvoll. Das er­
lebt man zum Beispiel bei Straßenbaumaßnahmen in dieser 
Landschaft. Eine neue Straße paßt sehr gut in dieses Bild, 
stört nicht, im Gegenteil. Notwendige Böschungen werden 
nun auch hier wie gewohnt bepflanzt: Abwechslungsreich, 
zufällig , vielfältig. Und ausgerechnet das paßt nicht, es 
stört, es gehört nicht zum Repertoire der Landschaft. Wenn 
man überhaupt pflanzt, dann möglichst nur Bäume und sehr 
sparsam und an ausgesuchten, allen einsehbar wich tigen 
Stel len. 

Findet man keine alten einsehbaren Ansatzpunkte für eine 
neue Gestaltung, so sollte man sich in der heutigen Zeit um 
neue bemühen, die die gleiche Wirkung zeigen und von ver­
gleichbarer Bedeutung sind. 

Denn wenn auch die Flurbereinigung und die moderne Be­
wirtschaftung mit großen Maschinen heute das Land­
schaftsbi ld prägen und damit ein Großtei l von Motiven für 
eine Baumpflanzung z.B. überflüssig erscheinen lassen, die 
Maschinen werden hier noch immer von Menschen bedient, 
die nach den ihnen angeborenen Formen der Wahrnehmung 
ihre Umwel t erleben und erfahren wollen. Das gilt für den un­
mittelbar betroffenen Anwohner ebenso wie für den vorbei­
eilenden Fahrer eines PKW's. Vielleicht lassen sich hier, 
nachdem die ökologischen Fragen geklärt sind, einsehbare 
und nachprüfbare Gestaltungsmotive und Gestaltungsele­
mente entwickeln. Denn auch ökologisch angemessene 
Maßnahmen schlagen sich in Gestalt nieder. 

Das Vorhandensei n solcher Bezugspunkte hat für den Auto­
fahrer noch eine ganz andere, lebenswichtige Bedeutung. In 
ei ner Untersuchung über den Einf luß von Bäumen au f das 
Fahrverhalten auf Landstraßen kam ich zu dem überra­
schenden Ergebnis, daß die biologische Größe Baum in der 
durchei lten Landschaft auf das Fahrverhalten einen ganz 
maßgeblichen Einfluß hat. Tauchten vereinzelte Bäume auf, 
so wurden alle Reaktionen und Einschätzungen, die für das 
Fahren notwendig sind, erheblich verbessert, wenn die Bäu­
me im Sichtfeld des Fahrers auftauchten. Und das ist nicht, 
w ie man allgemein annimmt auf den Straßenbaukörper mit 
der Straßenbepflanzung beschränkt, sondern bezieht weite 
Teile der offenen Landschaft ein. 

Diese im Grenzbereich des Fahrens gemachten Seherfah­
rungen lassen sich übertragen. Der Mensch benötigt An­
haltspunkte, Orientierungshi lfen, Zie le. 

Die Elemente der landwirtschaftl ich intensiv genutzten 
Landschaft bieten sie dem Anwohner und Durchfahrenden 
nicht nur real an, sondern sie fungieren hier auch als Sym­
bol für eine Seite seines Wesen, die nach einer Perspektive 
verlangt und noch immer hoffnungsvoll in die Zukunft blickt. 

Das offene Landschaftsbild landwirtschaftlich in tensiv ge­
nutzter, wertvoller Flächen hat eine lange Tradition, und es 
prägt in besonderem Maße unsere Vorstellung von der Kul­
turlandschaft. Dieses Bild kann und muß heute vielfach öko­
logischen Gesichtspunkten in der Landwirtschaft Rechnung 
tragen und sich in seiner Erscheinung verändern. Auch nach 
entsprechenden, s ichtbaren Bepflanzungsmaßnahmen blei­
ben diese Landschaften landwirtschaftlich in tens iv genutz-



te Flächen. Es wird keine Erholungslandschaft daraus, ob­
wohl das neue Landschaftsbild äußerlich stark daran erin­
nert. 

Aber während eine Erholungslandschaft aus wechselnden 
Flächen besteht und Uferbereichen, die z. B. zum Aufenthalt 
und Lagern und anderen Freizeitaktivitäten einladen, bleibt 
das intensiv bewirtschaftete, auch mit Bepflanzung, was es 
seinem Wesen nach auch vorher war, eine Landschaft, in 
der man sich auf den schmalen Wegen und Straßen bewegt, 
in der kein Platz ist fü r Stillstand, Ruhe und Rückblick. Ge­
ändert hat sich lediglich die Perspektive der Weg- und Stra­
ßenbenutzer. Sie hat sich sogar in ihr Gegenteil verkehrt. 
Aus der Übersicht und Wei tsicht ist die Einsicht und Enge 
geworden. Das wird durch eine konsequente Bepflanzung 
hervorgerufen, die sich bei intensiv genutzten Landschaften 
nur an bestimmten Stellen befinden kann . Sie tritt vornehm­
lich linear auf und begleitet die Ränder dieser Landschaft, 
die Wege, Straßen und Bäche vornehmlich, sie markiert die 
Grenzen sinnvoller Nutzungsgrößen, umschließt aber auch 
die Gebäude, schützt, friedet ein, gliedert und staffelt. 

Die vorher offene und f reie Landschaft wirkt plötzlich be­
haust. Der Mensch, der sich in ihr aufhält, d. h. bewegt, 
durcheilt fortwährend einsehbare, deutlich begrenzte Räu­
me von nicht allzu großer Tiefe. Man kann in der Regel den 
letzten Baum noch erkennen, Äste und Blattwerk. Doch im 
Gegensatz zu früher erlebt er die Landschaft aus einer 
freundlichen Bedeckung heraus, der ihn ständig begleiten­
den Bäume am Wegrand wie in einer Stadt, einem Haus. 
Man geht an den Wänden entlang im Schutze der Fassaden, 
geht wie durch Flure und bl ickt durch Türen und Fenster in 
immer neue Räume, große Zimmer, die man nicht betreten 
kann. Verständlich, daß man durch diese Landschaft nicht 
so gerne wandert, sondern mi t Vorliebe das Rad benutzt, 
denn die verschiedenen Räume, die man durcheilt , sind für 
den Fußgänger zu groß, zu gleichartig und damit zu langwei­
lig. Doch aus dem Blickwinkel des Fahrers (Rad, Motorrad, 
Auto) wechseln die grünen Kammern häufig, werden ver­
gleichbar und können sich durch ihr verschiedenes Erschei­
nungsbi ld leichter voneinander absetzen und anregend und 
interessant wirken. Die Schönheit solcher Landschaften 
wird gepriesen (z. B. Parklandschaft bei Münster). Es ist je­
doch schwierig die genauen Ursachen für ihre Reize aufzu­
ze igen. Wesentlich für das Wohlbefinden und das Schön­
hei tsgefühl in dieser Landschaft ist in der Tatsache zu su­
chen, daß man sich selbst stets in einem unmittelbaren Ein­
flußbereich von Büschen und Bäumen befindet, während 
man gleichzeitig von diesem geschützten Standort aus auf 
andere Baum- und Buschkonfigurat ionen blickt und da­
durch übersichtliche Räume und Raumgrenzen wahrnimmt. 

Man muß das Laub der Büsche und Bäume jedoch nicht nur 
aus unmittelbarer, greifbarer Nähe erfahren, um es als einen 
angenehmen Reiz zu empfinden. Schon ab einer bestimmten· 
Entfernung erfü llt Vegetation diese dienliche Funktion . 

Man kann diese gewisse Nähe auch deutlicher beschreiben. 
Immer dann, wenn wir den Baum nicht nur sehen, sondern 
durch ein zusätzliches Sinnesorgan wahrnehmen, spricht er 
uns deutlicher und vielseitiger an. Das kann neben dem Er­
scheinungsbild der Duft seiner Blüten sein, sein kühler 
Schatten, die Geräusche seiner Blätter im Wind oder das 
Zwitschern der Vögel. Diese menschliche, vielfach spürbare 
Nähe zieht sich je nach Pflanzenart, Wuchshöhe und Witte­
rung wie ein unterschiedlich breiter Saum um den Baum, in· 
nerhalb dessen man sich besonders wohlfühlt. So besehen 
hat jeder Busch, jeder alleinstehende Baum, die Allee, der 
Waldrand, die Hecke, aber auch jedes andere wicht ige Ele­
ment der Landschaft wie die Gewässer z. B. eine sogenann­
te Saumzone um sich. Hier hält sich der Mensch nach viel­
fä ltigen Beobachtungen bevorzugt auf. Überschneidungen 
solcher Saumzonen (z. B. Baum am Bachrand) wirken zu-

sätzlich verstärkend. Unterschiede, verschiedene Ein­
drücke, wechselnde Aussichten werden in dieser an sich 
g leichförmig, nur an den Rändern .bepf lanzten Landschaft 
durch den Formenreichtum der wegbegleitenden Vegetation 
erreicht. Die Fülle eines Gestaltrepertoires, der Reichtum 
der Formensprache entscheidet letztlich über das Maß an 
Reizen, die von dieser Landschaft auf den Betrachter ausge­
hen. 

Die Untersuchung eines Landschaftsausschnittes bei Lü­
dinghausen (Münster) zeigt, wie vielfältig und groß die Aus­
wahl der Saumzonen sein kann. 

Nach oberf lächlicher Betrachtung hält man alle Land­
schaftsteile für annähernd gleich. Erst eine genauere Auf­
nahme ergibt eine erstaunl iche Fülle von 18 verschiedenen 
Saumzonen allein bei der wegbegleitenden Vegetation. Die 
12 interessanten Beispiele werden hier in Schnitt, Perspekti­
ve und Grundriß schematisch dargestellt (siehe Abb.). 

Bei der Umgestaltung landwirtschaftlich intensiv genützter 
offener Fächen in ökologisch wirksamere Landschaftsgefü· 
ge, die sich vornehmlich auf die Bepflanzung der verschie­
denen Ränder beschränkt, können im Hinblick auf ihre ge­
stalterische Wirkung diese Beisp iele als Erfahrungswerte 
und interessante Gestaltungslösungen angesehen werden. 

Von Baum und Strauch völl ig ausgeräumte Landschaft im Eifelvor­
land, die vor einigen Jahrzehnten noch eine reich gegliederte Teras· 
senlandschaft war. Haltepunkt für das Auge ist die Baumgruppe am 
Horizont. Foto: G. Olschowy 
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